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            Widmung
            

         

         Dieses Buch widme ich meinem Freund Gerd «Poppoff» Poppe. Mitten im Zweiten Weltkrieg
            an der Ostseeküste geboren, studierte er Physik und war seit 1968 eine der prägenden
            Persönlichkeiten in der antikommunistischen Opposition gegen die SED-Diktatur. Sein Lebensthema war und blieb – FREIHEIT. Er gehörte 1985/86 zu den Gründern der «Initiative Frieden und Menschenrechte» (IFM). Der Grundsatz dieser profiliertesten Ostberliner Oppositionsgruppe lautete, wer
            keinen inneren Frieden garantiere, könne auch keinen äußeren Frieden sichern – beides
            gehöre zusammen. Wie aktuell das ist, zeigt ein Blick nach Russland. Poppoff wirkte
            in seiner Oppositionsarbeit trotz jahrelanger Reiseverbote und einer intensiven Bearbeitung
            durch die Stasi immer grenzüberschreitend und hielt Kontakte sowohl mit bundesdeutschen
            und westeuropäischen Politiker*innen und Menschenrechtlern als auch mit ostmitteleuropäischen
            Oppositionellen und Dissident*innen aufrecht. Er gehörte zu den Vordenkern der Freiheitsrevolution
            von 1989. In dieser Zeit war er an dann vielen Schauplätzen aktiv – etwa als IFM-Vertreter am Zentralen Runden Tisch ab Dezember 1989 oder als Minister ohne Geschäftsbereich
            in der Modrow-Regierung ab Februar 1990. Am 18. März 1990 gewann er für die IFM mit dem Bündnis 90 ein Mandat in der ersten demokratisch gewählten DDR-Volkskammer. Ein Lebenstraum von ihm ging in Erfüllung: freie und demokratische Wahlen –
            dafür hatte er wie nur wenige andere sein Leben lang gekämpft. Von 1990 bis 1998 war
            er dann Mitglied des Deutschen Bundestages und außenpolitischer Sprecher der Gruppe
            bzw. Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Er engagierte sich für die Menschenrechte weltweit
            und war in Ländern mit früheren oder aktuellen Diktaturen aktiv. Außerdem engagierte
            er sich für die Aufarbeitung der Geschichte der SED-Diktatur. Von 1992 bis 1998 war er Obmann in den beiden Enquete-Kommissionen, die
            sich im Deutschen Bundestag mit Geschichte und Folgen der SED-Diktatur befassten. Ehrenamtlich wirkte Poppoff von 1998 bis 2021 als Vorstandsmitglied
            der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur. Nach seinem Ausscheiden aus dem Bundestag war er von 1998 bis 2003 der
            erste Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, angesiedelt
            im Auswärtigen Amt. Damit schloss sich ein Lebenskreis, der immer Menschenrechte und
            Freiheit im Zentrum hatte.
         

         Gerd «Poppoff» Poppe ist nicht nur immer ein Freiheitskämpfer gewesen. Für mich war
            und ist er immer Vorbild und Inspirator, Kritiker und Richtschnur – und einer meiner
            wichtigsten, wenn nicht der wichtigste Ratgeber seit Jahrzehnten. Er hat in der Diktatur
            freiheitlich gelebt und entscheidend zum Sturz der kommunistischen Diktatur beigetragen.
            Ich bin stolz darauf, ihn meinen Freund nennen zu dürfen. Ihm mein Freiheitsbuch überhaupt
            widmen zu können, ist nicht zuletzt seinem Kampf für Freiheit zu verdanken.
         

      
   
      
            PROLOG:

            Menschheitsdilemma Freiheit?
            

         

         
            «1 Von Elim brachen sie auf, und die ganze Gemeinde der Israeliten kam in die Wüste
               Sin, die zwischen Elim und Sinai liegt, am fünfzehnten Tage des zweiten Monats, nachdem
               sie von Ägypten ausgezogen waren. 2 Und es murrte die ganze Gemeinde der Israeliten
               wider Mose und Aaron in der Wüste. 3 Und die Israeliten sprachen: Wollte Gott, wir
               wären in Ägypten gestorben durch des Herrn Hand, als wir bei den Fleischtöpfen saßen
               und hatten Brot die Fülle zu essen. Denn ihr habt uns dazu herausgeführt in diese
               Wüste, dass ihr diese ganze Gemeinde an Hunger sterben lasst.»
            

            (2. Mose 16/1–3, Luther 2017)

         

         Willi Kufalt sitzt im Gefängnis. Er kommt frei. Er möchte es jetzt schaffen. Er schafft
            es nicht. Am Ende des Romans «Wer einmal aus dem Blechnapf frißt» (1934) von Hans
            Fallada landet er wieder im Knast: «Der erste aufregende Tag mit seinem Hin und Her,
            mit Vorführung, Einkleidung, Zuteilung ist vorüber, Einschluß ist gewesen, und Kufalt
            sitzt allein in seiner Zelle 207 auf dem Bett.
         

         Durch das Gefängnis gehen noch die üblichen, altgewohnten Abendgeräusche: Ein Bett
            schlägt polternd auf den Fußboden, jemand pfeift in seiner Zelle selbstvergessen vor
            sich hin, und der Nachbar protestiert mit Gebrüll, zweie unterhalten sich ein Stockwerk
            tiefer von Fenster zu Fenster, ein Kübeldeckel klappert, ein Wachhund jault auf dem
            Hof.
         

         Kufalt ist in Ordnung, Kufalt ist zufrieden. Er hat eine schöne Zelle gekriegt, Material
            alles tadellos, die Bürsten noch so gut wie neu …. Zu Anfang darf man nicht zu pampig
            sein im Bau, mit der Zeit lernt man das schon, wo man was riskieren kann …. Aber besser
            ist es hier als draußen …. Kufalt hat die Decke schön hoch über die Schultern gezogen,
            im Kittchen ist es angenehm still, er wird großartig schlafen.
         

         Fein, wenn man wieder so zu Hause ist. Keine Sorgen mehr. Fast, wie wenn man früher
            nach Hause kam, mit Vater zur Mutter.
         

         Fast?

         Eigentlich noch besser. Hier hat man ganz seine Ruhe. Hier quatscht keiner auf einen
            los. Hier braucht man nichts zu beschließen, hier hat man sich nicht so zusammenzunehmen.
         

         Schön, so ’ne Ordnung. Wirklich ganz zu Haus.

         Und Willi Kufalt schläft sachte, friedlich lächelnd ein.»[1]
         

         Die Geschichte existiert auch umgekehrt. In dem berühmten Spielfilm «Die Verurteilten»
            von Frank Darabont mit Tim Robbins und Morgan Freeman in den Hauptrollen. In dem Gefängnisdrama
            von 1994 gibt es einen zu langer Haft verurteilten alten Mann, der aus dem Gefängnis
            entlassen wird. Er nimmt eine Arbeit als Hilfskraft in einem Supermarkt an. Sein zugewiesenes
            Zimmer könnte an Tristesse kaum zu überbieten sein. Er ist einsam, versteht die Welt
            nicht mehr, sehnt sich nach den gewohnten Knastmauern und dem geregelten, wenn auch
            beschwerlichen und nicht immer gewaltfreien Alltag zurück, kommt mit seiner Freiheit
            nicht klar und bringt sich nach einem halben Jahr um.
         

         Die Grundthese dieses Buches lautet: Ein nicht unbeträchtlicher Teil der ostdeutschen
            Gesellschaft erlitt ab dem Herbst 1989 einen Freiheitsschock. Freiheit bedeutet, sich
            in die eigenen Angelegenheiten einzumischen und sich das Recht herauszunehmen, mitreden,
            mitgestalten, mitentscheiden zu wollen. Freiheit ist keine Voraussetzung, um freiheitlich
            zu leben. Freiheitlich kann man auch – vielfach mit entsprechenden Konsequenzen –
            in der Unfreiheit leben. In der Freiheit zu leben, setzt aber ein Staatsgebilde voraus,
            das die Rahmenbedingungen dafür bietet. In diesem Buch geht es darum, nachzuspüren,
            warum so viele Ostdeutsche (und nicht nur sie) so große Probleme haben, Freiheit und
            Offene Gesellschaft nicht nur als Zumutung, sondern als eine Chance zu sehen, die
            ihnen die Möglichkeit bietet, sich zu entfalten. Tatsächlich hat ein größerer Teil
            der Ostdeutschen einen «Freiheitsschock» erlitten, als es darum ging, nun das Heft
            des Handelns und die Gestaltung eigener Wege in die Hände zu nehmen. Die meisten Ostdeutschen
            waren es nicht gewohnt und nicht darauf vorbereitet. Niemand erklärte ihnen, wie es
            geht. Sie selbst glaubten sogar, es zu können. Tatsächlich verwechselten die meisten
            materiellen Wohlstand mit Freiheit – ein Zusammenhang, den viele behaupten, den es
            aber tatsächlich in einer Offenen Gesellschaft, wie Karl Raimund Popper sie 1945 im
            neuseeländischen Exil entwarf, nicht gibt. Materieller Wohlstand macht vieles einfacher,
            er macht aber weder freier noch ist er eine Voraussetzung für Freiheit. Der «Freiheitsschock»
            vieler Ostdeutscher rührte daher, Freiheit als eine Folge materiellen Wohlstands,
            von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit anzusehen. Die «Ideen von 1989» waren Freiheitsideen –
            solche waren in der Geschichte zu selten mehrheitsfähig. Freiheit ist nichts, was
            einmal gegeben für immer existiert. Jede Generation muss den Umgang mit ihr, so ihr
            die Rahmenbedingungen gegeben sind, in Freiheit und Demokratie zu leben, neu erlernen.
            Viele Ostdeutsche haben den Sprung in die Freiheit nicht als Befreiung erlebt, nicht
            gefühlt. Ich nenne das Freiheitsschock.
         

      
   
      
            1.

            Warum ich dieses Buch schrieb
            

         

         Freiheit versus Unfreiheit. Demokratie versus Diktatur. Um nichts Geringeres geht
            es in den Kämpfen unserer Zeit. Um nichts anderes geht es auch in diesem Buch. «Ostdeutschland»
            ist für mich längst zu einer Chiffre für diesen Kampf geworden. Ja, es ist ein Kampf,
            der droht, in Gewalt umzukippen. In dem Vernichtungsfeldzug der russländischen Föderation
            gegen die freie Ukraine geht es um Freiheit und Demokratie, die der Kreml fürchtet,
            weil sie seinen diktatorischen und imperialen Gelüsten zuwiderlaufen. Alexei Nawalny
            wurde von dem Putin-Regime totgemacht, weil sie in ihm zu Recht ein Symbol für Freiheit
            und Widerstand gegen die Diktatur sahen. Die Ukraine will sich die Kremldiktatur nicht
            wegen irgendwelcher Bedrohungen durch den Westen einverleiben, an die man auch in
            Moskau in Wahrheit nicht glaubt, oder wegen der NATO-Osterweiterung, die der Kreml jahrelang hinnahm, oder wegen Gefahren für Russen und
            Russinnen in der Ukraine, die auch Moskau nicht zu belegen vermag, oder wegen «Faschisten»
            in der Ukraine, die dort nicht über größeren Einfluss verfügen als in vielen Staaten
            Westeuropas oder in Russland selbst. Nein, die Ukraine soll erledigt werden wegen
            ihres Drangs zu Freiheit und Demokratie.
         

         In «Ostdeutschland» spielen sich all die Kontroversen und Auseinandersetzungen im
            Kleinen ab, die es im Großen in Deutschland, Europa und auf der ganzen Welt zu beobachten
            gibt. Noch ist dieser Kampf um Freiheit «nur» ein Krieg des flächenmäßig größten Landes
            der Welt, Russland, gegen das flächenmäßig größte Land in Europa, die Ukraine. Vielen
            Menschen ist gar nicht bewusst, worum es dabei geht. Gerade in Ostdeutschland sehen
            viele nicht, dass es ihr Leben in Freiheit und Demokratie ist, das ihre andauernde
            Kritik, ihre Ablehnung und ihren Protest überhaupt nur ermöglicht. Viele wähnen sich
            in einer neuen Diktatur lebend und verzeichnen zugleich die Realitäten einer echten
            Diktatur, wie sie etwa in Russland längst wieder existiert oder wie es sie in der
            DDR gab.
         

         In Deutschland tobt eine Deutungsschlacht um Demokratie, Diktatur, Krieg, Frieden.
            Fast täglich werden neue Zahlen, neue Umfrageergebnisse präsentiert und diskutiert.
            Der öffentliche Raum wird davon beherrscht – Demoskopie ist ein Wirtschaftsfaktor.
            Kaum jemand wagt noch zu fragen, worin der tiefere Sinn all dieser Umfragen eigentlich
            liegen könnte, Umfragen mit Ergebnissen, die selten länger aktuell bleiben als die
            Tageszeitung. Und weitaus aufwendigeren wissenschaftlichen Erhebungen und Auswertungen,
            wie sie etwa Sozialwissenschaftlerinnen oder Politologen präsentieren, haftet nicht
            selten der Charme des Gestrigen an. Die vieldiskutierten und aufwendigen Leipziger
            Autoritarismus-Studien oder der Bestseller «Triggerpunkte» lahmen ihrer Zeit jeweils
            hinterher – sie stellen interessante Momentaufnahmen dar, deren Zahlenmaterial zum
            Zeitpunkt der Veröffentlichung für Historiker hochinteressant ist, aber weniger von
            diesen, sondern sehr stark von Journalisten, Politikerinnen und anderen Sozialwissenschaftlern
            als Gegenwartsanalysen hergenommen werden.[2] Ihnen ist fast immer gemein, dass sie ein enormes Beruhigungspotential besitzen
            und entsprechend rezipiert werden. Merkwürdigerweise kontrastieren sie die Alltagserfahrungen
            landauf, landab. Nun hat Wissenschaft nicht die Aufgabe, die Alltagserfahrungen zu
            bestätigen. Aber etwas Unruhe darf schon aufkommen angesichts des Umstands, dass sich
            die jahrzehntelang so treffsicheren Wahlvorhersagen in letzter Zeit in den Wahlergebnissen
            nicht immer spiegeln. Hinzu kommt, dass sich nach der Finanzkrise 2008, der Migrationskrise
            2015/16, der Coronakrise 2020/22 und dem ausgeweiteten Krieg der russländischen Föderation
            gegen die freie Ukraine seit 2022 die Gesellschaft wie in einer Dauererregungsschleife
            befindet, die gar keine verlässlichen Prognosen mehr zulässt. Die Neigung der meisten
            Politiker*innen, sich an demoskopischen Erhebungen zu orientieren, ist nicht nur demokratieunterhöhlend,
            sondern auch kurzsichtig. Denn wie glaubhaft ist eine solche Politik eigentlich? «Glaubhaftigkeit»,
            «Vertrauen» sind wesentliche Pfeiler demokratischer Politik, aber nicht an den Launen
            des Tages gemessen, sondern an der Zukunft. In den letzten Jahren geriet das politische
            System zunehmend unter Druck, weil sich ein Teil der Gesellschaft sichtbar radikalisierte
            und zunehmend dem bisherigen «Modell Bundesrepublik» den Rücken zukehrte. Aktuell
            können sich in Ostdeutschland zwei Drittel der Menschen vorstellen, einer gegen das
            Grundgesetz und gegen die bundesdeutsche Demokratie ausgerichteten Kraft ihre Stimme
            zu geben. Viele würden sagen, nein, nicht gegen das Grundgesetz, sondern gegen die
            konkrete Praxis: Sie fühlen sich nicht gehört, nicht ernst genommen, besäßen keinen
            Einfluss auf die Politik, die meisten Politiker*innen seien abgehoben und mit den
            eigentlichen Problemen nicht vertraut. Das müsse sich ändern. Merkwürdigerweise glauben
            diese zwei Drittel (auch im Westen wächst die Zahl derer, die so denken), dass sich
            ihre konkrete Lebenssituation und vor allem die bundesdeutsche Demokratie verbessern
            ließe, wenn extrem autoritäre, auf einen starken Staat setzende Kräfte an die Macht
            kämen. Und zwar von links wie rechts.
         

         Diese Tendenzen können nicht allein mit Zahlen und Umfragen erklärt werden. Natürlich,
            es lassen sich Langzeitvergleiche anstellen und man kann signifikante Veränderungen
            (oder auch nicht) feststellen. Solche Versuche gibt es zuhauf. Auch in den Debatten
            um die deutsche Einheit sind seit 1990 unentwegt Zahlen von der einen wie der anderen
            Seite ins Feld geführt worden. Drei Jahrzehnte lang blieben die Standpunkte zementiert –
            immer mit Zahlen belegt. Erst als sich vor einigen Jahren der Blick weitete und neben
            den etatistischen immer stärker auch gesellschaftsgeschichtliche, soziologische und
            kulturelle Perspektiven einbezogen wurden, setzte sich öffentlich die Erkenntnis durch,
            dass die deutsche Einheit und ihre Folgen nicht allein ein finanzielles, ökonomisches
            und infrastrukturelles Problem war. Auch die aktuellen Debatten um die Spaltung der
            Gesellschaft, um die so genannte «Mitte der Gesellschaft», um die Radikalisierung
            größerer Teile der Gesellschaft sind keine, die sich allein mit Zahlen und Erhebungen
            führen ließen. Sie erklären das Gewordensein zu wenig oder gar nicht. So versteht
            sich mein Essay als ein Angebot, jenseits von schwer verstehbaren aktuellen Zahlen,
            die teilweise auch auf einer problematischen, nicht mehr zeitgemäßen Methode basieren
            (was freilich von allen heftig abgestritten wird, die damit arbeiten – ich sage nur
            mal als Beispiel: Telefonumfragen im digitalen Zeitalter), nachzufragen, ob die Spaltung
            der Gesellschaft in Ostdeutschland überhaupt ein neues Phänomen ist und welche Gründe
            es für Phänomene wie Antiamerikanismus, Nähe zum Kreml, zu Wagenknecht, zur AfD oder
            den ungezügelten Hass in den Sozialen Medien und auf Demonstrationen geben könnte.
            Bei all dem geht es um Freiheit und Demokratie, und warum sie so umstritten sind.
            Mein Blick richtet sich auf Ostdeutschland, weil hier besonders deutlich und immer
            etwas früher als im Rest von Deutschland hervortritt, wie bedroht die Demokratie ist.
         

         Dieses Buch geht der Frage nach, warum das eigentlich so ist. Warum werden Freiheit
            und Demokratie so geringschätzig betrachtet, warum zugleich Diktaturen wie die in
            Russland so verherrlicht? Natürlich, die meisten jener, die so denken, antworten sofort,
            aber in Deutschland gibt es doch gar keine Freiheit, keine Demokratie. Sie selbst
            würden sich doch für die «wahre», die «echte» Demokratie einsetzen, für die «echte»
            Freiheit. So argumentieren vor allem rechte Extremisten und haben dafür Resonanzräume
            in Ostdeutschland. Sie behaupten, wenn die deutsche Gesellschaft erst wieder «rein»
            und «gesäubert», durch «Remigration» völkisch gestärkt und die «links-grüne-woke Basis»
            eingegrenzt sei, würden Freiheit und Demokratie wieder vollumfänglich möglich sein.
            Daher zählt das Wort «Freiheit» zum Grundreservoir rechter Extremisten, von Faschisten
            und ihres politischen Arms in den Parlamenten, der «Alternative für Deutschland» (AfD).[3] Ich jedenfalls bin nicht bereit, ihnen diesen Begriff und noch viel weniger den
            Inhalt zu überlassen. Für mich gibt es nichts Wichtigeres als Freiheit. Ohne Freiheit
            ist alles andere nichts wert. Es gibt keinen Frieden ohne Freiheit.
         

         Aber auch linke Extremisten argumentieren, wenn auch unter anderen Vorzeichen, sie
            strebten die «wahre» und «echte» Demokratie und Freiheit an. Anders als rechte Extremisten
            können sie sich dabei auf theoretische Arbeiten und einige Klassiker der Revolte stützen,
            die ihnen in ihrer Annahme, nur soziale Gerechtigkeit, womöglich sogar soziale Gleichheit
            garantiere «echte» Demokratie, garantiere Partizipation für alle und damit «echte»
            Freiheit, zur Seite stehen. Die linke Idealisierung sozialer Gleichheits- und Gerechtigkeitsversprechen
            droht stets in extremistische Annahmen und Forderungen zu kippen – und in der historischen
            Realität tat sie es jedenfalls überall dort, wo Kommunisten an die Macht kamen (und
            sie nirgends demokratisch, sprich durch freie Wahlen wieder abgaben). Linke reden
            ungern über Freiheit, ohne sie zu relativieren.[4]
         

         Die historische Realität spricht überall dort, wo sie an die Macht kamen, gegen die
            linken und rechten Extremisten: Ihre totalen Staats- und Gesellschaftsvorstellungen
            führten regelmäßig zu totalitär verfassten Systemen, in denen systemlogisch kein Platz
            für jene war, die sich dem herrschenden Dogma nicht zu unterwerfen bereit zeigten
            oder die aus «objektiven» Gründen (Herkunft) zu Feinden erklärt und entsprechend ausgemerzt,
            vertrieben, unterdrückt wurden.
         

         Daher hat sich die Verteidigung von Freiheit auch immer gegen jene zu wenden, die
            Freiheit für ihre totalitären und extremistischen Ziele zu instrumentalisieren versuchen.
            Ich werde in diesem Essay keine ausufernde Debatte um den Begriff Freiheit und Demokratie
            führen. Beides ist im Grundgesetz definiert. Es sind niemals Endzustände, sondern
            Idealzustände, die in ihrer denkbaren Vollkommenheit nie zu erreichen sind. Aber Staaten,
            die sich diesen Prinzipien, wie sie im Grundgesetz festgeschrieben worden sind, verpflichtet
            fühlen, garantieren einen Rahmen, in dem Freiheit und Demokratie theoretisch und praktisch
            immer weiter entwickelt und zugleich in ihrer Realität verteidigt werden können. Aber
            natürlich komme ich nicht umhin, zu Beginn zu skizzieren, was ich unter Freiheit verstehe.
         

         Sodann schließt sich eine kurze Skizze an, die den ostdeutschen Weg von der Diktatur
            zur Einheit mit Blick auf das Buchthema umreißt. Diese Skizze ist von dem Grundgedanken
            getragen: Die deutsche Einheit ist nicht nur längst vollzogen. Sie ist auch eine Erfolgsgeschichte
            geworden. Das ist nur noch nicht durchgedrungen. Woran das liegt? Genau darum geht
            es in diesem Buch. Freiheit ist eine Angelegenheit, die nur funktionieren kann, wenn
            sich der Einzelne bewegt und sich in seine eigenen Angelegenheiten einmischt. Genau
            das wird einem in der Diktatur mit allen Mitteln abgenommen, abtrainiert, brutal weggenommen.
            Die Diktatur hasst das Individuum und strebt an, alles im Kollektiv aufgehen zu lassen.
            Je länger eine Diktatur währt, um so weniger ist das ihren Insassen bewusst, weil
            sie als Teil des Maschinenraums zunehmend den Blick für das Ganze verlieren. Auch
            das ist ein Diktaturziel. In der Diktatur kostet es nicht nur Mut, sondern auch erhebliche
            Anstrengung, um sich über das Ganze zu erheben und die Unmenschlichkeit und Brutalität
            zu erkennen. Hinzu kommt die enorme Energieleistung, die vonnöten ist, wenn die Diktatur
            gefallen ist, um zu erkennen, was war. Keine Diktatur geht im Zuge einer Revolution
            unter, an der sich eine Mehrheit beteiligt hätte. Revolutionen sind Angelegenheiten
            von Minderheiten – auch die von 1989! –, die sich gegen die Diktatur stellen. Die
            Masse, die übergroße Mehrheit, wartet ab und schlägt sich dann siegestrunken auf die
            Seite der Sieger. Das war bislang noch in jeder Revolution so und wird auch künftig
            so sein. So weit, so banal. Problematischer sind die Nachwirkungen, zumal, wenn es
            sich wie im Falle der kommunistischen Diktaturen auch um Weltanschauungssysteme handelt
            (das ist nicht bei jeder Diktatur der Fall). Die Kommunisten haben enorme Ressourcen
            in die Ideologieerziehung gelenkt. Von der Wiege bis zur Bahre sollte nicht nur alles
            stramm organisiert und uniformiert vonstattengehen. Nein, nicht nur das Sein, auch
            das Bewusstsein der Untertanen sollte gelenkt und einheitlich, nach militärähnlichen
            Normen ausgerichtet werden. Bis auf ein paar Hunderttausend besonders stramme Fanatiker
            der Staatspartei SED haben alle anderen diese ewigen Politschulungen und diese omnipräsente Ideologiedauerbeschallung
            an jedem Ort und jeder Ecke (nur nicht auf den Kirchengeländen) abgelehnt, haben sich
            darüber lustig gemacht, waren aber gezwungen mitzumachen, weil kein Berufsabschluss,
            kein Studium, keine Promotion, keine Funktionsstelle von Relevanz ohne ein wenigstens
            formales Bekenntnis zum menschenfeindlichen Marxismus-Leninismus (die Betonung liegt
            auf Letzterem) mit dazugehöriger Schulung und Prüfung möglich war. Jeder Mensch hatte
            das zu erdulden. Die meisten glauben bis heute, das hätte ihnen nichts ausgemacht,
            bei ihnen wäre nichts hängengeblieben. Was für ein grandioser Irrtum! Warum? Dafür
            muss niemand Psychologe sein, um zu wissen, dass jahrzehntelange Dauerpropaganda natürlich
            Folgen zeitigt – in allen möglichen Erscheinungsformen, nicht zuletzt solchen: Denen
            glaube ich nicht mal den Wetterbericht!
         

         Die kommunistische Ideologie machte viele Menschen diskursunfähig, diskussionsunfähig
            und verleitete sie zu einer dichotomischen Wahrnehmung nicht nur der Welt, sondern
            von allem und jedem. Natürlich kann man sich der Folgen der omnipräsenten Dauerbeschallung
            von der Wiege bis zur Bahre entledigen, aber nicht nur durch Passivität, durch Schweigen,
            durch Ignoranz. Nein, das funktioniert nur, wenn sich jeder Einzelne individuell bemüht,
            sich der ideologischen Eintrichterungen gewahr zu werden, und diesen aktiv entgegenarbeitet.
            Mit anderen Worten: Um das zu überwinden, bedarf es harter individueller Arbeit. Ich
            weiß natürlich, dass dazu nur wenige bereit und in der Lage sind. Das kostet nämlich
            nicht nur Zeit, sondern auch Mut, stellt man sich doch durch solcherart Erinnerungsarbeit
            auch selbst in Frage: Was, diesen Quatsch habe ich geglaubt, habe nicht widersprochen?
            Was, das ist gar nicht so, wie ich seit 20, 30, 60 Jahren annehme? Ach, dieser Begriff
            hat diese Bedeutung, diese Geschichte? Im Prinzip geht es dabei darum, anzuerkennen,
            dass die eigene Wahrnehmung, die der eigenen Gruppe und des eigenen Milieus weder
            unumstößlich noch unhinterfragbar ist. Es geht darum, die Einzigartigkeit der eigenen
            Weltanschauung und die Annahme, sie sei folgerichtig, logisch und vor allem vollkommen
            richtig, in Frage zu stellen. Ja, es geht darum, die Dichotomie als Selbstverständlichkeit
            in Frage zu stellen und zugunsten einer gelebten Pluralität aufzulösen, eine Möglichkeit,
            die nach heutigem und historischem Kenntnisstand ausschließlich im Rahmen staatlicher
            und gesellschaftlicher Demokratie und Freiheit möglich sind.
         

         Dieses Buch ist – bis auf den Rahmenüberblick von der Revolution zur Einheit – getragen
            von kleineren, aufeinander aufbauenden, zugespitzt formulierten Kapiteln. Sie bieten
            keine vollständige, sondern eine problemorientierte Geschichte Ostdeutschlands seit
            1989 und stellt in vielerlei Hinsicht eine Ergänzung zu meinem Buch «Die Übernahme»
            (2019) dar. Das Grundthema ist der Kampf um die Freiheit, und warum es so weit kommen
            konnte. Wie weit? Wir stehen an einer Wegscheide. Dieses Buch möchte wachrütteln.
            Wenn wir jetzt nicht handeln, werden später einmal Widerständler im Untergrund konstatieren
            müssen: Unsere Zeit war die Zeit, als Demokratie und Freiheit preisgegeben wurden, als eine immer größer
            werdende Gruppe ihre Unzufriedenheit, ihre durchaus nachvollziehbare und zum Teil
            berechtigte Unzufriedenheit nicht mehr anders aufzulösen wusste, als Demokratie und
            Freiheit zugunsten autoritärer, diktatorischer, antidemokratischer, unfreiheitlicher
            und schlussendlich antihumaner Staats- und Gesellschaftsvorstellungen zu opfern. Die
            Lage ist weitaus ernster, als sie aussieht und von manchem gezeichnet wird.[5] Mir jedenfalls ist in diesen Zeiten ein Gedicht von Bertolt Brecht als Mahnung sehr
            nah.
         

         Der Kälbermarsch (Bertolt Brecht, 1942)

         Hinter der Trommel her 
Trotten die Kälber 
Das Fell für die Trommel 
Liefern sie selber.
         

         Der Metzger ruft. Die Augen fest geschlossen 
Das Kalb marschiert mit ruhig festem Tritt. 
Die Kälber, deren Blut im Schlachthaus schon geflossen 
Sie ziehn im Geist in seinen Reihen mit.
         

         Sie heben die Hände hoch 
Sie zeigen sie her 
Sie sind schon blutbefleckt 
Und sind noch leer.
         

         Der Metzger ruft. Die Augen fest geschlossen 
Das Kalb marschiert mit ruhig festem Tritt. 
Die Kälber, deren Blut im Schlachthaus schon geflossen 
Sie ziehn im Geist in seinen Reihen mit.
         

         Sie tragen ein Kreuz voran 
Auf blutroten Flaggen 
Das hat für den armen Mann 
Einen großen Haken.
         

         Der Metzger ruft. Die Augen fest geschlossen 
Das Kalb marschiert mit ruhig festem Tritt. 
Die Kälber, deren Blut im Schlachthaus schon geflossen 
Sie ziehn im Geist in seinen Reihen mit.[6]
         

         Mein Buch ist natürlich sinnlos. Diejenigen, die es verstehen sollten, nehmen es nicht
            zur Hand. Und diejenigen, die es zur Hand nehmen, wissen alles, was ich schreibe.
            Denn es ist längst alles gesagt. Gleichwohl war es mir wichtig, es zu wiederholen.
            Ich bin nämlich wütend, verdammt wütend. So wie man hungrig nicht einkaufen gehen
            sollte, so sollte man auch wütend kein Buch schreiben. Mir sind diese Prinzipien ebenso
            egal wie viele andere. Hätte ich mich immer an «die Regeln» gehalten, wäre ich womöglich
            heute zufriedener, glücklicher, harmoniesüchtiger, als ich es bin. Ich wäre wohl auch
            beruflich dort, wo ich immer hinwollte. Aber es braucht auch die Kanalarbeiter, sie
            tragen ihren Teil zum großen Ganzen, zum Funktionieren bei. Erst wenn sie ihre Arbeit
            einstellen, merken alle anderen, wie nötig, wie reinigend ihre Arbeit war, die sie
            immer wieder aufs Neue wütend macht.
         

         Aber ich bin nicht so wütend, um den letzten Saisonhit eines bis dahin ostdeutsche
            Themen strikt meidenden Leipziger Literaturprofessors zu toppen. Er machte seine Wut
            zum Programm und behauptete, alle Ostdeutschen seien so wütend wie er. Nun, das stimmte
            schon deswegen nicht, weil er zu einer ganz kleinen Elite im Osten zählt, die eine
            erstaunliche Karriere hinlegen konnte, indem sie ihr Ostdeutschsein radikal leugnete.
            Über dieses Privileg, das Dirk Oschmann sich erarbeitet hatte, verfügten weder der
            Rostocker Werftarbeiter noch die Kalikumpel in Bischofferode noch die NARVA-Mitarbeiterin in Berlin-Friedrichshain oder die Ingenieurin in Riesa. Aber auch ein
            Historiker wie ich, der sich seit 1990 mit Zeitgeschichte befasst, konnte sich einen
            solchen Verleugnungsluxus nicht leisten. Ein Leben mit der Lüge ist nur im Luxus möglich.
            Aber das muss ein sehr ungemütliches Leben gewesen sein. Denn die Wut, die Oschmann
            programmatisch geradezu auskotzte, galt in einem hohen Maße offenbar ihm selbst. Er
            scheint unzufrieden gewesen zu sein, wie er sich «verkaufte», in seinen Worten wohl
            eher «anbiederte». Es ist ehrenwert, dies revidieren zu wollen. Aber ist es auch ehrenwert,
            dafür gleich eine ganze Gesellschaft (Ostdeutschland) zum handlungsunfähigen Objekt
            zu deklarieren und alles, was geschah, einem ominösen Feind namens «Westen» zuzuschreiben?[7] In diesem Buch möchte ich zeigen, dass Oschmanns Grundthese, der Westen habe mit
            dem Osten gemacht, was ihm beliebte, zu einfach und kaum mit historischen Realitäten
            in Übereinstimmung zu bringen ist. Damit knüpfe ich natürlich auch an mein eigenes
            Buch «Die Übernahme» an, das laut Oschmann für ihn wiederum neben Steffen Maus Buch
            «Lütten Klein» eine Art Augenöffner war.[8] Oschmann macht aus Ostdeutschland ganz bewusst, was er dem Westen vorwirft: ein
            seelenloses und willenloses, nicht handlungsfähiges Objekt.
         

         Oschmanns Buch harmoniert mit einem vollmundig vom Verlag als völlig neue Perspektiven
            bietend angekündigten Buch der ostdeutschen Historikerin Katja Hoyer. Auch hier rieben
            sich alle Fachleute verwundert die Augen. Neu war gar nichts. Solcherart Geschichtsschreibung
            blüht im Umfeld der SED/PDS/Linkspartei und alter Stasi-Seilschaften seit über drei
            Jahrzehnten. Die empirische Quellenarbeit der Autorin fiel überschaubar aus, die Wahrnehmung
            der Forschungsliteratur erschien eklektisch.[9] Kein einziger Experte und keine einzige Expertin, die oder der es rezensierte, konnte
            mit dem Buch etwas anfangen. Die Weichzeichnung der SED-Diktatur hat ein neues Niveau erreicht. Und dies vor allem deswegen, weil Oschmann
            und Hoyer monatelang Bestsellerlisten und Debatten beherrschten.
         

         Das wirft die Frage auf, was diese beiden so merkwürdigen Bücher, die beide mit geschichtspolitischen
            Absichten daherkommen und beide ihre Wut über bisherige Debattenverläufe und Geschichtsbilder
            nicht einmal ansatzweise zu verbergen suchen, eint und warum sie auf eine so überwältigend
            positive Resonanz in Ostdeutschland stießen. Ich schätze, die Frage wird künftige
            Forscher*innen noch stärker beschäftigen als gegenwärtig. Meine These dazu lautet:
            Weil in beiden Büchern das Freiheitsproblem gar nicht vorkommt bzw. so verzeichnet
            wird, dass die DDR-Geschichte immer mehr wie eine ganz normale Staatsgeschichte angenommen wird, deren
            diktatorische und antifreiheitliche Grundierung zunehmend nur noch ein Aspekt unter
            vielen anderen, zum Beispiel Pittiplatsch oder Halloren-Kugeln, darstellt.
         

         Leider sind das keine Randerscheinungen im akademischen Betrieb Deutschlands. In Thüringen
            ist eine Dissertation befeiert und in Cambridge gedruckt worden, die kurzerhand in
            der DDR einen offiziellen Menschenrechtsdiskurs «rekonstruiert» und die DDR allen Ernstes «Menschenrechtsdiktatur» nennt.[10] Das passiert alles in einem akademischen Umfeld, in dem die DDR längst zu einer «Normalität» erklärt worden ist, eine Diktatur, in der ein «ganz
            normales Leben» möglich gewesen sei.[11] Nein, niemand muss selbst in einer Diktatur gelebt haben, um begreifen zu können,
            dass auch der Alltag – ja, gerade der Alltag! – von der Diktatur geprägt, also auch
            das Verhalten der Menschen von ihr entscheidend beeinflusst wird. Dieses Wissen geht
            eigentümlicherweise bezogen auf die DDR offenbar immer mehr zurück. Vielleicht hilft da die Oral-History-Methode auch nicht
            wirklich weiter, denn wie hinlänglich bekannt ist, verändern sich Erinnerungen und
            sagen wenig über die Vergangenheit, aber dafür sehr viel über Wahrnehmung in der jeweiligen
            Gegenwart aus.
         

         Doch eigentlich geht es nicht um Wissen, sondern um Vorannahmen, die theoretisch und
            lebenspraktisch grundiert sind. Es geht um: Freiheit versus Unfreiheit. Demokratie
            versus Diktatur. Das sind und bleiben die großen Gegensätze. Der Kampf wird heftiger
            geführt, als es nach 1989/91 in Europa und Deutschland auch nur ansatzweise üblich
            war. Doch seit einigen Jahren tobt Krieg im eigentlichen Sinne (Russland geht dagegen
            im Inneren wie im Äußeren brutal und mit totalitärer Absicht vor) und im Kampf der
            Meinungen im übertragenen Sinne auch in Deutschland. Die AfD oder das Bündnis von
            Sahra Wagenknecht stehen für politische Strömungen, die die Prinzipien des Grundgesetzes
            abschaffen wollen. Inmitten dieser innerdeutschen Kämpfe geht es immer auch um die
            DDR und Ostdeutschland. Je weiter die DDR zurückliegt, desto kuschliger, wärmer, harmonischer wird in der Erinnerung der mörderische
            Mauerstaat mit seinen totalitären Ansprüchen. Für den Sachbuchpreis der Leipziger
            Buchmesse wurde im Februar 2024 ein Buch auf die Shortlist gesetzt, das ebenfalls
            allseits gefeiert wird, und im Juni sogar als «Deutsches Sachbuch» des Jahres ausgezeichnet
            wurde. Die Warum-Frage drängt sich auf. Weil das Buch so grandios ist und überzeugt
            oder weil es die Grenzen zwischen Diktatur und Demokratie, Freiheit und Unfreiheit
            verwischt und die Menschen aus der DDR am Ende sogar zu den besseren Demokrat*innen erklärt? Das Buch stammt von keiner
            akademischen Außenseiterin, sondern von der ersten (und einzigen) Ostdeutschen, die
            in Deutschland einen Lehrstuhl für Neueste Geschichte erhielt (Bielefeld), die in
            rasanter Geschwindigkeit in jedes halbwegs wichtige Gremium und Herausgeberkollektiv
            der deutschen Geschichtswissenschaft aufrückte und nun noch die Co-Leitung eines der
            wichtigsten Institute für Zeitgeschichte, des Leibniz-Zentrums für Zeithistorische
            Forschung Potsdam, angetragen bekam. Christina Morina ist eine sehr engagierte Historikerin,
            die keineswegs im Elfenbeinturm still an ihrer Karriere bastelte. Sie ergreift zuweilen
            das Wort in der Öffentlichkeit, nie thesenstark oder gar ihr Wissenschaftsmilieu auch
            nur ansatzweise hinterfragend – sie weiß schon, was sie darf und was nicht, um anzukommen,
            aber sie ist immer anregend. Sie hat zudem großartige Bücher über die Erinnerung an
            «Stalingrad» in Deutschland sowie über die «Erfindung des Marxismus» geschrieben.[12] In ihrem neuen Buch bringt sie es fertig, Demokratie und Diktatur, Freiheit und
            Unfreiheit in Deutschland auf einen Begriff zu bringen: «Demokratieanspruchsgeschichten»
            seien die DDR und die Bundesrepublik. Ihr scheint entgangen zu sein, dass die SED diesen Anspruch so nicht hatte. Als «Partei neuen Typus» befehligte sie nach den
            Prinzipien des «demokratischen Zentralismus» die «Diktatur des Proletariats».[13] Nicht einmal die SED selbst hat den Diktaturcharakter ihres Regimes verschleiert. Dass sie dabei von einer
            höheren Form der Demokratie sprach und das allen Insassen mit ihrer omnipräsenten
            ideologischen Dauerbeschallung beizubringen versuchte, sollten doch Wissenschaftler*innen
            dekonstruieren können. Christina Morina schafft das nicht und übernimmt eine unzutreffende
            Selbstdarstellung des Regimes. Stattdessen parallelisiert sie Bundesrepublik, DDR und vereintes Deutschland und nivelliert den Unterschied zwischen Eingaben in der
            DDR, Bürgerbriefen in der DDR 1989/90 und Briefen von Bundesbürgern an den Bundespräsidenten vor und nach 1989.
            Was also soll man von einem Buch halten, in dem es um Demokratie vs. Diktatur, Freiheit
            vs. Unfreiheit (solche Begriffe benutzt die Autorin nicht) geht und in dem zugleich
            beide Systeme unter dem Begriff «Demokratieanspruchsgeschichten» subsumiert werden?[14]
         

         Es gibt wirklich genügend Gründe, um zu verzweifeln. Bücher wie die von Oschmann,
            Hoyer oder Morina sind da noch die geringsten. Aber das ist nun einmal meine Welt:
            Bücher und Wissenschaft. Daher widerspreche ich. Polemisch, scharf, kompromisslos.
            Freiheit ist keine Kompromissformel, nichts, was sich relativieren ließe. Ganz oder
            gar nicht. Demokratie hingegen ist eine Aushandlungsarena, das aber heißt nicht, dass
            der Konsens der Schlüssel für jede Lösung ist. In der Wissenschaft gleich gar nicht.
            Dieses Buch ist kompromisslos insofern, als ich Freiheit weder relativiere noch abschwäche,
            sondern als das Zentrum setze, um das alles kreist. Ich suche durchaus nach Kompromissen,
            aber nicht um jeden Preis. Hat unsere Gesellschaft womöglich ein Problem damit? Ich
            glaube, die Gesellschaft muss neu lernen, Konflikte auszutragen und zu lösen. Wir
            brauchen keine Konsensgesellschaft, sondern eine Kompromissgesellschaft – das ist
            das Wesen von Demokratie und Freiheit.
         

         Wenn ich nun genauso wütend schreiben würde wie Oschmann über den Westen, dann würde
            mir der halbe Osten – wie so häufig – «Verrat» und «Unsachlichkeit» vorwerfen. Es
            gibt Ostecken, die kennt kein Westler, da kann er noch so lange im Osten gewohnt haben.
            Da wird jede Kritik am Osten, der DDR, an einzelnen Gestalten zurückgewiesen, voller Hass, als hätte man auf einer runden
            Geburtstagsparty im Kreise der engsten Familienmitglieder den Jubilar bezichtigt,
            vor Jahren etwas Unanständiges gemacht zu haben. Und es wird von Jahr zu Jahr schlimmer.
            Auf Facebook feiern Tag für Tag Hunderttausende eine DDR, die es nie gab und die immer besser wird. Es ist frustrierend, das zu beobachten.
         

         Natürlich bin ich für viele dieser DDR-Freunde ein Verräter. Keine Ahnung, was ich verraten haben soll. Mich jedenfalls
            nicht. Ich bin irgendwie Ostler, aber ich fühle das nicht. Ich fühlte mich auch nicht
            als DDR-Mensch. Bis heute weiß ich nicht, was sie meinen, wenn sie von Solidarität im Alltag
            und all diesen anderen angeblichen Vorzügen der DDR reden. Offenbar habe ich das anders erlebt oder, was wohl den Kern trifft, in meinem
            Alltag änderte sich nach 1989 nichts diesbezüglich. Meine Freunde blieben meine Freunde,
            es kamen nur noch welche hinzu. Natürlich weiß ich, dass viele Ostler über die solidarische
            Nähe in der DDR reden und etwas ganz anderes meinen. Darüber habe ich ausführlich in meinem Buch
            «Die Übernahme» geschrieben – der Arbeitsplatz war weitaus mehr als nur ein Platz
            zum Arbeiten, hier wurde auch alles andere gemacht bzw. alles andere war damit verbunden.[15] Nicht nur ich, auch viele meiner Freunde standen ganz bewusst dieser Kollektivierung
            des Lebens in der DDR skeptisch und ablehnend gegenüber. Ich fühlte mich keinem offiziellen Kollektiv zugehörig
            und zwar absichtsvoll. Das änderte sich nach 1989 nicht. Ich wusste doch, wie eine
            Gesellschaft unter Druck geraten agiert. Und warum sollte ich eigentlich annehmen,
            dass diese Gesellschaft nun ganz anders geworden sei, von einem historischen Augenblick
            zum nächsten, nur weil eine Mauer durchbrochen worden ist? Die Verzeichnung der gesamten
            ostdeutschen Gesellschaft zu einer revolutionären war im Übrigen das Werk westdeutscher
            Sonntagsredner und sich an sich selbst berauschender Feuilletonisten. Aber gut. Jedenfalls
            überrascht mich wohl weitaus weniger, was sich im Osten zuträgt, als jene, die die
            ostdeutsche Gesellschaft jahre-, ja, jahrzehntelang als heroisch und mutig und aufopferungsvoll
            zeichneten, also verzeichneten. Das konnte nur Dazugekommenen unterlaufen. Natürlich
            gab es auch prominente Ostler, die den Osten vernebelten, aber damit wollten sie in
            aller Regel nur sich selbst um so klarer und hellsichtiger erscheinen lassen. Und
            oftmals wollten sie ihren «Widerstand» gegen den Westen mit historischen Erfahrungen
            begründen. Auch das eine Form der Verzeichnung.
         

         Nein, ich habe keine besondere Beziehung zu Ostdeutschland. Warum sollte ich auch.
            Ich bin Berliner – nicht einmal alle Ecken Berlins, nicht einmal alle Ecken Ost-Berlins
            sind mir so vertraut, dass ich mich dort heimisch, aufgehoben, sicher, einfach nur
            gut fühle. Ich kann mit diesen Zuschreibungen ostdeutsch, deutsch, europäisch immer
            weniger anfangen. Früher dachte ich, ich bin Europäer und gut ist. Ja, eine reine
            Kopfgeburt des Willens, so zu sein, zu denken, zu fühlen. Ich wollte das sein, weil
            ich es politisch richtig fand, richtig finde. Allein, ich fühle es nicht. Bei jedem
            Grenzübergang, den ich seit 1990 mache, pocht mein Herz, wird mein Kopf unruhig wegen
            eventueller Schikanen oder Schlimmerem, suchen meine Augen das Neue, das Andere, das
            Fremde. Die Mauer ist mir eingemeißelt worden. Dafür kann ich nichts. Die werde ich
            auch nicht mehr los. Ja, ich bin diktaturgeschädigt. Das sind alle, die aus einer
            Diktatur kommen, den wenigsten jedoch ist das bewusst. Aber ich kann mit der Mauer
            umgehen, weil ich sie nicht mag, weil ich sie ablehne, weil ich sie Tag für Tag überwinde.
            Das aber bringt mich nicht dazu, etwas zu fühlen, was nicht da ist. Deutschland ist
            mir deswegen so nah, weil es mir so vertraut ist. Das macht mich sicher. Ich weiß,
            wie es hier für mich läuft. Das weiß ich woanders nicht. Wenn ich in Ostdeutschland
            unterwegs bin, ist das für mich kein Deut anders als in Bayern oder Schleswig-Holstein.
            Es gibt überall Menschen, die ich mag, die mir imponieren, von denen ich lernen kann.
            Und überall gibt es Kotzbrocken, Honks und Leute, zu denen mir gar nichts einfällt.
            Ich wüsste einfach nicht, was mich zu einem Ostdeutschen machen sollte. Und das ist
            deshalb paradox, weil ich ja weiß, dass ich ganz unabhängig von meinem Gefühl und
            meinem Wollen ein Zoni, ein Ostdeutscher bin und auch immer bleiben werde. Na und!
            Das gibt mir gar nichts, es ist mir egal, weil diese Zuschreibung mit mir nichts zu
            tun hat. Und wem es wichtig ist, dem ist es eben wichtig. Mir nicht.
         

         Natürlich schreibe ich nicht aus Distanz. Revolution, Wiedervereinigung, Einheit und
            Europa – all das hat mich geprägt, all das ist meins. Aber all das hätte es auch ohne
            mich nicht gegeben. Verstehen Sie? Das ist eine Akteurs-Perspektive, die der von Oschmann
            so ungefähr entgegensteht wie Feuer und Wasser. Mit mir ist nichts gemacht worden,
            ich habe gemacht. Das Wenigste hat sich erfüllt. Kaum etwas erreichte ich, was ich
            mir vornahm. Ich war vor 1990 nicht, was ich nach 1990 gern behauptet hätte. Und ich
            wurde nach 1990 nicht, was ich mir vor 1990 ersehnt hatte. Na und! Aber ich tat, ich
            machte, ich scheiterte seit 1990 – aber selbst mein Scheitern verdanke ich mir und
            darüber bin ich verdammt froh. Die Oschmänner und Oschfrauen jammern, klagen, fluchen –
            nie über sich, immer nur über andere, am liebsten über übermächtige Feinde und Gegner,
            denen sie ausgeliefert seien. Das ist wunderbar einfach, denn um so größer der Gegner,
            um so geringer die Möglichkeiten, selbst etwas auszurichten. Weil der Gegner so mächtig
            ist, bleibt gar nichts weiter, als ohnmächtig sich einem Schicksal zu ergeben, das –
            ja, was eigentlich ist? Die Transformation in Ostdeutschland war so hart und schnell
            und radikal wie in keinem anderen postkommunistischen Gebiet. Zugleich war die sozial-materielle
            Landung so weich und süß wie in keinem anderen postkommunistischen Gebiet. Die harten
            Bruchstellen waren immer kultureller, nur im geringeren Maße sozial-materieller Art.
            Hierfür gibt es keine Messlatten, keine Vergleichswerte, hier scheitern selbst Soziologen
            mit ihren Daten und Analysen. Seit Jahren und Jahrzehnten wissen wir, dass viele Menschen
            in Ost-(Deutschland) sagen, dass es ihnen persönlich sozial-materiell gut bis sehr
            gut gehe. Und die gleichen sagen, befragt nach dem Zustand Ost-(Deutschlands), allen
            zusammengenommen gehe es schlecht bis sehr schlecht. Zwei Drittel bis 80 Prozent sagen
            das eine wie das andere. Natürlich gibt es in unserem reichen Land eine unfassbare
            soziale Ungerechtigkeit. Vieles haut nicht hin, von der Situation in den Bildungsinstitutionen,
            Sozialeinrichtungen und dem Gesundheitswesen über die Infrastruktur hin zur Digitalisierung
            oder dem Zustand der Umwelt. Und doch berührt das nur eine Minderheit und wird gern
            von der Mehrheit vorgeschoben. Die Wahlergebnisse sprechen ganz klar eine andere Sprache.
            Auch die öffentlichen Debatten in Deutschland sagen etwas anderes. Im Kern geht es
            nicht um soziale Fragen, fast nie, sondern um kulturelle und politische Komplexe,
            die eng miteinander zusammenhängen. Die erwähnten Großbaustellen werden höchstens
            als Alibi instrumentalisiert, sind aber nicht Gegenstand lösungsorientierter Debatten.
            Und das am allerwenigsten bei jener Partei, die sich demagogisch als Alternative für
            unser Land preist. Sie baut allein auf einer Feindideologie auf, auf einem dichotomischen
            Weltbild, auf einer Ideologie, die anschlussfähig an den Leninismus ist. Totalitäre
            Ideologien bauen auf Freund-Feind-Gegensätze ohne jeden Zwischenraum. Entweder – oder!
            Nichts anderes zählt. Und weil die Alternative so tickt, im Kern faschistisch in ihren
            Verlautbarungen, ihrem Funktionärskorps, ihrer Mitgliedschaft und auch einem großen
            Teil ihrer Wählerschaft, deshalb kommt sie auch im Osten so gut an. Das ist anschlussfähig.
            Das ist etwas, was viele kennen und schon längst an ihre Kinder und Enkel weitergegeben
            haben – am Abendbrottisch, der wichtigsten Sozialisations- und Bildungsinstanz, die
            eine jede Gesellschaft hat. Hier vererben sich bei jenen Diktatursozialisierungserfahrungen,
            die nicht aktiv dagegen angehen.
         

         Von niemandem in Deutschland geht eine solche Gefahr für Demokratie und Freiheit aus
            wie von Extremisten. Für die meisten Leser, die bis hierher gekommen sind, verbindet
            sich damit automatisch die AfD. Ja, von hier geht die größte Gefahr aus, gerade auch
            weil die AfD kein nationales Phänomen ist, sondern unter verschiedenen Parteinamen
            in ganz Europa grassiert. Aber für mich gehen auch von Linksextremisten große Gefahren
            aus. Auch sie wollen wichtige Prinzipien im Grundgesetz abschaffen. Sie agieren zuweilen
            etwas zurückhaltender, etwas vorsichtiger. Die Linkspartei will zwar immer noch das
            System überwinden, aber längst nicht mehr revolutionär. Diese Rolle hat nun allein
            die Truppe um Wagenknecht (BSW) übernommen. Kaum jemand will wahrhaben, was Wagenknecht im Schilde führt. Sie ist
            eine Leninistin, die lange Zeit öffentlich Stalin und Ulbricht verehrte und die keinerlei
            Scheu zeigt, Kremldiktator Putin nach dem Munde zu reden. Es geht gar nicht darum,
            was sie genau sagt, sondern vielmehr darum, was sie alles nicht sagt. Ihren Hass auf
            die Prinzipien des Grundgesetzes könnte nichts deutlicher untermauern als ihre Pro-Putin-Haltung
            vor und nach dem 24. Februar 2022, dem Tag, an dem die russländische Föderation ihren
            Krieg gegen die Ukraine auf das ganze Land ausweitete. Wagenknecht agiert de facto,
            vielleicht sogar gegen die eigene Absicht (angeblich traut sie Putin auch gar nicht),
            wie ein außenpolitisches Sprachrohr des Kreml. Natürlich formuliert sie nicht alles
            genau so, wie es aus dem Kreml tönt. Nein, natürlich nicht. Doch sie verbreitet Verunsicherung,
            lenkt die Aufmerksamkeit von Russland auf die USA, diffamiert die Ukraine und bezichtigt den Westen der Kriegslüsternheit. Wagenknecht
            tut dies Tag für Tag und in ihrem Schlepptau nicht nur willige Medien, sondern vor
            allem Hunderttausende Gefolgsleute, die in den Sozialen Medien die Propaganda, die
            Lügen, den Hass multiplizieren.
         

         Auch das funktioniert in Ostdeutschland weitaus besser als anderswo in Deutschland.
            Denn der Antiamerikanismus und allgemein die Ablehnung des Westens sind dem Osten
            eingeimpft, tagtäglich über Jahrzehnte hinweg eingepflanzt worden. Ja, ich sehe hier
            durchaus einen späten, nicht einmal intendierten Sieg des Leninismus, weil dagegen
            nicht angegangen worden ist, weil die Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur letztlich
            scheiterte: Sie erfolgte über die Köpfe der Menschen hinweg, nahm sie nicht mit, setzte
            zu lange einseitig auf eine verkürzte Diktaturwahrnehmung und scheute sich, über die
            Diktatur im Alltag zu reden, nicht zuletzt befeuert von fast durchweg westlichen Geschichtspolitikern
            wie einem langjährigen Direktor einer Opfer-Gedenkstätte im Osten oder Leuten aus
            dem SED-Forschungsverbund der FU Berlin, dabei sekundiert von einigen jede Differenzierung
            ablehnenden Fanatikern aus dem Osten, die ihre Anpassung ans System nun mit nachholendem
            Geiferertum biographisch zu kompensieren suchen.
         

         Diese Passage zeigt exemplarisch: Wer heute über Ostdeutschland redet oder schreibt,
            befindet sich automatisch in einem kaum überschaubaren Gewirr von Feindseligkeiten,
            Hass, gegenseitigen Anschuldigungen und Unterstellungen. Und klar, der Autor ist mittenmang.
            Ich bin seit 1990 dabei, habe ausgeteilt, eingesteckt, habe verletzt und bin verletzt
            worden. Ich war öfters unsachlich, als ich mich erinnern kann. Viele Jahre habe ich
            jede Differenzierung abgelehnt. Dann habe ich viele Jahre viele wegen undifferenzierten
            Haltungen attackiert. Nun bringen mich Oschmann, Hoyer und Morina als Abbilder eines
            Gesellschaftszustandes dazu, wieder stärker gegen die Differenzierung zu argumentieren,
            weil sie sich zu schnell in ungenießbare Relativierung verwandelt. Um relativieren
            zu können, muss man zunächst wissen, wovon eigentlich! Das habe ich bereits vor 30 Jahren
            in einem Gespräch betont, als mir zu große Undifferenziertheit nachgesagt worden ist.[16] Ich wurde Ende der 2000er Jahre ruhiger, legte mein Jakobinertum ab. Heute stelle
            ich fest, es war wohl zu früh. Viele «differenzieren», haben aber das Ganze nie verstanden,
            nicht erkannt, wissen bis heute nicht, was das Wesen einer Diktatur ist. Daran wird
            auch dieses Buch nichts ändern. Aber wenn es doch ein paar motiviert, über Diktatur
            und Demokratie, Freiheit und Unfreiheit vor und nach 1989 in Deutschland und Europa
            nachzudenken und von unsinnigen Gleichsetzungen abzukommen, dann haben sich meine
            Arbeit und dieses Buch jedenfalls für mich gelohnt.
         

      
   
      
            2.

            Mein Freiheitsverständnis
            

         

         Freiheit lässt sich nur in der Freiheit verraten. Davon bin ich fest überzeugt. Ich
            erlebte den Drang nach Freiheit in der Diktatur und weiß auch, wie fast unumgänglich
            es ist, immer wieder Kompromisse zu schließen und Wege gegen die eigenen Überzeugungen
            zu gehen. Dort, wo keine Freiheit herrscht, kann sie auch nicht verraten werden. Aber
            dennoch kann jeder und jede versuchen, in der Unfreiheit freiheitlich zu leben. Das
            ist anstrengend, aber auch befreiend. In der Freiheit wiederum gibt es relativ wenige
            Möglichkeiten, sie zu verraten. Schaut man sich heute auf den Straßen Europas um,
            staunt man allerdings, wie vielen offenbar ihre Freiheit egal oder nicht bewusst ist.
            Jede Russlandfahne in Europa stellt heute einen Verrat an der Freiheit dar, bedeutet
            eine Verherrlichung der Diktatur und ihrer Verbrechen, Massenmorde und Kriege.
         

         Freiheit ist nicht zu verwechseln mit sozialer Gerechtigkeit oder gar Gleichheit.
            Auch die berühmtesten Deklarationen der Menschenrechte, die französische «Erklärung
            der Menschen- und Bürgerrechte» («Déclaration des Droits de l’Homme et du Citoyen»,
            1789), die «Bill of Rights» (USA, 1789/91) und die «Allgemeine Erklärung der Menschenrechte» («Universal Declaration
            of Human Rights», Vereinte Nationen, 1948) setzen Freiheit und soziale Gerechtigkeit
            nicht in eins (mahnen sie aber an) und kennen Gleichheit nicht als einen sozial-materiellen
            Grundsatz.[17]
         

         Freiheit und Demokratie beschäftigen die Menschheit schon lange. Im Laufe der Jahrhunderte
            wechselten ihre Begriffsinhalte, je nach theoretischem Standpunkt auch die an sie
            gestellten Anforderungen und wurden zudem den staatlichen und gesellschaftlichen Bedingungen
            angepasst.[18] Für mein Büchlein skizziere ich kurz mein Verständnis, ohne großartig zu theoretisieren,
            ohne die gesamte Literatur wachzurufen, ohne auch nur annähernd meine prägenden Lektüreerfahrungen
            seit vier Jahrzehnten zu diesem Thema zu umreißen. Hier geht es darum, den Rahmen
            anzudeuten, in dem sich meine Betrachtungen und Interpretationen vollziehen.
         

         John Locke wies im ausgehenden 17. Jahrhundert auf den grundlegenden Zusammenhang
            und Unterschied von Exekutive und Legislative hin und warnte vor despotischer Gewalt.
            Die Essenz bei ihm hieß: «Wo immer das Gesetz endet, beginnt Tyrannei, wenn das Gesetz
            zum Schaden eines anderen überschritten wird.»[19] Locke war davon überzeugt, eine Regierung sei nur legitim, wenn die Regierten sie
            ermächtigt hätten. Montesquieu meinte Mitte des 18. Jahrhunderts, wenn Exekutive,
            Legislative und Judikative in eine Hand fielen, gebe es keine Freiheit mehr, ein Despot
            werde zum Tyrannen. Eine Regierung müsse so beschaffen sein, «daß kein Bürger einen
            andern zu fürchten braucht». Alle müssten vor dem Gesetz gleich sein, sei dies nicht
            gegeben, herrsche keine «gute Ordnung».[20] Rousseau wies etwa zur gleichen Zeit darauf hin, dass die Übereinkunft, Stimmenmehrheit
            sei entscheidend, «zumindest einmal Einstimmigkeit» voraussetze.[21] Dies entsprach seinem Gesellschaftsideal, eine Gemeinschaft freier Bürger, die diesem Vertrag ideell alle zugestimmt hätten. Im Prinzip entwarf
            er eine Utopie, die ihre eigene Voraussetzung – Freiheit – gar nicht erfüllen konnte.[22] Rousseau setzte auf die Erziehung hin zu dieser Passgenauigkeit,[23] dabei temporäre, genau fixierte Diktaturen als Mittel zur Erreichung des Ziels als
            angemessen propagierend.[24] Jahrzehnte später analysierte Alexis de Tocqueville die neue Demokratie in den USA, die Rousseaus Idee einer temporären Diktatur sowie der Erziehung eines neuen Menschen
            schon von der Verfassung her diametral entgegenstand. Er erkannte nun aber eine andere
            Gefahr, die die Demokratie in sich barg: die Tyrannei der Mehrheit. Daher sei es unverzichtbar,
            auch jede demokratische Herrschaft auf Zeit anzulegen, sonst drohe ein «legaler Despotismus».
            Der neige auch dazu, die Menschen zu isolieren, sie ihrer Individualität zu berauben.
            Egoismus komme ihm entgegen, denn die Despotie sehe jene «als gute Staatsbürger, die
            sich kleinlich auf sich selbst beschränken».[25] John Stuart Mill ergänzte, die «soziale Tyrannei» sei womöglich schlimmer als die
            politische. Es brauche «auch Schutz gegen die Tyrannei des vorherrschenden Meinens
            und Empfindens, gegen die Tendenz der Gesellschaft, durch andere Mittel als zivile
            Strafen ihre eigenen Ideen und Praktiken als Lebensregeln denen aufzuerlegen, die
            eine abweichende Meinung haben, die Entwicklung in Fesseln zu schlagen, wenn möglich
            die Bildung jeder Individualität, die nicht mit ihrem eigenen Kurs harmoniert, zu
            verhindern und alle Charaktere zu zwingen, sich nach ihrem eigenen Modell zu formen.
            Es gibt eine Grenze für die rechtmäßige Einmischung öffentlicher Meinung in die persönliche
            Unabhängigkeit, und diese Grenze zu finden und gegen Übergriffe zu schützen, ist für
            eine gute Verfassung der menschlichen Angelegenheiten ebenso unerläßlich wie Schutz
            gegen politische Willkür.»[26] Mills berühmte Freiheitsdefinition lautete, «daß der einzige Grund, aus dem die
            Menschheit, einzeln oder vereint, sich in die Handlungsfreiheit eines ihrer Mitglieder
            einzumengen befugt ist, der ist: sich selbst zu schützen.»[27] Das ist die vielleicht wirkmächtigste Freiheitsdefinition, jedenfalls eine, die
            liberalen Staaten konstitutionell zugrunde liegt. Intellektuelle wie zum Beispiel
            Karl Raimund Popper, Raymond Aron, Albert Camus, Isaiah Berlin, Hannah Arendt, Vaclav
            Havel, Bronisław Geremek, Jerzy Holzer, Adam Michnik, Andrej Sacharow, Manés Sperber,
            Heinz Brandt, Andrej Amalrik, György Dalos, Czesław Miłosz, Jürgen Fuchs, Leszek Kołakowski,
            Ralf Dahrendorf, Wolf Biermann, Robert Havemann, Karl Wilhelm Fricke, Timothy Garton
            Ash, Marianne Birthler, Christoph Hein, Joachim Gauck, Thomas Ammer, Freya Klier,
            Bärbel Bohley, Thomas Auerbach, Jens «Charlie» Blanck, Heiko Lietz, Christian Dietrich,
            Uwe Schwabe, Siegbert Schefke, Stephan Bickhardt, Ludwig Mehlhorn, Lutz Rathenow,
            Reinhard Weißhuhn, Bernd Eisenfeld, Reinhard Schult, Jens Reich, Ulrike Poppe, Martin
            Böttger, Wolfgang Templin, Ralf Hirsch, Martin Gutzeit, Carlo Jordan, Markus Meckel,
            Rainer Eppelmann oder Gerd Poppe haben dieses Freiheitsverständnis verbreitet und
            gelebt, allesamt Persönlichkeiten, die mich mit ihren Schriften oder ihrer Biographie
            nachhaltig beeindruckt und mein Denken entscheidend beeinflusst haben. Sie zeigten,
            dass es möglich ist!
         

         In seinem großen Werk «Die Offene Gesellschaft und ihre Feinde» warnte Karl Raimund
            Popper aber auch, die Offenheit von Freiheit dürfe nicht dazu führen, dass sie ihren
            Feinden gegenüber tatenlos bleibt, weil sie ihnen begegnet wie den Anhängern der Offenen
            Gesellschaft. «Uneingeschränkte Toleranz führt mit Notwendigkeit zum Verschwinden
            von Toleranz. Denn wenn wir die uneingeschränkte Toleranz sogar auf die Intoleranten
            ausdehnen, wenn wir nicht bereit sind, eine tolerante Gesellschaftsordnung gegen die
            Angriffe der Intoleranten zu verteidigen, dann werden die Toleranten vernichtet werden
            und die Toleranz mit ihnen.» Popper schloss 1945 im neuseeländischen Exil ausdrücklich
            ein, militante Intolerante notfalls mit Gewalt zu unterdrücken. Dem «Paradox der Demokratie»
            hingegen, dass sich eine Mehrheit zur Herrschaft eines Tyrannen entschließt, wusste
            Popper nichts als den Rationalismus der Aufklärung entgegenzusetzen.[28]
         

         Einige Jahre später formulierte der Verfassungsrechtler Ernst-Wolfgang Böckenförde
            ein anderes Paradoxon: «Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen,
            die er selbst nicht garantieren kann. Das ist das große Wagnis, das er, um der Freiheit
            willen, eingegangen ist. Als freiheitlicher Staat kann er einerseits nur bestehen,
            wenn sich die Freiheit, die er seinen Bürgern gewährt, von innen her, aus der moralischen
            Substanz des einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft, reguliert. Anderseits
            kann er diese inneren Regulierungskräfte nicht von sich aus, das heißt mit den Mitteln
            des Rechtszwanges und autoritativen Gebots zu garantieren suchen, ohne seine Freiheitlichkeit
            aufzugeben und – auf säkularisierter Ebene – in jenen Totalitätsanspruch zurückzufallen,
            aus dem er in den konfessionellen Bürgerkriegen herausgeführt hat.»[29] Böckenförde meinte daran anschließend, womöglich benötige der säkularisierte Freiheitsstaat
            innere Antriebe und Bindungskräfte, die eher einem Glauben denn dem Weltlichen entsprängen.
            Das ist ein heikler Punkt, zeigt aber, wie fragil abstrakte und pathetische Freiheitsformeln
            in der Freiheit sein können und wie schnell sie ihren Glanz, den sie in der Unfreiheit
            fast begründungslos genießen, verlieren können bzw. wie ihr Glanz zumindest durch
            die bloße Existenz und die gewöhnliche alltägliche Benutzung ermatten kann. Daher
            sei es vonnöten, die Freiheit durch staatliche Rahmenbedingungen, insbesondere soziale
            und rechtliche, abzusichern. «Die wichtigste dieser Rahmenbedingungen ist die ständige
            Relativierung der gesellschaftlichen Ungleichheit, die aus der Betätigung der Freiheit
            immer wieder neu entsteht.»[30]
         

         Im Grundgesetz sind die Grundrechte, die für alle gelten, verankert. Sie sind unantastbar.[31] Seit langem wird immer wieder über negative (Freiheit von) und positive Freiheit
            (Freiheit zu) debattiert.[32] Es geht dabei sowohl um Handlungs- wie um Willensoptionen. John Rawls betonte, die
            Grundfreiheiten hätten ganz unabhängig von der Debatte um positive versus negative
            Freiheiten den Vorrang.[33] Er meinte aber auch: «Die Freiheit ist als gleiche Freiheit für alle gleich; es
            entsteht kein Problem des Ausgleichs für geringere Freiheit. Doch der Wert der Freiheit
            ist nicht für jedermann der gleiche. Manche haben mehr Macht und Reichtum und daher
            mehr Möglichkeiten, ihre Ziele zu erreichen. Doch ein geringerer Wert der Freiheit
            findet einen Ausgleich, denn die weniger begünstigten Mitglieder der Gesellschaft
            könnten ja ihre Ziele noch weniger erreichen, wenn nicht die dem Unterschiedsprinzip
            genügenden Ungleichheiten bestünden. Doch der Ausgleich eines geringeren Wertes der
            Freiheit ist etwas anders als ein Ausgleich für ungleiche Freiheit. Nimmt man die
            beiden Grundsätze zusammen, so ist die Grundstruktur so zu gestalten, daß der Wert
            des gesamten Systems der Freiheiten, das für alle da ist, für die am wenigsten Begünstigten
            möglichst groß wird. Das ist das Ziel der sozialen Gerechtigkeit.»[34] Mit anderen Worten: Der Wert von Freiheit ist eine subjektive Einschätzung, Wahrnehmung,
            die dem objektiven Wert der Freiheit nicht entgegensteht und diesen auch nicht relativieren
            kann, aber den Staat in die Pflicht nimmt, soziale und andere Benachteiligungen abzubauen,
            um so auch den individuell empfundenen Wert von Freiheit anzuheben.
         

         Wie kompliziert das im Einzelnen tatsächlich ist, zeigt ein Beispiel: Mitte der 1980er
            Jahre durfte ein ostdeutscher Wissenschaftler mehrere Wochen in die USA reisen. Er interviewte dort eine Reihe weltberühmter Stars und kam viel in den Staaten
            herum. Natürlich hielt er sich auch länger in New York City auf. Dort kam er mit einem
            Obdachlosen ins Gespräch. «Die meisten betteln nicht mal mehr.» Als der Mann nun mitbekam,
            dass sein Gesprächspartner aus East Germany, dem Land hinter Mauer und Stacheldraht
            kam, bedauerte er, «der nun wirklich nichts mehr hat von seinem Dasein, mich als den
            Bedauernswerten».[35] Ein schönes Beispiel dafür, dass Freiheit ein Wert ist, der ganz unterschiedlich
            wahrgenommen wird und eben nicht allein an sozial-materielle Bedingungen geknüpft
            ist. Das ist mir wichtig zu betonen, weil ja sonst der Eindruck entstehen könnte,
            um so weniger soziale Sicherheit, um so geringer würde Freiheit geschätzt – und umgekehrt.
            Diktaturen werden ja nun zum Beispiel nicht von Menschen errichtet, die am Hungertuch
            nagen.
         

         Im übertragenen Sinne gilt der schöne Satz von Rousseau aus dem Jahre 1762 immer noch:
            «Der Mensch wird frei geboren, und überall liegt er in Ketten.»[36] In unserer freien Welt freilich ist zu fragen, warum er in Ketten liegt, inwiefern
            er sie sich auch selbst angelegt hat. In der DDR ist dort, wo ich mich herumtrieb, gesagt worden, nur wer sich nicht bewegt, spürt
            seine Ketten nicht. Das war eine gegenseitige Ermunterung, gegen die Ketten, die die
            Diktatur jedem Einzelnen angelegt hatte, aufzubegehren. In der freien Gesellschaft
            hingegen legen sich viele scheinbare Ketten an, um damit gegen den angeblichen Kettenstaat
            zu protestieren. Das Problem sozialer Benachteiligungen ist natürlich für die Wahrnehmung
            der Freiheitsmöglichkeiten immer noch relevant, doch längst nicht so, wie es oft behauptet
            und unterstellt wird. Meist instrumentalisieren gut Betuchte dieses «Argument», ohne
            es belegen zu können, weil sich auch das Gegenteil nicht beweisen ließe.
         

         Tatsächlich gehört zur Freiheitsgeschichte auch deren Missbrauch, «eine mißbrauchsfreie
            Freiheit» ist «nicht denkbar». Je höher Freiheit entwickelt ist, «desto bedrohlicher»
            wird auch ihr Missbrauch. Das gilt aber nicht nur für gesellschaftliche Kräfte, auch
            der Staat selbst unterliegt diesem Risiko, «das zeigen beispielhaft der Sozialstaat
            und ein innenpolitisches Sicherheitsdenken», die schnell im Namen der Freiheit diese
            selbst gefährden können. Freiheit muss ständig neu ausgehandelt werden, sie ist nicht
            statisch, sondern ein dynamischer, nie den Ideal- oder Endzustand erreichender Prozess.
            «Der positive Gipfel der Freiheit, die Willensfreiheit, ermöglicht auch deren negativen
            Höhepunkt, etwas, das sowohl im privaten als auch gesellschaftlichen und politischen,
            nicht zuletzt im kosmopolitischen Leben droht: das Böse.»[37]
         

      
   
      
            3.

            Von der Diktatur zu Freiheit und Einheit. 
Eine Skizze
            

         

         Die Revolution für Freiheit und gegen die SED-Diktatur sowie die demokratische deutsche Einheit: zwei historische Ereignisse, über
            die viel geredet, diskutiert, gestritten worden ist. Sie beendeten die Nachkriegszeit
            in Deutschland, sie ermöglichten das neue Europa. Wir wissen heute noch weniger als
            vor 2022, ob sich 1989/91 (Revolutionen gegen den Kommunismus und Untergang/Auflösung
            der Sowjetunion) als globale oder auch nur europäische Zäsur durchsetzen wird. Der
            russländische Krieg gegen die freie Ukraine, gegen Europa, gegen den Westen ist auch
            ein Kampf um «1989», darum, ob die Ideen von «1989» siegreich bleiben oder doch noch
            untergehen.
         

         Für den Mauerfall am 9. November 1989 konnten die meisten Ostdeutschen nichts, die
            Mauer wurde durchbrochen, ohne dass sie etwas dafür oder dagegen taten. Die Währungsunion
            am 1. Juli 1990 ist ebenso wie der Mauerdurchbruch von einer übergroßen Mehrheit der
            Ostdeutschen begrüßt worden. Es scheint offenkundig zu sein, dass beides so tief ins
            Leben jedes einzelnen Ostdeutschen eingegriffen hat – und dabei der 1. Juli noch stärker
            als der 9. November –, dass der zäsurbildende Charakter beider Ereignisse offenliegt.
            Die Volkskammerwahlen am 18. März 1990 präjudizierten den schnellsten Weg zur Einheit,
            die logische Erzählung lautet, etwa drei Viertel der Ostdeutschen haben die Währungs-,
            Wirtschafts- und Sozialunion und die Einführung des bundesdeutschen Rechtsstaatssystem
            einschließlich der repräsentativen Demokratie herbeigewählt. Was sie nicht wählten,
            nicht einmal ansatzweise glauben wollten, waren die dramatischen Folgen dieser Entscheidung.
         

         Die Mauer fiel nicht einfach. Teile der Gesellschaft schmissen sie am Abend des 9. November
            1989 um.[38] Die kommunistische Diktatur war an ihr Ende gekommen. Die Welt schaute im Herbst
            1989 atemlos in die DDR, nach Ost-Berlin. «Wahnsinn» war der meist gebrauchte Ausruf. Es begann eine Zeit,
            als die Realität fast täglich die Phantasie überholte. Bis zum Herbst 1989 war kaum
            einem Zeitzeugen bewusst, dass er sich inmitten eines rasanten historischen Prozesses
            befand. Noch eben gerade, so schien es vielen, auf der Standspur verharrend, befanden
            sich auf einmal gleich mehrere Gesellschaften im Ostblock auf der Überholspur, und
            das noch mit überhöhtem Tempo.
         

         Die Reformpolitik des sowjetischen Diktators Gorbatschow entfachte Hoffnungen in der
            DDR. Wenn ausgerechnet in Moskau Reformen möglich waren, so die Meinung vieler, so müsse
            sich doch auch in der DDR etwas verändern lassen. Jahrelang versprach die SED-Führung, morgen, in der Zukunft, würde alles «noch» besser werden. «Morgen» blieb
            in den Vorhersagen der Ideologiewächter nicht nur eigentümlicherweise stets weit weg
            von der Gegenwart, Mitte der achtziger Jahre entrückte die verheißungsvolle Zukunft
            immer stärker ins Nimmerland. Der gefühlte Abstand zum Westen und seinen offenkundigen
            Verheißungen, wie sie via TV allabendlich in Millionen ostdeutsche Wohnzimmer flimmerten,
            wurde immer größer. Gleichzeitig schwanden die Hoffnungen auf die Zukunft, je mehr
            sich die Crew um Parteichef Honecker gegenüber der sowjetischen Reformpolitik hermetisch
            abschirmte. Sie regierte nicht nur gegen die Mehrheit der Bevölkerung, sie verlor
            auch immer mehr Terrain unter jenen, auf die sie sich bislang verlassen konnte: die
            2,3 Millionen Mitglieder der SED und die nochmals knapp 500.000 Mitglieder der eng mit der SED verknüpften vier Blockparteien (CDU, LDPD, DBD, NDPD). Zur Diktaturwirklichkeit gehörte, dass Millionen Menschen das System aktiv unterstützten
            und mittrugen – bis zuletzt. Es war immer nur eine Minderheit, die sich offen gegen
            die Diktatur stellte – das war auch im Herbst 1989 nicht anders.
         

         Die DDR trug in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre viele Züge einer Zusammenbruchsgesellschaft.
            Zwar hatte sich der Lebensstandard seit Ende der fünfziger Jahre erheblich verbessert.
            Aber die Menschen wurden nicht zufriedener, weil der Abstand zum Westen zusehends
            wuchs. Honecker erfand 1971 eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die im Kern von dem
            Gedanken getragen wurde: «So wie wir heute leben, werden wir morgen arbeiten müssen.»
            Die Menschen sollten sozial befriedet werden. Die Bundesrepublik wirkte als Schaufenster
            wie ein Pfahl im Fleische. Auch die Kirchen erfüllten diese Funktion. Sie waren die
            einzigen Großinstitutionen, die im Weltanschauungsstaat programmatisch gegen die kommunistische
            Ideologie standen. Die Kirchen mit ihren Synoden und Ökumenischen Versammlungen wurden
            zu Orten, wo demokratische Regeln und Verhaltensweisen eingeübt wurden. Es war kein
            Zufall, dass im Herbst 1989 so viele Pfarrer und Theologen zu den Wortführern der
            Bürgerrechtsbewegungen avancierten.
         

         Noch bevor die Sommerferien Anfang Juli 1989 begannen, hatten bereits rund 100.000
            Menschen dem Land für immer den Rücken gekehrt. Das waren vor allem junge, gut ausgebildete
            und sehr gut verdienende Männer und Frauen. Im Sommer verschärfte sich die Krise.
            Die SED-Führung war handlungsunfähig. Bis Oktober waren keine neuen Töne vernehmbar. Zudem
            verabschiedeten sich weitere Zehntausende Menschen für immer: Sie flüchteten über
            Ungarn und bundesdeutsche Botschaften in Prag und Warschau in die Freiheit. Und die
            kleine Opposition suchte nach neuen Handlungsformen. In rascher Folge kamen Gründungsaufrufe
            für neue Bewegungen heraus. Bislang hatten sich viele Menschen gefragt, ob sie sich
            dem Flüchtlingsstrom anschließen sollten. Nun gab es eine neue Alternative, die nicht
            mehr nur Hierbleiben oder Weggehen, sondern nun auch Einmischen oder weiter Schweigen
            hieß. Und natürlich auch: weiterhin das Regime zu unterstützen. Die meisten verhielten
            sich, wie bei jeder Revolution, passiv, warteten ab, hofften im Stillen. Revolutionen
            sind immer Kämpfe von Minderheiten um die Mehrheit.
         

         Der entscheidende Tag war der 9. Oktober 1989. An diesem Tag hatten sich Zehntausende
            aus der gesamten Republik in Leipzig versammelt, um friedlich gegen die Diktatur,
            für die Grundfreiheiten und für Reformen zu demonstrieren. Es ging die Angst um, in
            Leipzig könnte sich wiederholen, was sich am 4. Juni 1989 in China zugetragen hatte:
            Partei und ihr Militär schossen die friedliche Demokratiebewegung erbarmungslos zusammen,
            walzten sie nieder. Die Angst richtete sich nicht auf die sowjetischen Truppen, die
            in der DDR stationiert waren. Seit Gorbatschow 1987 und 1989 erklärt hatte, jedes kommunistische
            Land sei für sich selbst zuständig und Moskau würde nicht mehr militärisch intervenieren,
            war die jahrzehntelange Furcht vor den «Russen» einer großen Hoffnung, die nun mit
            ihnen verbunden war, gewichen. Angst hatten die Menschen vor der SED-Führung. Mehrfach ist im DDR-Fernsehen der chinesische Propagandafilm über die «Konterrevolution» ausgestrahlt
            worden. In den Zeitungen jubelten die SED-Funktionäre ihren Genossen mit den blutverschmierten Händen in Peking begeistert
            zu. Die DDR-Volkskammer hatte eine Solidaritätserklärung aufgesetzt. Kein anderes Ostblockland
            reagierte derart unverhohlen wie der SED-Staat. Führende Repräsentanten wie Krenz, Modrow oder Schabowski wurden nicht müde,
            immer wieder ihre Solidarität mit den Führern der kommunistischen Partei Chinas zu
            bekunden. All das hatte nur ein Ziel: die ostdeutsche Gesellschaft und insbesondere
            die Opposition einzuschüchtern, ihr Angst einzujagen, ihnen deutlich zu machen, wozu
            auch die SED in der Lage sei, wenn es zum Aufstand käme. Und niemand in der Gesellschaft zweifelte
            daran, dass Honecker, Mielke, Krenz, Modrow, Schabowski und die anderen aus diesem
            Clan ohne jede demokratische Legitimation bereit und in der Lage seien, brutal eine
            Revolution zusammenschießen zu lassen. Wer eine ganze Gesellschaft hinter Mauer und
            Stacheldraht einsperrt, wer jeden erschießen lässt, der zu entkommen sucht, der wird
            auch einen Aufstand im Keim blutig ersticken – wer sollte daran zweifeln. Walter Ulbricht
            war es, der bereits am Vorabend der DDR-Gründung intern bekräftigt hatte, seien Kommunisten erst einmal an der Macht, so
            würden sie diese weder durch Wahlen noch sonst irgendwie wieder hergeben.[39]
         

         Das ganze Land blickt am Abend des 9. Oktober 1989 voller Spannung nach Leipzig. Würde
            es zum Gemetzel kommen? 70.000 Demonstrant*innen waren eine Macht, gegen die Honecker
            und Krenz nicht ankamen. Entscheidend jedoch war, dass Gorbatschow ihnen jede Unterstützung
            entzogen hatte. Sie schauten tatenlos zu, wie die Protestierenden zu Citoyens erwachten
            und sich ihre Gesellschaft eroberten. Der 9. Oktober 1989 war der Tag der Entscheidung –
            und der Tag, an dem die Freiheitsrevolution über die kommunistische Diktatur siegte.
            Das wusste an diesem Tag noch niemand, aber viele sagten, nun wird nichts mehr so
            bleiben, wie es war. Diese Gewissheit wuchs von Tag zu Tag, immer sichtbarer erwachte
            die Gesellschaft aus ihrem Dornröschenschlaf. Immer mehr Systemstützen und Systemmitläufer
            wechselten nun die Seiten, immer stärker wurde Tag für Tag sichtbar, wie zerschlissen,
            wie zukunftslos, wie verhasst das Regime wirklich war.
         

         Der Mauerdurchbruch am 9. November 1989 war weder geplant noch intendiert. Das Ereignis
            war, wie so oft in der Geschichte, Zufällen geschuldet. Noch am 4. November 1989,
            als auf dem Berliner Alexanderplatz etwa 200.000 Menschen zusammenkamen und Reformen
            forderten, dachte kein Redner auf dem Podium daran, den Fall der Mauer zu fordern.
            Ganz anders viele Demonstrant*innen. Sie verlangten – offenbar ohne zu wissen, dass
            diese Forderung strenggenommen nicht von der SED-Führung zu erfüllen war – «Visafrei bis Hawaii».
         

         Die Maueröffnung am 9. November war bereits in einem Planspiel im August 1989 ersonnen
            worden: den Kessel kurzzeitig öffnen, um ihn dann wieder hermetisch abzuschließen.
            Nach dem 9. November gelang dies nicht mehr, obgleich auch noch solche Ideen ernsthaft
            erwogen wurden. Die Inszenierung der Maueröffnung durch Egon Krenz und Günter Schabowski
            war ein großes Schauspiel zweier politischer Dilettanten, die nicht einmal ansatzweise
            mit diesen Folgen gerechnet hatten. Denn entgegen vieler bis heute kursierender Legenden
            wusste Schabowski ganz genau, was er tat. Bis in Einzelheiten hinein war er seit Sommer
            1989 über alle Planspiele und die Debatten um das Reisegesetz informiert, so auch
            am Abend des 9. November 1989.
         

         Nicht nur über die Maueröffnung, den von den Gesellschaften Ostmitteleuropas (Polen,
            Ungarn, ČSSR, DDR) erzwungenen Mauerdurchbruch kursieren viele Legenden. Auch über die Frage, wer die
            Freiheitsrevolution von 1989 in der DDR eigentlich maßgeblich initiierte, gibt es sehr verschiedene Ansichten. Eine kurze
            Betrachtung dieser Frage ist nötig, um zu verdeutlichen, wie viele sich heute grundlos
            auf ein für sie sinnstiftendes Ereignis berufen, zu dem sie bis zum Mauerdurchbruch
            nichts oder nur sehr wenig durch Passivität beigetragen haben, das sie sogar zum Teil
            zu verhindern trachteten.
         

         Im Juli 2019 veröffentlichten Bürgerrechtler und Historikerinnen einen Offenen Brief,
            mit dem sie gegen eine geplante Festrede des letzten SED-Chefs, Gregor Gysi, in der Leipziger Peterskirche am 9. Oktober 2019 protestierten –
            dem 30. Jahrestag der Freiheitsrevolution. Binnen weniger Tage schlossen sich diesem
            Protest rund 800 Menschen an.[40] Verwundert rieben sich Beobachter die Augen: Sind die Gräben immer noch so tief
            wie in den 1990er Jahren? Auch damals wurden die kontroversesten Debatten nicht zwischen
            Ost und West, wie immer und immer wieder behauptet wird, sondern zwischen Ostdeutschen
            ausgetragen. Seit einigen Jahren wird nun versucht, die Geschichte der Revolution
            umzuschreiben. Daran werkeln Altkommunisten ebenso mit wie Intellektuelle oder Politiker,
            quer über die politischen Lager hinweg. Durchaus mit verschiedenen Interessen. Einig
            sind sie sich lediglich darin, die Revolution von 1989 für ihre eigenen Zwecke instrumentalisieren
            zu wollen.
         

         Immer stärker setzt sich die Mär durch, dass die Oppositionellen in der DDR nur Randfiguren gewesen seien, die entsprechend auch nur am Rande zur Revolution
            beigetragen hätten. Viel stärker seien außenpolitische Umstände, innenpolitische Krisen,
            eine darniederliegende Wirtschaft, ein gelähmter Machtapparat und eine vom Glauben
            abfallende Mitgliedschaft der SED im Verbund mit SED-Reformern und der Massenflucht dafür verantwortlich, dass alle Bürger (oder, wie
            der Religionssoziologe Detlef Pollack meint, der «Normalbürger») den Aufstand probten
            und die Mauer niederrissen. Die Bürgerbewegung, die Freiheit auf ihre Fahnen geschrieben
            hatte, spielt in diesen Konstruktionen keine Rolle.
         

         Die Forschung ist sich darin einig, dass der Umbruch in der DDR die wichtigsten Kriterien einer Revolution erfüllte. Es herrscht Konsens, dass es
            keine akzeptablen monokausalen Erklärungen für Ursachen, Verlauf und Erfolg der Revolution
            gibt. Die erwähnten Gründe spielten alle eine Rolle: die neue Politik Gorbatschows.
            Die wirtschaftliche Krise in der DDR. Der schleichende Zerfall des Macht- und Staatsapparats. Die mächtige Ausreise- und
            Fluchtbewegung. Die Auflösung innerer Bindungskräfte in der DDR. Und nicht zuletzt die Erosion der SED: Immer mehr Mitglieder kündigten ihre Loyalität
            zur Parteiführung auf und setzten auf Reformen. Keine Revolution gewinnt gegen ein
            starkes, stabiles System.
         

         Wie aber sah die Rolle der Bürgerbewegungen aus, die aus der Opposition heraus entstanden
            waren und als wichtigstes Ziel Freiheit vertraten? Sie waren diejenigen, die im Sommer
            und Frühherbst 1989 überhaupt einige Hunderttausend Menschen mobilisierten und motivierten,
            sich zu engagieren, auf die Straße zu gehen. Sie boten ein Podium, eine Möglichkeit
            gemeinsamen Handelns, sie prägten Kultur und Sprache der Revolution und artikulierten
            ihre Forderungen. Sie sind der Katalysator und bis 9. November 1989 auch der einzige
            Organisator der Revolution, das einzige Sprachrohr. Das am 9./10. September 1989 auf
            dem Grundstück von Katja Havemann, einer Uraltoppositionellen, gegründete «Neue Forum»
            bot gemeinsam mit den anderen neuen Bürgerbewegungen erstmals einen Ort der öffentlichen
            Verständigung. Bislang galt für die meisten kritisch eingestellten Bürger: fliehen
            oder weiter den Mund halten. Nun gab es die Möglichkeit, in der DDR zu bleiben und sich gegen die SED-Herrschaft zu engagieren: Binnen weniger Wochen bis Anfang Oktober nutzten tausende
            Menschen in der gesamten DDR unter hohem persönlichem Risiko diese Chance. Die DDR veränderte sich von unten, weil Bürgerrechtler nach vielen Jahren der Enge nun Mittel
            und Wege gefunden hatten, zu mobilisieren, tausende Menschen dort abzuholen, wo sie
            standen.
         

         Die meisten – statistisch gesehen eigentlich fast alle! – «Normalbürger» aber blieben
            hinter der Gardine stehen und warteten ab. Es ist historisch unhaltbar zu behaupten,
            die Revolution sei bis zum Mauerdurchbruch eine Mehrheitsangelegenheit gewesen. Keine
            Revolution ist eine Mehrheitsveranstaltung, dann bräuchte es sie gar nicht. In Revolutionen
            ringen immer zwei Minderheiten – die alte Macht und die dagegen Aufstehenden – um
            die dazwischen abwartende Mehrheit. So war es auch in der DDR. Erst als alles entschieden war, nämlich am Wochenende vom 4. und 5. November 1989,
            als DDR-Menschen über die offene Grenze in die ČSSR und von dort direkt in die Bundesrepublik
            ausreisen konnten und dies bis zum 8. November auch rund 50.000 taten, war die Machtfrage
            geklärt. Die Maueröffnung am 9. November war – historisch gesehen – ein symbolischer
            Akt, den die Gesellschaft erzwungen hatte. Die Revolution hatte gesiegt. Ihr Höhepunkt
            aber war nicht der 9. November 1989, sondern der 9. Oktober 1989: Am Montag, den 9. Oktober
            zogen etwa 70.000 Menschen durch die Leipziger Innenstadt. Die SED ließ die unerwartet große Menschenmenge ziehen und nahm so das Ende ihrer Herrschaft
            hin. Eine Diktatur, die ihre Macht nicht mit allen Mitteln verteidigt, ist an ihr
            Ende gelangt. Aber wie sind diese 70.000 Menschen auf die Straßen gekommen?
         

         Diejenigen, die die Leipziger Montagsdemonstrationen als Protest in die Gesellschaft
            trugen, waren, wie ihre Mitstreiter in anderen Städten, Oppositionelle, die sich Jahre
            vor 1989 in Leipzig organisiert hatten und den Staat herausforderten. Ohne ihr jahrelanges
            Engagement und ihre Idee, nach dem Montagsgebet auf die Straße zu gehen, hätte es
            die berühmten Montagsdemonstrationen nicht gegeben. Ihren Rufen «Wir bleiben hier»,
            «Wir wollen Veränderungen», «Für ein freies Land mit freien Menschen» folgten an den
            Montagen vor dem 9. Oktober zunächst nur Dutzende, dann einige Hunderte.
         

         Der 9. Oktober 1989 ist der symbolische 14. Juli der ostdeutschen Revolution. Er konnte
            gelingen, weil vieles zusammenkam. Die SED-Führung war nicht mehr in der Lage, ihre Macht durchzusetzen. Revolutionen sind nie
            gegen starke Herrscher erfolgreich. Und selbst in der SED wurde die Gruppe derjenigen, die noch an den Sinn der «führenden Rolle der SED» glaubten,
            kleiner. Einer dieser «Aufrechten» war Gregor Gysi. Noch am 4. November 1989 hat er
            diese Führungsrolle der SED auf dem Alexanderplatz verteidigt. Er wurde nicht zufällig der letzte SED-Vorsitzende. Kaum jemand anderem wäre es gelungen, die von der Basis geforderte Auflösung
            der Partei abzuwenden und die Partei in die neue Zeit zu führen.
         

         Die Revolution von 1989 ist von einer kleinen Minderheit politisch Engagierter «gemacht»
            worden. Sämtliche Zahlen von Demonstrationsteilnehmern und Unterzeichnerinnen von
            Aufrufen wurden im September und Oktober aus guten Gründen hochgejazzt. So mobilisiert
            man Menschen und lässt jeden Einzelnen fragen: Und was tue ich? Wenn man heute die
            Leute so reden hört, hat man den Eindruck, alle waren dabei. Wenn aber alle dabei
            waren, wo waren dann die, die dagegen waren? Davon gab es Millionen!
         

         Die Revolution in der DDR hätte vielleicht auch ohne die Opposition stattfinden können. Wer weiß das schon?
            Was wir wissen, ist nicht nur, dass sie entscheidenden Anteil hatte. Wir wissen auch,
            dass der Kommunismus nirgendwo einfach so verschwand, nicht einmal in Rumänien oder
            Bulgarien. Vor allem in Polen, Ungarn, der ČSSR und dem Baltikum war die organisierte
            Opposition entscheidend – und wird seither auch in diesen Ländern in ihrer historischen
            Bedeutung geschmäht, wie in Deutschland. Es gibt noch zwei weitere Beispiele, die
            zeigen, dass es alles nicht so einfach ist: Kuba ist ähnlich abgewirtschaftet wie
            die DDR, aber die Diktatur verschwindet nicht. Und Nordkorea ist ein noch drastischeres Beispiel.
            Dort wiederum ist der Staat noch so stark, dass zurzeit kein Systemsturz in Sicht
            ist. Sollte der Staat dort aber wanken, so lehrt es die Geschichte, wird die Revolution
            auch in Nordkorea ohne den ansteckenden Mut Weniger, wie in der DDR, nicht möglich sein.
         

         Nach dem Mauerfall war das Schicksal von SED und DDR besiegelt. Der Staat war nur als politische, ökonomische, gesellschaftliche Alternative
            zur Bundesrepublik denkbar. Die erste Sitzung des «Zentralen Runden Tisches», an dem
            Regierung und Opposition über die Machtübergabe zu verhandeln begannen, fand am 7. Dezember
            statt. Die Einberufung bedeutete einen politischen Sieg der Opposition. Der Zentrale
            Runde Tisch war sich bewusst, dass ihm eine demokratische Legitimation fehlte, er
            nur demokratische Wahlen vorbereiten könnte und daher Kontrollaufgaben wahrnehmen
            und die Öffentlichkeit informieren müsste.
         

         Bis zum Wahltag sah es so aus, als würden die Sozialdemokraten überlegen gewinnen.
            Alle Prognosen deuteten darauf hin. Der Wahlkampf war allein geprägt von der Frage,
            wie die deutsche Einheit gestaltet werden könnte. Die «Allianz für Deutschland» (CDU, DSU, DA) stand für den schnellsten Weg zur Einheit. Ihre Formel lautete: «Sofortige Einführung
            der DM.» Mehr konnte niemand bieten. Damit waren Wahlversprechen verbunden wie die
            Umstellung der Löhne, Renten und vor allem Sparkonten im Verhältnis von 1 DDR-Mark: 1 DM, die unhaltbar waren. Heute nennt man so etwas Populismus.
         

         Als die ersten Wahlprognosen im Fernsehen bekannt gegeben wurden, überraschte lediglich
            die hohe Wahlbeteiligung niemanden. Sie lag nach dem amtlichen Ergebnis bei 93,4 Prozent.
            Die «Allianz» erhielt 48 Prozent der Stimmen (CDU 40,8 %, DSU 6,3 %, DA 0,9 %). Der prognostizierte Wahlsieger SPD lag bei knapp 22 Prozent. Die SED/PDS folgte mit 16,4 Prozent, fast 1,9 Millionen Erwachsene hatten sich für die Kommunisten
            und Postkommunisten entschieden. Das liberale Bündnis brachte es auf 5,3 Prozent.
            Die Bürgerrechtsbewegung ging unter. Die Wahlen fielen eindeutig aus, weil 75 Prozent
            der Wähler für die von CDU/CSU, SPD und FDP unterstützten Parteien stimmten. Die britische Premierministerin Margaret Thatcher
            gratulierte Kanzler Kohl zum Wahlsieg, was den Nagel auf den Kopf traf.
         

         Auffällig am Wahlergebnis war ein deutliches Nord-Süd-, ein Stadt-Land-Gefälle und
            Unterschiede zwischen «Hand- und Kopfarbeitern» im Wahlverhalten. Je kleiner die Städte
            und Gemeinden, je höher der Anteil der Stimmen für die «Allianz». In fast 100 von
            237 Stadt- und Landkreisen, vor allem im Süden, erhielt die Allianz über 50 Prozent
            der Stimmen. In 13 Kreisen erhielt die SPD weniger als zehn Prozent, davon lagen zwölf im sächsischen Bezirk Dresden. Mehr als
            30 Prozent errang die SPD in 40 Stadt- und Landkreisen, darunter alle elf Ostberliner Stadtbezirke, 15 von
            19 Potsdamer Kreisen und neun von zwölf in Frankfurt/O., beide im alsbald wiedergegründeten
            Land Brandenburg gelegen. Hinzu kamen die Städte Magdeburg, Rostock und Wismar sowie
            die Kreise Templin, Prenzlau und Grevesmühlen. Die SED/PDS wurde in 35 Kreisen (Schwerpunkte der thüringische Bezirk Erfurt und der sächsische
            Bezirk Karl-Marx-Stadt) mit weniger als zehn Prozent Wähleranteilen abgestraft. Das
            beste Ergebnis mit 38,4 Prozent erhielt sie in Berlin-Hohenschönhausen, einem Konzentrationspunkt
            von Stasi-Mitarbeitern und SED-Funktionären. In weiteren acht Kreisen votierten mindestens 30 Prozent für die SED, darunter neben Frankfurt/Oder-Stadt, Neubrandenburg-Stadt und Ueckermünde fünf weitere
            Ostberliner Stadtbezirke. Die Listenverbindung «Bündnis 90» (Neues Forum, IFM, DJ) erhielt nur in den elf Ostberliner Stadtbezirken sowie den Städten Leipzig und
            Dresden mehr als fünf Prozent Stimmenanteile. Die höchsten verbuchte sie im Prenzlauer
            Berg mit 8,5 Prozent.
         

         Das eigentliche Erdbeben zeigten soziale Wahlanalysen. Die Stimmen für die «Allianz»
            verteilten sich nach Männern und Frauen etwa gleich, bei den Altersgruppen votierten
            überdurchschnittlich viele aus den Gruppen der 40- bis 59-Jährigen für die «Allianz»,
            obwohl die Differenzen zu den jüngeren wie den älteren nicht sonderlich signifikant
            ausfielen. Doch die eigentliche Sensation bot die Wahlanalyse bezogen auf die soziale
            Zusammensetzung der Wähler und Wählerinnen. Denn die Allianz «als Partei der Arbeiter»
            war unerwartet, überraschend, sensationell. Mehr als jeder zweite Wähler der «Allianz»
            war ein Arbeiter – aber ebenso wählte mehr als jeder zweite Arbeiter die «Allianz».
            Die Unterschiede zum alten Bundesgebiet waren dramatisch, vor allem was die SPD anbelangte. Bereits bei den ersten freien Wahlen 1990 zeigte sich also, dass der
            Osten anders tickt – ganz anders sogar.
         

         Zunächst aber gehörte es vielleicht zur besonderen Ironie der Geschichte, dass der
            «Arbeiter-und-Bauern-Staat», die SED-Diktatur, den demokratisch legitimierten Todesstoß ausgerechnet von jenen erhielt,
            in deren Namen das Gesellschaftsexperiment jahrzehntelang gegen Widerstände, Widerwillen
            und mit vielen Opfern durchgepeitscht worden war.
         

         Der Wahlausgang am 18. März bedeutete eine politische, wirtschaftliche und sozialpolitische
            Richtungsentscheidung. Es kam einem Plebiszit für die schnelle Einheit und die rasche
            Einführung der DM gleich. Dieser Prozess ist durch die Verträge, die zum 1. Juli 1990
            die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion einleiteten, forciert und durch den Einigungsvertrag
            befestigt worden. Die Revolution hatte ihr institutionelles Korsett gefunden. Selbstverständlich
            konnte die DM nur eingeführt werden, wenn auch jene Institutionen augenblicklich im
            Osten verankert würden, die die Stabilität der DM garantierten. Viele Menschen im
            Osten hatten gehofft, sie bekämen die DM in die Hand, aber sonst würde sich nicht
            sonderlich viel ändern – und schon gar nicht dramatisch schnell. Wer vor dieser naiven
            Sicht im Frühjahr 1990 warnte, galt als Kommunist, SED-Freund, als Vollhonk und Gegner der deutschen Einheit. Ja, so einfach war das damals.
            Ich weiß, wovon ich rede, denn ich zählte zu der winzigen Minderheit, die das Bündnis
            90 wählte und die Einheit nicht nach Art. 23, sondern nach Art. 146 Grundgesetz anstrebte.
            Die naiv-romantische Vorstellung lautete etwa: Wir demokratisieren erst einmal den
            Staat und die DDR-Gesellschaft, bringen sie wirtschaftlich auf Höhe (mit Hilfe der Bundesrepublik)
            und gehen dann auf Augenhöhe in die Einheit. Damals lachten uns alle aus. Heute lache
            ich über alle, die uns auslachten, und lache noch lauter über unsere Naivität und
            den fehlenden Willen zur Real- und Machtpolitik. Mit anderen Worten: Zum Glück war
            ich in einer winzigen Minderheit! Wir waren genauso dumm und blickten nicht durch
            wie unsere politischen Gegner von einst und jetzt. Hätte sich unser Modell durchgesetzt,
            wir wären krachend gescheitert und bestenfalls in ungarischen Verhältnissen mit einer
            starken Oligarchie aufgewacht. Merkwürdigerweise trauten wir der ostdeutschen Gesellschaft,
            trunken von den gerade zurückliegenden Ereignissen der letzten Wochen, mehr zu, als
            unsere Erfahrung hätte hergeben dürfen. Denn viele in der Bürgerrechtsbewegung waren
            ja nicht nur skeptisch und ablehnend gegenüber den SED-Mächtigen und ihrem Staat, sondern ebenso gegenüber einem Großteil der Gesellschaft,
            die ja nicht anders als unterwürfig, autoritätshörig, angepasst, mitmachend, angstvoll
            und häufig aktiv das Regime vielfältig unterstützend wahrgenommen werden konnte. Und
            nun setzte die Bürgerbewegung auf einmal auf diese Kräfte? Was für ein grandioser
            Irrtum. Ich jedenfalls stand Ende der 1980er Jahre in großer Distanz zur Mehrheit
            der DDR-Gesellschaft, diese Distanz verflüchtigte sich für einige Monate 1989/90, um sodann
            mit erneuter Wucht zurückzukommen.
         

         Der DGB-Vorsitzende Heinz-Werner Meyer brachte Anfang August 1990 auf den Punkt, was sich
            seit 1. Juli 1990 in der DDR abspielte: Ihm komme es so vor, sagte Meyer, als würde versucht werden, während einer
            rasanten Autofahrt die Reifen zu wechseln.[41] 1989 wies die DDR 9,7 Millionen Beschäftigte auf, Ende 1993 waren es noch 6,2 Millionen. Der Anteil
            der Facharbeiter bei den Arbeitslosen betrug etwa zwei Drittel, hinzu kamen noch rund
            20 Prozent un- oder angelernte Arbeiter. Über die Hälfte der Arbeitslosen waren weiblich,
            im Laufe des Jahres 1991 begann der Anteil zwei Drittel zu erreichen, so dass doppelt
            so viele Frauen erwerbslos gemeldet waren wie Männer. Die Verlierer*innen waren Arbeiterinnen.
         

         Hinzu kommt noch, dass die statistisch errechnete Arbeitslosenquote für den Zeitraum
            1990 bis 1994 die reale Arbeitslosigkeit nur sehr unzureichend erfasst. Doch diese
            war entscheidend für ostdeutsche Wahrnehmungen des Einheitsprozesses. Einerseits setzte
            sie die Erwerbstätigen erheblich unter Stress, weil Arbeitslosigkeit als Gefahr über
            allen schwebte. Andererseits bedeuteten gerade Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), Umschulungsmaßnahmen oder Kurzarbeit (meist bedeutete diese bis 1994 auf null gesetzt
            zu sein) in der ersten Hälfte der 1990er Jahre oft nichts anderes, als real arbeitslos
            zu sein/zu werden. Die Maßnahmen brachten oft nichts und frustrierten nur noch mehr,
            Hunderttausende durchwanderten mehrere ABM oder Umschulungen, um nach Auslaufen der «Förderungen» endgültig und nunmehr offiziell
            arbeitslos zu werden. Kurzarbeit war meist nichts anderes als eine Chiffre für aktuelle
            «Beschäftigungslosigkeit» und künftige Arbeitslosigkeit. Besondere Formen der Arbeitslosigkeit,
            die für den mentalen Prozess des Vereinigungsprozesses meist unterschätzt werden,
            finden gar keinen Eingang in die Statistiken: Die Vorruhestandsregelungen zum Beispiel
            haben ganze Jahrgänge der über 55-Jährigen aus dem Arbeitsprozess herausgelöst, so
            dass sie in den offiziellen Statistiken gar nicht als arbeitslos gelten. Hinzu kam,
            dass noch 1990 der Ausbildungsmarkt im Osten dramatisch einbrach und so ein Teil der
            Jugendlichen und jungen Erwachsenen statistisch unberücksichtigt blieb. Mit anderen
            Worten: Die Arbeitslosenstatistiken spiegeln nur einen Teil jener Problemlage, die
            für die sozialpsychologische Betrachtung des Transformationsprozesses entscheidend
            ist.
         

         Die Sozialstruktur Ostdeutschlands veränderte sich grundlegend: «Nach der Vereinigung
            hat sich das Wachstum des tertiären Sektors (Dienstleistungsbereich – ISK) zu Lasten des sekundären Sektors (Industrie und Handwerk – ISK) und des bereits stark geschrumpften primären Sektors (Landwirtschaft – ISK) fortgesetzt. Die erhebliche Tertiärisierungslücke der DDR – diese hinkte um ca. 25 Jahre hinter der Bundesrepublik her – wurde quasi über Nacht
            beseitigt. Im Zuge der schmerzlichen Krisen der ostdeutschen Industrie und Landwirtschaft
            wurde eine Entwicklung, die in Westdeutschland 25 Jahre gedauert hatte, innerhalb
            von drei Jahren nachgeholt.»[42] 1989/90 zählte in Ostdeutschland etwa die Hälfte aller Beschäftigten als «Arbeiter».
            Schnell war es weniger als ein Viertel. Diese Entwicklung entspricht einem Trend in
            westlichen Industriegesellschaften. Der Transformationsprozess hat diese Entwicklung
            radikal befördert. Hier zeigte sich bereits ein generell zu beobachtender Prozess:
            In Ostdeutschland hatte sich der Wandel so radikal beschleunigt vollzogen, wie es
            bis dahin in der westlichen Welt unüblich gewesen war. Erst Jahre später stellte sich
            heraus, dass das Tempo der Veränderungen in Ostdeutschland im Zeitalter von Globalisierung
            und Digitalisierung allgemein typisch werden sollte.
         

         Helmut Kohls aus Anlass der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion am 1. Juli 1990
            in einer Fernsehansprache geäußerte Zuversicht, es würde niemandem schlechter gehen
            als zuvor und überall würden «blühende Landschaften» entstehen, entsprach genau den
            Vorstellungen der meisten Menschen im Osten, was sich auch am 18. März 1990 im Wahlergebnis
            spiegelte. Der Wahlausgang war ein Hinweis, wie stark die ostdeutsche Gesellschaft
            bereit war, die Diktatur gegen neue Heilsversprechen einzutauschen. Die Zukunft sollte
            unmittelbar beginnen. Freiheit und Demokratie bedeutete für die meisten, «richtiges
            Geld» zu besitzen, einzukaufen, am Wohlstand teilzuhaben und reisen zu können. Demokratie
            und Freiheit galten als angebliche Garanten dafür, soziale Gleichheitsvorstellungen
            blieben zugleich im Osten hoch im Kurs. Wie repräsentative Demokratie funktioniert,
            was Pressefreiheit bedeutet, wozu eine Zivilgesellschaft nötig ist, warum die im Grundgesetz
            verankerte Parteiendemokratie sowie Freiheit und Demokratie auf das Mittun ebenso
            angewiesen sind wie auf die Verteidigung ihrer Grenzen, interessierte die wenigsten.
            Selten war eine Gesellschaft so unpolitisch, so desinteressiert an ihren eigenen Rahmenbedingungen
            wie die ostdeutsche nach 1990. Das hat allerdings weder damals noch heute irgendjemanden
            analytisch interessiert. Bis heute wird sogar das Gegenteil erzählt, wird suggeriert,
            die ostdeutsche Gesellschaft sei hochgradig politisch. Nein, das war sie nie, auch
            1990 und in den ersten Jahren der Einheit nicht: Politik bedeutet Partizipation, Mitgestaltung,
            Mitbestimmung – im Osten blieb die übergroße Mehrheit auf Distanz zu politischem und
            zivilgesellschaftlichem Engagement. Warum? Die vielen Mitläufer und Stützen des SED-Systems verwechselten ihr Mittun in der Diktatur mit politischem Engagement und bekundeten
            nun, sie hätten ein für alle Mal genug davon. Im Prinzip war das eine Situation, in
            der Bundeskanzler Kohl als neuer Patriarch agieren musste – selbst wenn er es nicht
            gewollt hätte.
         

         In das Jahr 1989 gingen die meisten Ostdeutschen hoffnungslos, ohne Hoffnung, dass
            sich bald etwas ändern würde. Nur eine kleine Minderheit engagierte sich für Veränderungen.
            Eine größere Minderheit war so hoffnungslos, dass sie wegging, flüchtete und große
            Gefahren für das eigene Leben in Kauf nahm. Von diesem Staat war nichts zu erwarten,
            so der weitverbreitete Tenor. Am Ende des Jahres war die Überraschung, Freude bei
            allen, ob aktiv oder passiv, schier grenzenlos – die Hoffnungslosigkeit hatte sich
            in pures Glück verwandelt, für die absolut meisten Menschen ohne eigenes Zutun. Die
            Gesellschaft ging dementsprechend in das Jahr 1990 und die folgende Wiedervereinigung –
            ganz anders als in das Jahr 1989 – mit sehr, sehr hohen Erwartungen. Sie waren gespeist
            von einer traditionellen Staatsgläubigkeit. Dieser neue Staat versprach dann auch
            das Blaue vom Himmel herunter – die Hochglanzkataloge der Versandhäuser und das Westwerbefernsehen
            schienen nicht mehr nur Schaufensterversprechen zu sein. Der bundesdeutsche Staat
            würde dafür sorgen. Die Hoffnungen bargen einen hohen Enttäuschungsfaktor in sich,
            weil sich viele einer Täuschung hingaben: Der Staat würde es richten. Für viele Ostdeutsche
            wurde der Westen tatsächlich zum Glück, zum Erfolg, zum Leben in Freiheit und Wohlstand.
            Für viele andere trat das nicht ein. Sie wurden tief enttäuscht, nicht nur, weil sie
            überspannte Erwartungen gehegt hatten, sondern weil sie gar keine Chance bekamen,
            ein Leben jenseits staatlicher Alimentierungen zu führen. Das Einzige, was Ostdeutschland
            als Einheit zusammenhielt, war der Begriff «Ostdeutschland». Ansonsten gab es darunter
            so viele Friktionen und gegenläufige Wahrnehmungen, unterschiedliche Verarbeitungen
            der Vergangenheit und differenzierte Erwartungen an die Zukunft, so viele «Gegenwarten»,
            dass viele Versuche, Ostdeutschland mittels Zahlen zu erklären, damals wie heute einigermaßen
            problematisch anmuten. Entgegen den Annahmen vieler Sozialwissenschaftler*innen glaube
            ich nicht daran, dass sich eine Gesellschaft in Zahlen, Kohorten und demoskopischen
            Erhebungen abbilden lässt. Ein Blick in einen x-beliebigen «Dorfkrug» (den es kaum
            noch gibt) lehrt etwas anderes.
         

         Der größte politische Irrtum in Deutschland und Europa liegt am Beispiel Ostdeutschlands
            offen: Die Annahme, wer sozial befriedet und zufrieden sei, werde Demokratie, Freiheit
            und Rechtstaat, sprich die westlichen Werte, wie von selbst stützen, stimmt nicht.
            In dem Maße, in dem die Ostdeutschen sozial im Westen angekommen waren, fingen sie
            an, sich von ihm zu distanzieren. Zunächst nutzte dafür ein Drittel bis zur Hälfte
            der Gesellschaft ab Mitte der 2000er Jahre die SED/PDS/Linke und andere Populisten, seit Mitte der 2010er Jahre die AfD und deren Umfeld.
            Dieses Reaktionsmuster ist kein typisch ostdeutsches. Es lässt sich so oder ähnlich
            in vielen Regionen der Welt beobachten. Anerkennung und Missachtung gehen Hand in
            Hand. Fehlt Anerkennung, wird das als Missachtung wahrgenommen. Anerkennung stellt
            eine Bedingung für Selbstanerkennung dar. Anerkennung stellt eine oft unterschätzte
            Vorbedingung für gelebte Freiheit dar. Überall auf der Welt sehen wir große Gesellschaftsgruppen,
            die sich nicht anerkannt fühlen, die sich als zurückgesetzt wahrnehmen, die sich als
            ausgegrenzt bezeichnen. Es geht nicht einmal um die Frage, ob es so ist oder nicht –
            und meistens stimmt das durchaus –, denn tatsächlich ist die Macht von Emotionen wirkungsvoller
            als jede Sozialstatistik. Emotionen verbinden, Statistiken sind kalt. Der Osten nahm
            sich als unterlegen, deklassiert und Befehlsempfänger wahr.[43] Zugleich zeigte sich nur eine Minderheit bereit und in der Lage, die selbsterkämpfte
            und durch die staatliche Einheit verfassungsrechtlich verankerte Freiheit mit ihren
            vielfältigen Möglichkeiten als Lebensprinzip und als Gegenwarts- wie Zukunftschance
            anzuerkennen und wahrzunehmen. Durch den Osten ging schon bald nach der Freiheitsrevolution
            ein Riss, der Freiheitseuphorikerinnen von Freiheitsskeptikern, aber auch von Freiheitsignorantinnen
            und Freiheitsgegnern schied. Nur eine Minderheit im Osten stand nicht unter Schock
            angesichts dessen, was Freiheit konkret bedeutet: eigenverantwortlich für seine Interessen
            einzustehen. Aus der Apathie in der Diktatur und dem kurzzeitigen Aufbruch von 1990
            wechselten viele sehr schnell in eine neue Rolle: Opfer solcher obwaltender Umstände
            zu sein, die ein erneut übermächtiger Staat zu verantworten habe. Eine lebendige und
            breite Zivilgesellschaft hatte in Ostdeutschland nach 1989 jahrzehntelang keine Chance,
            weil deren Voraussetzungen, eigenverantwortliches Handeln anzustreben und die Dinge
            nicht laufen zu lassen, in Ostdeutschland gesellschaftliche Randerscheinungen blieben.
            Vielmehr überlebte aus dem 19. und kurzen 20. Jahrhundert ein geradezu mit unbeirrbarer
            Disziplin eingeübter Volkssport – Meckern auf «die da oben», auf den Staat, der für
            alles verantwortlich gemacht wurde (und wird), egal, ob er es nun ist oder nicht.
            Der Freiheitsschock war das Schmiermittel für diese kulturelle Kontinuität.
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               Der Westen im Osten bis 1989
               

            

            Die DDR war die Alternative zur Bundesrepublik. Das hämmerte die SED-Propaganda ihren Untertanen von morgens bis abends, von der Wiege bis zur Bahre unentwegt
               ein. Und natürlich die bessere, die humanere, die friedlichere, die nicht ganz perfekte,
               aber die kurz vor der Perfektion stehende Alternative. Die Bundesrepublik erschien
               als eine faulende, stinkende, absterbende Gesellschaft ohne jede Zukunft, kriegslüstern
               und profaschistisch zudem. Die Menschen verelendeten, es war ein Jammertal, in dem
               sich nur einige Millionäre wohlfühlten. Warum dann nicht Millionen Bundesdeutscher
               in die DDR strömten, war eine viel gestellte Frage, auf die landauf, landab die gleiche Antwort
               kam: Ihnen fehle noch das richtige Bewusstsein, Klassenbewusstsein. Sie würden sich
               an ihrem jämmerlichen Dasein laben und das große Ganze (noch) nicht im Auge haben.
            

            Es gab keinen gesellschaftlichen Bereich, der nicht unentwegt mit der Bundesrepublik
               verglichen wurde. Im SED-Zentralorgan «Neues Deutschland» sind Tabellen veröffentlicht worden, mit denen gezeigt
               wurde, dass die DDR der bessere deutsche Staat sei: weil das Brötchen billiger, die Mieten niedriger,
               der Strom günstiger, die Arbeitsplätze sicherer seien. Das Ganze ist von den SED-Ideologen dadurch verschwurbelt worden, dass sie die gleichen Begriffe wie in den
               Westmedien benutzten und so langanhaltende Verwirrung in den Köpfen stifteten – zielgenau.
               Wenn die Menschen selbst verglichen, fielen die Ergebnisse meist zuungunsten der DDR aus.
            

            Der Westen war im Osten omnipräsent. Es gab nichts, was nicht gesammelt wurde, nur
               weil es aus dem Westen kam, danach aussah oder so roch (kein Westler kennt diesen
               verführerischen, unfassbar genialen Westgeruch – er ging nach 1990 rasch verloren).
               Es gab auch nichts, was nicht idealisiert worden wäre – Hauptsache Westen. Das war
               geradezu ein Volkssport, gegen den die Mächtigen machtlos waren. Sie erlagen ja selbst
               den Verführungen, wie sich 1989/90 zeigte, als sich die kleinbürgerlichen Villen und
               Landhäuser der Politelite kurze Zeit öffneten und dort westliche Technik und andere
               Waren vom Klassenfeind zu bestaunen waren. Der Westen galt vielen im Osten als greifbares
               Paradies, eines, dass auch noch Tag für Abend zum Anschauen via TV frei Haus geliefert
               worden ist.
            

            Denn an erster Stelle als Informationskanäle für alles und jeden standen Fernseh-
               und Radiosender. Es wird geschätzt, dass etwa zehn Prozent der DDR-Menschen bewusst auf diesen Konsum verzichteten. Wahrscheinlich kennt jeder Ältere
               ein, zwei Klassenkameraden, bei denen zu Hause keine Westsender empfangen werden durften.
               Das war die Hardcore-Kommunisten-Fraktion, über die selbst gemäßigte Funktionäre heimlich
               den Kopf schüttelten. In Ost-Berlin mussten sogar ab Mitte der 1970er Jahre standardmäßig
               Gemeinschaftsantennen mit Westempfang eingebaut werden und dennoch verweigerten Aufrechte
               auch in Ost-Berlin, diese Angebote wahrzunehmen.
            

            Die in westlichen Medien vermittelten Bilder haben die Sicht vieler Ostdeutscher auf
               den Westen wesentlich geprägt. Sie kompensierten die Informationsleere der DDR-Medien. Die SED bezeichnete das als «Einmischung in innere Angelegenheiten der DDR». Es existierten
               West-Sendungen, die auf DDR-Bedürfnisse zugeschnitten waren. Und dazu gehörten nicht nur die allwöchentliche
               Verkündung des Fernsehprogramms, die Wunsch- und Grußsendungen oder die politischen
               Magazine. In vielen Sendungen hatte man die Ostzuschauer und -zuhörer im Auge und
               im Ohr.
            

            Die DDR-Gesellschaft war in weiten Teilen eine informelle Nachahmungsgesellschaft. Fast alles
               schien erstrebenswert, was nach Bundesrepublik roch, so aussah oder so schmeckte.
               Im ganzen Land blühten illegale Märkte für westliche Produkte. In privaten Inseraten
               in Tageszeitungen und Fachzeitschriften waren diese Märkte ebenso zu besichtigen wie
               in informellen Handelsketten. In vielen Zeitschriften sind Anzeigen geschaltet worden,
               in denen westliche Konsumgüter in erstaunlichen Größenordnungen und zu unglaublichen
               Preisen angeboten wurden. Auf den illegalen Märkten gab es alles, wirklich alles,
               was das Herz begehrte. Wie die Ware ins Land kam, blieb auch der Stasi oft verborgen.
            

            Zur zweiten Währung avancierte die DM ohnehin. Hatte man Westgeld, war praktisch alles
               zu haben. Ich selbst arbeitete in den 1980er Jahren «nach Feierabend» (oft genug während
               der Arbeitszeit …) auf dem Bau gegen irre Stundenlöhne, die zum Teil in Westgeld ausgezahlt
               wurden. Demzufolge stieg auch der Wert der DM ständig. War es Anfang der achtziger
               Jahre üblich, illegal für eine DM vier Ostmark zu bekommen, so waren 1988/89 Umtauschsätze
               von 1:7 oder 1:8 nicht selten. Auch dies wurde in Anzeigen publik. So konnte man Inserate
               lesen: «Biete für 1 kg Kupfer 7 kg Aluminium.» Es existierte eine private Schattenwirtschaft,
               die von der DM dominiert wurde. Viele sprachen deshalb auch von einer Zweiklassengesellschaft:
               Die eine Klasse verfügte über Westgeld, die andere nicht. Private Importe aus dem
               Westen, die jährlich ein Milliardenvolumen erreichten, trugen erheblich dazu bei,
               dass die DDR überhaupt irgendwie funktionierte. Zugleich beförderte dies die Unzufriedenheit und
               die Sehnsucht nach dem richtigen Westen auch im Osten. Auch das hat zu erheblicher
               Unruhe vor allem bei denen geführt, die kein Westgeld besaßen. Schätzungen zufolge
               betrug der Anteil der DM am insgesamt umlaufenden Bargeld sage und schreibe über 60 Prozent!
               Es geht um Milliarden. Auch wenn diese Schätzung von Wirtschaftsfachleuten unzutreffend
               sein sollte – kaum jemand hatte Vertrauen in die DDR-Mark, die schon hinter der Grenze in der ČSSR, erst recht in Polen, Bulgarien oder Ungarn völlig wertlos war, ein Umstand, den
               jeder DDR-Tourist schmerzlich zu spüren bekam. Wo Vertrauen in die Währung fehlt, gibt es auch
               kein Vertrauen in das politische System. Da konnten die ideologischen Einpeitscher
               noch so viel herumjammern, dass daran einzig und allein der Klassenfeind, der Kapitalismus,
               die imperialistischen Verbrecher Schuld trügen. Nach dieser Art Dekadenz und Ungerechtigkeit
               sehnten sich Millionen im Osten und idealisierten dabei den Westen. Sie erfanden einen
               Westen, den es nie gab. Sie konstruierten eine Idylle, die sie am 18. März 1990 herbeiwählen
               wollten, eine Fehlwahrnehmung, die fast niemand dem eigenen Unvermögen anlastete,
               sondern dem Westen selbst, der sie angeblich getäuscht, betrogen, belogen hätte.
            

            Im SED-Staat stand eines ganz oben auf der ideologischen Agenda: Hass, die Erziehung zum
               Hass. Die bis heute von vielen gepriesene SED-Friedenspolitik war nie eine, denn im Kern war sie getragen von einer Hassideologie:
               Hass auf den Klassenfeind. Hass auf den Kapitalismus. Hass auf den Kapitalisten. Hass
               auf den Abweichler. Hass auf den Renegaten. Hass auf alles, was dem engen kommunistischen
               Weltbild in der jeweils aktuell gültigen Fassung nicht entsprach. Kommunisten sind
               aufgrund ihres engen, illiberalen, antifreiheitlichen Weltbildes unfähig zur Kompromisssuche,
               zur Anerkennung anderer Positionen, weil allein sie sich im Besitz der endgültigen
               und vollumfänglich gültigen Wahrheit wähnen. Ihr Weltbild hat auf alles eine Antwort.
               Daher fühlen sich ihre Führer auch berufen, zu jedem Problem einen «Hinweis» zu geben,
               sei es der Weltfrieden oder seien es poröse Schlüpfergummis. Der Marxismus-Leninismus,
               die Theorie und Ideologie der moskautreuen Kommunisten, bringt seine Anhänger in die
               komfortable Lage, nichts außer der eigenen Haltung und Meinung gelten lassen zu können.
               Denn nur der Marxismus-Leninismus ist in den Augen seiner Anhänger eine «wissenschaftliche
               Weltanschauung», «wissenschaftliche Theorie», die sich wie ein naturwissenschaftliches
               Gesetz vollziehe, ob man es nun wahrhaben wolle oder nicht. Die «Partei neuen Typus»,
               die kommunistische Kaderpartei ist eine Hilfskonstruktion, um diesem «Gesellschaftsgesetz»
               zum schnelleren Durchbruch zu verhelfen. Die dafür errichtete «Diktatur des Proletariats»
               befehligt die «Partei neuen Typus» so lange, bis alle an diese leninistischen Prinzipien
               glauben. Es ist eine Erziehungsdiktatur, der sich alle zu unterwerfen haben. Ein wesentlicher
               Schlüssel dieser Diktatur ist die Erziehung zum Hass, zum Hass auf alles, was nicht
               ins Konzept der Theorie und der gerade gültigen Praxis passt. Kernelement dieser Hasserziehung
               war die Militarisierung des gesamten gesellschaftlichen Alltags von der Kinderkrippe
               bis zum Altenheim. Das alles war so selbstverständlich und in alle gesellschaftlichen
               Bereiche so stark integriert, dass es den meisten irgendwann nicht mehr auffiel und
               sie es auch nach 1990 schnell vergessen haben: In den Knochen und Geistern freilich
               steckt es. Nur eine aktive gesellschaftliche und individuelle Auseinandersetzung ermöglicht
               die Überwindung dieser Theorie.
            

            Zum Hass gehört die Gewalt, die als etwas Selbstverständliches gelehrt und vorgeführt
               wurde. Auch das war Gegenstand der vorschulischen wie schulischen Erziehung und Ausbildung,
               der Berufsausbildung wie des Studiums, natürlich des Militärdienstes wie der Promotionsphase.
               Nun sind die Menschen freilich damit unterschiedlich umgegangen. Nur die wenigsten
               entzogen sich dem aktiv und rückten damit bereits in die Nähe politischer Opposition.
               Viele erduldeten es und glaubten, es würde mit ihnen nichts machen. Auch hier war
               nur eine Minderheit von einigen Hunderttausenden fanatisch bei der Sache und hasste,
               hasste, hasste. Das Gift streuten sie in alle Poren der Gesellschaft. Die DDR war kein Friedensstaat, sondern ein Staat des Hasses und des permanenten Krieges
               gegen die eigene Gesellschaft. Stacheldraht und Mauer, die Unvollkommenheit des Alltags
               bedurften einer Begründung und die lag vor der Haustür: Egal, worum es ging, an allem
               war der Westen schuld. Immer wurde mit dem Finger auf andere gezeigt, nie wurde Verantwortung
               für das eigene Versagen, die eigene Schuld übernommen. Das ging theoretisch auch gar
               nicht, weil ja damit eingeräumt hätte werden können, dass die wissenschaftliche Weltanschauung,
               auf der alles gründet, gar nicht so perfekt und rund und humanistisch sei, wie pausenlos
               verkündet worden ist. Jeder DDR-Mensch bekam so geradezu eingebläut, was auch immer geschehe, schuld sei der Westen,
               der Staat, der Kapitalismus, die dortige Unfreiheit, die diese Kriminellen als Freiheit
               verkaufen, die gekaufte Demokratie, die nichts als Unheil für die Menschen bringe.
               Daran glaubte fast niemand, außer jenen paar Hunderttausend Fanatiker*innen. Folgen
               zeitigte es dennoch, denn die Leugnung jeglicher Eigenverantwortung ist eine bequeme
               Sache, die leicht zu übernehmen ist, und das in einem Staat, der ohnehin die organisierte
               Verantwortungslosigkeit zur Staatsraison erhoben hatte. Die Kommunisten bauten einen
               Käfig, in dem sich viele durchaus wohl fühlten – und um so länger er verschwunden
               ist, um so bequemer und wohlfühliger erscheint er nicht wenigen im Rückblick. Kaum
               jemand will die Mauer zurück, kaum jemand den SED-Staat. Aber die Bequemlichkeit des SED-Staates, die Delegierung von Verantwortung an den Staat, danach sehnen sich heute
               mehr Menschen, als den meisten bewusst ist. Sie lehnen die «BRD» ab und rufen nach
               dem starken Staat, einem sehr starken Staat.
            

            Bis 1989 allerdings riefen Millionen nur nach der Bundesrepublik. Sie war ein echter
               Sehnsuchtsort.
            

            Anders als für die Menschen in Polen, Ungarn oder der ČSSR gab es bis November 1989 in der DDR keine Rechtsgarantien für Auslandsreisen. In die ČSSR und nach Polen konnten DDR-Menschen seit 1972 unter Vorlage ihres Personalausweises reisen, ab 1980 war dies
               nach Polen nicht mehr möglich. Die SED-Führung fürchtete den Solidarność-Bazillus. Für Reisen nach Ungarn, Rumänien und
               Bulgarien benötigten DDR-Insassen eine Genehmigung durch die Volkspolizei. Der Geldumtausch blieb – außer
               bei der tschechischen Krone bis 1988 – auf einen kleinen Satz beschränkt, so dass
               die ostdeutschen Touristen selbst in die Bruderstaaten offiziell verarmt einreisten.
               Das haben freilich nicht wenige durch die illegale Mitnahme von DM oder weiteren Umtauschdokumenten
               kompensiert. Um nach Polen zu kommen, brauchte man seit 1981 eine Einladung. Ebenso
               kam man in die Sowjetunion, wo es allerdings im Gegensatz zu den anderen Ostblockstaaten
               für den Individualreisenden gefährlich blieb. Organisierte Reisen boten das Reisebüro
               sowie Jugendtourist, das Reisebüro der FDJ, an. Angeboten wurden nicht nur sozialistische Staaten, sondern als Auszeichnung
               auch westliche Staaten (einschließlich Jugoslawien), Kreuzfahrtreisen oder auch Fernreisen
               nach Vietnam, Kuba, in die Mongolei oder nach Nordkorea. Es gab nur wenige Tausend
               Plätze, die teuer waren und nur an politisch-ideologisch als gefestigt geltende Staatsbürger
               vergeben wurden.
            

            Überwiegendes Ziel der Sehnsüchte war die Bundesrepublik. Millionenfache Familien-
               und Freundesbande bestanden zwischen beiden deutschen Staaten. Seit Ende 1964 durften
               Rentner einmal jährlich in den Westen reisen, später insgesamt 60 Tage im Jahr. Nach
               dem Abschluss des Grundlagenvertrages konnten ab 1972 auch jährlich einige Tausende
               jüngere Menschen in «dringenden Familienangelegenheiten» reisen. Darüber zu entscheiden,
               oblag der Polizei, dem örtlichen Rat, der Staatssicherheit und dem Betrieb. Gefragt
               wurden der zuständige Abschnittsbevollmächtigte ebenso wie die Hausgemeinschaftsleitung
               oder der betriebliche Vorgesetzte. Bis 1985 kam es jährlich im Durchschnitt zu 1,3 Millionen
               Rentnerreisen. Die Privatreisen «in dringenden Familienangelegenheiten» stiegen nur
               langsam an: 1982 verzeichnete die Statistik 110.000, 1983.118.000, 1984.124.000 und
               1985.139.000 dieser Reisen.
            

            Zur gleichen Zeit kam es zu jährlich fünf bis acht Millionen Privatreisen aus der
               Bundesrepublik und West-Berlin in die DDR. Unter dem Druck, an die Bundesrepublik Zugeständnisse machen zu müssen, um Wirtschaftshilfen
               zu erhalten, lockerte die SED-Führung ab 1986 die Genehmigungspraxis deutlich. Die entsprechenden Beschlüsse sind
               zwar nicht veröffentlicht worden, aber sie sprachen sich schnell herum. 1986 konnten
               573.000, 1987 1,3 Millionen, 1988 rund 1,6 Millionen und im ersten Halbjahr 1989.829.000
               «Reisen in dringenden Familienangelegenheiten» registriert werden. 1987 bis 1989 lehnten
               die Behörden zudem noch jährlich eine weitere Million Reiseanträge ab oder nahmen
               diese «wegen fehlender Voraussetzungen» erst gar nicht an. Zudem verdreifachten sich
               die Rentnerreisen.
            

            Die Ostmenschen erreichten als touristische Sozialfälle die Bundesrepublik. Einmal
               im Jahr durften Touristen 15 Ostmark in 15 DM bei der DDR-Staatsbank umtauschen. Die Fahrkarten konnten aufgrund entsprechender zwischenstaatlicher
               Abkommen in der DDR gekauft werden. Bei allen weiteren Unkosten waren die DDR-Touristen auf die Unterstützung von Bund, Ländern und Kommunen und vor allem die
               Großzügigkeit der Verwandten, Freunde und Bekannten im Westen angewiesen.
            

            Statt die Geister zu beruhigen, bewirkte eine Reise in den Westen oft das Gegenteil.
               Nach der Rückkehr hatten viele nur eines im Sinn: so schnell wie möglich wieder rüber
               und am besten den Westen in den Osten holen. Dieses von der Bundesregierung maßgeblich
               initiierte und geförderte private Besuchsprogramm zählte zu den nachhaltigsten Destabilisierungs-
               und Delegitimierungsfaktoren der SED-Diktatur. Hunderttausende aller Altersgruppen, sozialen Schichten und politischen
               Überzeugungen konnten nun selbst Vergleiche anstellen. Die SED-Propaganda schien daran zu zerbrechen. Hinzu kam, dass die Genehmigungspraxis die
               rechtlose Stellung des Einzelnen veranschaulichte. Jeder Antrag war von der willkürlichen
               Entscheidung der SED abhängig, deren Voten weder begründet wurden noch durchsichtig waren. Großer Frust
               stellte sich bei jener Bevölkerungsmehrheit ein, die gar nicht in den Westen fahren
               durfte. Praktisch war jeder benachteiligt, der keinen westlichen Klassenfeind als
               Familienmitglied hatte. Auch wenn Hunderttausende in der zweiten Hälfte der achtziger
               Jahre reisen durften, Millionen durften es nicht. Die Statistik half auch hier den
               Zukurzgekommenen nicht wirklich.
            

            Hunderttausende wollten allerdings nicht nur besuchsweise ausreisen, sondern für immer.
               Flucht und Ausreise bildeten die zentralen Destabilisierungsfaktoren von Staat und
               Gesellschaft. Zwischen Oktober 1949 und Sommer 1961 flüchteten rund drei Millionen
               Menschen. Der Bau der Mauer am 13. August 1961 stoppte den Flüchtlingsstrom. 1962
               bis 1965 konnten immerhin noch über 50.000 Menschen flüchten, anschließend ging die
               Zahl aufgrund des verstärkten Grenzregimes immer mehr zurück. In den siebziger Jahren
               flüchteten jährlich durchschnittlich 4800 Menschen, zwischen 1980 und 1985 waren es
               durchschnittlich noch rund 3000. Bis Ende 1988 gab es in der DDR keine Rechtsgrundlage dafür, einen «Ausreiseantrag» stellen zu können. Lediglich
               im Fall von «Familienzusammenführung» und anderen «humanitären Gründen» (fast durchweg
               zur sozialen Entlastung der DDR) prüften die Behörden einen Antrag, sonst galt ein Ausreiseantrag als «rechtswidrig».
               Viele Antragsteller beriefen sich auf die UNO-Erklärung über die Allgemeinen Menschenrechte (1948) und auf die KSZE-Schlussakte von Helsinki (1975) sowie die Abkommen der Nachfolgekonferenzen. Erst
               im Zuge der Wiener Nachfolgekonferenz (1986–89), bei der die DDR immer mehr in Isolation und unter Druck geriet, ist am 30. November 1988 eine Rechtsgrundlage
               fixiert worden. In den achtziger Jahren stieg die Zahl der Ausreiseanträge ständig
               an. 1980 gab es 21.500 bestehende Ausreiseanträge, 1985 53.000, 1987 über 105.000
               und schließlich zum Sommeranfang 1989 rund 160.000. Seit 1986 kamen jährlich weit
               über 40.000 hinzu, 1986 sogar über 50.000. Im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung sind
               die meisten Anträge im Bezirk Dresden (165 Anträge pro 10.000 Einwohner) und Ost-Berlin
               (122) gestellt worden. 86 Prozent der Ausreisewilligen waren jünger als 40 Jahre,
               66 Prozent Facharbeiter und 14 Prozent Hochschul- und Fachschulabsolventen (1988).
            

            Insgesamt sind zwischen 1962 und Ende Oktober 1989 über 600.000 Menschen offiziell
               oder flüchtend in die Bundesrepublik entkommen. Der drastische Anstieg der Ausreisewilligen
               und Flüchtlinge Ende der achtziger Jahre zeigte wie 1953 oder 1961, dass eine tiefe
               Krise verbunden mit Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit herrschte. In den achtziger
               Jahren war Ausreise lange vor dem Massenexodus im Sommer 1989 ein immer wiederkehrender
               Diskussions- und Gesprächsstoff praktisch überall. Die «DDR» galt im Volksmund nur
               noch als «Der Dämliche Rest». Süffisant wurde angemerkt: «Der Letzte macht das Licht aus!» Natürlich, auch
               hier gab es die Hunderttausenden Fanatiker, die jedem Erschossenen hinterherriefen,
               selbst schuld, weiß doch jeder, dass dort, an der Mauer, an der innerdeutschen Grenze,
               in der Ostsee, in der Donau niemand etwas zu suchen hat.
            

            Menschen, die es offiziell oder illegal geschafft hatten, aus der Diktatur in die
               Freiheit zu entkommen, haben nicht immer ihr Glück gefunden. Das größte Problem nimmt
               jeder flüchtende Mensch oft mit: sich selbst.[44] Aber so schwer es auch manchen fiel, sich in die Verhältnisse der Bundesrepublik
               hineinzufinden, die neuen Lebensumstände zu nutzen und eine neue soziale Umgebung
               aufzubauen – zurück in die DDR wollte fast niemand. Zwischen Anfang Januar 1984 und Ende 1986 gab es lediglich 719 Rückkehranträge.
               Bis Ende Februar 1989 erhöhte sich die Gesamtzahl der Rückkehrwilligen auf 1128, wovon
               nur 112 wieder in die DDR zurückkehren durften. Hinzu kamen Personen, die in die DDR zurückgelassen wurden, nachdem sie Dienst- oder Privatreisen zur Flucht genutzt hatten.
               Die Mehrheit davon kehrte innerhalb der ersten drei Monate nach dem genehmigten Reiseende
               zurück. Zwischen 1. Januar 1984 und 31. Mai 1989 kamen so 1349 Menschen zurück, darunter
               170 Kinder. Das waren fast zehn Prozent derjenigen, die im gleichen Zeitraum nach
               einer Dienst- oder Privatreise nicht in die DDR zurückgereist waren. «Zuziehende» aus der Bundesrepublik gab es im selben Zeitraum
               1587, darunter allerdings nochmals 412 ehemalige DDR-Bürger, die schon mehrere Jahre in der Bundesrepublik gelebt hatten. Zugleich lehnten
               Innenministerium und Stasi 400 Anträge von Bundesbürgern auf Übersiedlung ab.
            

            In der SED-Propaganda malten Journalisten regelmäßig Bilder, die das Leben von einstigen DDR-Menschen in der Bundesrepublik als unerfüllt, enttäuschend und düster darstellten,
               gebrochene Menschen traten den Lesern entgegen. Auch gewandte SED-Funktionäre zeichneten daran mit, so etwa Rechtsanwalt Gregor Gysi in einem Spiegel-Interview
               Anfang 1989. Gewiss, es gab Menschen, die in der Bundesrepublik scheiterten, die nicht
               so leben konnten, wie sie es sich erhofft hatten. Es gingen nicht nur «Siegertypen
               und Macher», sondern auch Menschen, die es überall und unter allen Umständen schwer
               haben. Vielleicht war dies für solche Menschen der größte Vorzug an der DDR: solange
               sie dort lebten, die Hoffnung haben zu können, woanders würde alles anders werden.
               Denn natürlich ging nicht jeder bewusst wegen der Diktatur weg. Abstrakt mag dies
               so gewesen sein, konkret jedoch suchten so manche das Paradies auf Erden und waren
               später bitter enttäuscht, es nicht gefunden zu haben. Das war vor 1989 nicht anders
               als ab 1990, als aus den Hunderttausenden auf einmal Millionen wurden. Nun kam der
               Westen auch in den Osten, für viele sogar gegen ihren Willen. Vielleicht ist diese
               arkadische Sehnsucht in weiten Teilen des Ostens eine besonders langfristige Folge
               der Diktatur – und auch das Festhalten an der DDR als Rückzugsort, als Ort der Sicherheit, als Erinnerungsort, in und an dem Regeln
               galten, die jedem vertraut waren, und ein Ort, der einem die Verantwortung für einen
               selbst ungefragt abnahm. Hier musste niemand die Herausforderungen und Anmaßungen
               der Freiheit fürchten.
            

            Der Westen spielte auch alltagspraktisch eine große Rolle. Produkte aus westlichen
               Staaten genossen einen nicht messbaren hohen ideellen Wert. Nichts aus westlicher
               Produktion wurde weggeschmissen: Leere Bier- und Brause-Dosen sammelten die einen,
               leere TicTac-Behälter die anderen. Beliebt waren leere Persil-Waschpulver-Pappbehälter
               als Ersatzschultasche. Auch Westtüten sah man allerorten. Es gab Kampagnen gegen solche
               Tüten – sie mussten umgedreht werden, was absurd war, weil das ja jeder sah. Die SED initiierte «Diskussionen», ob das Tragen einer USA-Fahne auf dem Parka Ausdruck einer Weltanschauung sei – und ging dagegen vor. Überhaupt,
               die Verherrlichung der USA gerade in jüngeren Bevölkerungsgruppen übersteigt jedes Vorstellungsvermögen – das
               war die manifeste Gegenwehr zum omnipräsenten Antiamerikanismus, der von morgens bis
               abends allerorten propagandistisch verbreitet wurde. Die USA galten offiziell als Ausgeburt der Hölle, die Kommunisten wurden nie müde, ihren
               Hass herauszubrüllen. Das blieb nicht folgenlos. Als ich 1993 endlich das erste Mal
               nach dem Fall der Mauer an meinen Sehnsuchtsort New York City fuhr (zuvor hatte ich
               bereits 1991/92 in London gelebt), bemerkte ich an mir merkwürdige Veränderungen:
               Ich war eingeschüchtert, fühlte mich unwohl, unsicher, erspähte an jeder Ecke eine
               Gefahr – ich brauchte ein paar Stunden, um zu meiner alten Lockerheit zurückzufinden,
               um mir deutlich zu machen, dass die so verhasste SED-Propaganda tief in mir eingebrannt worden war und ich mich von ihrem Antiamerikanismus,
               den ich nicht spürte und hatte und den ich voller Überzeugung ablehnte, aktiv befreien
               musste. Wie solcherart antiamerikanische Propaganda lief, konnten die Leser*innen
               der «Berliner Zeitung» sogar noch am 23. Mai 2024 erfahren. Die ostdeutsche Journalistin
               Anja Reich-Osang, die ab 1999 einige Jahre in New York City gelebt hatte, war kurz
               zuvor für einige Tage ihren Mann in New York besuchen, der dort arbeitet. Ihr Bericht
               darüber ist an Einseitigkeit, Undifferenziertheit und Untergangsstimmung kaum zu überbieten.
               Die Millionenstadt, die berühmteste Stadt der Welt, schildert Reich anhand einiger
               Freund*innen als Zusammenbruchsgesellschaft, in der nur noch Armut, sozialer Abstieg,
               Angst und Gewalt herrsche.[45] Kein einziges relativierendes Wort, nicht der Hauch einer Differenzierung. Würde
               jemand so über Ostdeutschland oder eine ostdeutsche Stadt schreiben, würde Reich (und
               ähnliche ostdeutschen Autor*innen, von denen es eine ganze Anzahl gibt) die erste
               sein, die solcher Art Lügen mit der Wahrheit – zu Recht! – anprangern würde. Weder
               der plumpe Antiamerikanismus, der sich hinter der Fassade «Ich erzähle ja nur, was
               ich erlebte» tarnt, ist zufällig, noch der Publikationsort, die «Berliner Zeitung».
               Das einstige Blatt der SED-Bezirksleitung Berlin hatte nach 1990 eine beachtliche Wandlung durchlaufen und sich
               zu einer der großen und wichtigen Tagesszeitungen Deutschlands entwickelt. Damit ist
               es schon lange vorbei. Gekauft von ostdeutschen Multimillionären[46] ist das Blatt unter ihrer Hand mittlerweile zu dem DDR-Nostalgieblatt schlechthin verkommen, in dem einstige SED-Journalist*innen ihr altes Propagandahandwerkzeug zur Anwendung bringen, in dem Egon
               Krenz regelmäßig seine krude Weltsicht apologetisch verbreitet, in dem neuerdings
               auch Katja Hoyer regelmäßig vertreten ist und Dirk Oschmann immer wieder aufs Neue
               bejubelt wird. Das alles ließe sich noch unter Meinungsvielfalt verkaufen, wenn nicht
               gerade diese in den letzten zwei, drei Jahren immer mehr abgenommen hätte. Heute genießt
               die Zeitung den Ruf als «Berlinskaja Prawda», weil hier regelmäßig Narrative Moskaus,
               aber auch Pekings, durch den Eigentümer höchstpersönlich, verbreitet werden. Der Westen
               taucht in dieser Zeitung häufig als «Feind» auf, da reiht sich nicht nur Reichs Artikel
               ein, sondern die Zeitung nimmt sich damit auch ihrer unrühmlichen Rolle bis 1990 als
               Kampfblatt gegen Demokratie und Freiheit wieder aktiv an.[47]
            

            Der Westen war vielen Menschen im Osten vor allem über Spielfilme und die Musik, ob
               nun Jazz oder Rock & Pop, bekannt. Alles waren auch Freiheitssymbole. Gerade die Musikidole
               lebten Freiheit vor, was vorbildhaft wirkte. Als der Boss im Sommer 1988 mit 160.000
               Menschen in Berlin-Weißensee «Born in the USA» sang und Dutzende USA-Flaggen im weiten Rund zu sehen waren, schien sich vor meinen Augen eine neue Welt
               zu öffnen. Das war nicht einfach nur ein Konzert, nein, das war ein Statement der
               dort Versammelten. Wie jedes andere West-Konzert auch, etwa Rio Reiser 1988 in Ost-Berlin,
               der seinen «Der Traum ist aus» sang und staunte, wie das Publikum die entscheidende
               Passage ohrenbetäubend mitschrie: Dieses Land ist es nicht!
            

            Eine westliche Filmserie, die in der Bundesrepublik kaum jemand kannte, war in Skandinavien,
               in Polen und in der DDR unfassbar beliebt und berühmt: Die Olsenbande. Sie hatte in der DDR Kultstatus. Praktisch jeder kannte sie, eine große Mehrheit liebte diese 13 dänischen
               Spielfilme (1968–1981, ein 14. kam 1998 hinzu). Die Komödien bauten jeweils auf einem
               ähnlichen Muster auf. Gangsterchef Egon Olsen kommt zu Beginn der Handlung aus dem
               Gefängnis. Davor warten seine beiden Kumpane Benny und Kjeld, später auch noch dessen
               Sohn Børge. Egon bringt einen neuen Plan mit, meist saß er mit einer hochgestellten
               Person aus der Regierung, einem Bankier oder einem Anwalt zusammen in der Zelle. Sie
               fahren zu Kjeld nach Hause, wo sie von dessen einmaliger Ehefrau Yvonne erwartet werden,
               die einerseits von Mallorca und Reichtum träumt, andererseits immer von den Dingen
               des Alltags voll in Anspruch genommen ist. Am Ende des Films fährt Egon wieder ein,
               seine beiden Freunde bleiben aus unerfindlichen Gründen stets vom Gefängnis verschont.
               Die Gegenspieler der Olsenbande sind die Großen und Mächtigen, denen sie unaufhörlich
               ein Schnippchen schlagen. Die Polizei rangiert irgendwie dazwischen, der eine Polizist
               findet Betriebsfeste wichtiger als Verbrecherjagd, der andere ist eifrig, sein Tatendrang
               kennt keine Grenzen. Allein die Dialoge der Polizisten hätten zum Kultstatus gereicht.
            

            Egon ist ein ewiger Verlierer, den nichts umbringt, der immer wieder aufsteht, nie
               seinen Optimismus verliert, allen die Worte im Munde umdreht und irgendwie immer Recht
               behält – bis er doch wieder im Knast sitzt. Der dicke Kjeld sorgt sich um seine Ehefrau,
               ist ängstlich, aufgeregt, das Antibild eines Kriminellen, der sich nur aus der Not
               heraus, und weil er seine Freunde nicht im Stich lassen will, an den Coups beteiligt.
               Der schlaksige Benny sieht schon mit seinen Hochwasserhosen wie ein stereotyper Kleinkrimineller
               aus. Er bekommt jedes Schloss auf. Eine eigene Meinung scheint er nie zu haben, stimmt
               immer Egon zu, ohne dabei Kjeld wirklich zu widersprechen. Er ist das Bindeglied.
               Kult war sein ständiger Ausspruch «Mächtig gewaltig!», womit er auf jede Idee Egons
               und jeden kleinen Erfolg reagierte. Im dänischen Original hieß es etwas weniger fein
               «scheiß-gut». Auch dass er immer wieder mal ein Sexheftchen zur Hand hat, das man
               aber nie sieht, und so auch mal etwas «Schlüpfriges» im Film zu erahnen war, trug
               zur Popularität bei. Die Verbrecherkomödie, ein Genre, das es in der DDR sonst nicht gab, übte sich zudem in anderen Tabubrüchen, zumindest für DDR-Zuschauer: Mal brach die sympathische Bande in Regierungsgebäude ein, mal drang sie
               in militärisches Sperrgebiet ein, zuweilen munkelte Egon über Geheimdienste und transnationale
               Verbindungen. Das Besondere war etwas anderes: Sie erwiesen sich als Meister der Improvisationskunst,
               legten sich mit den Mächtigen der Welt an, hatten ständig Träume, die sie nicht verwirklichen
               konnten, und sahen lange Zeit wie die Sieger aus, um am Ende doch noch zu verlieren.
               Selbst ihr Auto erinnerte viele DDR-Menschen ans eigene Gefährt: Es war alt, verrostet und blieb einfach stehen, meist
               fehlte Benzin. Egons Pläne waren so einfach wie genial. Mit einfachsten Mitteln und
               Materialien, deren Sinn sich den Zuschauern erst im Laufe der Zeit erschloss, tricksten
               sie alle und jedes und schließlich regelmäßig auch sich selbst aus. Irgendwie schienen
               diese dänischen Komödien im übertragenen Sinne für viele Ostdeutsche aus dem Schoß
               ihrer eigenen Gesellschaft entsprungen zu sein.
            

         
      
   
      
               5.

               Folgen der Massenflucht
               

            

            Millionen Ostdeutsche gingen vor 1990 in den Westen. Von 1949 bis 30. Juni 1990 sind
               über fünf Millionen Ostdeutsche nach Westdeutschland gegangen. Das entspricht der
               Einwohnerzahl von Norwegen, Irland oder Finnland. Nach 1990 gingen nochmals vier Millionen
               Menschen von Ost nach West (ein Viertel der Gesamtbevölkerung). Zwar kamen nun auch
               2,5 Millionen von West nach Ost hinzu, aber die demographischen Folgen konnte das
               nicht abmildern, nicht auffangen (allerdings haben sie die kulturellen Lücken entscheidend
               kleiner werden lassen!). Wie schon vor 1990 gingen vor allem jüngere, oft gut ausgebildete
               oder ganz junge, die wegen Ausbildung und Studium den Osten verließen. Nach 1990 kam
               als charakteristisch hinzu, dass deutlich mehr Frauen dem Osten Lebwohl sagten als
               Männer. Die Folgen: Überalterung in einem in Europa einmaligen Ausmaß und ein signifikanter
               Männerüberschuss in der Fläche. Die Landflucht nimmt immer mehr zu – ein typischer
               Trend für westliche Gesellschaften, der in Ostdeutschland besonders dramatische Ausmaße
               angenommen hat. Abgehängte Gebiete mit einer stark überalterten Bevölkerung zählen
               in allen ostdeutschen Bundesländern zum Normalfall gesellschaftlicher Realitäten.
               Auch dies ist keine ostdeutsche Besonderheit, sondern Normalität in der westlichen
               Moderne. In Ostdeutschland ist aber die Radikalität der Entwicklung, das enorme Tempo,
               in dem das geschah, spezifisch. Die Leere stellte sich auch hier fast über Nacht ein.
            

            Der Zuzug bundesdeutsch sozialisierter Menschen konnte die kulturelle Kluft nicht
               schließen, eher im Gegenteil, er vergrößerte diese. Denn die überwiegend gutausgebildeten,
               hochmotivierten Alt-Bundesdeutschen oder jungen Studierenden suchten und fanden naturgemäß
               keinen Zugang zu den Verbliebenen in den ländlichen Regionen. Im Osten haben sich
               zwei Probleme dadurch noch erheblich verschärft. Bis 1990 existierte keine Zivilgesellschaft.
               Das war unerwünscht, wurde unterdrückt und konnte sich außerhalb der Kirchen nur in
               ganz wenigen autonomen Bereichen, fast alles unter Kontrolle von SED und Stasi, behaupten. Das war oft mit alternativen Lebensentwürfen verknüpft, die
               auch im Westen nur selten an andere Lebenskulturen anschlussfähig waren in den 1970er
               oder 1980er Jahren. Nach 1990 fehlten in Ostdeutschland zunächst drei entscheidende
               Voraussetzungen für eine lebendige Zivilgesellschaft: eine Volkskirche, ein vererbbares
               Vermögen, um Stiftungen zu gründen, und – das Wichtigste – ein über Sport, Nachbarschaftshilfe
               und freiwillige Feuerwehr hinausgehendes Vereinsleben. Denn die Vereine waren in hohem
               Maße an die DDR-Arbeitsgesellschaft gebunden gewesen. Durch deren Wegfall waren nun auch viele Vereine
               bedroht. Doch noch wichtiger war, dass es kaum zu Neugründungen kam. Die Zivilgesellschaft
               fristete aber auch deshalb fast drei Jahrzehnte ein Schattendasein in Ostdeutschland –
               seit einigen Jahren gibt es eine entgegengesetzte Entwicklung –, weil nach 1990 nur
               wenige Interesse zeigten, gesellschaftlich aktiv zu werden. Der Transformationsprozess
               mit den unmittelbaren Auswirkungen in fast jede Familie hinein ließ für die meisten
               kaum Platz und Ruhe, um sich zivilgesellschaftlich zu engagieren. Die Transformationserfahrungen
               führten vielfach zu Frust – aber zu keinem Rückzug, wie oft behauptet wird, denn es
               gab nichts, wovon sich die Menschen außerhalb der Kirchen hätten zurückziehen können.
               Es ging nun erstmals ums eigene Engagement, darum, gesellschaftlich aktiv tätig zu
               werden, ohne dass ihnen Partei und Staat vorschrieben, wie und wo und warum. Zur Freiheit
               gehört die «Einmischung in die eigenen Angelegenheiten» (Jürgen Fuchs). Das müsste
               erlernt werden. Aber wie?
            

            Den meisten Menschen, die aus der kommunistischen Diktatur kamen, war gar nicht der
               Unterschied zwischen Staat und Gesellschaft bewusst. Es ist nie öffentlich darüber
               debattiert worden, was es eigentlich kulturell bedeutet, wenn der Staat, hier der
               SED-Staat, die Gesellschaft verstaatlichte, Staat und Gesellschaft kongruent setzte.
               Genau das geschah in der DDR – jedes Kind lernte es von klein auf, es gibt keine Interessensgegensätze, keine
               Widersprüche zwischen Partei, Staat und Gesellschaft. Das war nicht nur Theorie, sondern
               auch erlebte Praxis: Nur etwa fünf (5!) Prozent aller Berufstätigen arbeiteten in
               privaten Kleinbetrieben (und in den Kirchen), 450.000 Menschen von etwa neun Millionen.
               Alle anderen waren praktisch Staatsangestellte, auch jene, die formal in Genossenschaften
               tätig waren. Der Staat übernahm sämtliche Funktionen auch der Gesellschaft. Wenn heute
               im Osten zu beobachten ist, dass eine gewisse Staatsskepsis grassiert, so ist das
               keinesfalls ein neuer Befund, sondern ein seit 1990 zu beobachtender, der nur scheinbar
               im Widerspruch dazu steht, dass im Osten der Ruf nach einem starken Staat stets mehrheitsfähig
               war. Noch immer nehmen viele an, der Staat habe gesellschaftliche und zivilgesellschaftliche
               Aufgaben zu erfüllen.
            

            Schaut man sich heute in Foren und den Sozialen Medien dort um, wo sich einstige DDR-Insassen über ihre DDR-Zeit, ihre dortigen Erfahrungen und Erlebnisse austauschen, so fallen einem – sofern
               man sie kennt – unweigerlich Sätze von Uwe Johnson ein. Der Schriftsteller war 1959
               in den Westen gegangen, wurde weltberühmt (Mutmassungen über Jakob, 1959; Das dritte
               Buch über Achim, 1961; Jahrestage, 1970–1983; Ingrid Babendererde. Reifeprüfung 1953,
               1985) und hatte die DDR nie aus den Augen verloren. Er globalisierte sie in seinen vielgerühmten Werken. 1970
               publizierte er einen Essay, der als Nachwort zu dem Buch «Ich bin Bürger der DDR und lebe in der Bundesrepublik» herauskam. Johnsons Text begann mit den denkwürdigen
               Worten: «So reden Kinder von ihren Eltern. So reden Erwachsene von jemand, der einst
               an ihnen Vaterstelle vertrat. Sie reden von der DDR mit einem Abstand, der auch Achtung zu verstehen gibt, mit einer Vertrautheit, die
               eher aus intimer Kenntnis denn aus ungemischter Zuneigung gewachsen ist. Sie fordern
               den ehemaligen Vormund in die Rolle des Partners, noch im Zorn verlangen sie das Gespräch
               mit ihm.»[48] Auf wenigen Seiten skizziert Johnson die konkrete Verführungskraft dieser DDR, der bis heute so viele nachhängen, nicht anhängen: ihr Pathos, gerecht, antifaschistisch
               und sozial vielversprechend zu sein, einen Schlussstrich zu ziehen, etwas Neues zu
               beginnen im Namen aller und alle ernst nehmend. «Alle» war eine Chimäre, alle wussten
               das, aber kaum jemand begehrte dagegen auf, nicht als Individuum, sondern nur als
               Teil einer Gruppe angesprochen und gefragt zu sein. Es kam vielen entgegen, denn so
               gab es auch keine Verantwortung. Wer sich gegen den Gruppenzwang stellte, wurde nicht
               vom SED-Staat, sondern auch von der Gruppe, zu der er angeblich gehörte, mindestens missbilligt,
               zuweilen ausgeschlossen. Es sollte Ruhe herrschen. Und Sauberkeit. Da kannten sich
               die Kommunisten aus, sie säuberten gern und unentwegt. Zur Säuberung gehörte auch
               die Mauer, denn sie hielt den eigenen Laden sauber und zeigte ganz genau an, dass
               es für alle Unzulänglichkeiten einen Verursacher, einen Feind gab, und der saß hinter
               der Mauer.
            

            Wie Uwe Johnson beobachtete, war die DDR «mehr als ein Land, mehr als Heimat und biographische Gegend …. In vielen Aussagen
               erscheint die DDR als fest umrissene personenähnliche Größe (während die Bundesrepublik bewußt ist
               als lediglich eine Lage, in der man sich befindet).»[49] Was für eine grandiose, was für eine für Millionen gültige Beschreibung! «DDR» ist
               ein Versprechen, ein Kumpel, ist omnipräsent, mit dem Ding wird geredet wie mit einem
               Elternteil, daher auch die Nachsicht, die Annahme «vermuteter Tugenden wegen». Johnson
               meint, es war eine Art Vertragsverhältnis, das die Menschen mit ihrer DDR eingegangen seien. Sie glaubten den Versprechungen, und lösten sie den Vertrag, weil
               sich ihr Glaube als Irrglaube erwiesen hatte, so brachen sie dennoch nicht vollumfänglich
               mit dem Vertragspartner. Es blieb immer ein starker Rest an Zuneigung, Vertrautheit,
               die Enttäuschung speiste sich daraus und ein radikaler Bruch war fast unmöglich, weil
               die Eigenschuld im Raum stand. Die Lügen der DDR erschienen vielen peinlich, wie es peinlich ist, eine geachtete oder gar geliebte
               Person beim Lügen zu ertappen. «Wer nun ging, brauchte dazu kaum einen einzelnen tagespolitischen
               Anlaß, und nicht einmal alle zusammen: er war mit der DDR fertig, er glaubte ihr kein Wort mehr, er konnte nicht mehr mit ihr, er mochte ihre
               Stimme nicht mehr ertragen, ihm war die Luft aus dem Vertrauen gelassen worden, es
               ging nicht mehr: alles Ausdrücke, mit denen die Auflösung eines persönlichen Verhältnisses
               kommentiert wird. Denn wer ging, der verließ die DDR nicht ohne das Bewußtsein, sie im Sinne der Redensart sitzen zu lassen, wie eine
               allzu herrschsüchtige und unverträgliche Braut, die nun auch einmal Kränkung fühlen
               sollte. Oder, was da an Abschiedsbriefen hinterlassen wurde, erinnert an die Vorkehrungen
               eines abgewiesenen Liebhabers, der der Unerreichbaren zumindest die Tiefenschärfe
               seines Schmerzes gemeldet wissen möchte. Und noch einmal: wer da ging, sagte sich
               von einem Lehrer los, nicht ohne Würdigung der vermittelten Erkenntnisse, aber unbeirrbar
               in dem Entschluß, die Vormundschaft grundsätzlich aufzukündigen. Sie sprachen sich
               aus freien Stücken frei und großjährig.»[50]
            

            Nochmals: Uwe Johnson schreibt all das 1970 über jene, die aus der DDR in die Bundesrepublik gekommen waren. Doch auch die folgenden Sätze nehmen sich aus,
               als beschriebe der 1984 verstorbene Dichter, was sich ab 1990 zutragen sollte: Die
               Aufnahmeprozedur für die DDR-Menschen im Westen «immunisierte auf Dauer gegen Träume von staatlicher Vereinigung:
               Sie werden nicht wie Leute behandelt, mit denen man eine Einheit will. So widerlich
               war der Eintrittspreis nicht zu erwarten gewesen. Diese Verletzung wurde versteckt,
               das half ihr nicht zu heilen. Übrigens waren sie nicht gekommen, um in der Bundesrepublik
               Deutschland zu sein, sondern um aus der DDR wegzugehen.»[51] Und überhaupt der Westen – er war ganz anders als in der DDR geschildert, unübersichtlicher, toleranter, die Herrschaftsverhältnisse geschickt
               versteckt. Die Westler, «da hatte das Gerücht nicht übertrieben, waren in der Tat
               anders … Die lebten ganz harmlos privat.»[52] Sie erlaubten sich sogar auf das Wichtigste zu verzichten: Politik. «Hinderlich
               war eine Zeit lang die Einbildung der eigenen Minderwertigkeit, mit der die DDR ihre Leute angesteckt hatte, die auch die Westdeutschen gern ausnutzten. Nicht nur
               sind Leute II. Klasse gefügiger; es war auch viel westdeutsches Mißtrauen echt, also
               antikommunistisch, also ohne Ansehen der Person.» Die Bundesdeutschen sprächen von
               Freiheit wie die DDR und ihre Menschen vom Frieden. Und die Freiheit der Meinung sei gegeben, im Westen,
               aber sie bewirke gar nichts.[53]
            

            Ja, das ist 1970 geschrieben worden. Auch, dass viele wie Kinder es sich nicht endgültig
               mit der DDR verderben wollen, sich aussöhnen möchten. Vielleicht nimmt die DDR sie ja eines Tages zurück, dann aber mit einem Abonnement des Nachrichtenmagazins
               «Der Spiegel». «So reden also verstoßene Kinder.» Übrigens schreibt Johnson, auch
               er habe neun oder zehn oder zwölf Jahre gebraucht: «Nun ist es vorbei.»[54]
            

            Ich wiederhole nochmals einen Kernsatz von Johnson, der bis 1989 auf viele zutraf
               und nach 1990 auf Millionen: «Übrigens waren sie nicht gekommen, um in der Bundesrepublik
               Deutschland zu sein, sondern um aus der DDR wegzugehen.» Einige der berühmtesten DDR-Menschen, die die kommunistische Diktatur verließen oder verlassen mussten bzw. rausflogen,
               wie Wolf Biermann, weigerten sich zunächst überhaupt, anzukommen. Es gab berühmte
               Dissidenten, die damit angaben, jahrelang keinen bundesdeutschen Ausweis angenommen
               zu haben und ihren (ungültigen) DDR-Ausweis behalten zu haben. Thomas Brasch dankte noch fünf Jahre nach seiner Ausreise
               in München bei einer Preisverleihung der DDR, ohne die er heute nicht diesen Preis erhielte – ein Skandal ersten Ranges damals.
               Für Brasch war das kein Ausrutscher, immer wieder hatte er sich so geäußert, wie jemand
               im Wartesaal.[55] Ein Gedicht von ihm bringt diese Zerrissenheit zum Ausdruck, ein Gedicht, das für
               viele Ostdeutsche zur Selbstbeschreibung taugte:
            

            Was ich habe, will ich nicht verlieren (Thomas Brasch, 1977)

            Was ich habe, will ich nicht verlieren, aber 
wo ich bin, will ich nicht bleiben, aber 
die ich liebe, will ich nicht verlassen, aber 
die ich kenne, will ich nicht mehr sehen, aber 
wo ich lebe, da will ich nicht sterben, aber 
wo ich sterbe, da will ich nicht hin: 
Bleiben will ich, wo ich nie gewesen bin.[56]
            

            Eines liegt auch auf der Hand: Wer vor oder nach 1989 in den Westen ging, aus welchen
               Gründen auch immer – und es gab keine niederen –, zählte zur mobilen, sich bewegenden,
               leistungsorientierten, am individuellen Fortkommen interessierten Gesellschaftsgruppe.
               Es waren diejenigen, die einen gegebenen Zustand nicht als unveränderlich hinnehmen
               wollten, die sich bewegen und verändern wollten, wenn schon nicht die Verhältnisse,
               so doch sich selbst. Es waren die kreativen, diejenigen, die Energie und Kraft haben,
               Ich zu sagen und Ich zu leben. Mit anderen Worten: Diese Millionen fehlten, als es
               darum ging, vom Wir zum Ich zu kommen, vom Kollektivismus zur individuellen Verantwortungsübernahme.
               Natürlich waren auch viele Bewegliche und Kreative geblieben, aber sie konnten nicht
               die millionenschweren Lücken kompensieren. Der Osten ist intellektuell durch diesen
               Weggang der Millionen so viel ärmer geworden, so viel homogener und so viel unbeweglicher,
               dass es unmöglich war, dies politisch, kulturell und intellektuell in einer Generation
               aufzuholen. Die neu Hinzugekommenen aus dem Westen kompensierten zwar vieles, aber
               gerade die kulturelle Lücke zwischen ihnen und den Daheimgebliebenen, den überwiegend
               Unbeweglichen und zumal auch noch Angepassten und Systemstützen blieb nicht nur groß,
               sondern ist sogar in den Jahren der staatlichen Einheit immer größer geworden.
            

         
      
   
      
               6.

               Legenden von der DDR

            

            In einem hatten die SED-Theoretiker Recht: Die Systeme der DDR und der Bundesrepublik waren unversöhnlich. Die Suche nach einem «dritten Weg», der
               das «Gute» beider Systeme in einem völlig neuen vereint, beruht auf einer Annahme,
               die historisch verfehlt ist. Denn es geht nicht um «gut» oder «schlecht», sondern
               um «frei» oder «unfrei». Ein bisschen «gut» hier, ein bisschen «schlecht» dort – daraus
               kann man tatsächlich etwas Drittes schmieden. Aber ein bisschen «frei» gibt es so
               wenig wie ein bisschen «unfrei». Dies gibt es jeweils nur ganz. Und aus zwei «Ganzen»
               lässt sich nichts Drittes machen. Man muss sich für eine Seite entscheiden.
            

            Was auch immer der Einzelne in der DDR als positiv wahrgenommen oder erlebt haben mag, es funktionierte nur im Rahmen eines
               extrem unfreiheitlichen und antidemokratischen Systems. Alles kam in der DDR als Geschenk des Staates daher, so wie Eltern ihre Kinder beschenken. Verhielten
               die Menschen sich nicht so, wie von «Vater Staat» gewünscht oder erhofft, entzog er
               ihnen nicht nur seine Liebe und verteilte Strafen bis zum Mord an der Mauer, er konnte
               auch jederzeit Geschenke wieder einziehen, ohne dass sich der Einzelne dagegen rechtsstaatlich
               wehren konnte. Wer sich zum Beispiel beim Studium irgendwie «daneben» verhielt, konnte
               zur Bewährung in die Produktion versetzt werden, körperliche Arbeit als Strafe im
               Arbeiter-und-Bauern-Staat. Mir ist bereits als 15-Jährigem, als ich in einem langen
               Kampf mit Staat, Partei und Elternhaus von dem Berufsziel, Offizier werden zu wollen,
               zurücktrat, in Anwesenheit meiner Mutter aggressiv vorgehalten worden, dass ich mit
               meinem Verhalten und Denken undankbar sei und später dafür die Folgen selbst zu tragen
               hätte, denn der Staat hätte bereits so viel Mittel und Vertrauen für mich aufgebracht,
               wofür ich mich nun als völlig unwürdig erweise. Auf meine rotzfreche Entgegnung, ich
               werde das diesem Staat auf Heller und Pfennig zurückzahlen, waren diese mir unbekannten
               Männer mit den ewig gleichen Anzügen und Gesichtern nicht gefasst gewesen. Meine Mutter
               glaubte, wie sie mir gestand, wir würden augenblicklich verhaftet.[57]
            

            Die gesamte Gesellschaftspolitik der SED baute auf diesem Prinzip auf: Die DDR-Insassen hatten dankbar zu sein, im Prinzip für alles und jedes. Der Sozialstaat
               DDR glich eher einem absolutistischen Fürsorgestaat. Denn das Fatale daran war, man konnte
               sich der Umklammerung auch nur schwer entziehen. Sobald man etwa ausscherte und nicht
               mehr offiziell arbeiten ging, sich einer geregelten Arbeit entzog (§ 249 StGb), konnte
               man schnell auch strafrechtlich belangt werden und in Arbeitshäusern, Jugendwerkhöfen
               oder Gefängnissen landen. Doch nicht nur die hinlänglich bekannten Schattenseiten
               des Sozialstaats DDR sind erwähnenswert. Viele ließen sich die Vollversorgung von der Wiege bis zur Bahre
               durchaus gefallen. Der Zweck erfüllte sich wie nebenbei: Das Individuum ging im Kollektiv
               auf, sollte dort nicht mehr auffallen und notfalls vom Kollektiv einer Sozialdisziplinierung
               unterzogen werden. Die «Diktatur des Proletariats» war eine Erziehungsdiktatur, die
               sich nicht nur durch den Staat vollzog, sondern auch durch das gleichgeschaltete Kollektiv,
               das Abweichlerinnen, Kreative, Hasardeure, Lebenskünstler*innen, Oppositionelle, sprich
               alle Individualisten durch die «Kollektiverziehung» zu maßregeln, zu standardisieren,
               zu bestrafen suchte. In der Diktatur ist nicht der Knast allein die große Herausforderung,
               eine Diktatur zeichnet sich auch durch die Brutalität des Alltags, den mitmachenden
               Nachbarn oder Arbeitskollegen aus, die das Geschäft der Herrschenden intuitiv erledigen.
               Warum? Nicht weil sie vom Sinn überzeugt gewesen wären oder dem System sonderlich
               angehangen hätten, nein, weil sie ihre Ruhe haben wollten. Jeder Aussteiger, jede
               Abweichlerin, alle Opponenten verursachten Unruhe, Mehrarbeit, Aufregung und Unsicherheit.
            

            Die DDR war mitnichten eine solidarische, eine hilfsbereite oder sonderlich warme Gesellschaft.
               Jede Gesellschaft muss sich daran messen lassen, wie sie mit den Schwachen, den Rändern,
               den Ausgegrenzten, den Wenigen, den nicht zum Mainstream Dazugehörenden umgeht.
            

            Nur 60 Prozent der Ostdeutschen lehnen völlig die Aussage ab, es gebe wertvolles und
               unwertes Leben:[58] «Das weiße Band» (2009) von Michael Haneke bewegte mich wie kaum ein anderer Spielfilm
               in meinem Leben. Dieses Meisterwerk verdeutlichte, warum Faschismus möglich war. Er
               fiel nicht einfach vom Himmel, er saß bereits zuvor in den Poren der Gesellschaft
               tief verankert. Jahrzehnte zuvor. Und 1945, ob nun «Niederlage», «Katastrophe» oder
               «Befreiung» genannt (ich nenne es Befreiung), fiel der Faschismus natürlich nicht
               einfach weg. Wie stark autoritäre, antidemokratische und antifreiheitliche Tendenzen
               fortwirken, können wir aktuell aus allen demoskopischen Erhebungen zu Fragen der Einstellung
               zu Demokratie, zur Geschichte, zur Politik, zur Freiheit ablesen. Im Osten fast die
               Hälfte, im Westen etwa ein Drittel sehnen sich nach autoritären, antifreiheitlichen
               Strukturen, oft gepaart mit Geschichtsrevisionismus, Rassismus, Sexismus, Antisemitismus.
            

            Für mich ist der Gradmesser demokratischer und freiheitlicher Gesinnung immer die
               Antwort auf die Frage, wie jemand mit Minderheiten, Randgruppen, Schwachen, Staatenlosen,
               Abweichlern, Außenseitern, sprich mit allen jenen umgeht, die im gesellschaftlichen
               Mainstream als «Andere» markiert und entsprechend behandelt werden. In der postfaschistischen
               DDR-Gesellschaft bin ich dafür früh sensibilisiert worden, so früh, dass ich es gar nicht
               mitbekam. Ich wuchs mit vier Cousins relativ eng zusammen auf. Drei waren deutlich
               älter, zwei davon Brüder: Ingo Ilko und Marcus aus Rostock. Und ein anderer Markus,
               der nur wenige Wochen jünger ist als ich selbst. Alle drei machten mich bereits in
               jungen Jahren zu dem, der ich wurde. Ingo Ilko und Marcus litten früh an schwersten
               Erkrankungen, die beide erst an Krücken, dann in Rollstühle zwang, in jungen Jahren
               mit 14, 15, 16 Jahren völlig abhängig von fremden Händen, um auch nur die notwendigsten
               Dinge zu erledigen. Beide konnten bald nicht mehr sehen, nicht mehr richtig sprechen,
               schlecht hören. Beide hatten nie schlechte Laune, jedenfalls nie, wenn ich, der kleine
               Borstel, wie ich an der Ostsee genannt wurde, bei ihnen war. Und das war oft. Sie
               starben jung, verdammt jung, nach vielen Qualen. Ingo Ilko mit 22, Marcus mit 30.
               Zwischendurch, als ob nicht genug Unglück über der Familie hing, starb auch noch ihr
               Vater Werner an einem Herzinfarkt mitten in einer Vorlesung. Meine Tante Sonja, die
               Schwester meines Vaters Ilko, wurde 89 Jahre alt, ich möchte fast sagen, unglücklicherweise.
               Sie musste noch zwei weitere Lebensgefährten begraben. Ihren Vater, meinen Großvater
               Ilko Kowalczuk, hatte sie schon als Kind verloren, kurz nachdem beide 1933 illegal
               in die Ukraine gefahren waren und dort Augenzeugen des Holodomors geworden waren,
               was meinen Großvater, den ukrainischen Freiheitskämpfer, traumatisierte und meine
               Tante ganz genauso.
            

            Mein gleichaltriger Cousin Markus kam mit einer geistigen Behinderung auf die Welt.
               Er war stets der freundlichste und fröhlichste Mensch, den ich kenne. Als Baby und
               kleiner Junge war es nicht so, dass ich gern mit ihm zusammen war, das begann erst
               so ab vier, fünf Jahren.
            

            Mit diesen drei Cousins habe ich von früh an die ostdeutsche Gesellschaft von ihrer
               schlimmsten Seite kennengelernt. Es gehörte in den siebziger und auch achtziger Jahren
               in Ost-Berlin und in der DDR zum «guten Ton», dass uns auf den Straßen «rechtschaffene Menschen» hinterherriefen,
               «so etwas» hätte es früher nicht gegeben, «der Führer» hätte «so etwas» nicht geduldet,
               kann «man das» nicht «wegmachen» … Immer wieder, überall. Offen, laut und voller Nazisprech.
               Mein Vater wurde dann immer sehr deutlich, diesen Schweinen gegenüber.
            

            Als mein kleiner Cousin Markus 1985 18 Jahre alt wurde, durfte er in den Westen fahren.
               Mein Onkel, ein hochspezialisierter Facharbeiter (in der Transformationsphase behielt
               er seinen Arbeitsplatz bis zur Berentung Ende der 1990er Jahre), durfte ihn als Aufsichtsperson
               nach West-Berlin begleiten. Sie kamen wieder und ich erkannte meinen Onkel kaum wieder:
               Er erzählte und weinte, ein Mann, der nie vor anderen weinte. Sie seien S-Bahn gefahren,
               U-Bahn, Bus und niemand, niemand glotzte sie an, niemand machte Bemerkungen, zum ersten
               Mal. Ich werde das nie vergessen – das eine wie das andere.
            

            Das SED-Regime ging schäbig und verachtenswert mit Alten und Behinderten um. Kaum jemand
               will das heute noch wahrhaben. Noch viel weniger aber wissen viele, was oftmals im
               Alltag für eine Atmosphäre Behinderten gegenüber herrschte. Mich hat das sehr geprägt
               und schon früh diskriminierungssensibel gemacht. Manchmal braucht es dafür keine große
               Politik, da reicht der Nachbar oder die Straßenpassantin, um zu wissen, wie problematisch
               nicht nur der Staat, sondern auch die Gesellschaft sein kann. Bis heute.
            

            Natürlich wäre es auch illusorisch anzunehmen, nur weil der Staat etwas anderes behauptet,
               hätte es in der DDR keinen alltäglichen Faschismus gegeben. Wie hätte der auch verschwinden sollen angesichts
               einer unterdrückten gesellschaftlichen Aufarbeitung, dafür aber staatlich gelenkten
               und vorgegebenen Befassung mit der Vergangenheit, einer Vergangenheit, die aus lauter
               «weißen Flecken» und Tabus bestand. Nirgends wurde so viel gelogen und die Wahrheit
               verdreht wie auf dem Feld der Geschichte. In der DDR grassierten Antisemitismus, Rassismus, Nationalismus – offiziell verpönt, ja, für
               nicht existent erklärt, waren sie immer und überall anwesend.[59]
            

            Ich kann das hier alles nicht ausführlich behandeln. Aber da es sich mit um die größten
               Legenden, die immer noch über die DDR grassieren, handelt und viele Menschen in Ost wie West ihnen immer noch aufsitzen,
               sind einige knappe Anmerkungen unumgänglich. Nationalismus war in der DDR stark verbreitet. Offiziell ist er gebrochen und durch den Internationalismus ersetzt
               worden. Doch das war nur eine Phrase. Der Nationalismus, wie wir ihn kennen, ist eine
               Erfindung des 19. Jahrhunderts.[60] Als Identitätsmarker einer Nation gelten dem Nationalismus Staatsangehörigkeit,
               Sprache, kulturelle, ethnische und religiöse Merkmale. Eine Nation ist aufgrund der
               ihr zugeschriebenen Merkmale abgeschlossen und kann «von außen» nur nach sehr engen
               Kriterien «aufgefüllt» werden. Nationalisten sehen im nationalstaatlichen Verband
               die Klammer für die Mitglieder unabhängig von Klasse, Geschlecht und sozialer Position.
            

            Die SED definierte seit 1974 ihren Staat als einen Staat sozialistischer deutscher Nation.
               Die Geschichtsschreibung hatte bis zuletzt den Auftrag, eine «DDR-Nationalgeschichte» zu erarbeiten. In der Propaganda war dauernd von «Nationalstolz»
               die Rede, und wer ein guter Deutscher, ein friedensliebender, ein gerechter Deutscher
               sei. Das sind nur wenige Beispiele, die markieren, wie stark die Betonung des Nationalen
               zur SED-Propaganda gehörte. Die DDR-Gesellschaft wiederum war nicht bereit, die geteilte Nation als ihre anzunehmen,
               sondern beharrte überwiegend auf einer gesamtdeutschen Nation. Das kollidierte mit
               der offiziellen Propaganda, wonach Nationalismus eine dem Kapitalismus wesenseigene
               Erscheinung sei, während sich im Sozialismus ein «gesundes» Nationalbewusstsein herausgebildet
               habe.[61] Der Witz dabei war, dass das sozialistische Nationalbewusstsein laut Definition
               dem entsprach, was sich auch unter Nationalismus zusammenfassen lässt. Die SED stand vor dem Dilemma, ihren Staat nationalstaatlich legitimieren zu wollen und zugleich
               die geteilte Nation nach dem Mauerbau als eigenständig deklarieren zu müssen und dann
               auch noch den «proletarischen Internationalismus» als Staatsdoktrin zu verkünden.
               Den Spagat versuchte sie mit dem Antifaschismus als Klammer, der nicht nur die wichtigste
               Grundlage der SED-eigenen Legitimation abgab und meinte, die DDR sei aus der deutschen Geschichte ausgebrochen. Antifaschismus wurde für viele Menschen
               in der DDR zur Lebensmaxime, jedenfalls in der verkürzten Faschismusdefinition der Kommunisten,
               die nicht nur antiimperialistisch, sondern antiwestlich daherkam. Es war keine Lebenslüge,
               wie oft behauptet wurde, sondern eine die Lebenskomplexität vereinfachende Sicht auf
               die Welt und ihre Gegenwart. Sie bildete eine Katharsis-Grundlage. Hitler war zum
               Westdeutschen geworden.[62]
            

            Die Betonung nationalstaatlicher Symbole wie Fahne, Eid, Gelöbnis, Schwur, Hymne (wenn
               auch ohne Text seit Beginn der 1970er Jahre), Uniform, Fackel, Massenaufmärsche und
               vieles mehr bis hin zu dem staatlichen Anspruch, Staatsbürger zu erziehen, staatsbürgerliches
               Pflichtbewusstsein zu verlangen, waren nicht geeignet, die nationalistische Tradition
               in Deutschland zu brechen. Gerade weil die SED solche Anstrengungen unternahm, blieb das Verlangen in der Gesellschaft nach der
               «ganzen Nation» vital. Ab November 1989 waren die Straßen und Plätze Ostdeutschlands
               voll mit nationalen Symbolen Gesamtdeutschlands, die von vielen nur aus ihren Privaträumen
               herausgeholt werden mussten. Die wurden nicht aus opportunistischen Gründen hervorgekramt.
               Sie hatten sehnsuchtsvoll überwintert. Ab 1990 revitalisierte sich der Nationalismus
               als eine Antwort auf die Herausforderungen durch die Globalisierung. Zuerst staunten
               viele, weil sie zuvor nicht richtig hingeschaut hatten, denn dort war er nie weg gewesen,
               über den Nationalismus in der zerfallenden Sowjetunion und auf dem Balkan. Der in
               Ostdeutschland aufgebrochene Nationalismus wurde lange Zeit unterschätzt, weil er
               sich mit Meinungsumfragen allein nicht erfassen lässt. Nun hat er mehr als die Hälfte
               der ostdeutschen Gesellschaft im Griff.
            

            Hand in Hand mit Nationalismus geht Rassismus. Er ist das Phänomen, das am meisten
               unterschätzt, am stärksten in Zweifel gezogen wird, das von der historischen Forschung
               am wenigsten untersucht worden ist. In jedem Raum, in dem über ihn gestritten wird,
               kommt es zu emotionalen Ausfällen. Kaum jemand würde von sich behaupten, ja, ich bin
               Rassist. Ich kann mich noch sehr gut erinnern, als ich etwa als Acht-, Neunjähriger,
               also vielleicht 1975, mit meinem Vater in einem Zug von Berlin nach Rostock fuhr.
               In unserem offenen Abteil saßen wir und sechs Kubaner. Mein Vater kam mit ihnen ins
               Gespräch, sie waren fröhlich und ich sollte, sagte mein Vater, sie berühren, anfassen,
               damit ich erlebe, dass ich auch anschließend noch so weiß wie zuvor sei. Ich habe
               das nie vergessen. Die Kubaner werden mich sogleich vergessen haben, weil solche rassistischen
               Übergriffe zu ihrem Alltag zählten. Mit rassistischen Begriffen bin ich aufgewachsen,
               obwohl ich wie alle anderen in der Schule oder im Radio hörte, dass Rassismus woanders
               stattfinde. Das glauben auch heute noch die meisten Weißen. Wenn ich die Augen schließe
               und ehrlich zu mir bin, fallen mir haufenweise rassistische Begriffe ein, es hört
               gar nicht auf, wenn ich mich nicht dazu zwinge. Das sind jahrhundertealtes Wissen
               und Diskurse, für die ich nichts kann, in die ich hineingeboren wurde, mit denen ich
               aufwuchs. Tatsächlich betreffen solche Diskurse und Traditionen alle Gesellschaftsmitglieder.
               Ein solches Wissen muss «verlernt» werden, ein anstrengender, komplizierter, sehr
               bewusster und langwieriger Prozess. Viele Begriffe, die uns umgeben, die wir benutzen,
               haben eine lange koloniale und rassistische Geschichte, die den meisten Menschen nicht
               geläufig oder auch nur bewusst ist. In der deutschen Öffentlichkeit wird zu selten
               in Frage gestellt, dass «Weißsein» nicht der globale Normalfall ist.
            

            Rassismus ist eine Herrschaftsideologie. Sie ist so alt wie die Menschheit. Die einen
               seien zum Herrschen, die anderen zum Dienen vorhergesehen. Die Natur habe deswegen
               Körper und Geist verschieden ausgestattet. Der europäische Kolonialismus ab dem 16. Jahrhundert
               benötigte eine Überlegenheitstheorie, um seine Grausamkeiten und Eroberungsfeldzüge
               zu legitimieren. Menschliche «Rassen» wurden erfunden. Die Aufklärung machte sich
               stark – aber nur für Weiße. Die Theorien von Houston S. Chamberlain, dem wichtigsten
               theoretischen Stichwortgeber Hitlers, standen in einer langen Tradition. Um mit ihr
               zu brechen, bedarf es einer breiten gesellschaftlichen Aufarbeitung. Dabei müssen
               wir uns überhaupt bewusst werden, worauf sich der Kolonialismus gründete und dass
               er keine positiven Seiten hatte. Wer davon spricht, legitimiert noch im Nachhinein
               Völkermord, Verschleppung, Versklavung, Zerstörung. Das ist alles erst ein paar Jahrzehnte
               her! Wer heute davon spricht, Europa habe keine Verantwortung für die Gegenwart der
               einst kolonisierten Gesellschaften, dem sei empfohlen die ungleich leichteren Probleme
               der deutschen Wiedervereinigung als Vergleichsfolie eines Transformationsprozesses
               heranzuziehen.
            

            Auch Rassismus galt in der kommunistischen Ideologie als eine Erscheinung früherer
               Gesellschaften: «Die sozialen Wurzeln des R. sind in der gesellschaftlichen Wirklichkeit
               der Klassengesellschaft, in der Diskriminierung der Ausgebeuteten und dem Interesse
               der Herrschenden, die Unterdrückten gegeneinander auszuspielen, zu suchen. Mit der
               zunehmenden Aggressivität des Imperialismus nach innen und außen bildete sich der
               R. bis zur vollendeten Perversion aus: bis zur Lobpreisung, der Züchtung einer kampftüchtigen,
               kriegerischen Rasse, zur Rechtfertigung imperialistischer Kriege, kolonialer Massaker
               und des innenpolitischen Terrors gegen die Arbeiterklasse und fortschrittliche Kräfte
               anderer sozialer Schichten.»[63] Nationalsozialismus und Rassismus galten als Vehikel einer überwundenen Zeit, die
               zugleich in der Bundesrepublik fortbestand. Und natürlich auch der Antisemitismus.
            

            In meine Schulklasse ging ein Junge aus der Nachbarschaft, dessen Vater deutlich älter
               war als die meisten anderen Väter. Mein Vater war Jahrgang 1934, die meisten anderen
               waren eher Jahrgang 1938, 1940. Wir sind 1973 eingeschult worden. Mein Schulkamerad,
               der mir schnell zum Freund wurde, hatte da bereits drei Jahre in Moskau und drei Jahre
               in London gelebt. Sein Vater war Korrespondent für das SED-Zentralorgan «Neues Deutschland». Wir spielten gern Partisanenkämpfe nach, er mit
               einem batteriebetriebenen Maschinengewehr aus Norwegen, ich mit einem aus der Sowjetunion.
               Unsere Väter hatten uns die Prachtexemplare von Dienstreisen mitgebracht. Auf einer
               Baustelle fanden wir einen alten Wehrmachtshelm. Nun musste einer von uns einen Nazi
               spielen, das gefiel uns beiden gar nicht. Wir waren neun oder zehn Jahre alt. Es gab
               einen anderen Jungen in der Klasse, der ziemlich häufig Dinge sagte, die mich tief
               verstörten. Ich verstand sie oft gar nicht sofort, merkte aber, dass sie besonders
               übel waren. Er beschimpfte meinen Schulfreund zuweilen als «Drecksjude». Ich fragte
               meinen Vater, was das zu bedeuten habe. Sichtlich irritiert, ja, erschrocken erklärte
               mir mein Vater, so gut es ging, was es damit auf sich habe. Als dieser Junge einige
               Zeit später zu meinem Freund meinte, Du und Deine Familie seid doch nur vergessen
               worden, Ihr hättet doch durch den Schornstein gehört, war ich sprachlos und wütend,
               aber auch machtlos. Mein Schulfreund, dessen Vater 1933 bereits 13 Jahre alt gewesen
               war und der der Shoah nur entkommen war, weil er – anders als viele aus seiner Familie –
               noch rechtzeitig nach England entkam, machte irgendwie den Eindruck, als höre er das
               nicht zum ersten Mal. Mein Vater erzählte mir nun diese Familiengeschichte – er und
               der andere Vater kannten sich etwas näher und hatten offenbar Vertrauen zueinander –
               und ich war schockiert. Natürlich verstand ich vieles noch nicht, aber was ich verstand,
               reichte für meine Empörung.
            

            Zu einem fanatischen Fußballfan von meinem Vater erzogen, spielte ich auch einige
               Zeit als junger Mensch beim 1. FC Union. Ich war nicht gut genug, stellte ich bald
               fest und kehrte zu meinem Heimatverein in Friedrichshagen zurück. Aber natürlich blieb
               ich den Eisernen als Fan verbunden. Doch schon bald mied ich das Stadion an der Alten
               Försterei. Denn was ich hier Anfang der 1980er Jahre erlebte, machte mich fassungslos.
               Hunderte, ja tausende offenbar völlig entfesselte Fans schrien im Chor «Gib Gas, gib
               Gas, wenn Dynamo Dresden durch die Gaskammer rast». Das wurde wahlweise durch andere
               Fußballvereine oder auch konkrete Fußballspieler ersetzt. Ich erlebte das bei Union
               Berlin, es war aber kein Alleinstellungsmerkmal, sondern in vielen Fußballstadien
               zu hören.
            

            In der DDR lebten etwa 3000 Juden und Jüdinnen, davon waren nur etwa zehn Prozent in Gemeinden
               organisiert und religiös aktiv. Der Faschismus war seit der Definition durch die Kommunistische
               Internationale von 1924/33 die aggressivste Form des Finanzkapitals in Form einer
               «terroristischen Diktatur». Die Shoah spielte in diesem Geschichtsverständnis keine
               besondere Rolle. Der staatlich praktizierte Antisemitismus in der Sowjetunion und
               Osteuropa nach 1945 wirkte außerdem fort. Bis zum Beginn der 1970er Jahre kam der
               Holocaust in den Schulbüchern gar nicht vor. Dann ist die Verfolgung der Juden mit
               kurzen Abschnitten zur «Reichskristallnacht», zu den «Nürnberger Rassegesetzen» und
               zum Aufstand im Warschauer Ghetto eingeführt worden. Der Holocaust, die industrielle
               Vernichtung von Millionen Jüdinnen und Juden ist nicht erwähnt worden. Im Lehrplan
               der 9. Klassen fehlte das Thema gänzlich. 1989 erschien, von einem Historikernachwuchskollektiv
               der Akademie der Wissenschaften erarbeitet, eine neue Ausgabe des «Geschichtskalenders»,
               gedacht für das Jahr 1990, im Hauptverlag der SED, Dietz. Redaktionsschluss war der 30. Mai 1989. Ein Beitrag hieß «Auschwitz-Mörder
               vor Gericht» und stammte von Günter Wieland. Er war bei der DDR-Generalstaatsanwaltschaft zuständig für die Verfolgung von Nazi- und Kriegsverbrechen.
               In diesem Beitrag über Auschwitz erwähnt der Autor nicht, wer dort millionenfach umgebracht
               worden ist.[64] In einem Beitrag über Eichmann, einen der Technokraten des Holocaust, wird das Kunststück
               fertiggebracht, nicht zu benennen, wer die «Millionen Menschen», die in den «Vernichtungslagern»
               umgebracht wurden, waren.[65] Das war kein Zufall. Natürlich gab es Fachliteratur, und auch in den berühmten Büchern
               von Friedrich Wolf (1933) oder Jurek Becker ist die Judenverfolgung thematisiert worden.
               Die vorgegebene Linie aber ist in Schulbüchern ablesbar. In der DDR existierte offiziell kein Antisemitismus mit dem Ergebnis, dass über ihn auch nicht
               gesprochen werden konnte und durfte. Er lebte einfach fort.
            

            Ein Sprung in die ostdeutsche Gegenwart: Nach 1990 war es in Ostdeutschland verbreitet,
               Analogien zum Nationalsozialismus zu ziehen. So ist immer wieder behauptet worden,
               die «Abwicklung» politisch-ideologisch belasteter Sektionen und Institute an einigen
               Hochschulen und Universitäten werde bewusst mit einem Begriff umschrieben, den bereits
               die Nationalsozialisten benutzt hätten. Dieses «Argument» verschwand schnell wieder,
               weil es zu haltlos war. Die Gleichsetzung mit dem Nationalsozialismus aber verschwand
               nie. Dafür drei Beispiele: Wer verstehen will, warum frühere SED-Historiker wie Siegfried Prokop von der Humboldt-Universität zu Berlin, der 2024
               in der «Berliner Zeitung» von einem anderen SED-Historiker als angeblich großer Historiker erwähnt wurde,[66] an der Universität nichts mehr zu suchen hatte, sollte in seine unsäglichen «Erinnerungen»
               hineinschauen und zuerst die Seiten 463 bis 464 aufschlagen. Prokop berichtet dort,
               wie er in den 1990er Jahren auf ein Arbeitsamt geht und dort gleich mehrere Historiker
               trifft. (Er erzählt nicht, dass es sich bei den Genannten um Mitarbeiter des abgewickelten
               Instituts für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED handelte.) Und nun kommentiert Prokop das so, dass jeder einigermaßen historisch
               Bewanderte wohl dreimal liest, ob das da wirklich so steht: «Wahrlich die ‹Wannsee-Konferenz›
               der neuesten Zeit zur Ausschaltung der DDR-Intelligenz leistete ganze Arbeit.»[67] Diese Aussage diskreditiert Prokop als Historiker und als politischen Menschen grundlegend.
               Ist das nicht eine Form der Holocaust-Relativierung, wenn nicht gar Holocaust-Verleugnung?
               Oder auch folgendes Zitat, das in einem Buch Ewiggestriger aus einem Verlag für Ewiggestrige
               noch extra hervorgehoben worden ist. Dort ist von einem Harald Müller Folgendes zu
               lesen: «So vollzog sich zwischen 1990 und 1995 der gigantischste Raubzug der Menschheitsgeschichte.
               Selbst Holocaust und faschistischer Raubzug haben nicht fertig gebracht, was bundesdeutschen
               privatkapitalistischen und staatskapitalistischen Straßenräubern nahezu widerstandslos
               gelang: nämlich 16 Millionen Menschen mit deren explizitem Einverständnis entschädigungslos
               zu enteignen.»[68]
            

            Niemand könnte glauben, dass die NS-Relativierung im Osten allein eine Sache der Rechten
               ist. Aber selbst ostdeutsche Intellektuelle, die nicht nur ich schätze und verehre,
               haben sich immer wieder zu zweifelhaften Vergleichen hinreißen lassen. Der vielleicht
               wichtigste lebende deutsche Autor, der große Christoph Hein, sagte Anfang Dezember
               2023 in einem Gespräch im Deutschlandfunk Kultur, als er über Dirk Oschmanns Buch
               begeistert sprach: Ab 1990 «fand eine Auswechslung der Eliten statt, die so ein bisschen
               an die Zeit von 1935 erinnert, als die Universitäten gereinigt wurden von Juden, Sozialdemokraten
               und Kommunisten, wo auf einmal diese ganzen Professoren verschwanden und die zweite,
               dritte Garde dann erfreut diese Positionen einnahm, mit völliger Empathielosigkeit
               1935, und das setzte 1990 genauso noch einmal ein, dieser Austausch von Eliten fand
               statt und ist bis heute nicht beendet worden.»[69] Das hat sogar den sonst nicht gerade wilde Vergleiche und Gleichsetzungen scheuenden
               Literaturprofessor Oschmann zum Widerspruch herausgefordert.[70] Diese Analogie von Hein überraschte auch deswegen, weil der hochangesehene Autor
               sonst gerade durch historische Präzision und eben nicht durch platte Vergleiche auffällt.
            

            Das galt auch für Christa Wolf, die über ihren Tod hinaus als eine der wichtigsten
               deutschen Schriftstellerinnen wahrgenommen wird – vollkommen zu Recht. Allerdings
               hat sie mit ihrem letzten Roman, erschienen 2010, eine weithin unbeachtete Gleichsetzung
               geliefert, die ebenso überraschte und einen wohlmeinenden lebenslangen Leser ihrer
               Bücher wie mich irritierte und geradezu schmerzte: Für mich bleiben von ihr solche
               Buchkunstwerke wie «Kein Ort. Nirgends» (1979), «Nachdenken über Christa T.» (1968),
               «Kindheitsmuster» (1976), «Sommerstück» (1989) oder «Was bleibt» (1979/1990) Schlüsseltexte,
               die tiefe Einblicke geben in die DDR und die sozialistisch-kommunistisch gesinnte kritische Elite und zugleich weit darüber
               hinaus ihre Zeit aus ihrer Sicht erklären. Viele Essays von ihr sind auch heute noch
               lesens- und bedenkenswert, ebenso Briefe und Tagebücher. Ihr Buch «Stadt der Engel
               oder The Overcoat of Dr. Freud» zählt für mich nicht dazu. Dieser Schlüsselroman spielt
               in Los Angeles und darin reflektiert Christa Wolf ihre Zeit am Pazifik 1992/93, ihre
               Biographie, ihren Glauben an den Kommunismus und die DDR. In dieser Zeit in Kalifornien kam ihre harmlose und kurzzeitige Tätigkeit als IM
               «Margarete» für die Stasi ans Tageslicht. Der damalige heftige Streit um die berühmte
               Autorin und andere war hysterisch, überzogen, ahistorisch und völlig ungerecht – übrigens
               fast durchgängig von Westpublizisten getragen.[71] Doch in diesem Roman tat Wolf etwas, was im Osten unter Intelligenzlern seit 1990
               üblich, aber dennoch abwegig war: Wolf verglich sich in Los Angeles, wo sie freiwillig
               und nicht zum ersten Mal arbeitete, immer wieder unter der Hand mit jüdischen Emigranten
               nach 1933. Auch die Zeit ab 1990 in Ostdeutschland setzte sie latent immer wieder
               gleich mit der Zeit nach 1933[72] – ein Muster, das viele Ostdeutsche nach 1990 bedienten und auch heute noch bedienen.
               Ja, die Relativierung des Nationalsozialismus ist im Osten ein Feld, auf dem die AfD
               ihre Ernte einfahren kann. Und dazu trugen völlig unbeabsichtigt so manche Kritiker*innen
               des Vereinigungsprozesses bei. Weitaus stärker freilich hat sich seit einigen Jahren,
               nicht nur im AfD-Milieu, eine Verharmlosung der SED-Diktatur durchgesetzt: Heute sei vieles ähnlich oder gar schlimmer als in der DDR, die Bundesrepublik Deutschland eine Diktatur. Das ist nicht nur an den Rändern der
               Gesellschaft zu lesen und zu hören, das erscheint mittlerweile vielen Menschen im
               Osten, fast der Hälfte!, wie eine banale Feststellung.
            

            Hört man sich heute um, was an der DDR «ihre Kinder», wie Uwe Johnson sagen würde, am meisten hervorheben, so kommt fast
               immer: Die DDR führte keinen Krieg, beteiligte sich an keinen kriegerischen Auseinandersetzungen,
               war ein friedliebender Staat.
            

            Es kam selten vor, aber solche Momente gab es: Im November 1986 stimmten wohl fast
               alle DDR-Menschen einer Äußerung von Parteichef Honecker zu. Er meinte, es müssten Wege gefunden
               werden, um taktische Raketen mit einer Reichweite unter 1000 Kilometern vom DDR-Territorium zu verbannen. Honecker tat nichts weniger, als Atomwaffen unterschiedslos
               als «Teufelszeug» zu brandmarken. Das war ein neuer Ton. Bislang hatte die SED-Propaganda strikt darauf geachtet, westliche Waffen als Angriffswaffen, östliche
               Waffen als Verteidigungswaffen zu kennzeichnen. Das lernte jedes Schulkind so: «Der
               Friede muss bewaffnet sein» tönte es tagein, tagaus. Wer sich dagegen stellte oder
               auch nur den Unterschied zwischen sowjetischen und amerikanischen Waffen nivellierte,
               wurde schnell in die Ecke eines Staatsfeindes gerückt.
            

            Ich hatte mich als Kind gemeldet, um Berufsoffizier in der DDR zu werden. Mit 14, 15 Jahren widerrief ich. Ich war noch kein Gegner des SED-Sozialismus. Nur mit der Armee hatte ich es nicht so. Jeder, der mich auch nur einigermaßen
               kannte, glaubte mir, dass es mit dem Gehorchen und Befehlen bei mir nicht so richtig
               klappen würde. Also nahm ich meinen Berufswunsch zurück. Der Staat, die Schule, die
               Armee, die Stasi, die Partei, mein Vater entließen mich aber nicht so einfach, wie
               sie mich bereitwillig in den Kreis der Auserwählten für die Staatsverteidigung aufgenommen
               hatten. Es dauerte etwa 18 Monate, bis man bescheinigte, dass ich sei, was ich gar
               nicht sein wollte: ein Staatsfeind, weil ich mich mit der Sicherheits-, Militär- und
               Friedenspolitik der SED angeblich nicht identifizierte. Nicht einmal das stimmte. Aber wo sollte ich mich
               in der Diktatur, als die ich die DDR nun mit 14, 15, 16 am eigenen Schicksal kennengelernt hatte, beschweren? In Anwesenheit
               meiner Mutter erklärten mir Vertreter von Staat und Partei im Wehrkreiskommando Berlin-Köpenick
               Anfang 1983, dass meine Zukunft vorbei sei, ich nichts mehr werde und wohl über kurz
               oder lang in Verwahranstalten des sozialistischen Vaterlandes landen würde. Meine
               Mutter war monatelang sprachlos. Mein Vater erstaunt über sein System. Und ich wütend –
               viele Jahre lang.
            

            Neue Freunde fingen mich auf und gaben mir Halt. Das waren fast alles junge Christinnen
               und Christen, die die DDR ohnehin längst anders erlebt hatten als ich bislang. Und es waren alles Pazifistinnen
               und Pazifisten. Der war ich nie, wurde ich nie. Meinem Vater sagte ich ins Gesicht,
               Revolutionen scheitern meist daran, dass Söhne nicht bereit sind, ihre Väter zu erschießen.
               Ich aber möchte eine siegreiche Revolution gegen diesen Staat. Ich muss verrückt gewesen
               sein. Zu gern würde ich diesen Satz zurücknehmen. Allein: Er war in der Welt und bestimmte
               fortan mein Denken.
            

            Aber ich war nicht gegen die DDR, ich wollte eine bessere DDR, eine, die die Menschenrechte achtet. Ich wollte eine DDR, von der Wolf Biermann träumte: «Die DDR auf Dauer braucht weder Knast noch Mauer.» Was für ein grandioser Irrtum, ein faszinierender,
               denn er ließ Leute wie mich weiterträumen. Ich hasste die Mauer, ich hasste die SED-Führung, ich hasste die SED-Geschichtspropaganda, ich hasste die Lügen, ich hasste fast alles. Aber ich hasste
               nicht genug, um die DDR komplett abzulehnen. Daher wollte ich auch nicht weg, daher ging ich Kompromisse
               ein, war kein Held und wäre nun im Nachhinein gern gewesen, was ich hätte sein können.
               Ich war ein Feigling, der nicht radikal brach. In meiner Nische lebte und träumte
               ich davon, die Biermann-DDR zu erleben. Dafür wollte ich alles tun und ging auch Kompromisse ein, die ich mir
               heute nicht einmal selbst erklären kann, die mir extrem peinlich sind. Das hing nicht
               nur damit zusammen, dass selbst Freunde, die in den Knast kamen, irgendwie aus Versehen
               dort landeten. Nein. Die existierende DDR bot mir etwas, dass ich trotz meines Hasses auf den hochmilitarisierten Staat, die
               hochmilitarisierte Gesellschaft, den durchmilitarisierten Alltag, trotz meines Hasses
               auf den Krieg der SED gegen die eigene Gesellschaft nie in Frage stellte: Die SED-Führung war ein Friedensgarant, ihre Außenpolitik Friedenspolitik. Daran zweifelte
               ich trotz aller Zweifel keinen Augenblick. Das nahm ich Honecker und den anderen Antifaschisten
               wie dem verhassten Kurt Hager ab.
            

            Als 1977 durchsickerte, dass die Sowjetunion Atomraketen in Reichweite der NATO-Staaten stationierte, kam es zum NATO-Doppelbeschluss, den Bundeskanzler Helmut Schmidt selbst gegen die eigene Partei
               durchsetzte. Auch auf DDR-Gebiet stationierte Moskau SS-20-Raketen. Ohne Kenntnis der Öffentlichkeit befanden
               sich dabei bereits seit 1959 Atomwaffen in der DDR. Das kleine Land war der wichtigste geopolitische Vorposten des Kreml. Es bildete
               eine militärstrategische Pufferzone und sollte bei einem möglichen NATO-Angriff als kurzzeitiger Rammbock dienen, bis sich das gewaltige Heer im Osten formiert
               habe.
            

            Viele junge Rekruten der NVA waren erstaunt, als sie Angriffe auf West-Berlin, Bonn, München, Rotterdam oder andere
               westliche Orte üben mussten. War das die berühmte Nachvorneverteidigung? Warum übten
               die Warschauer-Paktstaaten Angriffe? Das war kein Zufall. Seit 1972 arbeitete ein
               ranghoher polnischer Offizier, Oberst Ryszard Kukliński, für die CIA. Er übermittelte über 40.000 geheime Dokumente aus dem Führungsgremium des Warschauer
               Vertrages. Die westlichen Analysten trauten ihren Augen nicht: Das waren Angriffspläne.
               Alles blieb natürlich geheim. So konnte auch im Westen, nicht zuletzt durch die unabhängige
               Friedensbewegung weiter an der Mär gebastelt werden, die NATO sei ein Angriffsbündnis, der Warschauer Pakt dagegen lediglich ein Verteidigungsbündnis.
            

            Wie schwer es Aktivisten aus der DDR, die in der dortigen oppositionellen Friedens- und Menschenrechtsbewegung bis zu
               ihrer Ausbürgerung oder Ausreise engagiert waren, hatten, auf bundesdeutschen «Friedensdemos»
               überhaupt gehört zu werden, um auch auf das Problem der sowjetischen Raketen hinzuweisen,
               ist hinlänglich bekannt – noch heute muss man das peinlich berührt zur Kenntnis nehmen.
               Ein Teil der Friedensbewegung im Westen war von Moskau und Ost-Berlin unterwandert.
            

            Denn die SED-Friedenspropaganda konnte nur so erfolgreich sein in der DDR, weil ein Großteil im Westen diese mittrug und so die Anerkennung der SED-Friedenspolitik über den Umweg der bundesdeutschen Friedensbewegung und Medien in
               den Osten zurückkam. Wenn im Westen die Alternativen das so sehen, warum sollte ich
               das dann eigentlich anders sehen?
            

            Es ging nicht nur mir so. Fast allen steckte die Angst vor einem Atomkrieg Ende der
               siebziger, Anfang der achtziger Jahre noch in den Knochen. Am 19. Februar 1990 kam
               es am Zentralen Runden Tisch, wo DDR-Regierung, Altparteien und Opposition über die Auflösung des MfS stritten und den
               Weg zu den ersten demokratischen Wahlen bahnten, zu einem ganz unspektakulären Mehrheitsbeschluss:
               Das vereinte Deutschland solle keinesfalls Mitglied der NATO werden. Alle politischen Kräfte von Ost-CDU über Ost-SPD bis hin zum Neuen Forum waren sich im Frühjahr 1990 einig: Frieden könne nur durch
               Abrüstung, Entmilitarisierung, Auflösung der Militärblöcke einschließlich Auflösung
               der NATO garantiert werden. Auch der Koalitionsvertrag der ersten freien Regierung im April
               1990 bekannte sich zur Auflösung der Militärblöcke.
            

            Es kam anders. Das Weiße Haus dachte gar nicht daran, die Bundesrepublik aus der NATO zu entlassen – in der Kohl-Regierung dachte daran auch niemand ernsthaft. Noch lange
               jedoch lebte im Osten die Annahme fort, die NATO sei ein Angriffs-, kein Verteidigungsbündnis. Diejenigen im Osten, die sich im Laufe
               der frühen 1990er Jahre von dieser Annahme lösten, wie der Verfasser zum Beispiel,
               machten sich damit im Osten nicht gerade viele Freunde.
            

            Bis heute hält sich selbst in unverdächtigen Kreisen die Annahme, die DDR sei ein Friedensstaat und die NATO ein Angriffsbündnis gewesen. Im Osten dürfte diese Annahme mehrheitsfähig sein. Das
               hat nichts mit Fakten zu tun. Das sind Gefühlslagen. Und die sind irrational, also
               nicht wirklich erklärbar. Ich jedenfalls bin froh, dass der Osten 1990 in der Frage
               der NATO einfach zur Seite gedrückt wurde mit seinen «Gefühlen». Die NATO-Osterweiterung war die wichtigste Maßnahme, um Polen oder dem Baltikum Sicherheit
               zu garantieren. Die Forderung, die Ukraine in die NATO aufzunehmen, scheiterte 2008 nicht nur an fehlenden Voraussetzungen, sondern unter
               anderen auch an einer Ostdeutschen.
            

            Die Kommunisten deklarierten die SED zur Partei des Friedens. Frieden und Antifaschismus waren in ihrem Hoheitsgebiet
               nur in der kommunistischen Interpretation zu haben – jeder Widerspruch stempelte einen
               zum Kriegsfreund und Faschisten ab. Die von Milovan Djilas gemachte Feststellung,
               ein Anhänger des historischen-dialektischen Materialismus könne unmöglich einen anderen
               Standpunkt einnehmen,[73] fand in diesen wenig dialektischen Verrenkungen seine praktische Entsprechung. Czesław
               Miłosz brachte es auf die Formel: «Der dialektische Materialismus in der russischen
               Bearbeitung ist nichts anderes als popularisiertes Wissen im Quadrat.»[74] Die SED-Führung erklärte von 1946 bis 1989, Frieden sei nur möglich, wenn der Sozialismus
               siege. Daher habe jeder am Sozialismus-Aufbau mitzuwirken – wer sich verweigere, sei
               gegen Frieden und für das quasi faschistische Regime in der Bundesrepublik. Maßgeblich
               dafür seien die staatlichen, ökonomischen und gesellschaftspolitischen Strukturen.
               Nach 1945 sei mit jenen, die im «deutschen Faschismus» gemündet waren, in der DDR radikal gebrochen worden. Ganz anders in der Bundesrepublik, denn dort waren die
               strukturellen Gesamtverhältnisse unangetastet geblieben. Faschismus sei, wenn schon
               nicht an der Macht, so doch jederzeit möglich. Und es liege im Wesen des Kapitalismus/Imperialismus,
               Krieg führen zu müssen, andere Staaten zu überfallen. Das lernte jedes Schulkind in
               der DDR.
            

            Die Friedensrhetorik der SED war aber auch darauf abgestellt, Bindungskräfte zu erzeugen. Weil die strukturellen
               (kapitalistischen) Voraussetzungen für Angriffskriege beseitigt seien, garantiere
               ein kommunistischer Staat Frieden. Und nur weil er noch immer von äußeren Feinden
               umzingelt und von inneren bedroht werde, müsse «der Frieden bewaffnet» sein. Wer gegen
               die sozialistische Armee, gegen den Waffendienst, gegen den Militärunterricht und
               die vormilitärische Ausbildung an Schulen und Universitäten sei, erweise sich als
               Friedens- und Sozialismusgegner. Alles diene dem Frieden, wurde pausenlos verkündet,
               der Arbeitseinsatz am Wochenende ebenso wie der Wehrdienst, die Planübererfüllung
               wie gute Zensuren in der Schule. Die Friedensrhetorik machte weder vor Kindergärten
               noch vor Altersheimen halt.
            

            Die DDR war aktiv in keine Kriege verwickelt (die Bundesrepublik auch nicht). Gern hätte
               sich Walter Ulbricht 1968 an der Niederschlagung des Prager Frühlings beteiligt, aber
               die Sowjets verhinderten ein aktives Mitwirken der NVA – schon wieder deutsche Soldaten in Prag: Dies sollte den Tschechen und Slowaken
               nicht auch noch zugemutet werden. Erst 1990 kam heraus, dass tatsächlich nur eine
               kleine Gruppe NVA-Spezialisten auf dem Territorium der ČSSR agierte. Bis dahin hatte die SED-Propaganda so getan, als wären NVA-Soldaten mit einmarschiert. Und 1981 war es vor allem Erich Honecker, der Moskau
               bedrängte, gemeinsam in Polen einzugreifen, um den Sozialismus zu retten. Er setzte
               sich nicht durch. Moskaus Statthalter in Warschau, General Jaruzelski, rief den Kriegszustand
               aus und sorgte selbst für «Ruhe». Auch sonst waren die SED-Funktionäre nicht zimperlich. Lautstark begrüßten sie die militärische Invasion der
               Sowjets 1956 in Ungarn und 1979 in Afghanistan, 1989 waren sie sogar fast die einzigen
               auf der Welt, die die militärische Niederschlagung der Proteste in China begrüßten.[75] Nach 1989 kam heraus, dass die DDR Waffen und anderes militärisches Gerät in Krisenherde exportiert hatte. Linke und
               linksradikale Befreiungsbewegungen konnten sich ohnehin der Unterstützung durch die
               selbsternannten Friedenswächter sicher sein.
            

            Die Friedensrhetorik der SED hat viele Menschen überzeugt – bis heute. Die meisten haben sich offenbar nicht einmal
               an der Militarisierung der gesamten Gesellschaft gestört – bis heute. Das alles schien
               dem Frieden zu dienen. Allerdings interessierten sich die Supermächte nicht sonderlich
               für die SED-Friedenspolitik. Die DDR war Spielball der großen Mächte und kein Global Player. Wer sich offen in der DDR gegen die SED stellte, bekam zudem sehr genau zu spüren, wie es mit der Friedfertigkeit der Kommunisten
               wirklich beschaffen war. Ein Friedensstaat sieht anders aus, denn Frieden ist eben
               doch mehr als nur die Abwesenheit von Kriegen gegenüber anderen Staaten. Wer ein ganzes
               Land einmauert, prophylaktisch in ein Freiluftgefängnis steckt, ist ein kriegerischer
               Staat, der nämlich unentwegt Krieg gegen die eigene Gesellschaft führt. Genau das
               tat die SED mit ihrer Mauer, ihrer Militarisierung, ihrer Propaganda, ihrer Erziehung, ihrer
               Volksbildung, ihren Universitäten, also mit ihrer Diktatur des Proletariats. Frieden
               ohne Freiheit ist kein Frieden – nur wer Freiheit garantiert, kann auch Frieden gewährleisten.
               Umgekehrt funktioniert es nicht.
            

         
      
   
      
               7.

               Wirkt die Diktatur nach?
               

            

            Anders als die Westdeutschen kannten Ostdeutsche bis 1990 keine kollektiven demokratischen
               und freiheitlichen Erfahrungen. Nicht nur die DDR, auch die Geschichte vor 1945 mit der nationalsozialistischen Diktatur und dem Kaiserreich
               bot kein Reservoir, das den Geschichts- und Familienrucksack mit demokratischen und
               freiheitlichen Erfahrungen hätte anfüllen können. Die Weimarer Republik war viel zu
               kurzlebig gewesen und wurde gerade in der DDR vor allem als eine Geschichte des Scheiterns, an dessen Beginn eine halbherzige Revolution
               gestanden hätte, betrachtet. Und auf direkte familiäre Widerstandserzählungen aus
               der Zeit des deutschen Faschismus konnte auch nur eine statistisch verschwindend kleine
               Gruppe verweisen.
            

            Allein Sehnsucht nach Freiheit und Demokratie zu hegen, heißt noch lange nicht, freiheitlich
               und demokratisch sein zu können oder gar zu wissen, wie beschwerlich Freiheit und
               Demokratie sind, meist beschwerlicher und anstrengender als irgendeine andere gesellschaftliche
               Form des Zusammenlebens. Wenn man das nicht erlernt hat, wird es schwer, den Staat,
               der die Lebensform garantiert, zu akzeptieren. Man muss sie auch erlernen wollen.
               Tatsächlich ist das Leben in einer Diktatur für die angepasste Mehrheit weitaus einfacher,
               als die Zumutungen in einer Demokratie, in der man beständig die eigenen Angelegenheiten
               selbst regeln muss, zu ertragen. Hinzu kam noch, dass die Kommunisten bis 1989/90
               permanent Begriffe wie Demokratie, Freiheit, Rechtssicherheit, Parteien, soziale Sicherheit
               benutzten, um ihr System zu erklären, zu verteidigen, zu legitimieren. Dadurch waren
               vielen die Begriffe bekannt. Dass sie im Osten und Westen ganz unterschiedlich gefüllt
               waren und anders verwendet werden, ging dabei oft unter.
            

            Traditionen und Diskurse haben die Eigenschaft, dass sie mächtig sind, ohne dass wir
               sie kennen müssen. Drei dieser tradierten Diskursstränge schlagen in Ostdeutschland
               besonders durch: illiberales Denken, Nationalismus und Rassismus. Alle drei hängen
               eng zusammen. Sie äußern sich im Ruf nach einem starken Staat und der Sehnsucht nach
               einer «homogenen Gesellschaft», in der Ausgrenzung von Lebensformen, die von der angeblichen
               «Normalität» abweichen. Die Zukunftsvision bezieht sich auf eine homogene, intakte,
               warme und solidarische, nicht den Verwerfungen der Gegenwart ausgesetzte Gesellschaft,
               die, so die «Vision», schon einmal in der jüngeren Vergangenheit existiert habe.
            

            Ostdeutschlands Weg führt schon länger in einen neuen Autoritarismus. Das spiegeln
               auch Wahlergebnisse, aber sie längst nicht allein. Völkische Bewegungen stoßen in
               Ostdeutschland auf eine unverarbeitete Geschichte, die viel stärker als im Westen
               in der Mitte der Gesellschaft verankert ist. Die Enttabuisierung öffentlicher Debatten
               in Ostdeutschland ab Herbst 1989 war einerseits eine große Errungenschaft. Andererseits
               fehlten nun soziale und politische Autoritäten, die als Korrektive Grenzen der Meinungsfreiheit
               hätten aufzeigen können – nämlich dann, wenn Sprache in körperliche Gewalt umschlägt
               oder wenn Sprache selbst gewaltsam wird. Die historischen Erblasten wirken in Ostdeutschland
               schwerwiegender und nachhaltiger fort, als Anfang der 1990er Jahre prognostiziert
               wurde. In seinem berühmten Rundfunkvortrag «Was bedeutet: Aufarbeitung der Vergangenheit»
               von 1959 brachte Theodor W. Adorno das, worum es geht, auf den Punkt: «Ich betrachte
               das Nachleben des Nationalsozialismus in der Demokratie als potentiell bedrohlicher denn das Nachleben faschistischer Tendenzen
               gegen die Demokratie.»[76]
            

            Dass in Ostdeutschland illiberales Denken nie gebrochen worden ist, sondern eine Voraussetzung
               für die Stabilität der deutschen Diktaturen war, liegt auf der Hand. Alexis de Tocqueville
               mit «De la Démocratie en Amérique» (1835/40) und John Stuart Mill mit «On Liberty»
               (1859) warnten vor der «Tyrannei der Mehrheit». Sie trete ein, wenn eine nicht gewählte
               Gruppe ihre Moral, Wertvorstellungen und Lebensweise einer anderen aufzuzwingen suche.
               Daher ist zu fragen, ob die Diktatursozialisierung der Ostdeutschen auch 35 Jahre
               nach dem Ende der DDR noch nachwirkt, wie es Marco Wanderwitz 2021 postulierte.
            

            Zunächst: Es wird gern übersehen, dass noch nie in der Weltgeschichte eine komplette
               Bevölkerung vollständig für das politische System oder, in der Gegenwart, für die
               Sache der Demokratie gewonnen werden konnte. Es ist davon auszugehen, dass 20 bis
               25 Prozent einer Gesellschaft dem politischen System fremdelnd bis ablehnend gegenüberstehen.
               Das wäre auch bei jedem anderen Systemtyp jenseits der Demokratie so, nur dass sich
               dann diese Gruppe anders zusammensetzen würde.
            

            Nun haben wir hier in Ostdeutschland und nahezu überall im früheren kommunistischen
               Osteuropa das besondere Phänomen, dass sich im vergangenen Jahrhundert der Diktaturen
               demokratische Einstellungen eher schwach entwickeln, kaum richtig verfestigen und
               im Prinzip erst seit 1990 entfalten konnten. Das wird beschrieben mit dem Begriff
               «diktatursozialisiert». Und «diktatursozialisiert» heißt nicht, dass es nur Menschen
               betrifft, die in der DDR gelebt haben und erwachsen geworden sind. Die nachhaltigsten Prägungen finden in
               den Familien statt, durch Gespräche und Erzählungen von Eltern und Großeltern, die
               ihre Erfahrungen und Erlebnisse, ihre Einschätzungen und Moralvorstellungen an die
               später geborenen Kinder und Enkel weitergeben.
            

            Es gibt eine große Anzahl von Menschen, die mehr oder weniger durch die Demokratie
               irrlichtern. Sie haben wenig bis gar keine Ahnung von den Grundsätzen, von den Prinzipien
               und der Funktionsweise einer repräsentativen Demokratie. Die Demokratie aber lebt
               von einem Vertrauensvorschuss, und dieser hat im Osten seit 1990 natürlich keine vergleichbare
               Entwicklung nehmen können wie im Westen. Diese historischen Bedingungen liefern jedoch
               nur ein Erklärungsmuster. Das zweite ist die Globalisierung. Sie hat viele Gewinner
               hervorgebracht und viele Verlierer. Menschen, die ihren Status und ihre Identität
               bedroht sehen. Dabei geht es nicht so sehr darum, ob diese Menschen wirklich Status-
               oder ökonomische Verlierer oder anderweitig bedroht sind. Entscheidender ist, dass
               sie sich als bedroht empfinden und als Verlierer fühlen und sich entsprechend definieren.
               Selbst wenn das oft als rein gefühlig abgetan wird: Es sind tatsächliche Emotionen,
               auch Emotionen sind Fakten, müssen entsprechend ernst genommen werden. Die Annahme,
               dass man 100 Prozent der Bevölkerung unter der Flagge der Demokratie vereinigen kann,
               ist eine naive Illusion.
            

            Hier kommen aber erhebliche Ost-West-Unterschiede ins Spiel: Nach meinen Erkenntnissen
               sind es im Westen ungefähr 20 Prozent, die der anstrengenden Demokratie keinen Vertrauensvorschuss
               entgegenbringen, sondern ihr potentiell skeptisch bis ablehnend gegenüberstehen. Im
               Osten sind es 40 bis 50 Prozent, und zwar durchgängig seit 1990 – und seit einigen
               Jahren eher zwei Drittel. Es ist ein Märchen, dass die Wählerinnen und Wähler der
               SED-PDS in den neunziger und nuller Jahren überwiegend freiheitlich-demokratische Gesinnungen
               gehegt hätten. Nein, das haben sie nicht – woher hätte das auch auf einmal kommen
               sollen? Die Partei stand lange Zeit für Antidemokratie und für eine gefestigte antiwestliche
               Grundhaltung. Die erhaltenen Reste davon kann man heute noch offen ablesen an der
               verbreiteten Putin-Verherrlichung und der damit verbundenen Neigung zu einem autoritären
               System beziehungsweise zu dessen Verharmlosung.
            

            Die wichtigste Folge dieser Diktatursozialisierung ist eine ungewöhnliche Betrachtung
               des Staates. In den 1990er Jahren saß ich häufig in Runden von früheren DDR-Oppositionellen, von denen sich einige sehr einig in ihrer Ablehnung jedweden Staats
               waren. Ich war verwundert und fiel mit Fragen auf, die sie längst beantwortet hatten:
               Einen besonders hartnäckigen «Staatsfeind», der die Bundesrepublik wie auf einer Antifa-Demo
               immer wieder als «Schweinesystem» betitelte, fragte ich, warum er sich eigentlich
               als Angestellter des Bundes von diesem «Schweinesystem» bezahlen lasse. Ich bekam
               keine Antwort, sondern nur höhnische Blicke und ein paar gefällige Beleidigungen an
               den Kopf geworfen. Der Mann geht demnächst in Rente – als Bundesangestellter.
            

            Noch weitaus verbreiteter ist eine andere Grundhaltung: Der Staat wird für alles verantwortlich
               gemacht, was sich denken lässt. Kulturell schlägt hier zunächst durch, dass bis 1990
               die meisten Menschen DDR-Staatsangestellte waren, dafür konnten sie relativ wenig. Daran änderte sich auch
               nach 1990 kaum etwas: Millionen waren auf staatliche Transferleistungen in ganz unterschiedlichen
               Formen angewiesen. Auch dafür konnten die meisten nichts. Der Staat war der Arbeitgeber
               und formte in dieser Funktion die Vorstellungswelt. Daran hat sich bis heute gerade
               im Osten nicht viel geändert. Die Abhängigkeitsverhältnisse haben sich zwar deutlich
               verändert zugunsten privatwirtschaftlicher Verträge, aber die Verantwortungszuschreibung
               an den Staat kaum. Dem wird praktisch für alles, was nicht läuft, die Schuld zugeschoben.
               Das baut eine Missstimmung auf, die kaum noch beherrschbar ist. Freilich, das wird
               dadurch verschärft, dass der Staat auch kaum noch gesellschaftliche Bereiche kennt,
               für die er sich nicht verantwortlich fühlt. Eine absurde Überbürokratisierung oder
               offenkundige Fehlentwicklungen (Infrastruktur, Digitalisierung, Bildungsbereich etc.)
               tragen das Ihrige dazu bei, den Staat, der zudem unentwegt wächst und sich selbst
               bedient, als ein Objekt hinzustellen, dem alles anzulasten ist, was einem gesellschaftlich
               wie individuell nicht passt. Dieses Gemisch aus Fakten und Gefühlen ist auch kommunikativ
               kaum beherrschbar. Wenn dann noch hinzukommt, wie in weiten Teilen Ostdeutschlands,
               dass Staat und Parteiendemokratie in eins gesetzt werden, die Regierungsparteien prinzipiell
               für alles verantwortlich gemacht werden und diesen Parteien Hass und Ablehnung, nicht
               erst seit jüngster Zeit, entgegenschlägt, ist die Situation kaum noch beherrschbar.
               Denn die Bundesrepublik Deutschland ist nach dem Grundgesetz eine Parteiendemokratie.
               Wenn aber die Parteien nicht mehr gesellschaftlich breit verankert sind, hat diese
               Form der Demokratie ein Problem. Ostdeutschland hatte dieses Problem seit 1990 in
               einem für die bundesdeutschen Verhältnisse bis dahin nicht gekannten Ausmaß. Gegenwärtig
               leben in Westdeutschland (einschließlich Berlin) etwa fünfmal so viele Menschen wie
               in Ostdeutschland, zugleich sind im Westen zehnmal so viele Menschen in einer Partei
               Mitglied. Im Osten sind das etwa 100.000 Menschen, im Westen (mit Berlin) etwa 1,1 Millionen.
               Das Verhältnis hat sich dabei in den letzten 30 Jahren kaum verändert. 1992 waren
               etwa zwei Millionen Menschen in Deutschland Mitglieder einer Bundestagspartei, davon
               etwa 280.000 in Ostdeutschland (PDS: 146.000), drei Jahre später waren es bei 1,9 Millionen
               Parteimitgliedern noch etwa 120.000 im Osten. Dieser Trend blieb bestehen. Auch durch
               das Aufkommen der AfD ab 2013 änderte sich an den Relationen nichts. Die Parteien
               sind weiterhin im Osten nur schwach verankert. Wie auf anderen Feldern, die etwas
               über den Rückhalt der Demokratie und die Beschaffenheit der politischen Kultur aussagen,
               hinkt der Osten nicht dem Westen seit etwa 20 Jahren hinterher, sondern markiert einen
               Trend, dem der Westen folgt. Nicht nur in der immer fragileren Parteienbindung zeigt
               sich das, sondern auch bei allen Umfragen die, um es zu vergröbern, etwa nach «Freiheit»,
               «Ordnung», «Sicherheit», «Gerechtigkeit» oder «Gleichheit» fragen. Gab es hier in
               den 1990er Jahren noch erhebliche Unterschiede zwischen Ost und West – im Westen dominierte
               «Freiheit», im Osten «Gleichheit» und «soziale Gerechtigkeit» als zentrale Werte,
               so hat es hier eine erstaunliche Anpassung gegeben in den letzten 20 Jahren: Im Osten
               bekam «Freiheit» keinen Bedeutungszuwachs, aber im Westen eine deutliche Bedeutungsabnahme.
               Zwar gibt es hier immer noch Differenzen zwischen Ost und West, auch auf vielen anderen
               Feldern, aber längst nicht mehr solche krassen Gegensätze wie noch im ersten Jahrzehnt
               der Einheit.
            

         
      
   
      
            II.

            Ankommen, 
wo man nicht hinwollte
            

         

      
   
      
               8.

               Westblicke
               

            

            Revolution und Wiedervereinigung konstituierten auch die Bundesrepublik neu. Ostdeutsche
               haben ganz nebenbei «die Westdeutschen» in den 1990er Jahren einander nähergebracht.
               Die historischen Ereignisse trafen den Westen völlig unvorbereitet. Niklas Luhmann
               meinte wohl zutreffend: «Die Wiedervereinigung hat das Idyll, das die Bundesrepublik
               war, beendet.»[77] Jürgen Habermas diagnostizierte ähnlich: «Es ist ja nicht so, als sei auch nur eines
               unserer systemspezifisch erzeugten Probleme durch den Sturz der Mauer gelöst.»[78]
            

            Als sich die Bundesrepublik und die DDR 1990 vereinten, war viel vom neuen Deutschland die Rede. Im Westen jedoch dachte
               kaum jemand daran, die Bundesrepublik, wie sie bis dahin existierte, zu verabschieden.
               Dafür sah niemand einen Grund. Der Subtext des «Einigungsprozesses» lautete: Ihr Ostler
               müsst schnellstens so werden, wie wir Westler glauben zu sein. Das Schlagwort dafür
               lautete: «Anpassung». Und dagegen wehrte sich zunächst kaum jemand, denn wenn die
               in Ostdeutschland lebenden Ostler eines bis zur Perfektion erlernt hatten, so war
               das sich anzupassen.
            

            Durch den Untergang des Kommunismus fühlte sich der Westen derart in seinem Sein und
               Wesen bestärkt, dass er glaubte, seine Mission bestehe nun folgerichtig darin, den
               Rest – oder wenigstens Ostdeutschland und Osteuropa – nach seinem Ebenbild zu formen.
               Der Nachahmungsdruck war enorm, auch deswegen, weil im Osten ja drei Viertel der Gesellschaft
               nichts anderes wollten, als binnen kürzester Zeit genauso so zu leben wie die «Brüder
               und Schwestern» im Westen – die Kosten dafür waren dieser Dreiviertelmehrheit vollkommen
               egal. Sie passte sich nicht nur den Erfordernissen an, sie dachte gar nicht daran,
               irgendwelche Änderungen anzustreben. Es ging nicht um Freiheit, sondern um Konsum –
               die Rahmenbedingungen waren nicht wichtig, Hauptsache, das Werbefernsehen werde schnell
               zur Lebensrealität.
            

            Viele Westdeutsche, die nun in den Osten zur Arbeit kamen, reden noch heute darüber,
               wie koloniale Abenteuerschriftsteller über für sie neue Gesellschaften schrieben:
               neugierig, herablassend, patriarchalisch und vor allem immer wieder aufs Neue verwundert
               darüber, dass «dort» alles anders sei als «hier». Passend dazu nannten die Beamten
               und Angestellten, die ab 1990 im Osten arbeiteten, ihren finanziellen Gehaltszugewinn
               «Buschzulage». Überhaupt, fast alles, was im Osten geschah, wurde als «anders» markiert.
               Und nie wurde so getan, als ob das «andere» gleichberechtigt sei. Und daher konstituierte
               die Wiedervereinigung nicht nur eine neue Bundesrepublik, was die meisten Bundesdeutschen
               viele Jahre zunächst nicht mitbekamen bzw. sich weigerten, anzuerkennen. Der Westen
               erfand nun auch ein Ostdeutschland und Ostdeutsche, um sich entfalten zu können. Denn
               nur mit der vielfach geäußerten und auch nicht gänzlich unzutreffenden Annahme, im
               Osten fehle es an geeigneten Führungskräften für die neuen Aufgaben und Institutionen,
               konnte das Projekt «Deutsche Einheit» nach Artikel 23 Grundgesetz angegangen werden.
               Dazu war es notwendig, den Osten als einen leeren Raum anzusehen, der völlig neu konstruiert
               werden müsse, was wiederum nur funktionieren konnte, wenn die Menschen prinzipiell
               als eine homogenisierte Gruppe ohne wesentliche Merkmalsunterschiede verstanden wurden.
               Das ist ein auch aus anderen Zusammenhängen bekanntes Prinzip. Tatsächlich ist so
               Ostdeutschland und «der» Ostdeutsche erfunden worden, in gewisser Hinsicht vom Westen
               konstruiert worden. Gleichwohl wäre das viel zu einfach. Denn der Osten war mitnichten,
               was Dirk Oschmann suggeriert, ein passives Objekt in diesem Geschichtsprozess. Ganz
               im Gegenteil: Der Osten hat sich aktiv eingebracht, hat eifrig mitgetan. Er war kein
               Kolonisierungsobjekt, sondern ein Transformationssubjekt, das zuerst seinen Willen
               einbrachte und ganz klar die Ziele formulierte. Dass ihn dabei mehrheitlich weder
               Mittel noch Wege interessierten, kann, muss man aber nicht dem Westen anlasten. Es
               gab immer Alternativen. Die interessierten die Mehrheit nicht, weil sie versprachen,
               länger zu dauern und komplizierter als erhofft zu werden. Die deutsche Einheit war
               ein Ost-West-Projekt, das gemeinsam so umgesetzt worden ist, wie es beide Teile mehrheitlich
               wollten. Alle anderen Thesen und Beschreibungen mögen gefälliger erscheinen, haben
               aber den kleinen Schönheitsfehler, die Ostler zu Opfern ihrer selbst zu erklären.
               Die Wutschrift von Oschmann ist wohl auch deshalb so erfolgreich im Osten, weil der
               Autor klare Feindbilder aufbaut und die Ostler als Objekt von jeder, wirklich von
               jeder Verantwortung für die Irrtümer und Fehler in den letzten 35 Jahren freispricht.
               Um Uwe Johnson zu bemühen: Oschmann und seine Fans verhalten sich immer noch exakt
               so, wie der große Autor es 1970 beobachtet hatte – wie bockige Kinder, denen jede
               Verantwortungsübernahme für ihr Tun fremd ist und die sich geradezu darin aalen, Opfer
               zu sein.
            

            Nun kommt allerdings etwas hinzu, was auch zu dieser Einschätzung gehört: Der Westen
               reagierte ab 1990 auch deshalb so, weil die Revolution von 1989 ihn genauso überraschte
               wie die Politbürokraten der SED. Niemand hatte sich vorstellen können, dass der Kreml sein mächtiges Imperium einfach
               so aufgeben würde – wie wir heute wissen, viele Kriege Russlands später, war das auch
               nur ein kurzes Intermezzo, das sich mit Gorbatschow, dem Kremlchef von März 1985 bis
               Ende 1991 verbindet. Er war der Zauberlehrling, der anschob, was ihm nicht im Sinn
               lag, nicht einmal ansatzweise. Seine Verklärung in den USA, Westeuropa, der Bundesrepublik und der DDR (in Osteuropa nicht!) war spektakulär. Der Diktator wurde zum Freiheits- und Friedensapostel
               stilisiert. Nie hatte Gorbatschow eine demokratische Wahl gewonnen. Das störte den
               Westen aber nicht. Warum? Weil seit den späten 1960er Jahren der Sowjetkommunismus
               in weiten Teilen der westlichen Wissenschaften, Publizistik und der Politik als eine
               Industriegesellschaft, eine Demokratie eigenen Typs galt. Im Zuge stärkerer Verhandlungsbereitschaft
               auf beiden Seiten und auch immer intensiverer Wirtschaftskontakte kam es zu einer
               Verzeichnung der staats- und gesellschaftspolitischen Realität im Kommunismus. Von
               Diktatur war kaum noch die Rede und wenn, dann in Feiertags- und Sonntagsreden. Nein,
               das war nicht nur ein Problem der Linken, der Grünen, der Sozialdemokraten, auch bei
               demokratischen Rechten, auch bei Konservativen grassierten immer mehr unrealistische
               Bilder und Vorstellungen vom realen Kommunismus. Zwar kam es 1989/90 dann zu einem
               harschen Kurswechsel, aber die Ahnungslosigkeit von der Realität im Kommunismus bestimmte
               weiterhin viele Vorstellungen und Annahmen. Ich führe nur drei Beispiele an, aus ganz
               unterschiedlichen Bereichen, um zu illustrieren, wie die selbstverschuldete Ahnungslosigkeit
               zu politischen Fehlentscheidungen führte.
            

            Das erste Beispiel betrifft einen Bereich, der Millionen Menschen in Ostdeutschland
               unmittelbar berührte, der aber vielen bis heute gar nicht bewusst ist: Die DDR war eine Arbeitsgesellschaft, die als eine Rundumversorgung organisiert war. Der
               komplette Zusammenbruch der ostdeutschen Arbeitsgesellschaft konnte keine anderen
               als verheerende Folgen zeitigen. Das ist fast nie thematisiert worden, weil es nicht
               nur eine Frage des Geldes ist, sich nicht fiskalisch erfassen lässt, sondern zu den
               kulturellen Folgen der Transformation zählt, Folgen, über die nur selten debattiert
               wird, weil sie sich schwer mit harten Daten unterfüttern lassen. Die Menschen verloren
               nicht nur ihre Arbeit, sondern auch soziale Beziehungen. Es gab nämlich fast nichts,
               was nicht mit der Arbeit im Zusammenhang stand: Einkommen, Freizeit, Urlaub, Gesundheitsvorsorge,
               Krankenbetreuung, Kultur, Sport, Vereine, Rentnerbetreuung, Freundschaftsbeziehungen,
               Familie, Feierkultur, Kinderbetreuung. Bis auf die wenigen Nicht-Staatsangestellten
               und Nicht-Staatsarbeiter*innen waren praktisch alle in dieses System einbezogen einschließlich
               ihrer Familien.
            

            Es geht dabei nicht darum, diese Verhältnisse zu idealisieren – ich habe sie gehasst
               und mich ihnen schon als Jugendlicher, soweit es im System ging, frühzeitig entzogen –, aber sie müssen zur Kenntnis genommen werden, um zu
               verstehen, was Millionen verloren. Denn der Gewinn an Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie stellt sich für die einen, wie für
               mich, als uneingeschränkt positiv dar, verbunden mit keinerlei Verlusten, nur mit
               Gewinnen. So sah und sieht das aber nur eine Minderheit. Für die übergroße Mehrheit
               bedeuteten Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit nur einen Zugewinn, dem Verluste gegenüberstanden. Gemeint sind jene Menschen, die sich eingerichtet
               hatten, loyal, nörgelnd, opportunistisch, ihr Menschenrecht auf Anpassung wahrnehmend,
               die über Jahre und Jahrzehnte im System sozialisiert wurden, die angenehmen Seiten
               mitnehmend, die nervigen hinnehmend. 1989/90 konnten Letztere abgestreift werden,
               ohne dass sie selbst aktiv werden mussten. Ab 1990 gingen auch die angenehmen Seiten
               verloren. Das Kollektiv löste sich auf, die Einzelnen versuchten sich neu zu erfinden,
               was schwierig war, da es keine Orientierungs- und Haltepunkte gab. Nichts war mehr
               wie zuvor, alles unübersichtlich. In einer solchen Situation schauen sich Menschen
               um und fragen sich: Und wie war es eigentlich früher? Siehe da, viele fanden nun,
               früher war es einfacher, übersichtlicher, kuschliger, es herrschte retrospektiv betrachtet
               für viele Sicherheit, weil sie wussten, wie sie sich zu verhalten hatten, weil sie
               wussten, was passiert, wenn man das oder jenes tut. Damit war es für Millionen ab
               1990 vorbei. Vielleicht gab es keine Alternative dazu, vielleicht doch. In jedem Fall
               hätte eine sachkundige Analyse, eine realistische Wissenschaft vor 1989 die Arbeitsgesellschaft
               komplex vermessen und so auf die kulturellen Folgen der rabiaten Auflösung hinweisen
               können, ja müssen. Zuweilen ging es gar nicht darum, unbedingt andere Wege zu benutzen,
               oft hätte es schon gereicht, die eingeschlagenen Pfade angemessen und empathisch zu
               kommunizieren. Diese kulturell-mentalen Folgen der Transformation des Wirtschaftsraumes
               Ostdeutschland sind bis heute nicht in den Blick gekommen und demzufolge nicht debattiert
               worden. Wobei: Inzwischen ist es natürlich nicht nur zu spät, sondern auch egal.
            

            Ein zweites Beispiel wären die so genannten Altschulden. Ich kann mich noch gut erinnern
               an ein Treffen mit dem damaligen Bundesfinanzminister Theodor Waigel. Es fand etwa
               1995/96 im Rahmen meiner Tätigkeit als Sachverständiger der vom Deutschen Bundestag
               eingesetzten Enquete-Kommission «Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Einheit» statt. Ich war auch Mitglied diverser Arbeitsgruppen.
               Eine von ihnen traf sich mit dem Minister und seiner Entourage, um über ein besonders
               drängendes Problem zu reden: die so genannten DDR-Altschulden.
            

            Diese waren und sind höchst umstritten. Die DDR kannte das Phänomen nicht. Erst durch die Veräußerung der Staatsbank und anderer
               Banken an bundesdeutsche Geldhäuser sind Buchkredite in reale Kredite umgeschrieben
               worden. Vereinfacht lief es so: Gewinne führte jeder Betrieb an den Staatshaushalt
               der DDR ab, Umlauf- und Investitionsmittel wurden über den Staatshaushaltsplan jedem Betrieb
               zugewiesen, um so das zentralistische Prinzip der Kontrolle und Einflussnahme zu gewährleisten,
               ein Teil davon wurde als «Kredite» verbucht, ohne dass es im Sinne einer freien Marktwirtschaft
               Kredite gewesen wären. So kam es zum Beispiel, dass 1990 Kommunen, Wohnungsbaugenossenschaften
               oder Betriebe auf einmal verschuldet waren, ohne dass sie Kredite o.ä. aufgenommen
               hätten. Der Bau einer Schwimmhalle erfolgte über den Staatshaushaltsplan und nicht
               über einen Bankenkredit. Hier kollidierten sozialistische Planwirtschaftsprinzipien
               mit marktwirtschaftlichen Grundgesetzen zum Nachteil Ostdeutschlands und zum Vorteil
               des Bundeshaushalts und bundesdeutscher Banken. Dabei ging es um viele Milliarden,
               die dem ostdeutschen Neuaufbau durch eine bürokratische und finanzpolitische Entscheidung
               entzogen wurden. Das war ein zentraler Grund dafür, dass die ostdeutschen Betriebe
               verschuldet waren, ohne Kapital dastanden und auch keine Kredite bewilligt bekamen –
               die sie erhielten, benötigten sie meist für die Begleichung laufender Kosten. Es hätte
               niemandem geschadet, diese Buchwerte als das zu behandeln, was sie waren: nichts wert.
               Stattdessen verkaufte man Schulden, die nicht existierten. Das hatte mehrere Effekte.
               Die West-Käufer machten horrende Gewinne und konnten ihre Investitionen im Osten doppelt
               verbuchen: als Steuererleichterungen und als Teil von Geld, das gar nicht existiert
               hatte, ihnen aber nun zufloss. Westlichen Käufern sind – anders als ostdeutschen Eigentümern –
               die «Altschulden» oft erlassen worden. Ostdeutschen Investoren wurde auch nichts erlassen.
               Die Prinzipien dahinter verstand kaum jemand, sie waren zudem nicht transparent.
            

            Als nun Finanzminister Waigel mit seiner Truppe in unserer kleinen Arbeitsgruppe vorstellig
               wurde und er mit diesem Problem abermals – es war längst Gegenstand heftiger innenpolitischer
               Debatten auch im Bundestag – konfrontiert wurde, waren für mich zwei Dinge besonders
               überraschend: Erstens war ich verblüfft, wie arrogant und unnahbar Waigel agierte
               und zwar nicht irgendwem gegenüber, sondern gegenüber Kollegen aus seiner Unionsfraktion,
               die in dieser Arbeitsgruppe saßen, darunter einige damals höchst prominente Politiker,
               nun ja, aus dem Osten. Das aber nahm ich nur irritiert am Rande wahr, denn noch mehr
               war ich zweitens geradezu fassungslos, mit welcher Selbstverständlichkeit Waigel und
               seine Mitarbeiter bereits die bloße Frage nach den DDR-Altschulden als Vertrauensbruch seiner eigenen Fraktionskollegen, zu denen ich und
               andere ja nicht zählten, ansahen. Sie empfanden es auch als einigermaßen überflüssig,
               inhaltlich auf die Frage einzugehen, ob es diese Schulden überhaupt real gab. Nach
               dieser Lehrstunde in Sachen Machtdemonstration und Machtkommunikation waren auch einige
               von der Union in unserer Kommission einigermaßen konsterniert.
            

            Das dritte Beispiel ist ein bis heute Wirksames: Seit 1990 haben bundesdeutsche Politiker*innen
               in unzähligen Reden und Schriften die DDR-Menschen pauschal und lückenlos als mutig, revolutionär, aufrecht, für Demokratie
               und Freiheit einstehend befeiert. Immer und immer wieder, seit nunmehr 35 Jahren.
               Unterschiedslos hätten «die» Ostdeutschen eine Diktatur zum Teufel gejagt, sich ihr
               mutig und friedlich auf den Straßen entgegengestellt und so die Einheit ermöglicht.
               Dieses Bild haben vor allem jene Ostdeutschen sehr gern angenommen, die 1989 passiv
               abwarteten, wie die Schlacht ausgehen mochte. Als mit dem Mauerdurchbruch klar war,
               wer gewinnen würde, hat sich die große Masse auf die Seite der «Sieger der Geschichte»
               gestellt, nun etwa zehn Millionen Erwachsene. Aber immer blieben über zwei Millionen
               dem alten System weiterhin verbunden, eine nicht unbeträchtliche Größe in einem kleinen
               Land.
            

            Das vor allem im Westen beschworene Bild der aufrechten, für Freiheit und Einheit
               protestierenden, demonstrierenden und sich engagierenden Ostdeutschen hat nicht nur
               im Osten zu einer erheblichen Geschichtsverzerrung beigetragen. Westdeutsche konnten
               mit diesem Bild ihre Reverenz erweisen, konnten sich anerkennend zeigen und die Sache
               abhaken: Die wollten uns, wie wir sind! Ja, dieses harmonische Bild der Ostdeutschen
               als Revolutionäre und Freiheitskämpfer legitimierte die Transformationsgeschichte,
               der Westler als Erfüllungsgehilfe eines ostdeutschen Wunsches. Noch stärker aber konnte
               mit diesem realitätsfernen Bild das fehlende Wissen, ja, das Desinteresse an der DDR-Geschichte und ihrem Untergang kompensiert werden: «Nun ist auch wieder gut, wir
               erkennen ja an, was ihr geleistet habt.» Solcherart kompromisslose Einebnung von Geschichte,
               solcherart Geschichtsverfälschung entbindet vom genauen Hinschauen. Denn das Urteil
               steht ja fest: Alle waren dagegen. Punkt.
            

            Vielen Ostlern, vor allem jenen, die nicht an der Revolution aktiv beteiligt waren,
               kommt ein solcher Geschichtsunsinn natürlich entgegen. Sie können sich hinter einem
               solchen Ammenmärchen kollektiv gut versammeln – sie sind ja die Guten, die das Gute
               wollten. Ihnen braucht niemand etwas vorzumachen, sie hätten für ihre Freiheit hart
               gekämpft – und wer sich ihnen nun in ihrem Wollen entgegenstellte, bekommt die Keule
               der Geschichtsmoral übergezogen, von echten Revolutionären: «Dafür sind wir doch nicht
               auf die Straße gegangen 89!» Oder: «Vollende die Wende!»
            

         
      
   
      
               9.

               Erwartungen Ost vs. West
               

            

            Die Staatsvorstellungen in Ostdeutschland symbolisierten einige Losungen aus der Revolutionszeit
               1989/90 eindrücklich. Die berühmteste lautete: «Kommt die D-Mark, bleiben wir. Kommt
               sie nicht, geh’n wir zu ihr.» Eine andere drückte noch drastischer aus, worum es Millionen
               ging: «Helmut, komm und nimm uns an Deine Hand und führe uns ins Wunderland.» Tatsächlich
               stehen beide Losungen eben nicht dafür, jedwede autoritären Strukturen und jedweden
               Paternalismus zu überwinden. Die Freiheitsrevolution sprach nur für eine Minderheit,
               für jene, für die Freiheit das wichtigste Merkmal von Staat und Gesellschaft war.
               Für die große Mehrheit ging es weniger um politische, sondern vor allem um Fragen,
               die ihr privates Leben betrafen. Das ist weder verwerflich noch erstaunlich, ganz
               im Gegenteil. Viel erstaunlicher ist doch der Umstand, dass seit Jahrzehnten den Ostdeutschen,
               nach ihrem Zwangsdasein im Ideologie- und Erziehungsstaat der SED, eine besondere Affinität zum politischen Handeln nachgesagt wird. Woher hätte das
               eigentlich kommen sollen? In der DDR existierte keine Politik im Sinne einer Aushandlungsarena unterschiedlicher Interessen
               und Deutungen. Der SED-Staat war geradezu ein antipolitischer, ein durch und durch ideologischer Staat.
               Es gab auch keine vitalen Traditionen (außerhalb der Kirchen), auf die sich hätte
               aufbauen lassen.
            

            Der ungestüme Aufbruch 1990, das Jahr der Anarchie, ist sehr schnell in Bahnen gelenkt
               worden, die zwar eine große Mehrheit herbeiwählte, auf denen sie selbst aber absolute
               Neulinge waren. Demzufolge waren sie nicht nur auf Unterstützung angewiesen, sondern
               konnten diese auch nur unter Aufgabe der eigenen Gestaltungsvorstellungen in Anspruch
               nehmen. Das wurde nicht einmal als Preis wahr-, sondern als Geschenk angenommen. Dieser
               Vorgang spiegelte etwas, was sich erst Jahre und Jahrzehnte später als politisches
               Problem erweisen würde: Die Nachahmung und das Nachholen folgten der Annahme, ein
               starker Staat würde auch das Privateste letztlich richten.
            

            Natürlich waren auch im Osten nicht alle so. Von den Millionen, die vor 1990 in den
               Westen ausreisten, blieb eine kleine Minderheit der SED-Diktatur verbunden und kämpfte weiter gegen den Mauerstaat an. Einige hatten sich
               in Verbänden zusammengeschlossen, andere arbeiteten als Journalisten und klärten auf,
               ganz wenige unterstützten aktiv die Opposition in der DDR mit vielfältigen Mitteln, manche arbeiteten als Politiker in der Deutschlandpolitik,
               auch in so manchem Forschungsinstitut arbeiteten aus der DDR Ausgereiste und analysierten die DDR und schließlich gab es auch eine kleine Gruppe, die ganz konkret aktiv gegen die
               Diktatur agierte. Dazu gehörten fünf junge Männer aus Weimar, die nach ihrer Ausreise
               in West-Berlin Anfang November 1986 auf die Berliner Mauer hinweisen wollten, indem
               sie einen weißen Strich auf die Straße malten. Damit wollten sie auch gegen die Verharmlosung
               der Mauer in West-Berlin protestieren. Einer der jungen Leute, Wolfram Hasch, ist
               bei dieser Aktion, als er sich auf DDR-Gebiet befand, festgenommen worden. Er erhielt eine fast zweijährige Haftstrafe,
               es war bereits seine zweite. Im Juni 1987 konnte er von der Bundesregierung freigekauft
               werden.[79] Ganz ähnlich agierten junge Leute, die aus Halle/S. nach West-Berlin ausgereist
               waren. Sie haben in einer konzertierten Aktion am 17. Juni 1989 die Mauer und den
               Todesstreifen mit Molotowcocktails attackiert.[80]
            

            Allen diesen Aktivisten ist übrigens gemein, dass sie nach dem Fall der SED-Diktatur unermüdlich zur Aufklärung über diese beitrugen und bis heute ihr Engagement
               nicht nachließ.
            

            Allerdings: Es handelt sich um eine kleine Minderheit. Die große ostdeutsche Mehrheit
               wollte und will davon nichts hören. Die «anderen Geschichten», die nicht von Anpassung
               und Mitmachen und Systemunterstützung erzählen, wollen die meisten, die sich nicht
               zu wehren suchten, nicht hören. Ganz im Gegenteil, das Mitmachen wird als alternativlos
               und als unspektakulär hingestellt. Typisch ist dafür, wie im ostdeutschen Fußball
               mit der Vergangenheit umgegangen worden ist – und damit meine ich noch nicht einmal
               die Fangesänge, die landauf, landab in Ostdeutschland nicht so selten nichts mit Fußball,
               aber sehr viel mit Rassismus, DDR-Verklärung, Nationalismus und Ostdeutschtümelei zu haben.
            

            Nur ein Familienbeispiel zum Umgang mit der Vergangenheit: Thorsten Gütschow von Dynamo
               Dresden war in der Saison 1990/91 Torschützenkönig der «DDR»-Oberliga. Er hatte acht
               Jahre lang als Spitzel für die Stasi gearbeitet, eine außergewöhnlich lange Zeit.
               Doch was passierte? Fast alle seine Teamkameraden vergaben ihm sofort, niemand wollte
               wissen, was er wirklich gemacht hatte. Oder warum. Gütschows Trainer Klaus Sammer
               reichte seinem Spieler demonstrativ die Hand. Schwamm drüber. Über die, die unter
               Leuten wie Gütschow oder der Staatssicherheit gelitten und geblutet hatten, sprach
               niemand. Dieses Verhalten war typisch für den Umgang der Ostdeutschen mit ihrer Vergangenheit.
               Als der ehemalige Dynamo-Dresden-Spieler und Fußballsuperstar Matthias Sammer seine
               Tätigkeit als Unteroffizier im Wachregiment «Feliks Dzierzynski», das dem Ministerium
               für Staatssicherheit unterstand, als «alternativlos» bezeichnete, kritisierte ich
               ihn öffentlich. Ich war Fan von Sammer als Fußballer. Warum tat ich das? Sammer ist
               ein gutes Beispiel dafür, wie solche Umwertungs- und Umdeutungsprozesse nach dem Ende
               einer Diktatur ablaufen. Erstens gibt es immer Alternativen, gerade auch für ein außergewöhnliches
               Fußball-Talent. Zweitens ist so eine Aussage blanker Hohn für alle, die nicht für
               einen MfS-Verein auflaufen wollten, die ihre Karriere aufgeben mussten oder sogar
               zu Opfern des Systems wurden. Wenn ein intelligenter Mann wie Sammer, den man als
               Fußballer ja nur bewundern kann, nun ohne jede Not so leichtfertig mit seiner historischen
               Verantwortung umgeht und damit die Opfer des Systems düpiert, dann zeigt das meiner
               Meinung nach nur, wie viele Diskussionen fruchtlos blieben und wie viele noch immer
               vonnöten sind. Um es ganz klar zu sagen: Mich stört nicht, dass Sammer bei der Stasi
               seinen dreijährigen Dienst ableistete. Ich verstehe durchaus, dass Spitzensportler
               nur dann in die Weltklasse vorstoßen, wenn sie wirklich bereit sind, alles, aber auch
               wirklich alles dafür zu geben. Doch das berechtigt sie noch lange nicht, ihr Verhalten
               als «alternativlos» hinzustellen. Sammer hätte einfach sagen können, so waren die
               Umstände, er hätte auch sagen können, ich dachte gar nicht darüber nach, ich war feige,
               für mich zählte nur, dass ich weiterhin Fußball spielen konnte. Niemand erwartet von
               ihm, was freilich schön gewesen wäre, dass er gesagt hätte, ein bisschen schäme ich
               mich angesichts jener, die bereit waren, Opfer in Kauf zu nehmen, die Opfer dieser
               Diktatur wurden.
            

            Und das hat in den letzten Jahren eher alles zugenommen. Die Schauspielerin und Oscarpreisnominierte
               Sandra Hüller aus Suhl war elf Jahre alt als die Mauer fiel. «Selbstverständlich»
               ist auch sie mittlerweile eine gefragte Zeitzeugin für die DDR und Ostdeutschland – wie ganz viele andere «Zeitzeug*innen», die 1989/90 zwischen
               drei und zwölf waren. Hauptsache prominent. Hauptsache meinungsstark. Wäre sie eine
               Expertin, die sich intensiv mit diesem Gegenstand befasst hätte – das wäre wichtig
               und für die Debatte ungemein bereichernd. Das hat ja in den letzten Jahren eine ganze
               Reihe jüngerer Wissenschaftlerinnen, Journalist*innen und Schriftsteller beeindruckend
               vorgemacht. Aber Hüller hat nur eine Meinung und eine Erfahrung, die dann auch unter
               der Überschrift verkauft wird: «Ich wurde in der DDR geboren, und das wird immer so bleiben».[81] Sodann erklärt sie, was sie alles Warmes mit der DDR verbinde – auch zu Hüller fällt mir als Erstes Uwe Johnson ein.
            

            Das trifft auch auf Jenny Erpenbeck zu, eine in Deutschland, England, den USA und anderen Ländern gefeierte und mit vielen Preisen geehrte Schriftstellerin. Niemand
               kann etwas für das Nest, in das er oder sie bei der Geburt fiel. Im Laufe eines Lebens
               ist interessant zu beobachten, wie sich jemand von diesem Nest emanzipiert. Ich erzähle
               häufig, auch in diesem Buch, von meinem Nest und wie ich mich als junger Mensch davon
               freizumachen versuchte und wie schwer mir das fiel und wie sehr mich das mein Leben
               lang beschäftigte und gewiss auch beschädigte. Und wie viele Verletzungen damit verbunden
               sind, bei mir und anderen, nicht zuletzt meinen Eltern, und wie sehr das Etikett Nestbeschmutzer
               gerade in Ostdeutschland einem ein Leben lang anhaftet. Gerade weil ich das weiß,
               würde ich in diesen Fragen nie jemanden belehren. Noch weniger würde ich überhaupt
               darauf beharren, dass jemand diese Reise unternimmt. Etwas problematisch freilich
               wird es, wenn öffentlich über Vergangenheit nachgedacht wird. Gerade auch, wenn eine
               Schriftstellerin mit Preisen überhäuft und von einer vielköpfigen Leser*innenschaft
               weltweit bewundert wird und damit eine Deutungsmacht weit über ihre Romane hinaus
               erhält, die ihr womöglich selbst unheimlich ist. Da dürfen und müssen andere Kriterien
               angelegt werden.
            

            Jenny Erpenbeck gilt mittlerweile weltweit als DDR- und Osterklärerin. Sie findet Hoyer und Oschmann großartig. Ist es verwunderlich,
               dass in ihren Statements und Büchern nie jene vorkommen, die 1989/90 gewonnen haben,
               die befreit wurden, die endlich ankommen konnten? Bei ihr gibt es «1989» als Freiheitsfest
               nicht.[82] Sie glaubt nämlich: «Wir haben gegen uns selbst gewonnen, deshalb sieht die Freude
               darüber manchmal wie Hass aus.»[83] Tatsächlich haben «wir» gegen «die» gewonnen und es ist auch im Rückblick für so
               manche Ostdeutsche nicht einfach zu sagen, zu welcher Gruppe sie gehör(t)en – die
               meisten, in meiner Perspektive, waren «die»; jene, die das System trugen, verteidigten
               oder einfach nur bis zuletzt erduldeten. Jenny Erpenbeck jedenfalls hat durch «1989»
               verloren – wenn man ihr glauben darf, ausschließlich verloren, etwa ihre Hoffnungen,
               ihre Utopien, ihr Warten auf das Bessere.[84] Im Tagesspiegel sagte sie am 1. Juni 2024, durch die Vereinigung mit der Bundesrepublik
               sei die Hoffnung zerstoben, «gesellschaftlich vielleicht noch nie dagewesene Strukturen»
               aufbauen zu können. Ihre Ostdeutschtümelei kommt dann in folgendem Satz zum Ausdruck –
               und ihre Abwertung des Westens: «Das tiefere Nachdenken über die Welt ist vielleicht
               unser Kapital im Osten.»[85]
            

            Jenny Erpenbeck kommt aus einer Familie mit geradezu fanatischen Kommunisten, die
               in der DDR alle Privilegien genießen konnten. Ihr Großvater Fritz Erpenbeck kam erst relativ
               spät zur KPD (1927 mit 30), wurde aber schnell als Journalist eine wichtige Größe im Propagandaapparat
               der Partei. Die Nazi-Diktatur überlebte er in der Sowjetunion und kam als Mitglied
               der berühmten «Gruppe Ulbricht» am 30. April 1945 zurück nach Deutschland. Er arbeitete
               fortan als Journalist, Verleger, Chefredakteur, Chefdramaturg (Volksbühne) und Schriftsteller
               und zählte zu den besonders eifrigen Hardcore-Propagandisten des Regimes, etwa als
               Biograph von Wilhelm Pieck. In Berlin-Pankow ist immer noch eine Straße nach ihm benannt –
               warum auch immer.
            

            Seine Ehefrau, Hedda Zinner, die mit ihrem Mann die Sowjetunion überlebte und dafür
               bis zu ihrem Tod ewig dankbar blieb, hinterließ als Künstlerin und Funktionärin neben
               üblen Elogen auf Stalin wenigstens ein Buch, anders als ihr Mann, das auch heute noch
               erwähnenswert ist: In der 1989 erschienenen «Selbstbefragung» schaut sie auf ihr Leben
               zurück und berichtet für DDR-Verhältnisse kritisch über die Exiljahre in der Sowjetunion. Insgesamt zählte jedoch
               auch sie wie ihr Mann zu dem großen kommunistischen Schweigekartell über die Jahre
               des Terrors in der Sowjetunion, die sie hautnah und zufällig erlebten.
            

            Ihr Sohn John Erpenbeck ist 1942 sogar in der Sowjetunion geboren worden, in Ufa,
               wohin die Kommunistische Internationale und das berühmte «Hotel Lux» von Moskau aus
               evakuiert worden sind. Er wurde in der DDR nach einem Physikstudium ein bekannter marxistisch-leninistischer Philosoph, für
               den es trotz Mauer keine Reisebeschränkungen gab. Als Schriftsteller trat er in die
               Fußstapfen seiner Eltern, seine Bücher waren beliebter und auch anspruchsvoller als
               die seiner Eltern. Einige Jahre war er mit Doris Kilias verheiratet, der Mutter von
               Jenny Erpenbeck. Sie war eine habilitierte Romanistin und übersetzte aus dem Arabischen.
            

            Jenny Erpenbeck wuchs in dieser kommunistischen Parallelwelt mit allen möglichen Privilegien
               auf. So konnte sie etwa vor dem Mauerfall mit ihrer Mutter etwa ein Jahr lang in Italien
               leben. Das sind Erfahrungen, die prägen. Das DDR-Gefängnis erscheint in einer solchen Perspektive fast automatisch wohlfühliger, annehmbarer.
            

            Als Jenny Erpenbeck im Mai 2024 den renommierten «International Booker Prize» erhielt,
               gab sie viele Interviews. In einem besonders öffentlichkeitswirksamen sagte sie: «Und
               die, sage ich jetzt mal, falsche Sprache hat, glaube ich, auch einen Großteil dazu
               beigetragen, dass die DDR untergegangen ist, weil es einfach keinen wirklichen Austausch mehr gegeben hat.
               Zwischen der Regierung und den Leuten hat es keinen wirklichen Dialog mehr gegeben.
               Das ist viel schlimmer, als man denkt. Die Wirtschaft war natürlich auch marode, aber
               auch diese Sprache hat die Idee des Aufbruchs, die es am Anfang gab, nach dem Krieg,
               wirklich ruiniert.»[86]
            

            Diese Passage zeigt sehr gut, warum es nötig ist, auf den familiären Hintergrund von
               Erpenbeck hinzuweisen. Denn hier zeigen sich gleich mehrere Mythen, die in diesem
               systemtragenden Milieu bis heute wiedergekäut werden: Die Idee des Aufbruchs am Anfang
               sei durch die Sprache ruiniert worden. So erzählen die sich das tatsächlich und ignorieren
               völlig, dass die kommunistische «Diktatur des Proletariats» unter Führung der «Partei
               neuen Typus» keine Verheißung auf Gerechtigkeit, Freiheit, Demokratie, Rechtstaatlichkeit
               und Gleichheit darstellte, zu keinem Zeitpunkt, sondern immer eine unfreiheitliche
               und antidemokratische Herrschaftsform einer Minderheit über eine Mehrheit meinte.[87] Und natürlich hat auch nicht die Sprache das System «ruiniert», sondern Terror,
               Gewalt, Unterdrückung, Militarisierung, die fehlende Einhaltung der Menschenrechte,
               alles gebündelt im Mauersystem, haben immer eine Mehrheit das nicht nur symbolisch
               eingezäunte Land – überall im Land stieß man auf Mauern, in jeder Schule, Bibliothek,
               Zeitung, Universität, LPG, auf jedem Arbeitsplatz – ablehnen lassen.
            

            In kommunistischen Milieus ist das oft anders gesehen worden. Jenny Erpenbeck wiederholt
               ja nicht nur breitenwirksam solche Ungeheuerlichkeiten und wird selbst dafür von einer
               großen Schar Fans und Analytiker gefeiert. Sie ging schon vor Jahren einen Schritt
               weiter. In einem Gespräch mit dem «Tagesspiegel» beklagte sie, Postkarten über den
               Osten würden immer nur die Mauer zeigen, aber nicht den Alltag.[88] Ich weiß ja nicht, wo sie lebte (na ja, ich weiß es schon), aber in dem Ost-Berlin,
               in dem ich fast auf den Tag genauso lange lebte wie sie (nur bei mir gab es keine
               Westerholungsaufenthalte), war die Mauer ein Alltagsding, ein Ding der realen Unmöglichkeit,
               das meinen Alltag bestimmte. Und zwar nicht, weil ich wegwollte. Ich wuchs ja gar
               nicht so anders auf als Jenny Erpenbeck, auch ich wurde kommunistisch erzogen und
               geprägt. Und doch erinnere ich mich offenbar anders, denn die Mauer war täglicher
               Gesprächsgegenstand, Sehnsuchtsort, Hoffnungsort, Angstort, Todesort, der Ort, der
               nicht nur mir verwehrte, zu denken, zu sprechen, zu lesen, zu hören, zu tun, was ich
               wollte, der mich Tag für Tag begrenzte, einschränkte, verwundete, wütend und hoffnungslos
               machte, sondern auch der Ort, der meinen Alltag wie kaum etwas anderes bestimmte –
               das meiste davon wurde mir erst allmählich, manches sogar erst nach 1989 bewusst.
               Und das hing auch damit zusammen, dass mich das System zwang, mich von ihm zu lösen –
               ein Vorhaben, das ich ursprünglich nicht wirklich verfolgt hatte. Auch das hing mit
               der Mauer zusammen – der Mauer von alltäglicher Dummheit, Borniertheit, Gewalt, Ideologie,
               Hass. Die Mauer bedeutete Tod, Begrenzung des Lebens und des Denkens.
            

            Jenny Erpenbeck hat vielbeachtete Romane vorgelegt. Die Leser*innenschaft liegt ihr
               zu Füßen. Das sind Geschmacksfragen. Mir gefällt ihre «Schreibe», ich lese das nicht
               ungern, auch wenn ich meist – wie bei vielen anderen Romanen – schnell wieder vergessen
               habe, warum eigentlich. Aber bei mir blieb auch immer ein merkwürdiger Unterton hängen.
               In ihrem letzten Roman «Kairos» gibt es irgendwie nur Verlierer*innen. Selbst der
               Auflösung des verhassten DDR-Rundfunks wird hier nachgejammert, als ginge mehr als ein Propagandaapparat verloren.
               Sehr bezeichnend ist eine Passage über die Umbenennung der Dimitroffstraße in Danziger
               Straße im Prenzlauer Berg im Jahr 1990.[89] Ja, damals war eine Mehrheit dagegen – immer sind Mehrheiten gegen Straßenumbenennungen.
               Und «Danziger Straße» war eine unmögliche Entscheidung – das wird auch in diesem Roman
               so angeprangert. Und doch fehlt genau das Verbindungsstück zu einer kritischen Betrachtung,
               denn niemand erfährt in diesem Buch, warum nun Dimitroffstraße die bessere Bezeichnung
               gewesen sein soll. Dafür gibt es nämlich keine Argumente – Dimitroff war ein Führer
               der Kommunistischen Internationale, der nicht nur durch den Leipziger Reichstagsbrandprozess
               1933 weltbekannt wurde, sondern auch als blutrünstiger Diktator Bulgariens, der tausende
               Menschen, die halbe Elite Bulgariens, ermorden ließ. Sein einbalsamierter Leichnam
               wurde 1990 aus dem Sofioter Mausoleum entnommen (und das Mausoleum 1999 gesprengt) –
               aber in Ost-Berlin soll weiter eine Straße nach ihm benannt bleiben? Das ist ein Geschichtsumgang,
               den Erpenbeck eben nicht nur als künstlerische Freiheit in ihren Romanen pflegt, sondern
               den sie auch in ihren Interviews und Reden verbreitet.
            

            Dazu passt dann eben in ihren Büchern, dass der Osten, den sie durchaus kritisch betrachtet,
               letztlich immer als Sehnsuchts- und Hoffnungsort, als Zukunftsverheißung erscheint,
               während der Westen, wie oben in dem Interview-Zitat, als Gegenteil, als dumpf, hoffnungslos,
               oberflächlich, ganz und gar schrecklich vorkommt. Das mag die Kritiker*innen und Leser*innen
               ja begeistern, im Kontext der Ostdeutschlanddebatte bedient sie damit – egal warum
               und egal wie bewusst – genau jene nostalgischen und antifreiheitlichen Gefühle, die
               historisch haltlos, politisch irrelevant sind, aber im Grunde einer Sehnsucht nach
               einem Gestern Platz geben, das auch durch die damit verbundenen Gefühle weder besser
               noch humaner wird: Mauer bleibt Mauer. Warum nur sollte auf die Herausforderungen,
               die Gefahren und Ungerechtigkeiten, die Unzulänglichkeiten und unerträglichen Zustände
               der Gegenwart mit Antworten aus der Vergangenheit reagiert werden? Das ist auch Teil
               der Ostdeutschtümelei, die im Osten wie eine Seuche grassiert. Der Nabel der Welt, der blöderweise nur den Nabel kennt und nicht anderes kennen und gelten lassen will.

            Ich erwähne diese Beispiele, weil sie andeuten, wie sich die Prägungen aus der DDR über die Generationen fortschreiben und dass das völlig unabhängig von sozialem Status,
               vom Erfolg ist. Weltstars wie Sänger Till Lindemann oder Keyboarder und Buchautor
               Christian «Flake» Lorenz, beide von der von Nazi-Liebchen Leni Riefenstahl inspirierten
               Combo Rammstein, verherrlichen die DDR in einem Maße, dass mir regelmäßig speiübel wird. Diese konservierten und immer wieder
               vitalisierten Diktaturbilder, die solche einflussreichen Persönlichkeiten verbreiten,
               speisen sich nicht nur aus eigenen Erfahrungen, sondern eindeutig auch aus Erwartungshaltungen,
               die die Fans dieser Fußball-, Film- oder Musikstars in den USA oder England, in Spanien oder Italien nicht einmal ansatzweise verstehen würden.
               Dort würden sie vermutlich einen solchen Unsinn auch nicht von sich geben, wahrscheinlich
               kommt dort auch niemand mehr auf die Idee, sie überhaupt danach zu fragen.
            

            Gleichwohl, sie repräsentieren eine große ostdeutsche Mehrheit, die mit ihrer unverarbeiteten
               Diktatursozialisation weder die Vergangenheit verkraftet noch die Herausforderungen
               der repräsentativen Demokratie und die Kraft der Freiheit verstanden hat. Das hört
               diese Mehrheit nicht gern. Aber tatsächlich sind die Erwartungshaltungen an den neuen
               Staat von 1990, der würde alles richten und ordnen, längst nicht überwunden. Die AfD
               und die PDS/Linkspartei, auch das BSW, schneiden auch deshalb im Osten so gut ab, weil sie genau auf diesen starken Staat
               setzen, der im Osten wie selbstverständlich von zwei Dritteln bis drei Vierteln der
               Gesellschaft erwartet wird.
            

            Das Problem wird nun noch verschärft durch Westler, die in den Osten kamen, vor allem
               in den 1990er Jahren. Aber nicht nur. In den 1990er Jahren kamen die Westdeutschen
               überwiegend als Vorgesetzte nach Ostdeutschland. Das zeitigte einschneidende kulturelle
               Folgen, über die sich weder Ostler noch erst recht Westler im Klaren waren und sind.
               Es gibt mittlerweile eine reichhaltige Erinnerungsliteratur von Westlern über ihre
               Osterfahrungen. Nur im Ausnahmefall sind diese Bücher oder Aufsätze nicht peinlich,
               nicht paternalistisch, nicht vor Selbstliebe triefend.
            

            Das Grundmotiv in den meisten westdeutschen Erinnerungsberichten über den Osten lässt
               sich auf folgende Nenner bringen: Im Osten ist vieles anders. Die Menschen sind arbeitsam. Es war harte Arbeit zu leisten,
                     um den Sumpf trockenzulegen. Man ist aus rein idealistischen Gründen in den Osten
                     gegangen. Nach vielen Jahren fühlte man sich nicht nur als Wossi, sondern eigentlich
                     als Ossi. Die Landschaft ist toll. Es gibt so viel zu entdecken. Vieles erinnerte
                     an die fünfziger und sechziger Jahre. Die Ostler sind undankbar. Wir haben so viel
                     Geld in den Osten gepumpt und die meckern nur. Der Osten ist mir zur Heimat geworden.
                     Die Probleme wachsen sich aus. Die Hoffnung ist die Jugend. Die Jugend geht weg. Ich
                     bereue es nicht, in den Osten gegangen zu sein. Im Westen hätte ich leichter Karriere
                     machen können. Es geht nur um Leistung. Die Herkunft ist doch vollkommen egal.

            Dass die Vorgesetzten in so vielen Bereichen, zumal in fast allen wichtigen außerhalb
               gewählter Politikpositionen, aus dem Westen kamen, führte zu erheblichen kulturellen
               und politischen Folgeproblemen, die die meisten Stelleninhaber*innen nie verstanden
               haben. Sie glaubten, sie mussten diese Positionen einnehmen, weil Ostler generell
               dazu unfähig seien. Viele werden das als unzutreffend – womöglich empört – zurückweisen.
               Doch allein der Umstand, dass sich an der Situation auch über 35 Jahre nach der Einheit
               kaum etwas geändert hat, verweist darauf, dass eben nicht nur formale Qualifikationen
               eine Rolle spielen, wenn es um die Besetzung hoher und höchster Stellen geht.
            

            Nun sind Westdeutsche natürlich nicht allein als Vorgesetzte gekommen. Nein, viele
               kamen auch in jungen Jahren und machten dann im Osten Karriere bzw. begannen ihre
               Karriere hier. Das ist kein Widerspruch zu meiner Aussage, ganz im Gegenteil, sie
               bestätigt sie nur: Denn die Vorgesetzten kamen mit ihren Netzwerken, aus denen sich
               die Nachfolger rekrutierten. Und zu diesen Netzwerken gehörten nur in seltenen Ausnahmefällen
               Ostler, wie Dirk Oschmann zum Beispiel. Eine Bedingung für eine Karriere für Ostler
               bestand in dem simplen Umstand, den Migranten immer als Kompromiss eingehen müssen,
               um im Ankunftsland als assimiliert zu gelten: Sie müssen ihre Herkunft verleugnen.
               Oschmann hat selbst immer wieder darauf hingewiesen, dass er bis zum Jahr 2023 ganz
               bewusst darauf verzichtete, in seinen literaturwissenschaftlichen Seminaren DDR-Autor*innen zu behandeln. Er wollte nicht als Ostler gelten, damit wäre keine Karriere
               möglich. Das ist kein individuell gewähltes Muster, sondern eine intelligente Anpassungsleistung,
               die sich bei dem gegenwärtig einflussreichsten deutschen Soziologen Steffen Mau ebenfalls
               annehmen ließe. Denn auch er, der seit drei, vier Jahren für so ungefähr jedes Problem
               Deutschlands und Ostdeutschlands der gefragteste Gesprächspartner auf allen möglichen
               Ebenen und Podien ist, hatte vor 2019 das Thema Ostdeutschland weitgehend «gemieden».
               Er machte eine eindrucksvolle Karriere – ich weiß natürlich nicht, ob das eine bewusste
               Entscheidung war. Aber es war die richtige, denn als Ostdeutscher Karriere zu machen,
               womöglich noch mit Ostdeutschlandthemen, war kaum möglich. Der wohl instruktivste
               Soziologe hingegen, der sich seit Jahrzehnten mit Ostdeutschland befasst und dessen
               Werk die gesamte Ostdeutschlanddebatte am nachhaltigsten beeinflusst hat, ist Raj
               Kollmorgen. Er ist außerhalb von Fachkreisen nicht ansatzweise so bekannt wie sein
               Kollege Mau. Sein Werk ist weitaus vielgestaltiger und komplexer bezogen auf Ostdeutschland
               als das des Professors der Humboldt-Universität zu Berlin. Kollmorgen schaffte es
               mit seinen vielen instruktiven Arbeiten an die Hochschule nach Görlitz, eine Hochschule,
               von der außerhalb der sächsischen Kreisstadt kaum jemand je Notiz genommen hat.
            

            Es geht hier nicht um Namen. Aber bestimmte Muster sind eben mit konkreten Vorgängen
               besser verständlich, überhaupt plastisch zu machen. Ich will nicht behaupten, die
               westliche Rekrutierungspraxis sorgte dafür, dass in den Positionen in der Wirtschaft,
               in der Wissenschaft, im Bankenwesen, in der Verwaltung oder im Justizapparat vor allem
               Ebenbilder eine Chance hatten. Allerdings würde ich auch nicht das Gegenteil vertreten
               können. Und zu diesen Ebenbildern gehören eben auch Blicke und Perspektiven auf Vergangenheit,
               Gegenwart und Zukunft.
            

            Meine Frau, Susan Arndt, die 2010 als Literaturwissenschaftlerin eine Professur für
               Englische Literaturwissenschaft und Anglophone Kulturen an der Universität Bayreuth
               erhielt, erzählt immer wieder, wie selbstverständlich in allen universitären Räumen,
               in denen sie fortan anwesend war, geredet wurde in der Annahme, es gebe hier keine
               Ostler. Das prägt und formt. Denn in diesen Machträumen bekommen alle Nachwuchskräfte
               schnell vermittelt – das muss überhaupt niemand aussprechen –, was als opportun gilt
               und was nicht. Karriere im Widerspruch zu machen, gelingt fast nur in Romanen und
               bewegenden Spielfilmen, die Realität sieht anders aus. Das Leitwort der deutschen
               Einheit «Anpassung» war keine Erfindung für die neuen Verhältnisse im Osten, sondern
               eine «Übernahme» aus dem Reservoir der bundesdeutschen Karrieremöglichkeitspraxis.
               Und genau diese Anpassungsstrategien sind eine Voraussetzung für eine von Westlern
               akzeptierte Ostpersönlichkeit gewesen – jahrzehntelang, im Grunde genommen bis heute.
            

            Was daraus entsteht? Frust, Hass, Ablehnung, Unsicherheit, Verunsicherung, Zurückgezogenheit.
               Unzufriedenheit. In der DDR hatten jedes Schulkind und alle mit Prüfungen überzogenen Menschen die drei «Grundgesetze
               der Dialektik» immer und immer wieder erlernen müssen. Diese an Hegel angelehnte triviale
               Universalweltinterpretation durch Friedrich Engels lautete «Kampf und Einheit der
               Gegensätze», «Umschlag von Quantitäten in eine neue Qualität» und «Negation der Negation».
               Karl R. Popper nannte solche und andere Hegel-Gedankenspiele «scheinwissenschaftlich»,
               die ein Zeitalter begründeten, «das durch die Magie hochtönender Worte und die Macht
               des Jargons beherrscht wird».[90] Gleichwohl ist es natürlich auf einer banalen Ebene zutreffend, dass Quantitäten
               irgendwann in eine andere Qualität umschlagen. Das kennt jeder aus seinem eigenen
               Leben, etwa aus einer Beziehung zu einem anderen Menschen. Der einzelne Punkt, der
               einen stört, ist nicht der Rede wert. Oftmals ist er so nebensächlich, dass man ihn
               nicht einmal selbst ohne roten Kopf benennen könnte. Doch das Zusammenzählen mehrerer
               oder gar vieler kleiner, fast nebensächlicher Punkte bringt irgendwann das Fass zum
               Überlaufen – und selbst dann kann man es weder überzeugend erklären (nicht einmal
               sich selbst) noch erst recht der «Betroffene» kann richtig nachvollziehen, was der
               wiederkehrende Fleck auf dem Tisch, die offen liegengebliebene Zahnpastatube, der
               fehlende Deckel der Butterdose oder die Krümel im Auto für Probleme darstellen sollen.
               Tatsächlich geht es ja nicht um diese Kleinigkeiten, die manche zur Raserei bringen
               können, sondern um die fehlende Anerkennung der eigenen Unbehaglichkeit: Immer wieder
               wird darauf hingewiesen, dass das nervt oder das unschön ist, und ob das nicht abgestellt
               werden kann. Wenn dann alles so bleibt, wie es ist, erzeugt das Ärger, Wut, Ablehnung,
               Unverständnis – und das alles basiert letztlich allein auf der fehlenden Anerkennung,
               dass der eigene Lebensentwurf, die eigene Lebenspraxis nicht die gleiche Geltung erhält
               wie die andere. Daher verstehen viele Westler im Osten auch nicht, was das Problem
               ist: natürlich nicht sie als Individuum, aber das von ihnen erzeugte System, in dem
               für Ostler nur Platz ist, wenn sie sich anpassen.
            

         
      
   
      
               10.

               Wer ist ostdeutsch?
               

            

            In Ostdeutschland leben sechs Millionen Menschen weniger als in Nordrhein-Westfalen
               (rund 18 Millionen) und etwa so viele wie in Bayern oder in Baden-Württemberg. Hinzu
               kommt Berlin, die einzige deutsche Weltstadt. Hier spiegeln sich die deutsch-deutschen
               Probleme, zuweilen in einem Wohnhaus. Und Berlin symbolisiert auch die Einheit in
               der gegenseitigen Ignoranz (was haben Marzahn und Wilmersdorf miteinander zu tun?
               Spandau und Köpenick wiederum sind zum Verwechseln ähnlich – gäbe es da nicht das
               einzigartige Friedrichshagen …), denn zur Einheit gehört immer auch die Vielfalt,
               der Gegensatz, das ist in Bayern (Oberbayern vs. Oberfranken) oder mit Schleswig-Holstein
               vs. Hamburg nicht anders, nur eben nicht so spektakulär wie mit Ost- vs. Westdeutschland.
               In Berlin ist das alles längst Normalität – was einem nicht passt, wird ignoriert
               und basta. So sieht nämlich Einheit aus, überall auf der Welt: Vielfalt hinnehmen.
            

            Zuweilen muss man vor allem Ostler daran erinnern, dass Bayern und Baden-Württemberg
               zusammen so groß sind wie Ostdeutschland. Man möchte rufen: Und was wisst Ihr gleich
               nochmal genau über Bremen oder die Eigentümlichkeiten von Rheinland-Pfalz im Vergleich
               zu Hessen, Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen? Ostdeutschland ist in vielerlei
               Hinsicht ziemlich klein und unbedeutend. Kennen Sie das heimliche Staatswappen der
               DDR: Es war ein Nilpferd! Es stand bis zum Hals im Wasser und riss die Klappe dennoch
               bis zum Anschlag auf. Ich hatte oft den Eindruck in den letzten 35 Jahren, das heimliche
               Wappen wäre immer noch ganz gut geeignet, so manche ostdeutsche Fehlwahrnehmung, die
               sich ständig ins Zentrum von allem und nichts rückt, zu illustrieren. Wie die Johnson-Kinder
               glauben viele immer noch, es drehe sich allein um sie und alles sei einzigartig, was
               sie je erlebt haben.
            

            Anfang März 2024 nahm ich in Dresden an einer gutbesuchten Podiumsrunde teil. Es ging
               um die aktuellen Debatten um die DDR und Ostdeutschland, warum «wir» uns streiten und wie unterschiedlich «wir» die Vergangenheit
               erinnern. Ich saß da auf dem Podium unter einer sachgerechten Moderation und bekam
               allmählich ein immer mulmigeres Gefühl. War wirklich alles sinnlos gewesen, fragte
               ich mich. Verwundert rieb ich mir die Ohren, denn ich saß in einem Saal in einer Runde
               und nichts deutete darauf hin, dass das alles im Jahr 2024 stattfand. Es hätte gut
               und gern auch 1994 sein können. Es war frustrierend. Wie so oft. Der ewige Trotzkist
               stand auf und forderte die DDR als gescheiterten Freiheits- und Emanzipationsversuch zu verstehen. Die ältere Frau
               erschien und rief, sie lasse sich ihre DDR nicht schlechter machen, als sie war. Der ältere, sehr bewegte Mann, eine richtig
               ehrliche Haut, berichtete vom Krieg, und wie seine Schwester verhungert sei. Für ihn
               bedeute «Nie wieder!» Kampf für das Gute und zog Bücher aus der Tasche, die beweisen,
               wie ungerecht und kriegerisch und verlogen «die BeÄrDeh» sei. Nicht nur ich war wohl
               erstaunt. Und dann kam der Auftritt der verletzten Ostdeutschen, die sich ihr Ostdeutschsein
               nicht nehmen lasse. Sie brachte ein Beispiel, das ich in diversen Ausmalungen und
               Varianten bereits eine Million Mal zuvor gehört hatte: Sie habe Kinder und war berufstätig
               und wann immer sie ihre Kinder nicht betreuen konnte, sprangen selbstverständlich
               Nachbarn und Freunde ein. Das nannte sie typisch ostdeutsch. Das lasse sie sich auch
               nicht nehmen – und ihre Kinder, für die sie gleich noch mitsprach, auch nicht. Nach
               meiner Entgegnung war sie wütend und den Tränen nahe: Ich erzählte, wie wir mit unseren
               vier Kindern ab 2010 in Bayreuth lebten und dass wir das, was sie soeben als typisch
               ostdeutsch erzählte, dort Tag für Tag erlebten, denn ohne die uneigennützige Hilfe
               von der zunächst uns unbekannten Nachbarin, die uns zur Freundin wurde, hätten wir
               unseren komplizierten Alltag dort gar nicht bewältigt bekommen. Allerdings gab es
               einen großen Unterschied, den räumte ich ein: Unsere dortige Freundin Anja Reif machte
               nicht so ein Gewese daraus wie «typische Ostdeutsche». Sie machte einfach, hielt es
               für selbstverständlich. Der Youtube-Mitschnitt der Veranstaltung verschwand übrigens
               wenige Tage später aus dem Netz, veranlasst von der Frau, die mich bezichtigte, ihre
               Meinung nicht zu akzeptieren.
            

            Noch ein Beispiel: Günter Benser, jahrzehntelang am Institut für Marxismus-Leninismus
               beim ZK der SED als Historiker arbeitend, schrieb in seiner Autobiographie im Jahr 2000 über seine
               Hausgemeinschaft am Ostberliner Leninplatz (seit 1992: Platz der Vereinten Nationen
               in Berlin-Friedrichshain an der Grenze zu Berlin-Mitte) über das Hausleben: «Jede
               Zusammenkunft … begannen wir mit hoher Politik, lenkten dann zu den Problemen des
               Hauses über … und beendeten sie mit einem zwanglosen Beisammensein bei Imbiss und
               Getränken, finanziert aus der Hauskasse …. Irgendwie muss ihnen diese Art Gemeinschaft
               zugesagt haben. Mit der Wende kam das Ende. Es hat einfach niemand mehr ausprobiert,
               was geschähe, wenn wieder eine Familie zum Haustreffen einladen würde. Wer sich heute
               noch immer des Vorgartens annimmt, für Sauberkeit im und vor dem Hause sorgt oder
               im Winter zur Schneeschippe greift, tut etwas, was ihm eigentlich nicht zusteht.»[91] Egal, was passierte, der Westen war schuld. Genau die gleiche Leier wie von der
               Podiumsfrau in Dresden 2024.
            

            Die Moral der Geschichten: Es geht nicht ums politische System, wie sich jemand verhält,
               sondern um einen selbst. Jeder könnte selbst Ich sagen und Verantwortung für sich
               und seine Umgebung übernehmen. Das braucht einem niemand zu sagen. Das ist nämlich
               gelebte Freiheit – etwas, was in obrigkeitsgewohnten Zusammenhängen schwer zu vermitteln
               ist.
            

            Mir fiel wieder Uwe Johnson ein. Der würde an all diesen «ostdeutschen» Erzählungen
               seine wahre Freude habe – voller Gram und Ratlosigkeit. Diese Selbstbespiegelung Ostdeutschlands
               rührt natürlich daher, dass Menschen durchaus dazu neigen, ihre Geschichte als einzigartig
               anzusehen. Viele Ostdeutsche glauben das. Sie nehmen auch an, die Stasi sei einzigartig
               gewesen oder die Mauerfolgen oder getrennte Familien oder das Sandmännchen oder die
               Poliklinik oder der Schulunterricht oder der Betriebsalltag oder der «soziale Zusammenhalt»,
               das «soziale Zusammengehörigkeitsgefühl», die «Hilfsbereitschaft» und ähnliche Narrative,
               die gern über und aus der SED-Diktatur berichtet werden. Ja, das alles konstituierte die DDR-Menschen, die Ostdeutschen, aber ganz anders, als es heute erinnert wird, nämlich
               unter der Fahne von Diktatur, Mangel, Unfreiheit, die ein Band bildeten, das eine
               Zwangstruppe in einer Zwangssituation schmiedete – und die meisten deuteten es kurzerhand
               zu einem positiven Band um. Das erleichtert nämlich das Überleben.
            

            Das sind alles Erfahrungen, die ein seit 1990 hinzugekommener Westler nicht haben
               kann. Das lässt sich nicht durch angelesenes Wissen, durch die Erzählungen der Ehefrau,
               des Schwiegervaters oder der Arbeitskolleg*innen «aufholen», «kompensieren». Auch
               das ist übrigens nicht neu. In der Geschichte haben immer wieder Millionen geglaubt,
               sie könnten so werden wie jene, die schon lange vor ihnen, womöglich schon immer dort
               lebten. Es war immer eine Fehlannahme, dafür bedarf es einiger Generationen.
            

            Warum eigentlich wollen Westler als Ossis durchgehen? Darauf kann es nur eine Antwort
               geben: Das ist einzig und allein eine Legitimationsfrage. Als jemand von «hier» lässt
               sich das eigene Handeln besser begründen und legitimieren als von jemanden, der ein
               von außen Hinzugekommener ist. Jede Dorfversammlung funktioniert nach diesem Prinzip –
               seit etwa 10.000 Jahren. Vermutlich ändert sich daran nicht so schnell etwas, nicht
               einmal in unserer so absurd mobilen Welt.
            

            Allerdings ist das Problem, wer denn nun ostdeutsch ist, nicht nur ein akademisches.
               Denn in allen Debatten um die Repräsentation bzw. Unterrepräsentation Ostdeutscher
               in öffentlichen Ämtern (jenseits der Politik) hat es ganz konkrete und praktische
               Konsequenzen. Auch hier ist Berlin mit seinen offiziell über 3,6 Millionen Einwohner*innen
               zunächst ein gutes Beispiel: Ost-Berlin gehört zu Ostdeutschland, zugleich nahm Berlin
               immer eine Sonderposition ein, auch seit 1990. Viele Ostberliner zogen nach 1990 in
               Westberliner Stadtbezirke. Noch mehr Menschen aus dem früheren Bundesgebiet wanderten
               im Laufe der letzten Jahrzehnte in frühere Ostberliner Stadtbezirke ein. Der Wohnort
               als Kriterium scheidet aufgrund der innerdeutschen Migration aus: Millionen wanderten
               von Ost nach West und von West nach Ost.
            

            Wie steht es aber um die Herkunft? Konkret: Was ist mit westdeutschen Paaren, deren
               Kinder in Ostdeutschland geboren wurden und dort aufwuchsen? Haben diese Westdeutschen
               ein ostdeutsches Kind? Was ist mit den Kindern ihrer ostdeutschen Pendants im Westen?
               Und schließlich: Was ist mit den Kindern von Paaren, bei denen ein Elternteil eine
               östliche, das andere eine westliche Herkunft aufzuweisen hat? Das ließe sich noch
               lange fortsetzen mit Fragen, die zeigen, dass es gar nicht so einfach ist, «ostdeutsch»
               zu definieren.
            

            Es liegt viel näher, «Ostdeutsche» an gemeinsamen Erfahrungsräumen zu «konstruieren». Jede
               gesellschaftliche Gruppenbestimmung ist eine Konstruktion. Was könnten Erfahrungsräume
               sein, die jemanden ostdeutsch erscheinen lassen? Für Menschen, die in der DDR aufwuchsen und lebten, ist das wegen der Normierung durch Staat und Gesellschaft
               einfach: Kindergarten, Schule, Lehre, Studium, Betrieb, Einkommen, Konsum, Kultur,
               Rente, Sprache, Medien, Touristik – es gab eine Bandbreite und individuelle Möglichkeiten
               sich dem Einheitszwang zu entziehen, zugleich aber – und dies ist entscheidend – waren
               all diese und viele weitere Erfahrungsräume für alle in der DDR sehr ähnlich. Niemand konnte sich der angestrebten staatlichen Uniformität entziehen,
               selbst der Aussteiger kannte sie und stieg gerade deswegen aus. Die Begrenzung der
               Erfahrungsräume konstruierte soziale Positionen, die viele nicht mochten oder gar
               liebten, denen sie aber nicht entkamen – nicht einmal durch Flucht aus dem Land. «Wächter
               und Bewachte», «Herr und Knecht» sind Schlüsselpaare in der Geschichte, die aneinander
               gekettet sind, sehr zum Verdruss der Bewachten und Geknechteten. Bricht die Zwangsbeziehung
               auseinander, wie zum Beispiel nach dem Mauerfall, ist man einander immer noch nicht
               los. Die Erfahrung bleibt eingebrannt. Selbst der radikale Gegenentwurf entsteht aus
               einer solchen Erfahrung. Und solche Erfahrungen werden an die Nachgeborenen weitergegeben,
               ganz unabhängig davon, ob darüber geredet wird oder nicht.
            

            Das brach 1989/90 nicht ab. Die gemeinsamen Erfahrungsräume der Ostdeutschen nahmen
               nun neue Konturen an: Auch wenn jeder etwas anderes erhofft und erträumt haben mag,
               die Erfahrung, ein als unabänderlich geltender Zustand, brach auseinander, war eine
               kollektive ebenso, dass in diesem Raum völlig neue, unerwartete Erfahrungen gesammelt
               wurden, die an die Konstruktion des «Ostdeutschen» gebunden waren, d.h. Zugezogene
               konnten diese nicht als Gruppe sammeln, weil sie nicht zu dieser Gruppe gehörten.
               Für Ostdeutsche gehören die Wiedervereinigung und die Jahre seither zu einem Erfahrungsraum,
               der sie entscheidend prägte. Auch in diesem Raum befinden sich ganz viele, unterschiedliche,
               oft gegensätzliche Erfahrungen. Diese mussten auch nicht in Ostdeutschland gesammelt
               werden.
            

            Kennzeichen von Ostdeutschen war es, sich dafür rechtfertigen zu müssen, ostdeutsch
               zu sein. Dafür gab es zwei Strategien: die Herkunft zu leugnen oder unentwegt darüber
               zu reden. «Ostdeutsch» ist eine Zuschreibung. Sie kann als Selbst- ebenso wie als
               Fremdbeschreibung erscheinen. Beides hat seine Berechtigung, weil wir ohne Gruppierungen
               und Zuschreibungen die Welt nicht geordnet bekommen. «Ostdeutsch» stellt eine Abgrenzung
               dar, die ausgrenzt. All das mögen Westdeutsche auch kennen, keine Frage! Aber nicht
               als «Ostdeutsche», nicht mit diesem Erfahrungsraum und Erfahrungshintergrund, nicht
               mit den selbst erlebten Erzählungen am Familientisch, wo sie an die Nachgeborenen
               weitergegeben werden, die das natürlich aus dem Mund von Mama, Papa, Omi oder Opi
               anders formt und prägt, als wenn es «nur» um die Weitergabe von Wissen ginge.
            

            Heute allerdings ist die Unterscheidung in ostdeutsch und westdeutsch weitgehend überflüssig
               geworden. Unbeachtet bleibt dabei der in der Wissenschaft diskutierte Umstand, dass
               «Ostdeutsche» eine Konstruktion, ein «Othering» darstellt, das einer Macht- und Herrschaftslogik
               folgt, die in allen Gesellschaften zu beobachten ist, in Transformationsgesellschaften
               ganz besonders: Um ein bestimmtes exogenes Paradigma durchzusetzen, bedarf es kultureller
               «Begründungen», und von dort ist es zum «Othering» nur ein logischer Schritt. Ich
               benutze «Ostdeutsche» als Begriff, der eine soziale Praxis als kulturellen Erfahrungsraum
               zur Grundlage hat, demzufolge ist «Ostdeutschsein» bestimmt durch die Sozialisation,
               durch ostdeutsche Erfahrungen, die eng an die Jahre bis 1989 und die ersten 20 Jahre
               der Transformation gebunden sind. Die gesellschaftliche Realität misst sich ohnehin
               viel stärker an regionaler, sozialer, materieller, religiöser Zugehörigkeit statt
               an einem Konstrukt, das eine Gemeinschaft schmiedet, die es nie gab, nie geben kann.
               Auf mich treffen alle Charakteristika üblicher Ostdeutschzuschreibungen zu – mit dieser
               angeblichen Gemeinschaft will und habe ich dennoch herzlich wenig zu tun.
            

         
      
   
      
               11.

               Transformationsschock?
               

            

            Es gibt zwei Schlagworte, die ich auch gern benutze, mit denen die 1990er und 2000er
               Jahre in Ostdeutschland oft beschrieben werden: «Transformationsschock»[92] und «Baseballschlägerjahre» (Christian Bangel). Der zweite Begriff hebt auf die
               rechtsextreme, faschistische Jugendkultur ab, die ab Frühjahr 1990 weite Teile Ostdeutschlands
               für viele Jahre beherrschte.[93] Eines ihrer Kennzeichen war eine äußerste Brutalität bis hin zu Pogromen und Morden,
               die landauf, landab im Osten an Ausländer*innen, People of Colour und allen, vorzugsweise
               als links verorteten Personen, die nicht in das völkische Weltbild der Jungfaschisten
               passten, verübt wurden. Charakteristisch war, dass die «Mitte der Gesellschaft» dazu
               nicht nur schwieg, sondern zuweilen wie in Rostock-Lichtenhagen oder Hoyerswerda,
               um nur zwei bekannte Beispiele zu nennen, Beifall klatschte. Die Baseballschlägertypen
               der 1990er und 2000er Jahre verschwanden nie, sie wechselten nur ihre Schlaginstrumente.
               In den letzten Jahren ist darüber viel geschrieben und debattiert worden. Erforscht
               worden ist das noch nicht ansatzweise ausreichend.[94]
            

            Das trifft auf den Begriff «Transformationsschock», der seit 1992 für Ostdeutschland
               verwendet wird, in den 1990er Jahren nicht zu. Die Literatur dazu ist überbordend
               und selbst für Spezialist*innen kaum mehr überschaubar. Auch ich habe mich dazu ausführlich
               geäußert mit meinem Buch «Die Übernahme». Allerdings ist eine ziemlich banale Frage
               bislang nicht debattiert worden: Gab es diesen immer wieder bemühten «Transformationsschock»
               wirklich? Und wenn ja, wann eigentlich?
            

            Mit dem Begriff sind vor allem die vielfach beschriebenen sozialen Verwerfungen ab
               1991 beschrieben worden: Massenarbeitslosigkeit und Entindustrialisierung waren die
               entscheidenden Schlagwörter. Im Osten fungierte die «Treuhand» als Synonym für diese
               Prozesse. Ihr wurde alles angelastet, was im Osten als verwerflich galt. Das wird
               wohl auch so bleiben, solange die Erfahrungsgeneration noch lebt. Die Forschung hat
               mittlerweile ein weitaus differenzierteres Bild ergeben. Entscheidend ist, dass die
               Treuhand bei allen handwerklichen Fehlern und vereinigungsbedingten Ungerechtigkeiten
               vor allem ausführender Arm der Politik war. Die sozialen Verwerfungen in Ostdeutschland
               waren, wie gezeigt, immens.
            

            Wie und wo aber zeigte sich der viel bemühte «Transformationsschock»? Er ist zumindest
               für die 1990er und frühen 2000er Jahre, als die Folgen der verfehlten SED-Wirtschafts- und Sozialpolitik im Zuge der Transformation zu einer sozialen Marktwirtschaft
               besonders krass zu spüren waren, schwer zu verorten. Als Symbol stehen einige Proteste,
               darunter der berühmteste der Kalikumpel in Bischofferode.[95] Allerdings sind diese Proteste fast immer nur soziale geblieben und weiteten sich
               auch nicht über die eigene Region oder das eigene Wirtschaftsgebiet aus. Sie fielen
               nie grundsätzlich aus. Dafür mag es vielerlei Ursachen gegeben haben, doch blickt
               man vergleichend auf Arbeitskämpfe in Europa in den letzten 100 Jahren, wird man kaum
               konstatieren können, dass die ostdeutschen Proteste und Arbeitskämpfe in den 1990er
               Jahren besondere Höhepunkte darstellten. Die demgegenüber andere Wahrnehmung der ostdeutschen
               Proteste in der deutschen Öffentlichkeit hängt wohl vor allem damit zusammen, dass
               in der Bundesrepublik Arbeitskämpfe im europäischen und nordamerikanischen Vergleich
               selten und ziemlich harmlos, meist sehr kurz und fast nie branchenübergreifend ausfallen.[96]
            

            Ein harter Indikator für den «Transformationsschock» könnten die Wahlergebnisse zum
               Bundestag und den Landtagen darstellen.
            

            
               
                  Ergebnisse Bundestagswahlen Osten (nur ab 5 % der abgegebenen Stimmen)
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            Diese Ergebnisse zeigen zunächst eines: Erst ab 2005 hat sich kontinuierlich ein Viertel
               bis ein Drittel (im Osten haben kontinuierlich über fünf Prozent zudem offen rechtsextremistische
               Kleinparteien gewählt) der Wähler*innen zu einer antiwestlichen Partei bekannt, zu
               politischen Kräften, die Prinzipien der repräsentativen Demokratie abschaffen wollen
               und sich offen zu antiwestlichen und antidemokratischen Staaten wie Russland, China,
               Kuba, Syrien, Venezuela o.ä. bekennen. Eine deutliche Mehrheit (von 50 Prozent bis
               zu zwei Drittel) hingegen bekannte sich immer zu den Parteien, die trotz unterschiedlicher
               politischer Ansätze und Ziele klar zu den Prinzipien des Grundgesetzes stehen und
               diese immer verteidigen. Offenbar gibt es eine eindeutige Präferenz im Osten für das
               westliche Staats- und Gesellschaftsmodell. Im Vergleich zu den Wahlergebnissen im
               Westen fallen zwar deutliche Differenzen auf, doch interessant ist hier, dass sich
               die Wahlergebnisse zwischen Ost und West tendenziell annähern.
            

            
               
                  Ergebnisse Bundestagswahlen Westen (nur ab 5 % der abgegebenen Stimmen)
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            Deutlich ist an beiden Übersichten zu erkennen, dass der Einbruch in der traditionellen
               Parteienaufteilung erst 2017 erfolgte, als nicht nur im Osten über 40 Prozent antiwestliche
               Parteien (einschließlich Kleinparteien) wählten, sondern auch im Westen jede fünfte
               Stimme auf eine solche politische Kraft entfiel. Die Wahlbeteiligung bietet zwar auch
               immer Möglichkeiten, über die Gründe für eine Nichtbeteiligung zu spekulieren. Allerdings
               fallen diese sehr vielfältig aus. In Ostdeutschland fiel seit 2002, dem Jahr mit der
               höchsten Wahlbeteiligung in Deutschland seit 1990, die Beteiligungsquote immer drei
               bis acht Prozent geringer aus als im Westen. Auch das ist kein gravierender Unterschied.
               Als 2009 die geringste Wahlbeteiligung in Deutschland seit über 100 Jahren vermerkt
               wurde, nahmen im Osten nicht einmal zwei Drittel (64,7 %) an den Wahlen teil. Im Westen
               waren es aber auch nur 72,7 %, ebenfalls der geringste dort je festgestellte Wert.
               Zugleich war die Differenz die größte (identisch mit dem Jahr 2002).
            

            Ein Blick auf die Wahlergebnisse der Länder verdeutlicht einige Tendenzen (die Wahlbeteiligung
               lag hier durchschnittlich niedriger, meist deutlich).
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                           21,4

                        
                        	
                           21,5

                        
                        	
                           10,6

                        
                        	
                           8,4

                        
                     

                     
                        	
                           PDS/L

                        
                        	
                           12,0

                        
                        	
                           19,9

                        
                        	
                           19,6

                        
                        	
                           20,4

                        
                        	
                           24,1

                        
                        	
                           23,7

                        
                        	
                           16,3

                        
                        	
                           11,0

                        
                     

                     
                        	
                           FDP

                        
                        	
                           13,5

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           13,3

                        
                        	
                           6,7

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           6,4

                        
                     

                     
                        	
                           Grüne

                        
                        	
                           5,3

                        
                        	
                           5,1

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           7,1

                        
                        	
                           5,2

                        
                        	
                           5,9

                        
                     

                     
                        	
                           AfD

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           24,3

                        
                        	
                           20,8

                        
                     

                     
                        	
                           DVU

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           12,9

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                     

                  
               

            
            
               
                  Landtagswahlergebnisse Thüringen

               
               
                  
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                        	
                           1990

                        
                        	
                           1994

                        
                        	
                           1999

                        
                        	
                           2004

                        
                        	
                           2009

                        
                        	
                           2014

                        
                        	
                           2019

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           CDU

                        
                        	
                           45,4

                        
                        	
                           42,6

                        
                        	
                           51,0

                        
                        	
                           43,0

                        
                        	
                           31,2

                        
                        	
                           33,5

                        
                        	
                           21,7

                        
                     

                     
                        	
                           SPD

                        
                        	
                           22,8

                        
                        	
                           29,6

                        
                        	
                           18,5

                        
                        	
                           14,5

                        
                        	
                           18,5

                        
                        	
                           12,4

                        
                        	
                           8,2

                        
                     

                     
                        	
                           PDS/L

                        
                        	
                           9,7

                        
                        	
                           16,6

                        
                        	
                           21,3

                        
                        	
                           26,1

                        
                        	
                           27,4

                        
                        	
                           28,2

                        
                        	
                           31,0

                        
                     

                     
                        	
                           FDP

                        
                        	
                           9,3

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           7,6

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           5,0

                        
                     

                     
                        	
                           Grüne

                        
                        	
                           6,5

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           5,7

                        
                        	
                           5,2

                        
                     

                     
                        	
                           AfD

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           10,6

                        
                        	
                           23,4

                        
                     

                  
               

            
            
               
                  Landtagswahlergebnisse Sachsen

               
               
                  
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                        	
                           1990

                        
                        	
                           1994

                        
                        	
                           1999

                        
                        	
                           2004

                        
                        	
                           2009

                        
                        	
                           2014

                        
                        	
                           2019

                        
                     

                  
                  
                     
                        	
                           CDU

                        
                        	
                           53,8

                        
                        	
                           58,1

                        
                        	
                           56,9

                        
                        	
                           41,1

                        
                        	
                           40,2

                        
                        	
                           39,4

                        
                        	
                           32,1

                        
                     

                     
                        	
                           SPD

                        
                        	
                           19,1

                        
                        	
                           16,6

                        
                        	
                           10,7

                        
                        	
                           9,8

                        
                        	
                           10,4

                        
                        	
                           12,4

                        
                        	
                           7,7

                        
                     

                     
                        	
                           PDS/L

                        
                        	
                           10,2

                        
                        	
                           16,5

                        
                        	
                           22,2

                        
                        	
                           23,6

                        
                        	
                           20,6

                        
                        	
                           18,9

                        
                        	
                           10,4

                        
                     

                     
                        	
                           FDP

                        
                        	
                           5,3

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           5,9

                        
                        	
                           10,0

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                     

                     
                        	
                           Grüne

                        
                        	
                           5,6

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           5,1

                        
                        	
                           6,4

                        
                        	
                           5,7

                        
                        	
                           8,6

                        
                     

                     
                        	
                           AfD

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           9,7

                        
                        	
                           27,5

                        
                     

                     
                        	
                           NPD

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           9,2

                        
                        	
                           5,6

                        
                        	
                           –

                        
                        	
                           –

                        
                     

                  
               

            
            Diese Ergebnisse bestätigen tendenziell die Aussagen, die sich aus den Bundestagswahlergebnissen
               ableiten lassen. Ab Mitte der 1990er Jahre wählte jeder fünfte bis vierte Wähler antiwestlich.
               Rechtsextreme kamen dabei schon vor 2014 mehrfach über die Fünfprozenthürde und zwar
               in allen ostdeutschen Landtagen. Auch wenn sich die Rechtsextremen deutlich von der
               PDS unterschieden, in vier Punkten waren sie sich einig: Sie lehnten westliche Staats-
               und Gesellschaftsvorstellungen weitgehend ab und propagierten offensiv den angestrebten
               Umbau bzw. Abbau des demokratischen Staates westlicher Herkunft, wie er im Grundgesetz
               verankert worden ist. Zweitens sprachen sie sich für einen starken Staat aus, der
               weitgehend als Regulierungsinstanz auftreten und bis in Kleinigkeiten hinein Vorgaben
               machen und die Umsetzung kontrollieren soll. Das ging einher mit der Forderung nach
               Sanktionierung von Gruppen, die nicht ins eigene Gesellschaftskonzept passen (Rassismus
               und politische Verfolgungen zum Beispiel auf der Seite der Neofaschisten, Sozialisierung,
               sprich Enteignungen und ebenfalls Sanktionierung politischer Gegner auf der anderen
               Seite). Drittens traten sie, wenn auch sehr unterschiedlich konnotiert, intellektuellen-
               und vor allem elitenfeindlich in Erscheinung. Auch hier waren die Ausprägungen verschieden,
               aber die Stoßrichtung gegen die Eliten doch ganz ähnlich. Der vierte Punkt ist der
               vielleicht offenkundigste: Beide Strömungen strebten eine Geschichtsrevision an –
               einerseits die Verharmlosung des Nationalsozialismus bis hin zur Indienstnahme für
               die eigene Tagespolitik (rechts), andererseits die Verharmlosung des Kommunismus und
               das systematische Herunterspielen der Menschenrechtsverletzungen in der DDR, die Leugnung des Diktaturcharakters der DDR und schließlich der beständige Versuch, den Marxismus-Leninismus als Zukunftsideologie
               und -theorie «zu retten» (links, aber partiell auch rechts).
            

            Genau an diese vier Punkte konnte die AfD anknüpfen. Ihr kam der ohnehin nie aufgearbeitete
               Rassismus in der deutschen und speziell der ostdeutschen Geschichte zudem gelegen.
               Der Boden für die völkische und faschistische AfD war bereitet.
            

            Doch schaut man auf die Wahlergebnisse, ergeben sich noch andere Fragen. Waren denn
               die stabilen zwei Drittel bis drei Viertel Wähler*innen, die demokratische Parteien
               wählten, an Freiheit und repräsentativer Demokratie interessiert? Mehrheitlich wird
               das so gewesen sein. Doch sämtliche demoskopischen Erhebungen von 1990 bis zur Gegenwart
               zeigen auch, dass bestimmte politische Einstellungen weder an Parteimitgliedschaft
               noch an Wahlpräferenzen gebunden sind. Daher sind Wahlanalysen auch nur begrenzt aussagefähig.
               Glaubt irgendjemand, dass in Rostock-Lichtenhagen oder Hoyerswerda keine SPD-PDS-CDU-FDP-Grünen-Wähler Beifall klatschten oder sich sogar an den Pogromen beteiligten? Viele
               antidemokratische und antifreiheitliche Bekundungen im Osten kommen nicht nur aus
               der berühmten, aber unbestimmten «Mitte der Gesellschaft», sie kommen auch aus der
               Mitte der Parteien, aller demokratischen Parteien.
            

            Die Wahlergebnisse lassen sich noch anders interpretieren. Nehmen wir Sachsen, Brandenburg
               und Thüringen. Dort regierten, teilweise mit absoluter Mehrheit, von 1990 bis 2002
               Kurt Biedenkopf bzw. Manfred Stolpe und in Thüringen von 1992 bis 2003 Bernhard Vogel.
               Interessanterweise waren zwei der drei Westdeutsche, entstammten also jener Gruppe,
               die im Osten so in Verruf geraten war. Alle drei inszenierten sich als fürsorgliche
               «Landesväter», die ihre Untertanen wie kleine Kinder schützten, aber auch so über
               sie sprachen. Biedenkopfs Beiname lautete nicht zufällig «König Kurt». Und Stolpe
               übernahm bereitwillig die Bezeichnung Brandenburgs als «kleine DDR». Auch das kein
               Zufall, ganz abgesehen davon, dass seine persönlichen Stasiverstrickungen ihm eher
               noch zu einem Popularitätsschub verhalfen denn ihn nachhaltig beschädigten.
            

            Wenn man dies nüchtern und mit Abstand betrachtet und abzieht, dass Ministerpräsidenten
               fast immer auch im Westen eine besondere Rolle spielen, so fällt doch auf, auch anhand
               der Wahlergebnisse, dass die ostdeutschen Wähler*innen eine autoritäre Führung bevorzugen,
               eine, die bereit und in der Lage ist, unangenehme Fragen abzunehmen. Biedenkopf verneinte
               stets, dass es in seinem Land ein Problem mit Neofaschisten gebe, und das, obwohl
               deren brutale Umtriebe gerade in Sachsen in den 1990er Jahren teilweise europaweit
               Schlagzeilen machten. Und Stolpe stand für eine Politik des Beschweigens, des Schwamm
               drüber und weiter so. Das ist auch deswegen bemerkenswert, weil Stolpe anders als
               Biedenkopf oder Vogel kaum sichtbare Erfolge, wirtschaftliche schon gar nicht, vorweisen
               konnte.
            

            Auch in Sachsen-Anhalt kam diese Politik schnell zum Tragen. Nur vier Jahre nach dem
               Untergang der SED-Diktatur schmiedeten SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Sachsen-Anhalt das «Magdeburger Modell». Sie hatten
               zusammen keine Mehrheit erhalten, wollten aber das CDU-geführte Kabinett ablösen und bildeten eine Regierung, die von der PDS toleriert wurde. Man kann sich heute wahrscheinlich kaum noch vorstellen, was das
               für einen Sturm der Entrüstung auslöste. Anders als heute oder im Jahre 2010 die Linkspartei
               war die PDS im Jahr 1994 eine personell verschlankte SED. Es gab damals kaum etwas an ihr, was auf ihre Demokratisierung hindeutete. Das konnte
               ihr wichtigster Vorturner Gregor Gysi auch nicht übertünchen. Und nun machten sich
               demokratische Kräfte von dieser Moskauer Partei abhängig. So unspektakulär die Regierungszeit
               von Reinhard Höppner (SPD) letztlich ausfiel, dieser Tabubruch holte die SED/PDS zurück auf die große politische Bühne. Die Verantwortlichen für die SED-Diktatur konnten schon wieder am Rad drehen. Was für ein Zeichen für die Aufarbeitung
               der Vergangenheit, für den Umgang mit Menschenrechtsverletzungen weltweit, für die
               Beschäftigung mit antifreiheitlichen und antidemokratischen Ideologien und Theorien.
               Daher war es für Kenner der Szenerie auch keine Überraschung, dass der aus dem Ruhrgebiet
               stammende Erwin Sellering als Ministerpräsident in Mecklenburg-Vorpommern (2008–2017)
               dort so beliebt war – vehement wandte er sich gegen die These, die DDR sei ein Unrechtsstaat gewesen.
            

            Sollte es wirklich einen «Transformationsschock» gegeben haben, an den Wahlergebnissen
               war er erst ab 2014 ablesbar. Nun gab es zwei antiwestliche, antifreiheitliche Kräfte,
               die noch mehr Stimmen auf sich zusammen vereinten als zuvor zu verzeichnen waren.
               Viel stärker jedoch schlug zu Buche, dass in Ostdeutschland auch in den 1990er Jahren
               vor allem jene gewählt worden sind, die einen eher autoritär geprägten Führungsstil
               verkörperten, einen starken Staat versprachen, die Ostdeutschen in ihrer Haltung paternalistisch
               stützten und politische Probleme kleinredeten oder den Westen beschuldigten, etwas
               aufzubauschen, was vor Ort gar kein Problem darstelle.
            

            Die AfD holte hier ihre Wähler*innen im Osten ab: Die Vergangenheit wird umgedeutet.
               Ostdeutsche werden pauschal zu Revolutionshelden erklärt. Die nationalsozialistische
               Geschichte kommt als «Vogelschiss» daher. Dem Staat wird für jede Panne multiples
               Versagen bescheinigt. Die Sprache entstammt nicht der Straße, sondern nun der Kloake.
               Die persönliche Diffamierung politischer Gegner zu persönlichen Feinden wird zum Programm.
               Überhaupt kann die AfD sehr gut an dichotomische Weltbilder, die im Osten unaufgearbeitet
               vital geblieben sind, anknüpfen. Dazu gehört auch ein «die da oben» und «wir hier
               unten», ein Muster, das wahrscheinlich die wichtigste Erklärung dafür ist, warum Oschmanns
               Wutbuch im Osten so ein großer Erfolg geworden ist. Die Elitenfeindlichkeit der AfD
               ist zugleich eine Feindlichkeit gegenüber dem Westen, obwohl die AfD eine Westpartei
               ist, die im Osten bislang ihre größten Erfolge feierte. Schließlich wird das alles
               durch einen offenen Rassismus zusammengehalten, der im Osten ungebrochen durch die
               Jahrzehnte gewabert war. Das alles brach nach 1990 offen aus, wurde aber zunächst
               im Zaum gehalten, weil populäre, aber autoritäre Regierungen diese Erscheinungen einigermaßen
               eingrenzen konnten, allein kraft ihrer Autorität, um die sich nur die «Baseballschlägerverbrecher»
               nicht kümmerten.
            

            Seit vielen Jahren gibt es im Osten (aber auch im Westen, wenn auch anders) ein Phänomen,
               das sehr gut veranschaulicht, dass sich die Hinwendung zu politischen Extremisten
               eben nicht allein aus sozialen Problemen erklären lässt. Seit etwa 15, 20 Jahren antworten
               auf die Frage, wie geht es ihnen sozial-materiell persönlich, konstant zwei Drittel
               bis drei Viertel der Ostdeutschen: gut bis sehr gut. Fragt man nun, wie geht es Ostdeutschland
               sozial-materiell, so antworten ebenfalls zwei Drittel bis drei Viertel: schlecht.
               Dieser offenkundige Widerspruch verweist darauf, dass die Suche allein nach sozialen
               Gründen für den Hang zum Autoritarismus und Extremismus verfehlt wäre. Hinzu kommt
               der Umstand, dass eine stärkere Zuwendung zu antiwestlichen Strömungen, die über den
               einstigen SED-Kern hinausgehen, in den Wahlergebnissen erst seit den 2000er Jahren signifikant
               wird mit steigender Tendenz, also zu einem Zeitpunkt, als die größten sozialen Verwerfungen
               aus unterschiedlichen Gründen überwunden waren und Ostdeutschland zusehends begann,
               wirtschaftlich zu wachsen und sozial stabiler zu werden. Der zunehmende Wohlstand
               änderte übrigens nichts daran, dass sich seit Ende der 1990er Jahre (vorher lagen
               die Zahlen bei über neunzig Prozent mit der Selbstaussage, daran würde sich so schnell
               auch nichts ändern!) zwei Drittel der Ostdeutschen (zuweilen sogar noch mehr) konstant
               als Bürger 2. Klasse in der Bundesrepublik ansehen.
            

            Ich vermute, die Frage des «Transformationsschocks» müsste künftig noch stärker losgelöst
               von den sozialen Verwerfungen erforscht und debattiert werden. Meine These lautet,
               es handelte sich mindestens auch, wenn nicht sogar eher um einen politischen und einen
               kulturellen Schock, den schon beschriebenen Freiheitsschock. Im Alten Testament ist
               das Phänomen beschrieben worden mit der Sehnsucht der Israeliten in der Wüste nach
               den Fleischtöpfen Ägyptens.
            

         
      
   
      
               12.

               Demokratie in Ostdeutschland
               

            

            Der jahrzehntelangen ideologischen Dauerbeschallung der Kommunisten konnte niemand
               entkommen. Bis heute werden im Osten Begriffe wie «Antifaschismus», «Antikommunismus»
               oder «Frieden» weithin problematisch verwendet. Vielen ist dabei nicht bewusst, dass
               sie den Deutungen der «Kommunistischen Internationale», wie sie das vor 100 Jahren
               verbreitete, aufsitzen. Das ist in der DDR 40 Jahre lang so allerorten gelehrt worden und fand auch in der bundesdeutschen Linken
               großen Anklang. Der kommunistische «Antifaschismus» setzt einen Faschismus-Begriff
               voraus, der nicht nur darauf baut, dass Faschismus eine Spielart des Kapitalismus
               darstellt. Er impliziert zugleich eine scharfe Absage an westliche Demokratie- und
               Freiheitsmodelle. Diktator Putin operiert heute mit einem solchen Faschismus-Begriff.
               Letztlich, auch das führt Putin aktuell brutal vor und viele fallen darauf herein,
               auch in Ostdeutschland, liegt dieser Faschismus-Auffassung ein simples Freund-Feind-Schema
               zugrunde, mit dem letztlich jeder politische Gegner (hier besser: Feind) als Faschist
               bezeichnet werden kann. Dagegen kann sich der Einzelne kaum wehren, weil der Begriff
               tatsächlich wie ein Totschläger funktioniert. Demzufolge ist der Antifaschismus-Begriff
               der gleichen Willkür ausgesetzt. Antifaschist*innen waren jene, die antikapitalistisch
               auftraten. Die Verengung des Antifaschismus-Begriffs auf diese eine Möglichkeit ist
               eine der nachhaltigsten, bis heute wirksamen politisch-ideologischen Interventionen
               der Kommunisten. «Antifaschistisch» war gleichbedeutend mit «antikapitalistisch»,
               das wiederum mit «antibürgerlich» und das mit der Frontstellung gegenüber bürgerlichen
               Verfassungs-, Freiheits- und Demokratievorstellungen.
            

            Hat das Auswirkungen? Wer durch Ostdeutschland fährt und etwas historische Sachkunde
               im Gepäck dabeihat, wird sich wundern: Im Prenzlauer Berg steht ein Monumentaldenkmal
               für Ernst Thälmann, kleinere in Weimar und anderswo ebenso. Viele Straßen und Plätze
               sind immer noch nach Stalins einstigem deutschen Statthalter benannt. Thälmann ist
               die Symbolfigur des deutschen Kommunismus. Er war genauso ein scharfer und unerbittlicher
               Gegner der Weimarer Republik, von Demokratie und Freiheit wie die Nationalsozialisten.
               Wer aber heute in Ostdeutschland über Ernst Thälmann diskutieren will, wird fast ausnahmslos
               mit den Geschichtslügen, den romantischen Märchen über «Teddy» konfrontiert.
            

            Natürlich gibt es in Ostdeutschland immer noch auch Straßen und Plätze die nach Lenin,
               dem Erfinder des bolschewistischen Massenterrors, benannt sind. Auch sind immer noch
               Straßen nach Otto Grotewohl, der die Sozialdemokratie in Ostdeutschland verriet und
               vernichtete, oder nach Wilhelm Pieck, dem bekanntesten ostdeutschen Kommunisten nach
               Walter Ulbricht, benannt. Für Pieck steht in seiner Geburtsstadt Guben sogar noch
               ein absurd großes Denkmal in einer Art Ehrenhain. Ja, eine Mehrheit in den Orten,
               Regionen und in Ostdeutschland allgemein war in all den Jahren seit 1990 für eine
               Beibehaltung dieser Benennungen, allesamt Männer, die für Unfreiheit, Diktatur, antidemokratisches
               Denken und eine Vernichtungsideologie – etwas anderes ist der Leninismus nicht – stehen.
            

            Auch der kommunistische Friedensbegriff ist von solchen ideologischen Verrenkungen
               betroffen. Die leninistische Friedenspropaganda wirkt neben dem damit synthetisch
               zusammenhängenden «Antifaschismusverständnis» über das Ende der kommunistischen Diktaturen
               fort. (Auch hier lässt sich übrigens anhand der rhetorischen Figuren von Putin zeigen,
               wie der Kremlchef den leninistischen Friedensbegriff verwendet, um seinen eigenen
               Angriffs- und Vernichtungskrieg gegen die Ukraine zu rechtfertigen.) Nach dieser Ansicht
               leiten sich «die Fragen von Krieg und Frieden vom Klassenkampf» ab. Demnach haben
               «Kriege letztlich ihre Wurzel im Privateigentum an Produktionsmitteln, im Klassenantagonismus
               der Ausbeutergesellschaft, im aggressiven Wesen des Imperialismus …. Der Kampf um
               den Frieden hat also einen zutiefst klassenmäßigen Inhalt …. Erst im Sozialismus entsteht
               die Gesellschaft, der der Frieden wesenseigen ist, weil in ihr die Ausbeutung beseitigt
               ist.»[97] Zu dieser Friedensauffassung gehörte die Ansicht, Kriege könnten von sozialistischen
               Staaten nicht ausgehen. Daher waren auch die vielen sowjetischen Militärinvasionen
               stets Missionen, um die sie gebeten worden sei. Selbstredend war nach dieser Auffassung
               die Sowjetunion auch kein imperialistisches Reich, sondern lediglich ein freiwilliger
               Zusammenschluss autonomer Republiken, die das gemeinsame Ziel, Kommunismus, anstrebten.
            

            Frieden war alles untergeordnet. Aus Frieden ergab sich alles. Wo er nicht garantiert
               sei –, überall außerhalb des «sozialistischen Weltsystems» – herrsche offener Krieg
               gegen andere Staaten oder latenter Krieg gegen die eigene Gesellschaft. Das verbreitete
               ausgerechnet die SED, die ihre ganze Staatsgesellschaft prophylaktisch inhaftiert hatte und einen ununterbrochenen
               Krieg gegen die eigene Bevölkerung führte. Gleichwohl herrschte allein im Sozialismus,
               wie ihn die SED praktizierte, «Freiheit», denn nur hier seien die «objektiven Bedingungen» gegeben,
               um Freiheit zu ermöglichen. Ihrer Definition nach verlange Freiheit «Einsicht in die
               Notwendigkeit», ein geschickter Griff in die Hegel-Kiste, um jede Einschränkung der
               Freiheit als «objektiv» nötig zu verteidigen und an das Bewusstsein zu appellieren,
               diese Einschränkung als notwendig anzuerkennen.[98] Im Westen hingegen gebe es keine Freiheit, weil dort die strukturellen Voraussetzungen
               nicht gegeben seien. Oder anders ausgedrückt: Freiheit sei nur möglich, wenn alle
               ähnliche Lebensverhältnisse genießen.
            

            Überall auf der Welt, auch in Ostdeutschland, hört man oft den Einwand, was nützt
               mir Freiheit, wenn ich das, jenes oder noch was anderes nicht tun, mir nicht leisten
               kann. Diese negative Freiheitsbeschreibung ist verständlich, müsste dann aber ebenso
               auf Frieden angewendet werden.
            

            Im Prinzip geht es heute eben nicht nur um Frieden oder Krieg, Freiheit oder Unfreiheit,
               es geht auch um die Priorität: Frieden oder Freiheit. Viele beantworten diese Frage
               mit dem Diktum, Frieden ist nicht alles, aber ohne Frieden ist alles nichts. Ich widerspreche
               und entgegne: Freiheit ist alles und ohne Freiheit ist alles andere, auch der dann
               so genannte Frieden, nichts.
            

            Aber nicht nur Begriffe wie «Antifaschismus», «Frieden» oder «Freiheit» werden im
               Osten häufig in einer ideologisch verbrämten Variante verwendet. Allgemein gilt es
               auch als verwunderlich, wenn sich jemand offen als «Antikommunist» bezeichnet. In
               allen demoskopischen Umfragen seit 1990 ist nachzulesen, dass bis Ende der 2000er
               Jahre drei Viertel bis über achtzig Prozent Sozialismus für eine gute Idee hielten,
               die in der DDR nur schlecht praktiziert worden sei. Seither hat sich ein Wert eingepegelt, der bei
               40 bis 50 Prozent liegt. All diese Umfragen zeigen, dass Wahlergebnisse nur einen
               sehr begrenzten Aussagewert besitzen, wenn es um politische Einstellungen geht. Diese
               Einstellung zum Sozialismus wirft zumindest die Frage auf, warum sich das nicht in
               den Wahlergebnissen spiegelt und warum diese Menschen überwiegend Parteien wählen,
               die ganz andere Auffassungen in Sachen «Frieden», «Freiheit» oder «Sozialismus» vertreten.
               Eine Antwort zu geben, ist nicht einfach. Sicherlich, man sollte sich hüten vor einfachen
               Analogieschlüssen oder banaler Logik nach dem Motto, wenn A, dann B.
            

            Gleichwohl zeigen alle Erhebungen seit 1990 eines wiederum ganz klar: So wie bei «Freiheit»,
               «Staat», «sozialer Gerechtigkeit», «Gleichheit» oder «Frieden» ein deutlicher Unterschied
               zum Westen erkennbar ist und diese Differenzen wohl wirkmächtiger sind als soziale
               Unterschiede, auch wenn diese keinesfalls irrelevant sind,[99] so erweist sich bei näherer Betrachtung auch, dass gleiche Begriffe noch lange keine
               gleichen Inhalte vorweisen müssen.
            

            Das größte Missverständnis in Ostdeutschland besteht meiner Beobachtung nach bei der
               Erwartungshaltung gegenüber der repräsentativen Demokratie. Dass auch die Wahlbeteiligung
               in Ostdeutschland sinkt, vor allem bei Landtags- und Kommunalwahlen, aber auch Bundestagswahlen,
               liegt in einem gesamtdeutschen Trend. Darüber wird seit langem diskutiert: Normalität
               oder Gefahr für die Demokratie?[100] Wen repräsentiert die «repräsentative Demokratie», wenn vor allem in sozialen Brennpunkten
               immer weniger gewählt wird? Auch wenn sich bei der abnehmenden Wahlbeteiligung eine
               Demokratieskepsis konstatieren lässt, so drohen der Demokratie ja durchaus auch an
               den Wahlurnen selbst ernste Schäden, denn die Demokratie kann auch abgewählt werden.
            

            In Ostdeutschland kommt nun hinzu, dass die Prinzipien der repräsentativen Demokratie
               mindestens offen abgelehnt oder sogar nicht verstanden werden. Das ist keine Schuldzuschreibung,
               sondern nur eine Feststellung. Der immer wieder wütend ausgerufene Satz, ist doch
               egal, was und wen ich wähle, «die» machen sowieso, was sie wollen, ist vielleicht
               der bekannteste Symbolsatz für dieses «Missverständnis».
            

            Nehmen wir mal die aktuelle Situation im Frühjahr 2024. Die Ampelkoalition bringt
               seit Monaten keine Mehrheit mehr zustande – in Wahlumfragen, die aus einem unerfindlichen
               Grund fast täglich verkündet werden. Die Opposition leitet daraus die demokratiefeindliche
               Forderung ab, es müssten Neuwahlen her, die Scholz-Regierung habe abgewirtschaftet.
               Bedauerlicherweise erheben eine solche Forderung nicht nur die Extremisten von der
               AfD und der Truppe um die Nationalbolschewistin Wagenknecht, nein, so etwas fordern
               auch Demokraten wie Söder oder Merz. Dabei verfügt die gewählte Regierung, wie immer
               man zu ihr selbst stehen mag, über Wahlprogramme und einen Koalitionsvertrag, die
               sehr genaue Gradmesser dafür sind, was sie in den Monaten seit Bestehen geleistet
               hat und was nicht. Sie wäre die erste Regierung gewesen, der nicht schwere handwerkliche
               Fehler unterlaufen wären. Aber merkwürdigerweise redet kaum jemand darüber, dass sie
               dabei ist, einen Großteil ihrer Koalitionsversprechen einzulösen. Warum?
            

            An diesem Beispiel lässt sich noch etwas anderes studieren, was in Ostdeutschland
               seit 1990 fast unverändert grassiert, aber mittlerweile auch im Westen immer größere
               Teile der Gesellschaft erfasst: die Verachtung der Wahlergebnisse und der damit zusammenhängenden
               Legitimation der Gewählten. Im Osten ist vielfach zu beobachten, dass die Menschen
               sich enttäuscht vom Staatssystem abwenden, weil sie sich nicht repräsentiert fühlen.
               Warum nicht? Weil ihre Forderungen, ihre Vorstellungen nicht unmittelbar und nicht
               eins zu eins umgesetzt werden. Vielen Ostdeutschen ist einfach nicht bewusst, dass
               kein System in der Lage ist, die Forderungen von vielen Kleingruppen umzusetzen, einfach
               schon deswegen nicht, weil diese Forderungen sich gegenseitig häufig ausschließen.
               Daher ist Demokratie eine Aushandlungsarena, eine Kompromisssuche, kein Konsensmodell.
            

            Im Osten ist oft zu hören, die bundesdeutsche Demokratie könnte doch von der Revolution
               lernen und Runde Tische einsetzen. Natürlich ist es bedenkenswert, neue Elemente der
               Demokratie zu erproben. Das wird ja auch getan, Stichwort «Bürgerräte» oder «Bürgergespräche».
               Gleichwohl haben sie einen Mangel, den auch schon die Runden Tische hatten und der
               sich nicht beheben lässt: Sie agieren ohne demokratische Legitimation, können also
               nur zusätzliche Beratungselemente darstellen.
            

            Aktuell gibt es immer mehr Menschen, und zwar bei weitem nicht nur in den politischen
               Randspektren, die das Bild einer Gesellschaft zeichnen, die eine Quasi-Diktatur ist,
               in der eine Mehrheit am Rande des Existenzminimums lebt und der Staat kurz vor dem
               totalen Versagen steht. Dabei belegen fast alle sozialstatistischen Daten das Gegenteil:
               Diesem Land geht es so gut wie fast noch nie. Umfragen zeigen, dass die Menschen,
               wenn man sie nach ihrer eigenen Situation befragt, zum großen Teil sagen, dass es
               ihnen gut geht. Befragt man dieselben Menschen nach der Situation des Landes, sagen
               sie mit überwältigender Mehrheit: Dem Land geht es schlecht. Das ist im Osten noch
               ausgeprägter als im Westen. Wir befinden uns in einer Spirale der Empörung und Geringschätzung,
               jeder will den anderen darin noch überbieten.
            

            Ein nicht geringer Teil will auch gar nicht mehr «zurückgeholt» werden. Es muss aufhören,
               dass sich Demokraten von Extremisten, Faschisten und Spaltern Takt und Ton und Inhalte
               diktieren lassen! Und wir sollten uns nicht an unserem eigenen kostenlosen Applaus
               ergötzen, und wenn dann einzelne Gruppen für ihre gerechtfertigte soziale Besserstellung
               kämpfen, Solidarität aufkündigen und so tun, als seien Streiks illegal. Die Gesellschaft
               muss lernen, Konflikte auszutragen und zu lösen, ohne dabei die jeweils andere Seite
               zu diffamieren. Wir brauchen keine Konsensgesellschaft, sondern eine Kompromissgesellschaft –
               das ist das Wesen von Demokratie und Freiheit.
            

            In einer Aushandlungsarena muss man hinnehmen, wenn die eigene Meinung in der Minderheit
               ist. Viele verstehen nicht, dass nicht jede Meinung auch zu einer politischen Umsetzung
               führen kann – wie sollte das auch gehen? Daher bildet die «repräsentative Demokratie»
               Wahlergebnisse ab – nach der nächsten Bundestagswahl vermutlich andere als bei der
               letzten. Undemokratisch ist, zu erwarten, dass sich die Politik nach den täglichen
               demoskopischen Erhebungen richtet. Die sind auch im Grundgesetz nicht vorgesehen.
            

            Die aktuellen Demonstrationen und Proteste werden in Deutschland ziemlich aufgebauscht
               (Landwirte, Lokführer). Warum? Weil Deutschland solche Streiks und Proteste einfach
               nicht gewöhnt ist. Im internationalen Vergleich nimmt Deutschland bezogen auf Streiks
               ziemlich abgeschlagen einen hinteren Mittelfeldplatz ein.
            

            Aber natürlich steckt in all den Debatten ganz viel Wut und auch Überforderung drin.
               Beides sind irrationale Gefühle, wie die Liebe. Als Historiker meine ich: Die Welt
               war noch nie in einem besseren Zustand, bei allen Problemen. Der Hunger ist zurückgegangen,
               die Zahl der Kriege, die der Naturkatastrophen. Die Bildung hat weltweit zugenommen,
               auch die globale Geschlechtergerechtigkeit. Zugleich befinden wir uns inmitten einer
               überwältigenden Transformation. Es geht nicht so sehr darum, was sich alles verändert –
               und es verändert sich sehr viel –, sondern in welchem Tempo. Unsere Urgroßeltern oder
               Großeltern haben zwei Weltkriege erlebt, aber ihr Alltagsleben hat sich derweil wenig
               verändert. Es dauerte Jahre, bis größere technische Entwicklungen wie der Fernseher,
               das Telefon oder die Waschmaschine in der Breite für alle wirklich ankamen. Man hatte
               Zeit, sich daran zu gewöhnen. Heute verändert sich alles in rasendem Tempo. Die digitale
               Revolution ist eine Zumutung selbst für jene, die ganz weit vorn die Entwicklung mitbestimmen.
               Wenn das auf eine überalterte Gesellschaft trifft, entsteht eine gefährliche Mischung.
            

            Ostdeutschland ist noch überalterter als Westdeutschland. Und es hat einen größeren
               Männerüberschuss als Nordnorwegen, wo es traditionell weniger Frauen gibt. Das alles
               wirkt sich verstärkt im Osten aus, wo die Transformation noch viel heftiger gefühlt
               wird als im Westen, weil es die zweite binnen weniger Jahre ist. Eine Veränderungserschöpfung
               hat hier wirklich gute Gründe. Und es führt dazu, dass viele die Vergangenheit rosarot
               verklären. «Früher war alles besser» heißt nichts anderes als «Früher wusste ich,
               wo mein Platz war, fühlte ich mich sicherer». In der Vergangenheit kennt man sich
               eben viel besser aus als in der Gegenwart oder in der Zukunft. Das ist angesichts
               des Veränderungstempos durch die digitale Revolution nachvollziehbar – auch ich fühle
               mich zuweilen verunsichert.
            

            Ich denke, wir brauchen Identifikationsanker. Die Nationalsymbole wie die Nationalhymne
               oder die Deutschlandflagge sind für viele aufgrund unserer Geschichte immer noch belastet.
               Demokraten aber dürfen die Symbole nicht jenen überlassen, die gegen Demokratie und
               Freiheit, wie es das Grundgesetz definiert, auftreten. Ein anderer Ansatz wäre, Artikel 146
               des Grundgesetzes mit Leben zu erfüllen.[101]
            

         
      
   
      
               13.

               Infantilisierung: Ostalgie
               

            

            Bereits 1992 hat ein sächsischer Kabarettist das Kofferwort «Ostalgie» geprägt. Tatsächlich
               setzte schon frühzeitig eine Rückbesinnung oder Neubesinnung auf Ostprodukte, Ostkultur
               oder vermeintlich typische Ostmentalitäten ein. Zunächst war das auch eine Reaktion
               auf den selbstverschuldeten Umstand, dass nach der Währungsunion zunächst fast alle
               Ostprodukte aus den Geschäften geflogen waren: Für Westgeld wollte niemand Ostprodukte
               kaufen. Das war nicht sonderlich clever, weil ja die meisten Menschen selbst Ostprodukte
               herstellten. Zum wirtschaftlichen Umbau gehörte eine große Ernüchterung angesichts
               der katastrophalen sozialen Folgen. Und nun passierte etwas, was immer in Umbrüchen
               geschieht: Die Menschen drehten sich um, schauten zurück und fanden nun, früher war
               manches besser, übersichtlicher, sie fühlten sich in der Vergangenheit sicherer aufgehoben.
               Es setzte aber nicht nur Nostalgie ein, sondern auch eine nie mehr abreißende Verklärung
               und zum Teil Verherrlichung der DDR. Zwar wollte immer nur eine kleine, vernachlässigbare Minderheit die DDR so zurück, wie sie war. Aber der DDR wurden immer Eigenschaften zugeschrieben, die an der historischen Realität vorbeigingen.
               Uwe Johnsons Kinder machten ihm nun alle Ehre. Es erstand eine Honecker-DDR, die nie existierte. Vor allem eine, die offenbar keine echte Diktatur war, wie auch
               der Bestseller von Katja Hoyer sehr erfolgreich weismachen will. Der Boom hält bis
               heute an. Ein erster Höhepunkt war bereits 2002/03 erreicht, als diese Ostalgie-Welle
               auch durch die Massenmedien strömte und lächerliche Höhepunkte zeitigte: Eiskunstlaufsuperstar
               Katarina Witt ließ es sich nicht nehmen, lächelnd in Pionierbluse mit blauem Pionierhalstuch
               in einer TV-Show aufzutreten. Kaum etwas blieb von dieser Ostalgie-Welle verschont.
               Das Problem war nie diese ahistorische Rückbesinnung – sollen sie es doch tun. Auch
               das verkraftet Freiheit. Zugleich aber war das ein Ausdruck einer immer stärkeren
               Abkehr vom Westen. Es ging nicht nur um Erinnerung, um Nostalgie, sondern um eine
               Alternative, die für viele nun erstrebenswerter erschien. Es ging nicht um die DDR, sondern um die angeblichen Möglichkeiten, die die DDR geboten habe und die die «BRD» nie bieten könne. Erst in diesem Kontrast wurde der
               Ostalgie-Spaß zu einem Politikum, weil eine gar nicht so kleine Gruppe der Ostalgiker
               längst im Lager der Westverächtlicher angelangt waren. Diese Gruppe wuchs beständig
               an, war aber eigentlich nie als politische Gruppe zu verorten, weil sie viel zu heterogen
               war.
            

            Ostalgie war politisch betrachtet in einem Teil auch Ausdruck eines Protestes. Dieser
               war diffus und heterogen. Auf der einen Seite standen Nationalbolschewisten wie Sahra
               Wagenknecht, die Stalin, Walter Ulbricht und den realen Kommunismus verzeichneten.
               Auf der anderen Seite des Spektrums turnten Unzufriedene, die gar nicht genau beschreiben
               könnten, was sie eigentlich wollen, aber sehr genau sagen können, was sie alles nicht
               wollen: den Westen, wie er ist und wie er vorgibt zu sein. Mit Westen wird dabei eine
               unerfüllte Gegenwart und eine fehlende optimistische Zukunftsaussicht gemeint. Hier
               kommt ein Uraltproblem der globalen Migrationsgeschichte zum Tragen: Man geht weg,
               ohne je anzukommen. Zuweilen wird das auch «Odysseus-Syndrom» genannt. Es hebt dabei
               auf die Irrfahrt von Odysseus ab, eine Odyssee, wie sie wohl Homer im 8./7. Jahrhundert
               v. Chr. beschrieben hat.
            

            Viele Ostdeutsche waren nicht aktiv an der Revolution beteiligt. Nicht wenige litten
               nicht unter der SED-Diktatur. Zwar stimmten etwa drei Viertel für die schnelle Herstellung der deutschen
               Einheit, aber es blieben doch viele auf Distanz. In den ersten Jahren stabilisierte
               sich die Gruppe etwa bei einem Viertel der Gesellschaft. Das ist gar nicht wenig.
               Durch die sozialen Herausforderungen und die Zumutungen von Demokratie und Freiheit,
               Ich sagen und Ich handeln zu müssen, schmolz diese Gruppe nicht dahin. Sie blieb stabil,
               hatte aber außerhalb der PDS keine wirkliche Wahlalternative. Unabhängig von konkreten Wahlentscheidungen schmolz
               die Gruppe jener, die die DDR mit Mauer zurückhaben wollten, in den 2000er Jahren zusehends, so dass sie mittlerweile
               eine statistisch nicht mehr ins Gewicht fallende Gruppe ausmacht. Zugleich wuchs die
               Gruppe, die die parlamentarische und repräsentative Demokratie als beste Staatsform
               ansieht, klar an. Allerdings, und das ist auch der aktuelle Stand, waren immer weniger
               davon überzeugt, dass die Bundesrepublik Deutschland jene Demokratie verkörpert, für
               die eine Mehrheit in Ostdeutschland optiert.
            

            Nun muss man nüchtern feststellen, was Politiker*innen ungern hören: In jeder Staatsform
               gibt es 20, 25 Prozent der Gesellschaft, die sich für den aktuellen Staat und die
               dortige Gesellschaft nicht gewinnen lassen. Zwar tun Politik, Wissenschaft und öffentliche
               Meinung immer so, als könnte das gelingen, doch das ist nicht mehr als ein Sisyphos-Unternehmen.
               Das hat natürlich auch mit den selbstgestellten Aufgaben zu tun, zu suggerieren, man
               könnte alle unter einem Schirm versammeln. Das ist unmöglich. Wer das aber öffentlich
               sagt, ist im Prinzip als Politiker*in verbrannt.
            

            Daher ist es auch nicht widersprüchlich, wenn heute fast niemand mehr im Osten die
               DDR, zumal die Mauer-DDR zurückhaben will, zugleich aber bei etwa 40 bis 60 Prozent eine systembedrohende
               Distanz zum bundesdeutschen Staat besteht. So sehr sie heute begrüßen weg zu sein,
               woher sie kamen, so wenig wollten sie je dort ankommen, wo sie heute sind.
            

            In der Migrationsgeschichte gibt es einen Aspekt, der sich nur schwer beschreiben
               lässt, der aber ziemlich zentral ist. Viele, die nicht wegen Armut, Hunger, Krieg,
               Wassermangel, Vertreibungen, Umweltkatastrophen oder aus ähnlichen grundsätzlich existentiellen
               Fluchtgründen ihren Lebensort verlassen, sondern aus anderen Gründen sich genötigt
               sehen, ihr Land zu verlassen, lehnen ihren Herkunftsort mit Gründen ab, was aber nicht
               heißt, dass sie den Ankunftsort ersehnt hätten. Hier bauen sich ganz oft neue Probleme
               auf, die aber nicht alle alten ersetzen, sondern ergänzen. Die Herstellung der deutschen
               Einheit hat das zugeschüttet: Das Weggehen einer ganzen Gesellschaft wurde missdeutet
               als Wunsch, alle wollten genau dort ankommen, wo sie ankamen – in der bundesdeutschen
               Realität. Der spätere Bundespräsident Joachim Gauck brachte das bereits im Jahr 2000
               in einer Festrede zum zehnten Jahrestag der Deutschen Einheit auf folgende prägnante
               Formel: «Nach der Einheit waren wir wieder Lehrlinge. Viele fühlten sich fremd im
               eigenen Land. Sicher erklärt sich ihre Bitterkeit auch aus neu erfahrener Hilflosigkeit
               und Enttäuschung. Sie hatten vom Paradies geträumt und wachten in Nordrhein-Westfalen
               auf.»[102]
            

            Das mag zwar die Menschen in Nordrhein-Westfalen irritiert haben. Gauck berichtete
               später, dass er deswegen zweimal von Johannes Rau, langjähriger Ministerpräsident
               von NRW und im Jahr 2000 Bundespräsident, zu einem Gespräch gebeten worden war. Aber der
               Satz richtete sich an die Ostdeutschen, sie sollten endlich aufhören, Kinder zu sein,
               Eigenverantwortung übernehmen und nicht ewig das Paradies auf Erden suchen, das gibt
               es nämlich nicht. Ich vermute, das ist den meisten Ostdeutschen, in ihrer großen Mehrheit
               Atheist*innen, natürlich bewusst. Dennoch haben sie den Westdeutschen etwas voraus,
               wofür sie überwiegend nichts können: Sie (oder ihre Eltern) haben ganz konkret ein
               anderes Staats- und Gesellschaftssystem erlebt und wissen daher, so unvollkommen dieses
               andere auch gewesen sein mag, es gibt immer Alternativen, nichts ist alternativlos.
               Und so eigentümlich es sich auch anhört, genau an dieser Stelle kommt Ostalgie ins
               Spiel, nämlich als variantenreiche Alternative zur Gegenwart. Längst gibt es diese
               infantile Ostalgie der 1990er und 2000er Jahre nicht mehr. Dennoch gibt es sie, nun
               aber fast durchweg als ein Erinnerungsort, der vielen als Alternative wie hinter einer
               Milchglasscheibe erscheint. Für die einen verbirgt die Milchglasscheibe die historische
               Realität, weshalb sie Schicht um Schicht von durchsichtigem Klebeband auftragen –
               dadurch wird die Milchglasscheibe nämlich selbst durchsichtig und gibt den Blick frei
               auf das, was die Scheibe zu verbergen versucht. Die anderen aber unterziehen sich
               nicht dieser mühsamen und auch schmerzvollen Aufarbeitungs- und Bewältigungsarbeit
               und träumen weiter, was hinter der Milchglasscheibe alles zu erreichen wäre. Ostalgie
               hilft ihnen dabei entscheidend.
            

         
      
   
      
            III.

            Im Westen 
gegen den Westen
            

         

      
   
      
               14.

               SED-PDS-Linkspartei
               

            

            Eine treffliche Karikatur aus den frühen 1990er Jahren war überschrieben mit: «Neulich
               auf dem PDS-Parteitag». Die «Partei des Demokratischen Sozialismus» (PDS), wie sich die SED seit Dezember 1989/Januar 1990 nannte, versuchte gerade ihr Image als Partei der
               kommunistischen Verbrechen, der Mauer, der Stasi, also der Diktatur in der DDR loszuwerden. Auf dieser Karikatur stehen sich zwei hippieähnlich aussehende Männer
               gegenüber. Der eine fragt: «Bist Du noch Kommunist?» Der andere antwortet: «Mmh, kein
               Kommunist bin ich auch nicht.»
            

            Das war damals brüllend komisch, weil die biederen SED-Kommunisten sich gerade abmühten, zu PDS-Demokraten zu werden, ohne ihren «alten Idealen», wie sie es nannten, abzuschwören.
               Die bis soeben noch extrem autoritäre, antifreiheitliche und antidemokratische Diktaturpartei
               legte also einfach mal den Schalter um und präsentierte sich der verblüfften Öffentlichkeit
               als Partei der Emanzipation in jeglicher Hinsicht – theoretisch. Das Personal, 1989/90
               innerhalb weniger Wochen um zwei Millionen Mitglieder geschrumpft, blieb das alte:
               in den Kaderschulen Ost-Berlins und Moskaus ausgebildet und trainiert. Eine Selbstauflösung
               kam nicht in Betracht, der damalige Shootingstar Gregor Gysi wehrte solche Versuche
               erfolgreich ab. Für einen Neubeginn trat er wortreich ein, aber nicht für die Abgabe
               des milliardenschweren zusammengeraubten Vermögens. Dies wäre mit der Selbstauflösung
               der Partei (oder einem Verbot) verbunden gewesen. Zwar musste die PDS viele Immobilien und sechs Milliarden Mark letztlich abgeben, aber wie viel sie über
               dunkle Kanäle, vor allem mit Hilfe Moskaus und einiger westlicher Banken, zu retten
               vermochte, ist bis heute unklar. Mehrere mysteriöse Todesfälle kommunistischer Finanzjongleure
               in den 1990er Jahren zeugen von einer hohen kriminellen Energie.
            

            Am 18. März 1990 wählten bei den ersten demokratischen Wahlen zur Volkskammer in der
               DDR rund 1,9 Millionen Menschen die SED-Nachfolgepartei PDS. Es waren fast so viele, wie die SED im Herbst 1989 Mitglieder gehabt hatte (rund 2,3 Millionen). Das war die eigentliche
               Sensation dieser Wahlen: Über 16 Prozent der Wahlberechtigten hielten noch immer zur
               SED/PDS. Dabei war die Partei – die seit Mitte Dezember 1989 zunächst SED-PDS und seit Anfang Februar 1990 dann nur noch PDS hieß – längst in schweres Fahrwasser geraten. Innerparteiliche Kritiker forderten
               die Selbstauflösung, der Druck von außen war immens und der neue Parteichef, Gregor
               Gysi, versuchte mit seiner Mannschaft zu retten, was zu retten war.[103] Es ging nicht nur um viel Geld und viele Sachwerte, sondern auch um Zehntausende
               Arbeitsplätze. Die SED war nicht nur eine Partei neuen Typs, das Herrschaftszentrum der Diktatur, die Ideologieproduktionsstätte
               der Macht, sondern auch ein sozialer Ort, ein Arbeitgeber und für Millionen eine soziokulturelle
               Begegnungsstätte, was man als Außenstehender nicht so ohne Weiteres nachfühlen, gleichwohl
               aber wissen konnte. Insofern war die Frage, was aus der umbenannten SED nach 1990 eigentlich werden solle, nicht nur eine politische, sondern auch eine soziale
               und kulturelle Frage. Dies spitzte sich zu, als klar wurde, dass der Zug zur deutschen
               Einheit mit rasendem Tempo unterwegs war. Welche Rolle würde die PDS künftig spielen? Müsste sie verboten werden? Wie könnten die anderen politischen
               Kräfte mit ihr umgehen? Gibt es überhaupt einen gesellschaftlichen Bedarf für die
               PDS jenseits des postkommunistischen Milieus im Osten? Solche und viele andere Fragen
               drängten sich auf.
            

            Das Hauptproblem der SED/PDS war stets ihre Vergangenheit als Staatspartei in der DDR. Wie sie diese leugnen und unsichtbar zu machen suchte, war 2017 im Herzen Berlins
               anzuschauen. Die Zentrale der Partei «Die Linke» sitzt im «Karl-Liebknecht-Haus»,
               dem früheren Sitz der KPD, neben der NSDAP der zweiten großen Partei, die die erste deutsche Demokratie unerbittlich bekämpfte
               und verunglimpfte, so lange, bis die Weimarer Republik gefallen war. Wenn man zum
               «Karl-Liebknecht-Haus» fahren will und man öffentliche Verkehrsmittel benutzt, muss
               man am U-Bahnhof Rosa-Luxemburg-Platz aussteigen. Die beiden ermordeten KPD-Gründer sind nirgends stärker symbolisch vereint als hier in Berlin-Mitte. Gerahmt
               wird die Parteizentrale von der antikapitalistischen «Volksbühne» einerseits und der
               antidemokratischen «Jungen Welt», der einzigen linksradikalen Tageszeitung in Deutschland,
               andererseits. Das ist ein ziemliches Gruselkabinett, das hier erhebliche Publikumserfolge
               in vielerlei Hinsicht feiert. Und als ob es noch nicht reichen würde, hing im Mai
               2017 am «Karl-Liebknecht-Haus» auch noch ein zwei Etagen umfassendes Plakat mit folgender
               Botschaft: «Nach 10 Jahren kann man schon mal fragen: ‹Willst Du bei mir Mitglied
               werden.› Die Linke». Wie vielen war bewusst, dass es sich bei dieser harmlos scheinenden
               Frage um eine Lüge, um eine Geschichtslüge, um eine Vertuschung der eigenen Verbrechen
               handelt?
            

            Anders als «Die Linke» immer und immer wieder weismachen will, gibt es diese Partei
               nicht erst seit 2007, sondern de jure seit 1946, als sich KPD und SPD im April in der Sowjetischen Besatzungszone unter Druck Moskaus zur SED vereinigten. Die SED existiert dem Namen nach nicht mehr, aber juristisch als Partei besteht sie fort
               und hat lediglich 1990 und 2007 ihren Namen geändert. Es kam 2007 auch nicht zur Fusion
               mit der westdeutschen WASG, sondern tatsächlich trat diese der PDS bei, und zum gleichen Zeitpunkt änderte die PDS ihren Namen in «Die Linke». Und alles nur wegen des angeblich nicht vorhandenen Vermögens?
               Ja, alles «nur» wegen des Parteivermögens, wie Parteifunktionäre übrigens mehrfach
               unter Eid vor Gericht aussagen mussten.
            

            Ist es der Partei gelungen, von einer totalitären Apparatschikpartei zu einer Freiheitspartei
               zu mutieren? Hat sich die SED aus einer antidemokratischen Staatspartei durch Selbsterneuerung in ein emanzipatorisches
               staatskritisches Projekt verwandelt? Dort, wo sie an der Macht beteiligt ist oder
               die Regierung tolerierte («Magdeburger Modell»), wie in einigen ostdeutschen Bundesländern
               und Berlin, agierte sie überwiegend unaufgeregt, staatstragend, sich kaum von anderen,
               insbesondere der Sozialdemokratie unterscheidend. Sie erwies sich als sehr anpassungsfähig.
               Der erste linke Ministerpräsident Bodo Ramelow könnte – wie andere bekannte Gesichter
               der Linken (Lederer, Kipping, Liebich etc.) auch – von der SPD oder den Grünen sein: Er war westdeutscher Gewerkschaftsfunktionär, ihm fehlt die
               Moskauer Patina.
            

            Tatsächlich verfügte die SED/PDS über lange Zeit neben der CDU als einzige Partei im Osten über eine flächendeckende Infrastruktur. Die CDU von Kanzler Kohl hatte bekanntlich Anfang Januar 1990 ihren Widerwillen gegen die
               ostdeutsche Blockpartei und einstige willfährige SED-Helferspartei abgelegt und buchstäblich über Nacht die Ost-CDU zur Schwester erklärt und sich mit ihr vereint. Das Vermögen konnte sie locker abgeben,
               aber die übernommene Infrastruktur war unbezahlbar. Über Nacht hatte sich die CDU auf ganz Deutschland, das noch ein paar Monate staatlich geteilt blieb, ausgedehnt,
               ein Prozess, der bei der SPD Jahre andauerte. Die Gründung der SPD im Osten war eine der heroischen Glanztaten im Revolutionsjahr 1989. Der Aufbau der
               alltäglichen Parteistruktur dauerte viele Jahre. Da hatte die SED/PDS einen fast uneinholbaren Vorsprung. Hinzu kam, dass ein Großteil der alten DDR-Vereinsstrukturen weiter im SED/PDS-Vorfeld agierte und dadurch die SED/PDS in den 1990er und teilweise noch in den 2000er Jahren in vielen ostdeutschen Regionen
               die einzige Partei war, die für die Menschen flächendeckend ansprechbar schien. Das
               ist im Westen kaum wahrgenommen worden. Hier schien die SED/PDS immer nur mit Namen wie Gysi, Modrow, Bisky, Wagenknecht, A. Brie oder Bartsch verbunden.
               Tatsächlich spielten die vor Ort im Osten gar nicht diese Rolle, sondern waren vor
               allem Talkshow-Stars und konnten sich dort auch noch als Sprecher der Ostdeutschen
               aufspielen, obwohl drei Viertel der Ostdeutschen sie nicht wählten.
            

            Im Osten existierte die SED/PDS als Kümmerpartei vor Ort. Und hier kam ihr nun eine historische Rolle zu, die sie
               nicht angestrebt hatte, aber auch nicht verhindern konnte. Denn im Osten wurde ausgerechnet
               die SED/PDS vor Ort zum Pfeiler eines friedlichen Einigungsprozesses.
            

            Millionen Arbeitslose, Kurzzeitarbeiter, millionenfache sinnlose Umschulungen, weithin
               entindustrialisierte Regionen blieben nicht nur aufgrund des starken bundesdeutschen
               Sozialstaates friedlich, sondern auch, weil das gesamte postkommunistische Milieu
               nicht mit einem SED-Verbot an den Rand der Legalität gedrängt worden war, sondern in der SED/PDS eine Interessenvertreterin für die geschundene Seele fand. Hier konnte in Versammlungen,
               auf Kundgebungen und Demonstrationen, in Tageszeitungen, Internetforen und ungezählten
               Zeitschriften, in Vereinen und Interessengruppen für jedes Bedürfnis und jede Berufsgruppe,
               nicht zuletzt in Parteigruppen, Parlamenten und Wahlämtern legal protestiert, gejammert,
               gefordert und geflucht werden. Der Zorn ist kanalisiert worden. Und dass dieser Prozess
               friedlich blieb, dafür hat nicht zuletzt die SED/PDS vor Ort gesorgt. Dabei ist die Frage, ob sie dies absichtlich tat, unerheblich (wahrscheinlich
               war ihr das nicht bewusst). Hier schlug zu Buche, was sie rhetorisch sonst zu leugnen
               sucht: ihre absolute Staatsgläubigkeit. Denn tatsächlich setzt sie noch immer auf
               den starken Staat. Sie kann eine Gesellschaft bis heute gar nicht anders denken als
               in den Grenzen eines mächtigen, in alle Lebensporen hineinregierenden Staates, also
               als eine gelenkte, gemaßregelte, gefangene Gesellschaft, die nach ihrem Gusto zu reglementieren
               sei.
            

            Daher ist ihre andauernde Treue zu Moskau, Havanna und Peking nicht nur traditioneller
               Anhänglichkeit und Verbundenheit geschuldet. Auch dass ein Teil der Parteicrew in
               Moskau ausgebildet wurde und enge Verbindungen zum dortigen Machtzentrum unterhält,
               ist nicht der alleinige Grund ihrer offenbar «unerschütterlichen Freundschaft» zum
               Putin-Regime. Dass die SED/PDS/Linke praktisch jedwedes Linksregime auf der Welt solidarisch
               unterstützt, hängt mit zwei grundsätzlichen Axiomen zusammen, die die Partei und ihre
               jeweilige Führungscrew seit jeher mit Moskau und deren Freunden weltweit teilen: Sie
               stehen für einen extrem starken Staat, der ihrer Meinung nach alles und jedes zu regeln
               habe und für alles und jedes verantwortlich sei. Zweitens kommt ihre ungebrochene
               antiwestliche und antiamerikanische Haltung zum Tragen, wofür sie alles, was gegen
               den Westen und die USA speziell gerichtet ist, tolerieren und unterstützen. Die auffälligsten Beispiele
               dafür sind ihre Haltung zur russischen Annexion der Krym 2014, zur Syrienpolitik Moskaus,
               zur Ausweitung des russländischen Krieges gegen die Ukraine ab 24. Februar 2022 und
               ihre Ablehnung des westlichen Verteidigungsbündnisses.
            

            Bis zum Jahr 1994 erfolgte eine weitgehende öffentliche und mediale Ausgrenzung der
               Partei, die in der Rote-Socken-Kampagne der CDU im Bundestagswahlkampf 1994 in Reaktion auf das «Magdeburger Modell» (Tolerierung
               einer rot-grünen Landesregierung durch die PDS) ihren sinnfälligen Ausdruck fand.[104] Gleichwohl ist die Ausgrenzungsstrategie schon in dieser Phase nicht durchgehalten
               worden. Zunächst gab es durchaus Gesprächsversuche zwischen PDS und einigen Flügeln der Bürgerrechtsbewegung. Diese Gesprächsversuche sind durch
               die Verschiebungen des unrechtmäßig angeeigneten SED-Milliardenvermögens seitens der PDS konterkariert und spätestens nach der offiziellen Öffnung der MfS-Akten 1992 unmöglich
               geworden. Zugleich aber stieg seit 1990 Gregor Gysi zum gesamtdeutschen Medienstar
               auf, der jedem Sender beste Einschaltquoten und jedem Veranstalter volle Säle garantierte.
               Öffentlich galten die Begriffe «Gysi» und «PDS» als Synonyme. Hinzu kam die kommunale
               Zusammenarbeit über Parteigrenzen hinweg im Osten, bei der die «Kümmerpartei» PDS eine wichtige Rolle spielte. Das machte es insbesondere den ostdeutschen Politikern
               der anderen Parteien, vor allem der CDU, schwer, die Abgrenzungspolitik der Westverbände und Bundesebene konsequent mitzugehen.
               Einflussreiche Ost-CDU-Politiker haben das auch schon in dieser Phase als realitätsfern angesehen und den
               Bundespolitikern vorgeworfen, den Osten nicht zu verstehen. Für die CDU nahm die PDS nun jene Rolle ein, die bis dahin die Grünen im Westen für sie gespielt hatten: Eine
               wie auch immer geartete Zusammenarbeit sei grundsätzlich auszuschließen. Das führte
               wiederum viele West-Grüne vor dem Hintergrund eigener Erfahrungen dazu, die Ausgrenzungspolitik
               nicht mitzumachen. Hinzu trat der Umstand, dass für nicht wenige West-Grüne und West-Sozialdemokraten
               die Diskussion mit der PDS über die Zukunft eines «demokratischen Sozialismus» interessant erschien. Das führte
               zwar zu erheblichen innerparteilichen Turbulenzen und harschen Debatten mit ihren
               kleinen Ost-Gruppen, beförderte aber die Enttabuisierung der PDS als politisch gleichberechtigtes Subjekt.
            

            Die zweite Phase war zwischen 1994 und 1998. Am Ende steht der Eintritt der PDS in eine rot-rote Landesregierung in Mecklenburg-Vorpommern. Das «Magdeburger Modell»
               hatte diesen «Tabubruch» bereits vorweggenommen. Gysi präsentierte die PDS weiterhin allein – im Westen. Bis 1998 war die PDS in überregionalen Medien kaum vertreten, was nicht nur politische Absicht war, sondern
               auch mit dem Umstand zusammenhing, dass die PDS im Westen faktisch nicht existierte und die überregionalen Medien wiederum komplett
               in «westlicher Hand» waren. Lediglich die «Frankfurter Rundschau» und «taz» behandelten
               die PDS angemessen. Die Inszenierung Gysis als gesamtdeutscher Medienstar schritt derweil
               energisch voran. Er war zwar noch immer nicht everybody’s darling, aber seine Hassfunktion
               schliff sich allmählich ab. Dazu trugen nicht nur Gysis Eloquenz und Intelligenz gepaart
               mit demagogischer Schlagfertigkeit bei, sondern weitere Umstände. So hat die PDS früher als alle anderen moderne mediale Inszenierungen – von westlichen Werbeagenturen
               entworfen – verwendet, um sich ein junges, frisches, freches und humorvolles Image
               zu verpassen. Zugleich beherrschte die PDS die Klaviatur der Dramatisierung hervorragend. Sie stellte sich als Opfer aller anderen,
               als Opfer des Westens und als fintenreicher, die Allüren der Mächtigen aufs Korn nehmender
               Underdog dar. Die PDS inszenierte sich als «Olsenbande» und Gysi als deren Chef, Egon Olsen – immer mit
               einem neuen verwegenen Plan daherkommend. Das alles fruchtete im Osten, weil die PDS in Ostdeutschland und für ostdeutsche Probleme eine Vertretungslücke ausfüllte und
               so immer stärker in die Rolle einer «Volkspartei Ostdeutschlands» hineinwuchs (was
               real nie stimmte). Dazu trug erheblich bei, dass die überregionalen Medien über die
               PDS eben kaum, und wenn, dann negativ berichteten. Politisch schaffte es die Partei zugleich
               immer stärker in linke Netzwerke als gleichberechtigter Partner aufgenommen zu werden,
               wobei auch die Gewerkschaften in der PDS zunehmend einen Bündnispartner erkannten. Das Dilemma der PDS war ihre innere politische Heterogenität, die sie immer wieder an den Rand der politischen
               Handlungsunfähigkeit führte.
            

            1998 zog die PDS erstmals in Fraktionsstärke in den Bundestag ein (bis dahin als Gruppe). Sie schien
               auf dem Weg zur Normalisierung. Die Partei unterlag einer Sozialdemokratisierung und
               Parlamentarisierung. Namentlich Gysi stieg der Erfolg zu Kopf, er versuchte sich an
               einer «sozialistischen Nebenaußenpolitik» und wollte den Balkankonflikt mit einer
               Appeasement-Politik Milošević gegenüber lösen. Das scheiterte kläglich. Die Beziehungen
               der PDS und ihrer Führungsfiguren zum Kreml blieben stets zentral für die Partei. Bei den
               nächsten Wahlen brach die PDS ein. Sie scheiterte an der Fünfprozenthürde. Lediglich zwei Abgeordnete mit einem
               Direktmandat (Berlin-Lichtenberg, Berlin-Marzahn-Hellersdorf) hielten nun eine Legislaturperiode
               lang Stallwache.
            

            Nach dem Bruch mit der SPD wechselte Oskar Lafontaine 2005 zur WASG, die nunmehr als Partner der PDS im Westen fungierte. Die PDS nannte sich seit Juli 2005 «Die Linkspartei.PDS». Zugleich feierte sie im Osten bei
               Landtagswahlen die größten Erfolge überhaupt. Lafontaine und Gysi wurden zum «Traumpaar»
               der Linken. Die PDS wurde über die WASG jetzt im Westen eine beachtenswerte politische Größe. Sie nannte sich schließlich
               2007 in «Die Linke» um, und die meisten WASG-Mitglieder traten zum gleichen Zeitpunkt der PDS bei. Aus vereinsrechtlichen Gründen gab es keine Vereinigung, wie die Partei selbst
               aber bis heute behauptet. Ab 2005 setzte die PDS/Linkspartei stärker noch als bislang
               auf populistische Töne, wozu Lafontaine erheblich beitrug, aber auch Gysi. Lafontaine
               hat die PDS aus ihrer Insellage befreit und sie gemeinsam mit Gysi in ein gesamtdeutsches Projekt
               verwandelt.
            

            Im Februar 2020 zeigte sich bei der Wahl des Ministerpräsidenten von Thüringen, dass
               mittlerweile eine Mehrheit in Deutschland in der PDS/Die Linke eine ganz normale,
               auf dem Boden des Grundgesetzes stehende Partei sieht. Bodo Ramelow, der seit 2014
               Ministerpräsident war, wurde zu seiner Wiederwahl, der ein FDP-AfD-Skandal vorausgegangen war, als demokratischer Vertreter der gesellschaftlichen
               Mitte parteiübergreifend geradezu gefeiert. Allerdings lag das weniger an der Partei,
               die er vertritt, sondern mehr in der Persönlichkeit von Ramelow begründet, der als
               sachorientierter und sachlicher Politiker auch von jenen CDU/CSUlern, die an der Unvereinbarkeit
               einer Zusammenarbeit mit der Linkspartei festhalten, hochgeschätzt wird – vollkommen
               zu Recht. Denn wie wenig Ramelow ein typischer Vertreter der Linkspartei ist, zeigte
               sich erneut seit dem 24. Februar 2022: Ganz klar und eindeutig verurteilte er den
               russländischen Angriffskrieg gegen die Ukraine, eierte nicht über die Ursachen mit
               irgendwelchen an den Haaren herbeigezogenen russischen Sicherheitsinteressen und der
               Ausweitung der NATO herum und forderte, die Ukraine bei ihrer Verteidigung soweit irgend möglich zu unterstützen.
            

            Nichts hätte die Distanz der Linkspartei zum westlichen Selbstverständnis und dem
               Verteidigungsbündnis NATO deutlicher offenbaren können als der russländische Vernichtungsfeldzug gegen die
               Ukraine. Gysi hatte jahrelang getönt, die Annexion der Krym durch Russland sei zwar
               nicht in Ordnung, er gebrauchte zuweilen auch die Bezeichnung «völkerrechtswidrig»,
               doch zugleich kritisierte er scharf die Sanktionspolitik des Westens und forderte
               ein ums andere Mal, die Sicherheitsinteressen Moskaus zu akzeptieren. Das bedeutete
               nichts anderes, als Russland gewähren zu lassen und der Ukraine jegliche Unterstützung
               zu entziehen. Das war der große Konsens in der Linkspartei. Sahra Wagenknecht erklärte
               noch Stunden vor der russischen Ausweitung des Krieges gegen die Ukraine im Februar
               2022, Putin sei nicht verrückt und würde niemals trotz des gewaltigen Truppenaufmarsches
               die noch nicht attackierten Gebiete der Ukraine angreifen. Als es geschah, meinte
               sie kurzzeitig kleinlaut, sie habe sich geirrt, um noch binnen einer Woche zu tönen,
               die USA seien schuld. Damit gab sie einen Ton vor, der in der Linkspartei schnell mehrheitsfähig
               wurde: Schuld seien die USA und die NATO, weil sie die Sicherheitsinteressen Russlands nicht beachtet hätten; von Sicherheitsinteressen
               der Ukraine war bei Wagenknecht nie etwas zu hören, auch bei Gysi nicht; dass selbst
               russische Propagandisten im Verlaufe des Krieges äußerten, von der NATO gehe keine Gefahr aus, ignorierten sie; überhaupt agierten sie wie ein Putin-Lautsprecher;
               scharf stellten sie sich gegen jede militärische Unterstützung der Ukraine durch den
               Westen, erhoben aber nie auch nur einmal die Forderung an den Kreml, den Krieg zu
               beenden. Sie hätten ja auf die Idee kommen können, ihre «Friedenskundgebungen» vor
               dem Kreml abzuhalten – das war fern ihrer Ideologie.[105] Stattdessen forderten sie unentwegt diplomatische Verhandlungen, ohne auch nur einmal
               zu erklären, wie genau solche Verhandlungen in Gang gesetzt werden könnten angesichts
               der Verhandlungsunwilligkeit Putins.
            

            Am 17. Oktober 2022 attackierte ich in einer Anhörung eines Bundestagsausschusses
               zum geplanten «Zentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transformation»[106] die Partei «Die Linke» und bezeichnete sie wie die AfD als antidemokratisch. Darauf
               reagierte der Bundestagsabgeordnete Jan Korte von der Linken wutentbrannt. Da ich
               darauf nicht mehr reagieren konnte, schrieb ich ihm anschließend: «Sehr geehrter Herr
               Korte, ich schätze Ihr persönliches Engagement – das gilt nicht für Ihre Partei. Sie
               verstecken sich hinter Beschlüssen, die keinerlei öffentliche Relevanz haben. Es ist
               ja nicht nur der Wagenknecht-Flügel, der sich als politischer Arm des Kreml erweist.
               Auch Ihr bekanntester Parteivertreter, G. Gysi, hat nach einiger Bedenkzeit und leiseren
               Tönen längst wieder die Tonart des Kreml übernommen. Da nützt es nichts, wenn er wie
               andere in der Partei wie eine lästige Pflicht betonen, Russland habe völkerrechtswidrig
               die Ukraine überfallen. Das ist eine unehrliche Rhetorik, weil dieser Überfall eben
               nicht am 24. Februar 2022 stattfand, sondern 2014. Ihre Partei hat bis zum 24. Februar
               2022 diesen Überfall geleugnet und sogar verlangt, die Krym-Annexion im Nachhinein
               rechtlich zu legitimieren. Bundestagsabgeordnete Ihrer Partei sind wie AfD-Vertreter
               in den Donbas gereist, um russische Politik zu vertreten und die Regierung in Kyjiw
               anzuklagen. Am 24. Februar fand dann eine Ausweitung des russländischen Krieges gegen
               die Ukraine statt – eine Ausweitung, die Ihre Partei wenige Tage sprachlos zu machen
               schien.
            

            Ich kann mir durchaus denken, dass Ihnen persönlich das nicht passt. Das ändert nichts
               daran, dass Wagenknecht-Gysi mit ihrer prorussischen, profaschistischen Politik die
               Partei repräsentieren wie niemand sonst. Und dabei komme ich noch nicht einmal auf
               die Parteibasis zu sprechen, die eben nicht nur aus den jungen, hochmotivierten Antifaschist*innen
               besteht, wie Sie es gern hätten.
            

            Ich kann Ihnen sagen, worüber ich mit Ihnen öffentlich diskutieren würde: Warum die
               Partei ‹Die Linke› aufgelöst gehört, damit endlich eine echte freiheitliche, demokratische,
               antifaschistische und antikommunistische linke Partei in Deutschland gebildet werden
               kann, die gesellschaftskritisch, staatskritisch, kapitalismuskritisch ist. Anders
               als Sie habe ich die SED als Staatspartei erlebt – das war schlimm genug. Aber rückblickend verüble ich es
               dieser Partei genauso, dass sie sich 1989/90 nicht auflöste, sondern allein wegen
               des Vermögens (Aussage Gysis auf dem Sonderparteitag 1989) weitermachte und es so
               bis heute verhinderte, dass sich in Deutschland eine echte linke Partei herausbildete.
               Es gäbe genügend Leute, wie Sie oder Lederer oder Kipping oder Liebich oder oder,
               die auch aus Ihrer Partei in einer solchen Partei maßgeblich aktiv sein könnten und
               müssten. Aber Sie haben sich für einen reaktionären Haufen (der elende Rest, um meinen
               Freund Wolf Biermann zu zitieren) entschieden, der weder ehrlich gegenüber der eigenen
               Vergangenheit ist (und kommen Sie mir hier nicht mit den üblichen Phrasen, ich fürchte,
               ich kenne mich da besser aus als Sie) noch den reflexhaften Antiamerikanismus, Antiwesternismus
               auch nur bereit ist, zu hinterfragen, nicht einmal in der Stunde der größten Bedrohung
               seit 1933/45. Und diese öffentlichen Äußerungen – Sie wissen das selbst – prägen die
               Linkspartei in der Öffentlichkeit weitaus stärker als das Engagement der von mir beispielhaft
               erwähnten Personen. Das sehen offenbar ja auch jene so, die Ihre Partei in jüngster
               Zeit verlassen haben. Bitte tun Sie nicht so, als würde das, was ich weitaus drastischer,
               als es Ihnen möglich ist, anspreche, nicht zur Realität Ihrer Partei zählen. Auch
               eine antirassistische, antikoloniale, antiimperiale Partei kann und muss eine demokratische,
               prowestliche, ökologische Freiheits- und Gerechtigkeitspartei sein. Und das ist die
               Partei ‹Die Linke› nicht! Deshalb brauchen wir dringend eine linke Partei, die nichts
               mehr mit der SED/PDS und ihren antiwestlichen, antiamerikanischen, prorussischen, prochinesischen, prokubanischen
               Ausflüssen zu tun hat.
            

            Mit freundlichen Grüßen» (19. Oktober 2022).

         
      
   
      
               15.

               Das Prinzip Wagenknecht
               

            

            In der DDR gab es im Prinzip zwei Lager: Die einen verherrlichten den Westen und insbesondere
               die Bundesrepublik und die USA. Da gab es nichts, was der Kritik anheimfallen könnte. Wer das tat, egal in welchem
               Ausmaß, galt in diesen Kreisen als Kommunist. Das Gegenlager war vom leninistischen
               Ideologiebazillus erfasst und hasste den Westen, war vom Antiamerikanismus in allen
               Poren durchdrungen. Ein Niemandsland dazwischen gab es kaum – es war jedenfalls sehr
               dünn besiedelt, wie ich bezeugen kann, denn dort hielt ich mich auf.
            

            Ganz ähnlich sah es mit dem Osten, mit der Sowjetunion aus. Das eine Lager betete
               das Mutterland des Kommunismus geradezu an. Das Lenin-Mausoleum auf dem Roten Platz
               war das richtige Symbol für die Wallfahrten, eine quasi religiöse Stätte. Für diese
               Gruppe war mehr oder weniger alles richtig und maßgebend, was aus der Sowjetunion
               kam, auch wenn sie heimlich schelmisch lachte und wusste, dass in der «großen ruhmreichen»
               außer Wodka nichts floss und außer Türen nichts klappte. Das Gegenlager lehnte alles,
               wirklich alles, was mit der Sowjetunion zu tun hatte, harsch ab. In so manchen Räumen
               bin ich nur deswegen scheel angeschaut worden, weil ich sowjetische Schriftsteller
               las. Aber der Hass auf den Osten umfasste nicht nur die Sowjetunion, die sowieso unterschiedslos
               in diesem Lager als Russland oder Russen bezeichnet wurde. Er umfasste praktisch das
               gesamte «sozialistische Lager», alle «Bruderländer», vor allem Polen, Rumänien und
               Bulgarien. Bei Ungarn und der ČSSR machten viele eine Ausnahme, weil sie dort vor Ort im Urlaub sahen, dass diese Länder
               irgendwie nicht zur Sowjetunion passten, dass vieles eher an die DDR erinnerte, aber dort irgendwie das Leben unbeschwerter erschien – glaubten jedenfalls
               nicht wenige.
            

            Nichts war im DDR-Schulunterricht allgemein so verhasst wie der obligatorische, sehr intensive Russischunterricht
               ab der 5. Klasse (in Spezialschulen ab der 3. Klasse). Kaum jemand verließ die Schule
               nach der 10. Klasse und konnte mehr als «Guten Tag», «Auf Wiedersehen», «Danke» und
               «Sehenswürdigkeit» sagen. Aber auch die Abiturienten oder Studierenden, die neben
               ihrem Fachstudium alle Russisch, Sport und Marxismus-Leninismus lernen mussten, konnten
               es nur in Ausnahmefällen praktisch anwenden. Der einfache Grund dafür: Sprache, Land,
               Leute, Kultur, eigentlich alles wurde allgemein abgelehnt.
            

            Das änderte sich 1985, als Michael Gorbatschow neuer Diktator im Kreml wurde. Seine
               Reform- und Öffnungspolitik hatte eine erhebliche Ausstrahlung auf die DDR-Gesellschaft. Während sich das SED-Politbüro, übrigens rational völlig nachvollziehbar und aus Diktatursicht vollkommen
               richtig, gegen Gorbatschow stellte, wurde der Kremlchef in der DDR-Gesellschaft von vielen wie ein Heiliger verehrt. Das veränderte auch die Einstellung
               zur Sowjetunion und zur in der DDR stationierten Roten Armee. Aus der bisherigen Propagandalosung «Von der Sowjetunion
               lernen, heißt siegen lernen» wurde nun eine subversive Formel, die vor allem partei-
               und systemnahe Kräfte listig und schelmisch murmelten.[107]
            

            Die Friedlichkeit der Revolution ist nicht Honecker und Krenz zu verdanken, sondern
               Gorbatschow, der frühzeitig zu erkennen gegeben hatte, dass er auch in der DDR nicht eingreifen lassen würde. Das haben ihm viele Ostdeutsche nie vergessen. Ich
               bin da zwar etwas anders gemünzt, weil ich mich weigere, jemandem deswegen zu danken,
               weil er mich nicht erschießen ließ – wo käme ich da eigentlich hin? –, aber ich verstehe
               schon, dass viele anders gewickelt sind. Schon in der Abzugsdebatte 1990–1994 zeigte
               sich, dass die Ostdeutschen ein ganz anderes Verhältnis zur Besatzungsarmee aufgebaut
               hatten, als sie es bis 1985 gepflegt hatten. War aufgrund der Nachkriegserfahrungen
               und der strikten Kasernierung der sowjetischen Armee bis dahin das Verhältnis reglementiert,
               staatlich organisiert, also langweilig, starr und nicht lebendig, so kamen nun empathische
               Gefühle zum Tragen – warum auch immer. Der sowjetische Soldat wurde nun der vielbesungene
               Freund. Aber eigentlich blieb Russland uninteressant, kaum ein Ostdeutscher, der es
               nicht schon vor 1990 auch getan hatte, interessierte sich für das Riesenreich. Merkwürdigerweise
               sollte sich das ab 2014 dramatisch ändern – allerdings ganz anders, als viele denken.
            

            Das hängt wiederum mit dem Westen und den USA zusammen. Die Idealisierung des Westens ist bereits angesprochen worden. Das trieb
               in der DDR in dem Verherrlichungslager erstaunliche Blüten. Nichts dort war falsch, alles war
               der positive Gegensatz zum eigenen Dasein in der Zone. Auf meinem Schulhof war besonders
               der Ausspruch «Scheiß-Ostwetter» beliebt. Es ging noch deftiger. In vielen Zimmern
               von Jugendlichen hingen selbstgemalte US-Flaggen. Als beim Konzert von Bruce Springsteen
               im Juli 1988 in Berlin-Weißensee auf einmal USA-Fahnen von Fans wehten, überraschte das wohl nur ahnungslose Beobachter*innen.
            

            Die Revolution von 1989 war eine Freiheitsbewegung, die sich allerdings weniger an
               Vorbildern orientierte, als vielmehr positiv die eigene Freiheit bestimmen wollte.
               Das hing auch damit zusammen, dass die Bürgerbewegungen keine Verherrlichung des Westens
               betrieben und die dortigen Verhältnisse nicht generell als anstrebenswert ansahen.
               Hinzu kam, dass niemand im Herbst 1989 bis zum Mauerfall die deutsche Einheit als
               Ziel auf dem Schirm hatte – niemand heißt, auch niemand im Westen. Mit dem Fall der
               Mauer setzte zügig eine Idealisierung des Westens ein, die auf den zuvor gepflegten
               Bildern im Lager der Verherrlicher aufbauen konnte. Außerhalb des SED/PDS-Milieus verstummte weithin Kritik am Westen. Aber schon mit dem zweiten Golfkrieg
               und dem Eingreifen einer von der UNO legitimierten Militärallianz unter Führung der USA Anfang 1991 revitalisierte sich ein starker Antiamerikanismus, der Israel sofort
               einschloss und der zum Antiamerikanismus in der bundesdeutschen Linken kompatibel
               war. In den folgenden Jahren baute sich im Zuge der Transformation und der millionenfach
               enttäuschenden Erfahrungen, denen freilich millionenfach erfüllte Erwartungen gegenüberstanden,
               der Antiamerikanismus langsam weiter auf.
            

            Sahra Wagenknecht versteht es meisterhaft, diese Stimmungen für sich zu instrumentalisieren.
               Anders als oft behauptet, erfolgte die Gründung des «Bündnisses Sahra Wagenknecht»
               nicht aus so schwerwiegenden inhaltlichen Gegensätzen, dass es nicht wie in den 30 Jahren
               zuvor möglich gewesen wäre, diese innerhalb der Partei weiterhin auszutragen und auszuhalten.
               Das gewaltige Ego dieser unnahbaren, öffentlich eiskalten Person war mindestens genauso
               entscheidend für diese Abspaltung. Niemand kann gegenwärtig sagen, was ihr Bündnis
               wirklich bewegt, wie es sich behaupten wird. Es liegt im Frühjahr 2024 kein Programm
               vor, das eine politische Wahl erlaubte. Tatsächlich geht es um Emotionen, um ein kräftiges
               und entschiedenes «Nein!» – und zwar gegen alles. Wer einmal den großen Bestseller
               von Wagenknecht zur Hand genommen hat, wird sich erstaunt fragen müssen, wie diese
               Frau es überhaupt so lange in einer sich links nennenden Partei ausgehalten hat.[108] Anders als der Untertitel verspricht, handelt es nicht um ein «Gegenprogramm», sondern
               um eine radikale Abrechnung mit allem, was die Bundesrepublik einerseits und das linke
               politische Lager nach Ansicht von Wagenknecht andererseits verkörpern, wofür sie stehen.
               Es ist im Ton der Entrüstung und der Wut geschrieben, immer an der Oberfläche bleibend,
               immer populistisch, dabei unentwegt die Grenzen zwischen rechtem und linkem Populismus
               übertretend. Es geht Wagenknecht gerade nicht um «Gemeinsinn» und «Zusammenhalt»,
               sondern allein darum, eine radikale Kritik zu formulieren, um so eine Anhängergruppe
               zu formieren, deren Kennzeichen Destruktion ist. Von einer Aushandlungsarena oder
               Kompromissformeln scheint die Politikerin nichts zu halten. Daher ist es auch folgerichtig
               gewesen, dass sie eine Gruppierung unter ihrem Namen bildete. Was ist zu erwarten?
            

            Sahra Wagenknecht sitzt im Deutschen Bundestag, obwohl ihre damalige Partei 2021 die
               Fünfprozent-Hürde verpasste und obwohl ihr Landesverband Nordrhein-Westfalen bei den
               letzten Bundestagswahlen nur peinliche 3,7 Prozentpunkte erhielt. Sie führte die Landesliste
               an, allerdings gegen den Protest vieler Mitglieder, die wegen des Buches «Die Selbstgerechten»
               ihren Rückzug verlangten. Letztlich wurde sie auf Platz 1 der Landesliste mit dem
               mageren Ergebnis von 61 Prozent der Delegierten-Versammlung gewählt. Ihr Mandat erhielt
               sie, weil die SED-Nachfolgepartei drei Direktmandate (Berlin-Treptow-Köpenick, Berlin-Lichtenberg,
               Leipzig II) errang. Und doch kommt kaum jemand, der kein Regierungsamt bekleidet,
               so häufig in den Medien zu Wort wie sie. Warum eigentlich? Wen repräsentiert sie?
               Natürlich sollen und müssen Minderheitenmeinungen öffentlich abgebildet und entsprechend
               präsentiert werden. Wagenknecht soll und muss zu Wort kommen. Aber in diesem Ausmaß?
            

            Das Phänomen ist nicht damit zu erklären, dass sie Positionen vertritt, die sonst
               niemand artikuliert. Ginge es um Positionen, müssten ab und zu mal Kolleg*innen von
               Wagenknecht, die genauso argumentieren, zu Wort kommen. Das ist nur äußerst selten
               der Fall. Wenn es also offenkundig nicht darum geht, sie als Repräsentantin einer
               gewichtigen politischen Strömung zu Wort kommen zu lassen, warum dann?
            

            Eine Weile hatte man den Eindruck, in Westdeutschland erfreute man sich an einer Kommunistin,
               einem Bürgerschreck, der mit Messer und Gabel essen und auch noch Goethe rezitieren
               kann. Ja, Wagenknecht füllte Theatersäle und las Goethe, vorzugsweise im Westen. Kurios,
               aber wahr. Die Dauerhofierung von Wagenknecht durch die Medien zeigt etwas anderes:
               Sie sehen in ihr ein Sprachrohr des Ostens, so wie in Gysi und anderen SED-Funktionären seit 1990. Dabei hat nie eine Mehrheit im Osten die Postkommunisten
               gewählt. Gekümmert hat es die Medien nie – bis heute nicht. Zudem geht es um Quoten:
               Wagenknecht garantiert Skandal und Aufregung. Für so manchen männlichen Redakteur
               mögen schließlich noch sexistische Überlegungen eine Rolle spielen.
            

            Nun wurde oft behauptet, Wagenknecht sei nicht mehr jene fanatische DDR-Anhängerin, als die sie sich in den 1990er Jahren zeigte, als sie auf die Frage,
               ob sie lieber in der Bundesrepublik oder der DDR leben möchte, antwortete, tausendmal lieber in der DDR. Viele glaubten tatsächlich, sie bewundere nicht mehr Stalin und Ulbricht, wie sie
               das in den 1990er Jahren offen zur Schau trug, sondern sei nun Anhängerin von Ludwig
               Erhard. Das war immer eine Fehlwahrnehmung. Weil viele Beobachter das große Ziel und
               den großen Feind der Sahra Wagenknecht offenbar aus den Augen verloren hatten, was
               ihr selbstredend nicht passiert. Zu keinem Zeitpunkt veränderte sich ihr strategisches
               Ziel: die Abschaffung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zugunsten eines
               kommunistischen Gesellschaftsexperiments auf nationaler Grundlage. Wer ihre Bücher
               kennt und weiß, wie sie seit Jahrzehnten jedwede gegen westliche Regierungsformen
               gerichtete Diktaturen in Russland, Kuba oder Venezuela apologetisch betrachtet, wird
               das nicht überraschen, und wie sie dabei ihre radikale antiwestliche Haltung niemals
               aufgab, sondern nur in neue Kleider packte.[109] Oft als Einzige hatte es die jahrelange Frontfrau der «Kommunistischen Plattform»
               innerhalb der PDS (1991–2010, seither ist sie nicht mehr aktiv als Mitglied in Erscheinung getreten,
               ist aber auch nie offiziell ausgetreten) abgelehnt, Entschuldigungen für die Maueropfer
               der SED-Diktatur mitzutragen oder überhaupt nur eine differenzierte Betrachtung der DDR an den Tag zu legen. In ihren Büchern hat sie Stalin, Lenin oder Ulbricht gepriesen
               und deren Verbrechen als nötig, weil von außen aufgezwungen verteidigt.
            

            Die vielleicht intelligenteste Apologie Ulbrichts überhaupt aus dem kommunistischen
               Milieu steuerte Wagenknecht 1996 bei. In einem langen, empirisch kenntnisreichen Artikel
               schrieb sie, Ulbricht habe stets genau gegen das angekämpft, was seine Opponenten
               in den fünfziger oder Breschnew in den sechziger Jahren taten und wofür Gorbatschow
               zum Symbol geworden ist, nämlich den Sozialismus zugunsten einer Verständigungspolitik
               mit dem Westen aufzugeben. Ulbrichts Hauptziel habe darin bestanden, mit einer vordergründig
               auf Verständigung abzielenden Außen- und Deutschlandpolitik innenpolitisch die Staatsmacht
               zu stärken. Seine Wirtschaftspolitik orientierte nicht darauf, die «führende Rolle»
               der Partei aufzugeben oder auch nur zu verwässern, sondern lediglich ökonomische Kriterien
               zugrunde zu legen. «Ulbrichts hochgesteckte Ziele waren also alles andere als irreale
               Wunschvorstellungen. Sie waren dringend an der Zeit und dies nicht nur für die DDR. Der vergangene Sozialismus war keineswegs von vornherein zur Niederlage im Kalten
               Krieg der Systeme verdammt.»[110] Wagenknecht argumentierte auf einer ähnlichen Linie, wie sie auch Stalins Politik
               verteidigte.[111] Sie war stark beeinflusst vom Dramatiker und Essayisten Peter Hacks, einem kommunistischen
               Wirrkopf, der am 13. Oktober 1989 der SED bescheinigte, die Konterrevolution gegen die DDR zu organisieren, und der zur bevorstehenden Vereinigung am 3. Oktober 1990 an Lotte
               Ulbricht «zornig», wie er festhielt, schrieb: «Liebe Frau Ulbricht, zum schrecklichen
               Verlauf der 2. Internationalen Opportunismuskrise und zur Kapitulation der DDR übermittle ich Ihnen meine Anteilnahme.»[112] Er und die 40 Jahre jüngere Wagenknecht standen seit Ende der achtziger Jahre im
               Austausch. Für Hacks waren Ulbricht und Stalin Führungspersönlichkeiten, die zu keinem
               Preis bereit waren, den Kommunismus zu verraten, aufzugeben, und ihn mit allen Mitteln
               verteidigten. Ihr Tun stand unter dem Eindruck innerer und äußerer Gegner, Feinde –
               Hacks ideologisches Weltbild war von diesem Dualismus «wir oder sie!» geprägt. Wagenknecht
               scheint ihre Argumentation im Austausch mit Hacks entwickelt und geformt zu haben.
               Er sprach vom «Ulbricht-Mord» durch Honecker und Breschnew.[113]
            

            In ihrem Buch «Antisozialistische Strategien» offenbart Wagenknecht ihre Grundhaltung:
               Jedwede Verständigungsbereitschaft mit dem «Feind» laufe darauf hinaus, das große
               Ziel aus den Augen zu verlieren und dem westlichen System ausgeliefert zu sein. Wortwörtlich
               schrieb sie: «Der ‹Entspannungsprozeß› der siebziger Jahre war eben nicht das Gegenteil,
               sondern Teil des gegen den Sozialismus geführten Kalten Kriegs.»[114] Wer Zugeständnisse an das «bürgerliche System» eingehe, sei Opportunist, wer hingegen
               dem verhassten System Zugeständnisse abtrotze, sei Sozialist. Das Pamphlet offenbart
               einen fanatischen Antiamerikanismus, der sich bis heute bei ihr beobachten lässt:
               Jede russische Bombe auf die Ukraine ist in ihren Augen eine Antwort auf die US-Politik,
               die das zu verantworten habe. Daher interessiert sie sich auch nicht für die Opfer –
               wahrscheinlich nicht, weil sie empathielos wäre, sondern weil bei einer geringfügig
               anderen Betrachtung ihr Argumentationsgebäude krachend einstürzen würde. Die USA, die NATO, die EU als Hauptverantwortliche für die russländischen Massenverbrechen in der Ukraine
               sind so die Projektionsfläche in Wagenknechts beharrlichem Kampf für eine radikale
               gesellschafts- und staatspolitische Umwälzung. Daher ist es verfehlt, sie als Kremlagentin
               hinzustellen – sie braucht die Fürsprache des Kreml gar nicht, weil sich dessen und
               ihre politischen Ziele weitgehend decken.
            

            Ende Februar 2024 gab Wagenknecht ein Interview, das offenbarte, was ihre aktuellen
               Grundpositionen sind und warum jemand, der AfD wählt, auch BSW wählen könnte.[115] Sie verbreitete folgende Thesen: 1. Alice Weidel von der AfD ist konservativ, aber
               nicht extremistisch. Ergo: Die AfD (minus Höcke, Krah und solchen Figuren) ist weniger
               extremistisch als oft behauptet. 2. In der Ukraine sollten Abstimmungen über die Zugehörigkeit
               der Krym oder der Ostukraine wie seinerzeit im Saarland durchgeführt werden. Ergo:
               Die Besetzung der Ukraine durch fremde Truppen hatte zur Voraussetzung, dass diese
               Besetzung nachvollziehbar war. Außerdem sind in den besetzten (und von vielen Menschen
               geräumten) Gebieten nach Wagenknecht demokratische Abstimmungen möglich. 3. Putin
               ist kein durchgeknallter Diktator: Ergo: Der Kremlchef wehrt sich nur, und was er
               im Inneren macht, geht niemanden etwas an. (Auch nachdem Putin Alexei Nawalny ermorden
               ließ, hörte man kein einlenkendes Wort von Wagenknecht.) 4. Russland wehrt sich mit
               seinem Krieg gegen die Ukraine lediglich gegen die potentiellen Aggressionen der USA/NATO. Ergo: Russland führt einen Verteidigungskrieg. 5. Die USA haben gegen Verbündete Russlands Kriege geführt, was der Kreml als direkte Bedrohung
               auffassen muss. Sie nennt dann folgende Länder: Syrien, Afghanistan, Libyen, Irak
               und Serbien. Ergo: Frau Wagenknecht rückt Russland in einen Diktatur-Kontext, obwohl
               sie das doch eigentlich für Russland bestreitet. Außerdem verbündet sie sich indirekt
               mit diesen genannten Systemen. 6. Sie fordert Verhandlungen, Verhandlungen, Verhandlungen
               und meint, Russland wäre dazu bereit, alles scheitere an den USA, der NATO und vor allem der Ukraine. Sie leugnet in dem Interview mehrfach auch objektiv messbare
               Tatsachen, z.B. was Putin in seinen Schriften, Reden und Interviews sagte. Ergo: (Zu
               so viel Demagogie fällt mir nichts Druckreifes ein.) 7. Die großen Anti-AfD-Demonstrationen
               im Februar 2024 richteten sich «gegen die Früchte der miserablen Ampelpolitik». Ergo:
               Die AfD hat ihre Berechtigung. 8. Auf die Bemerkung, aber die AfD sei dort am stärksten,
               wo es am wenigsten Ausländer gebe, entgegnet sie, das stimme nicht, sondern das Gegenteil
               treffe zu. Ergo: Berlin-Kreuzberg oder Berlin-Wedding sind nach Wagenknecht Hochburgen
               der AfD.
            

            Das Interview in der «Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung» zeigt eine Person,
               die ungerührt russische Narrative verbreitet und ohne jede Empathie gegen die Ukraine
               hetzt, eine ungezügelte Antiamerikanistin zudem. Sie beugt Tatsachen und dreht sich
               die Welt, wie sie ihr gefällt. Die AfD wird von ihr als normale Partei hingestellt,
               die zum demokratischen Parteienspektrum zähle. Daraus folgt: Das BSW ist programmatisch eine Schwesterpartei der AfD. Die Unterschiede schlagen weniger
               stark zu Buche als die Gemeinsamkeiten. Wer Wagenknecht wählt, kann auch AfD wählen,
               es läuft auf das Gleiche hinaus. Dass das keine Polemik ist, illustrieren zwei Beispiele:
               Im Dezember 2022 kürte das rechtsextreme Monatsmagazin «Campact» Wagenknecht zum Covergirl
               und titelte «Die beste Kanzlerin. Eine Kandidatin für Links und Rechts». Bei der AfD
               steht sie ohnehin schon länger hoch im Kurs. Das zeigte sich auch am 14. März 2024
               bei einer Debatte über die Unterstützung der Ukraine durch Deutschland. Wagenknecht
               durfte als Sprecherin der BSW-Gruppe nur zwei Minuten reden. Hatte sie zuvor bereits im Bundestag und in diversen
               Talkshows die Bundesregierung als die schlechteste in der Nachkriegsgeschichte attackiert
               (wohlgemerkt nahm sie da auch die Ulbricht-Honecker-Führungen nicht aus) – eine Tonlage,
               die sonst nur die AfD anschlägt –, so fragte sie nun, ob hier denn alle (außer ihr)
               den «Verstand» verloren hätten. Es gab kräftigen Beifall – und zwar nur von der AfD.
            

            Noch ein Wort zur CDU: Die Partei hält immer noch an ihrem Beschluss fest, keinesfalls
               mit der PDS-Linkspartei zu koalieren. Zugleich wurden im April und Mai 2024 einflussreiche CDU-Stimmen laut, die mit Blick auf die bevorstehenden Landtagswahlen in Sachsen und
               Thüringen im September 2024 dafür plädieren, im Notfall mit dem BSW nach den Wahlen zusammenzugehen. Tatsächlich besteht die Gefahr, dass nach den Wahlen
               durch ein starkes Abschneiden der AfD bei gleichzeitig schwachem Abschneiden etwa
               der SPD, Bündnis 90/Die Grünen oder FDP eine Regierungsbildung (ohne AfD) schwierig wird. Aber nun statt mit der Linkspartei
               zu koalieren mit dem BSW zusammenzugehen, ist geradezu absurd. Denn niemand anderes als der Wagenknecht-Flügel
               repräsentierte in der Linkspartei jene Strömung, die außen- wie innenpolitisch jedwede
               Zusammenarbeit auf demokratischer Ebene unmöglich machte. Einen Demokraten wie Bodo
               Ramelow zu boykottieren und eine Antidemokratin wie Sahra Wagenknecht zu hofieren –
               das ist unerklärlich und mit absurd freundlich umschrieben.
            

         
      
   
      
               16.

               Keine demokratische Alternative: 
Die AfD
               

            

            Der Aufstieg der 2013 als wirtschaftsliberale, euroskeptische und nationalistische
               Partei gegründeten AfD, die mehrere Wandlungsprozesse durchlief, ist an zwei Ereignisse
               gebunden: an die Finanz- und Eurokrise (2008–2012) und die so genannte «Migrationskrise»
               2015/16.
            

            Die weltweite, tiefe Finanz- und Eurokrise führte nicht nur zum Beinahe-Zusammenbruch
               Griechenlands oder trug auch mit zum Brexit bei, für die westliche Welt war wohl noch
               dramatischer, dass erstmals seit Jahrzehnten handfest deutlich wurde, wie anfällig
               ihre Wirtschafts-, Finanz- und Sozialstrukturen waren. Dadurch wurde die Gewissheit
               erschüttert, dass der Westen überlegen und faktisch unerschütterlich sei. Stattdessen
               zeigte sich, dass alles von einem Moment zum anderen in sich zusammenstürzen könnte
               wie ein Kartenhaus.[116] Der zweite zentrale Kipppunkt war die fälschlicherweise oft als «Flüchtlingskrise»
               bezeichnete Migration von etwa 2,5 Millionen Menschen über das Mittelmeer und die
               so genannte «Balkanroute» in den EU-Raum, vorzugsweise nach Deutschland. Beide Ereignisse
               sind hinlänglich bekannt. Sie trugen zusammen maßgeblich zu einer bis heute andauernden
               Identitätskrise bei, die sich insbesondere in Ostdeutschland zu einer veritablen Abwendung
               vom bundesdeutschen Staat auswuchs. Was war geschehen?
            

            Die Finanz- und Eurokrise führte vor Augen, dass auch der Westen von heute auf morgen
               in eine existenzbedrohende Krise fallen kann, deren Ausgang völlig offen ist. Die
               Prognosen und Behauptungen linker wie rechter Ideologen über das kapitalistische System
               schienen sich bewahrheitet zu haben. Das um so mehr, als auf einmal unfassbar hohe
               Garantiesummen für systemrelevante Institutionen (vorzugsweise Privatbanken) bereitgestellt
               wurden. Von «systemrelevanten» Institutionen, zu denen Banken zählen, hatte zuvor
               kaum jemand gehört. Bei Energie-, Telekommunikations- und anderen Unternehmen der
               Infrastruktur wäre das ohne Weiteres vermittelbar gewesen, aber nicht bei Banken,
               zumal sie durch ihre ungezügelte Gier überhaupt erst diese Krise ausgelöst hatten
               und keinerlei Reue zeigten. Das machte viele Menschen wütend, ließ sie enttäuscht
               vom Staat abrücken. Hinzu kam die soziale Ungerechtigkeit, die in Deutschland in vielen
               Gesellschaftssektoren zu beklagen ist und sich seit der «Agenda 2010» gerade in Ostdeutschland
               noch einmal verschärft hatte. Hier gab es relativ gesehen besonders viele Empfänger
               staatlicher Sozialleistungen, die durch die Agenda-Politik empfindlich an ihren kargen
               Staatsalimenten einbüßten. Auch der sich rasch ausbreitende Niedriglohnsektor war
               ein Phänomen, das in Ostdeutschland besonders stark auftrat.
            

            Viele Menschen stellten angesichts dieser Entwicklungen – die Verursacher der Finanzkrise
               profitierten sogar vom Staat, die unteren und mittleren Einkommensgruppen mussten
               hingegen erhebliche Einbußen verzeichnen – für sich ganz persönlich die «Systemfrage».
               Die Wut, der Ärger, das Entsetzen konnten nicht kanalisiert werden, zumal die Linkspartei
               in Ostdeutschland von vielen aufgrund ihrer Regierungsarbeit längst zu den Parteien
               gezählt wurde, die das System eher stützten denn herausforderten.
            

            Das alles wurde durch die «Migrationskrise» extrem befeuert. In dieser Situation kamen
               zwei Dinge zusammen: Auf der einen Seite erklärte sich der Staat bereit, Hunderttausende
               schutzsuchende Menschen aufzunehmen und sie sozial-materiell zu versorgen, nach Meinung
               vieler Menschen in einem gleichen Umfang wie sozial vom Staat abhängige Bundesdeutsche.
               Es war sehr schnell völlig egal geworden, was konkret geschah und wie die soziale
               Versorgung der Schutzbedürftigen wirklich ausgestattet war. Denn diese geflüchteten
               Menschen aus Syrien, Afghanistan, Albanien, Kosovo oder dem Irak stießen gerade in
               Ostdeutschland auf eine über Jahrzehnte aufgebaute und trotz der schlimmen Pogrome
               ignorierte rassistische Mauer des Hasses und der Ablehnung. Schnell waren alle möglichen
               Gerüchte im Umlauf, die im Kern den geflüchteten Menschen überhaupt jeden Grund absprachen,
               ihre Heimat zu verlassen, denen auf unzähligen Protestdemonstrationen so genannter
               «Wut-» oder «Protestbürger» zynisch hinterhergerufen wurde: «Absaufen, absaufen!»
               Damit war nichts weniger gemeint, als man solle sie doch im Mittelmeer ihrem Schicksal
               überlassen. Die Infragestellung des Schutzstatus war gepaart mit der Haltung, Deutschland
               habe sich nicht um «die» zu kümmern. Die Bundesrepublik habe genügend eigene ungelöste
               Probleme. Zuerst sollten die sozial Bedürftigen im eigenen Land unterstützt werden,
               doch stattdessen füttere der Staat ungebetene, ungerufene Sozialschmarotzer durch
               mit Geld, das «den» Deutschen zustünde.
            

            In den Debatten um den Umgang mit geflüchteten Menschen waren zugleich starke geschichtsrevisionistische
               Tendenzen zu beobachten. Nicht nur, dass jede Verantwortung für die Folgen aus der
               deutschen Geschichte geleugnet und verneint wurde. Sowohl auf die nationalsozialistische
               als auch auf die kommunistische Vergangenheit wurde sich zunehmend positiv berufen.
               «Vogelschiss», «Wende 2.0» und «Schuldkult» waren nur drei Begriffe, die fortan Karriere
               machten. Und das war eng mit der AfD verbunden.
            

            Diese Partei entwickelte sich immer stärker zum politischen und parlamentarischen
               Arm des Rechtsextremismus in Deutschland. Der Weg dahin war rasant, aber von vielen
               Brüchen und zersetzenden innerparteilichen Debatten und Abspaltungen geprägt.[117] Sie war stets nationalistisch, immer gegen den Euro und die Eurozone. Nach 2015
               entwickelte sie sich dann immer stärker zu einer rechtsextremistischen Partei, in
               der Teile der Mitgliedschaft und der Führungscrew offen mit faschistischen Organisationen
               in Deutschland und Europa kooperieren (seit Mai 2024 ist sie offiziell ein «rechtsextremistischer
               Verdachtsfall» auf Bundesebene). Der Kern ihres inneren Zusammenhalts ist in einem
               offensiven Rassismus zu sehen, der durch eine scharfe Abgrenzung gegenüber Grünen,
               Linken, Liberalen und Verteidigern der parlamentarischen und repräsentativen Demokratie
               umrahmt wird. Die AfD setzt auf einen starken Staat. Wer das nicht glaubt, sollte
               einmal das «Manifest» des AfD-Spitzenkandidaten für die Europawahlen im Juni 2024
               lesen – es ist ja nicht so, dass die Partei mit ihren Absichten hinterm Berg halten
               würde. Das Buch wäre nach meinem Dafürhalten nach 1933 kaum verboten worden.[118]
            

            Maximilian Krah legte 2023 «Ein Manifest» vor, das er «Politik von rechts» nannte.
               Das Buch erschien im «Verlag Antaios», der Götz Kubitschek gehört. Verlag und Verlagsinhaber
               gelten als Plattform und Vordenker der Neuen Rechten und der Rechtsextremisten. Das
               ist alles bekannt. Wer dort publiziert, weiß das. Und wer dort seine Bücher herausgibt,
               nimmt bewusst in Kauf, selbst als Rechtsextremist angesehen zu werden. Krahs Manifest
               versteht sich als Aufruf, um in Deutschland an die Macht zu gelangen. Ganz in einer
               unsäglichen Tradition stehend plädiert er dafür, legal an die Macht zu gelangen, um
               dann den Staat gegen das Grundgesetz umzubauen – und die Verfassung entsprechend anzupassen.
               Der zentrale Grundgedanke lautet, dass rechte Politik auf «Identität» aufbaue. Die
               spiegelt sich etwa in Mann – Frau («Es gibt keinen Grund, Männer in ‹Frauenberufe›,
               Frauen in ‹Männerberufe› zu senden.»[119]), Christentum – andere Religionen, Deutsche – Nicht-Deutsche, und so weiter. Wer
               sich fragt, warum die AfD allgemein und Maximilian Krah besonders eine so starke Affinität
               zu autokratischen Staaten wie China oder Russland aufweisen, der sollte das Kapitel
               «Der Staat. Die kollektive Ordnung in einem umgrenzten Gebiet» lesen. Der Autor hält
               fest, «Ordnung» sei für Rechte «ein zentraler Wert. Daher ist rechte Politik grundsätzlich
               etatistisch.»[120] Der bundesdeutsche Staat sei allerdings zu schwach und zu bürokratisch. Der letzte
               Punkt meint den Umstand, dass der heutige Staat sich unentwegt an seine selbst geschaffenen
               Regeln halte und so oftmals nicht schnell genug (re)agiere, in der Sichtweise von
               Krah handlungsunfähig sei. Daraus resultiere auch seine Schwäche, nämlich die Interessen
               der «eigentlichen» Staatsbürger*innen nicht angemessen zu vertreten.
            

            Krahs Lösung ist eine radikale: Er will einen starken Staat, einen autoritären Staat,
               der für seine Staatsbürger*innen da ist, aber zugleich haben auch alle Staatsbürger*innen
               für ihn da zu sein. Krah möchte überwinden, was liberalen Freiheits- und Staatsvorstellungen,
               auch dem bundesdeutschen Grundgesetz eingeschrieben worden ist: dass der Staat auch
               für jene da ist, die ihn ablehnen (nicht, die ihn militant bekämpfen!). Er spricht
               ausdrücklich folgendes aus: «Die Realität der multikulturellen Bevölkerung in den
               Ballungsräumen erfordert daher eine repressive Staatsgewalt, soll die Ordnung aufrechterhalten
               werden.»[121] Krah fordert nichts weniger als den Polizeistaat, der vorbeugend aktiv wird.
            

            Doch noch nicht einmal das ist das größte Problem an Krahs politischen Zielvorstellungen.
               Die offenbaren sich erst, wenn man sich vergegenwärtigt, mit welchen Begriffen er
               neben «Volk» und «Staat» noch hantiert. Denn er weiß sehr genau zwischen «Gemeinschaft»
               und «Gesellschaft» zu unterscheiden, eine alte soziologische Unterscheidung.[122] Eine Gemeinschaft ist eine Gruppe, die eine gemeinsame Absicht hegt, eine Wir-Identität
               aufweist: Dazu gehören Familien ebenso wie Vereine. Eine Gesellschaft wird von einer
               Vielzahl von Gemeinschaften gebildet, die zur Heterogenität der Gesellschaft beitragen.
               Das führt zu Konflikten, die zuweilen unlösbar erscheinen, weil die Interessensgegensätze
               zu groß sind. Der demokratische Verfassungsstaat hat dafür Mittel und Formen gefunden,
               um in der demokratischen Aushandlungsarena Kompromisse zu suchen und zu finden.
            

            Autokratische und diktatorische Systeme hingegen versuchen wie Sisyphus eine Gemeinschaft
               zu bilden, die identisch mit der Gesellschaft ist. Das nannten die Nationalsozialisten
               «Volksgemeinschaft», die SED-Kommunisten «Menschengemeinschaft», für Putin sind alle nach eigener Aussage, die
               nicht zu seiner Gemeinschaft gehören, «Ungeziefer» und «Unkräuter», die vernichtet
               werden müssen. Das ist die Konsequenz daraus, eine Gemeinschaft bilden zu wollen,
               die einem starken Staat ausgeliefert ist.
            

            Maximilian Krah bestimmt sehr genau, wer zu seinem Staatsvolk nicht dazu gehören soll:
               Alle Nicht-Deutschen, aber auch jene, die seine Staatsvorstellungen nicht teilen (er
               nennt sie zum Beispiel «Liberale», «Feministen», «Fremde» oder «absurde Minigruppen»).
               Letztlich bestehe sein Ziel darin, und das schreibt er so, dass der «gesunde Menschenverstand»
               wieder obsiege. Er verrät nicht, wann dieser «gesunde Menschenverstand» in der Geschichte
               geherrscht habe. Täte er das, würde er sich wahrscheinlich auf strafrechtlich relevantem
               Feld bewegen. Aber er formuliert den «gesunden Menschenverstand»: «Es geht um eine
               organische Ordnung auf Basis dessen, was sich aus Natur, Tradition und Kultur ergibt.»[123] Entwicklungen und Veränderungen sind bei Krah nicht vorgesehen. Ausdrücklich schreibt
               er, «Politische Rechte … wollen also nicht die Bedingungen des Zusammenlebens permanent
               neu aushandeln, sondern Sicherheit.»[124] Krah idealisiert wie alle Rechten die Vergangenheit, die einen Zustand gehabt habe,
               der anstrebenswert sei. Offen bleibt bei ihm lediglich, welche Vergangenheit er anstrebt.
               Seine Nähe zu China und Russland ist nicht zufällig. Sie hängt mit seinen Staats-
               und Gesellschaftsvorstellungen zusammen. Krah ist dabei nicht das Problem – sehr wohl
               aber, dass er nicht nur die AfD, sondern auch einen Großteil des AfD-Wähler*innenmilieus
               repräsentiert.
            

            Auch bei Alice Weidel, die ebenfalls von einem starken Staat schwadroniert, ist viel
               vom «totalen Machtanspruch» zu lesen. Den unterstellt sie den «Linken», um ihn im
               Umkehrschluss genau für ihre Bewegung zu reklamieren.[125]
            

            Alice Weidel ist die vielleicht schillerndste Vertreterin der AfD. Seit 2017 ist sie
               Co-Vorsitzende ihrer Bundestagsfraktion und seit 2022 auch Bundessprecherin der Partei.
               Sie ragt schon deshalb heraus, weil in dieser Männerpartei Frauen an sich kaum vorkommen
               und noch weniger zu sagen haben. Die AfD vertritt ein aggressiv-konservatives, eigentlich
               reaktionäres Frauen-Männer-Familienbild, in dem Frauen allein die Rolle von Gebärmaschinen
               für den künftigen völkischen Nationalstaat zugewiesen wird. Da passt die in einer
               gleichgeschlechtlichen Beziehung lebende Weidel – zumal mit einer Frau aus Sri Lanka –
               eigentlich nicht hinein. Aber auch etwas anderes zeichnet sie aus, hierin wohl nur
               noch von Sahra Wagenknecht übertroffen, mit der sie eine gegenseitige Bewunderung
               teilt. Sie verströmt eisige Kälte. Oder wie es der sächsische Ministerpräsident vor
               Kurzem in der TV-Talkshow «Miosga» ausdrückte: Wenn Wagenknecht den Raum betritt,
               fällt das Thermometer augenblicklich um mehrere Grad.[126] Das hätte er wohl auch über Weidel sagen können.
            

            In ihrer Kampfschrift «Widerworte. Gedanken über Deutschland» erklärt sie Angela Merkel,
               Robert Habeck und – ziemlich überraschend – Helmut Kohl zu den Hauptfeinden Deutschlands
               und der Demokratie. Sie wiederholt gebündelt all ihre Behauptungen, die sie tagein,
               tagaus, landauf, landab hinausposaunt. Deutschland steige ab, seit Jahrzehnten. Der
               Staat enteigne die Menschen. Die Freiheit werde abgeschafft. Es drohe eine totale
               Islamisierung. Die Nation schaffe sich ab. In einer grotesk anmutenden «Analyse» sieht
               Weidel Deutschland als einen sozialistischen, antikapitalistischen und antibürgerlichen
               Staat, der immer mächtiger und stärker werde.
            

            Warum tut sie das, da auch sie ihre wagemutige These mit nichts außer Behauptungen
               belegen kann? Der Kern ihrer Schrift und ihres Anliegens besteht darin, «rechte Politik»
               gegen «linke» in Stellung zu bringen. Das ist legitim, gehören Rechte und Linke doch
               gleichermaßen zum demokratischen Spektrum einer Offenen Gesellschaft, wie Karl R. Popper
               es verstanden hat. Doch ihre Partei hat zugleich ein Legitimationsproblem: Die AfD
               will nicht als rechtsextremistisch oder gar faschistisch gelten. Ihr Anliegen, sich
               als rechte demokratische Partei zu positionieren, funktioniert nur, weil sie kurzerhand
               alle anderen rechten Parteien und Bewegungen im demokratischen Spektrum zu Linken
               erklärt. So geht sie vor allem mit der CDU um, die unter der Hand von Weidel zu einem sozialdemokratischen Projekt verkommt,
               während die SPD sozialistisch, quasi kommunistisch ist, dort, wo die Grünen ohnehin ihrer Ansicht
               nach stehen.
            

            Das ist politisch nicht ungeschickt, inhaltlich jedoch haltlos. Weidel sieht nur eine
               Möglichkeit, um Deutschland zu retten: «Grenzen schließen».[127] Sie glaubt mit ihrer Partei und ihrer Wählerschaft, geschlossene Grenzen, möglichst
               der Austritt aus der EU und möglichst die Wiedereinführung der DM würden alle Probleme
               wie von selbst lösen. An keiner Stelle ihres Pamphlets geht sie auf die demographische
               Situation in Deutschland ein. Sie wird doch nicht wie Höcke glauben, bis zu 30 Prozent
               weniger Menschen in Deutschland würden unserem Land nichts anhaben können? Die Wahrheit
               ist, Deutschland braucht mehr zuwandernde Menschen, viel mehr Menschen, um den heutigen
               Lebensstandard, die heutige Wirtschaftskraft halten zu können – es gibt keinen einzigen
               Ökonomen oder Demographen von Rang, der etwas anderes behaupten würde. Kein Wort von
               Weidel dazu. Stattdessen singt sie das langweilige Lied der AfD, an allem, was falsch
               in Deutschland laufe, seien Migranten Schuld – sie macht selbstredend keine Unterschiede
               zwischen Menschen, die hier schon Jahrzehnte leben, politisch Schutzsuchenden oder
               flüchtenden Menschen – und ihre sozialistischen Helfershelfer von Merkel bis Habeck
               und Scholz. Natürlich sieht Weidel auch kein Problem mit Rassismus in Deutschland.
               Das sei eine Fata Morgana, glaubt sie.
            

            Und was sind ihre Auswege? Ihre unentwegte Kritik am Staat, am übermächtigen Staat
               legt nahe, sie würde einen schlanken, unsichtbaren Staat schaffen wollen. Das Gegenteil
               ist der Fall. Sie setzt auf einen noch mächtigeren Staat. Letztlich strebt sie einen
               Polizeistaat an. Denn die vielen Gegner und Feinde, die sie in Schach halten oder
               millionenfach vertreiben will, setzen diesen unmittelbar voraus. Interessant daran:
               Sie beruft sich immer wieder darauf, dem Recht wieder Geltung verschaffen zu wollen.
               Gleichzeitig will sie den Parteienstaat überwinden. Und gegen all jene polizeistaatlich
               vorgehen, die ihrem Gesellschafts- und Staatsprojekt entgegenstehen. Dabei sollte
               doch die Ökonomin Weidel wissen, worin die Stärke unseres Grundgesetzes liegt: In
               der Kraft, auch all jene zu integrieren, die sich nicht integrieren lassen wollen.
               Das ist nämlich das Wesen von repräsentativer Demokratie, von Freiheit, einer Offenen
               Gesellschaft im Sinne Poppers. Wer aber an diesen Grundsätzen des Grundgesetzes rütteln
               will, strebt nichts weniger an als die Abschaffung des Grundgesetzes und die Überwindung
               der repräsentativen Demokratie. Alice Weidel hat übrigens einen Vorschlag, wie mit
               Feinden des Grundgesetzes – siehe auch Artikel Art. 20, Abs. 4 – umgegangen werden
               sollte: «Kein Staat kann billigerweise gezwungen werden, seine Feinde auch noch aus
               öffentlichen Mitteln zu alimentieren.»[128]
            

            Wer genau wissen will, was Deutschland nach einer AfD-Machtübernahme erwartet, sollte
               solche Bücher lesen. Dabei sind nicht alle so radikal wie auch ein Interviewband von
               Höcke. Unumwunden erklärt er hier sein faschistisches Programm.[129] Und, selbstverständlich, muss man sagen, distanzieren sich führende AfD-Politiker
               auch nicht von Identitären wie dem Österreicher Martin Sellner. Er erklärt schon lange,
               wie ein «Regimewechsel von rechts» aussehen wird und warum «Remigration» weitaus mehr
               bedeutet als «nur» die Abschiebung abgelehnter Asylbewerber*innen. Als Anfang Januar
               2024 Investigativjournalist*innen offenlegten, was sich in einer Potsdamer Nobelherberge
               wenige Wochen zuvor zutrug – AfD-Funktionäre, Identitäre, Rechtsextreme trafen sich,
               um Sellners Vorschläge zu debattieren –, haben AfD-Führungsleute ein ums andere Mal
               behauptet, die von «correctiv» erhobenen Vorwürfe seien falsch. Die wochenlangen Demonstrationen
               und Proteste in Deutschland, als die demokratische Mitte in einem nie zuvor gekannten
               Ausmaß auf die Straße ging, denunzierte die AfD als vom Staat und den «Systemparteien»
               gelenkte und organisierte Kampagne gegen sie. Außerdem sei «nachweislich» in Potsdam
               nicht über Remigration im weiten Sinne debattiert worden, sondern lediglich über die
               Frage, wie abgelehnte Asylbewerber*innen schneller zurückgeführt werden könnten und
               wie der Migrationsstrom nach Europa und Deutschland gestoppt werden könnte. Nachweisbar
               ist nun wiederum falsch. Denn der in der AfD hochgeschätzte Sellner schreibt in seinem
               Buch selbst: «Ziel der Remigrationspolitik ist es, die Weichen so umzustellen, daß
               Deutschland Jahr für Jahr Überfremdung abbaut und wieder von einer sicheren, lebenswerten
               und stabilen Mehrheitsgesellschaft bestimmt wird. Zusammengefaßt ist Remigration ein
               Bündel an Maßnahmen zur Umkehrung der Migrationsströme auf Basis einer alternativen
               Bevölkerungs- und Identitätspolitik.»[130] Er wird noch deutlicher: Auch nichtassimilierte «Eingebürgerte und Staatsbürger»
               sind davon betroffen, rauszufliegen.[131] Sellner redet von Millionen mit deutscher Staatsbürgerschaft, die in den Blick zu
               nehmen seien.[132] Zugleich skizziert er sehr genau, wie sich die Rechtsextremen einen «Regimewechsel»
               vorstellen:[133] Ein zentrales Motiv ist das bislang Unsagbare zum Sagbaren zu machen durch ständiges
               Wiederholen. Es geht um Enttabuisierungen. Außerdem sollen unbelegbare, aber auch
               nur schwer widerlegbare Behauptungen immer wieder verbreitet werden, deren schiere
               Masse Unruhe und Verwirrung stiften. Es geht immer darum, Massen zu erreichen und
               zu mobilisieren. Dafür sollen allerdings nicht wahllos Themen aufgefächert werden.
               Im Kern müsse alles mit Migrationspolitik und «ethnokulturellen» Fragen verknüpft
               und immer wieder darauf zurückgeführt werden. Das Ziel müsse eine grundsätzliche «Reconquista»,
               so der zentrale Begriff, sein. Das Parlament spielt in diesen Überlegungen allenfalls
               die Rolle einer Attrappe. In Europa wird ausdrücklich die Politik von Viktor Orbán
               als vorbildlich hingestellt.
            

            Nun treffen diese Überlegungen nicht einmal in der AfD auf vollumfängliche Zustimmung.
               Vor allem kann man sich von ihnen einfach distanzieren: Sellner ist Österreicher und
               kein AfD-Mitglied. Tatsächlich aber formuliert er präzise, was die AfD anstrebt.
            

            Allerdings ist die dahinterstehende politische Methode keine neue. Weidel und Wagenknecht,
               aber übrigens auch Aiwanger oder andere stehen für die «Gingrich-Methode», benannt
               nach dem einflussreichen US-Senator Newt Gingrich. Er führte ab den 1990er Jahren
               «Politik als Kriegsführung» ein. Gingrich verwandelte die amerikanische Politik «von
               einer, in der man trotz aller Meinungsverschiedenheiten die Gutwilligkeit seiner Gegner
               voraussetzte, zu einer, in der man diejenigen, die anderer Meinung sind, für schlecht
               und unmoralisch hält.»[134] Der politische Gegner in der Demokratie wird zum politischen Feind, dessen (politische)
               Vernichtung angestrebt wird. Demokratie mutiert in dieser Auffassung zu einer Herrschaftsform
               der eigenen Mehrheit, die mit anderen nichts mehr auszuhandeln hat, da alle anderen
               als «Systemlinge» verschlissen sind.
            

            Vieles, was AfD oder BSW repräsentieren, zum Beispiel einen starken Staat, eine antiwestliche Grundhaltung
               verbunden mit einer Nähe zu autoritären Staaten wie Russland, das Bestreben nach gesellschaftlicher
               Homogenität, einer völkischen Ausrichtung der Sozialpolitik, dichten Grenzen, einer
               Abkehr von Europa und dem Euro, der Betonung «Germany First» und einem Schlussstrich
               unter die zermürbenden Debatten um die deutsche Geschichte, stößt in Ostdeutschland
               auf einen großen Resonanzboden, parteiübergreifend. Denn im Kern gerieren sich AfD und BSW zwar als die Parteien, die die «neue Freiheit» garantieren wollen, tatsächlich jedoch
               ist ihr Freiheitsverständnis eng begrenzt, wird von einem starken Staat vorgegeben
               bzw. eingehegt und betrifft nur deutsche Staatsbürger, die nach Auffassung dieser
               politischen Strömungen ein Anrecht darauf haben, überhaupt in der Bundesrepublik leben
               zu dürfen. Sie eint auch ihre Feindbildarbeit – ein dichotomisches Weltbild, das vielen
               Ostdeutschen noch zu gut vertraut ist, das sie verinnerlicht haben. Es ist kein Zufall,
               dass Angela Merkel oder Joachim Gauck, um nur die zwei berühmtesten Beispiele zu nennen,
               von vielen Ostdeutschen als «Verräter» bezeichnet werden. Der Kollektivismus steckt
               vielen in den Knochen, die «ostdeutsche Identität» lässt in dieser Form nur eine Kollektivzuschreibung
               zu. Wer diese nicht erfüllt, gilt als «Verräter». Zu den Feinden gehören Eliten, weil
               sie fast immer aus dem Westen kommen. Das gilt auch für die Leitmedien des öffentlich-rechtlichen
               Rundfunks oder auch für die großen Zeitungen wie FAZ, SZ, Zeit oder Spiegel – auch sie repräsentieren die «westliche Vorherrschaft» und sind
               daher als «Lügenpresse» abzulehnen. Besonders erfolgreich ist das Feindbild «Die Grünen»
               aufgebaut worden. Das ist zunächst einfach gewesen, weil die Grünen bis vor wenigen
               Jahren im Osten kaum verankert waren – und die Grünen sich auch um den Osten herzlich
               wenig gekümmert haben. Das Feindbild funktionierte schon deswegen, weil die meisten
               im Osten keine oder nur sehr wenige Erfahrungen mit grünen Politiker*innen oder auch
               nur Wähler*innen besaßen. Das änderte sich, aber die Partei blieb eine urbane, aufs
               Akademikermilieu orientierte Partei, die sich für Probleme interessierte, die mit
               der Lebenswelt vieler Ostdeutscher außerhalb Leipzigs, Potsdams oder Jenas ziemlich
               wenig zu tun hatten. Und seit die Grünen im Bund wieder mitregieren, haben es die
               beiden Koalitionspartner geradezu mustergültig geschafft, ihnen alle Probleme und
               Fehler in die Schuhe zu schieben, zum Teil durch gezielte Indiskretionen, zum Teil
               durch tatsächliche Fehler der Grünen. Diese wiederum wehrten sich im Namen der Regierungsfähigkeit
               kaum oder gar nicht. Die einzige Prognose, die ich in diesem Essay abgebe, lautet:
               Das wird den Grünen bei den kommenden Landtags- und Bundestagswahlen auf die Füße
               fallen. Sie werden der Hauptgegner aller anderen sein, Regierungsbildungen werden
               noch schwieriger werden, als sie es zuletzt waren. Ich halte es für einen politischen
               Fehler, dass Bündnis 90/Die Grünen trotz der großen Diskrepanzen den Koalitionsfrieden
               zu wahren sucht und nicht die von den beiden anderen auferzwungene Konfrontation eingeht,
               auch mit dem Risiko, dass die Koalition platzt.
            

         
      
   
      
               17.

               Die AfD und die Ostdeutschen
               

            

            Ich habe die Rede von Protestwählern noch nie verstanden. Die AfD ist eine nationalistische,
               völkische Partei mit einem rassistischen Programm. Wer faschistische Programme wählt,
               setzt sich dem Verdacht aus, selbst Faschist zu sein. Wer die wählt, hat keine Entschuldigung.
               Die AfD ist kein ostdeutsches Problem. Mein Buch «Die Übernahme» (2019) endete mit
               der These, was in Ostdeutschland passiert, das passiert mit etwas zeitlicher Verzögerung
               immer auch in Westdeutschland. Der Selbstradikalisierungsprozess wird rüberschwappen:
               Erst feiert die AfD im Osten, mit westdeutschem Personal, große Erfolge. Etwas später
               zieht der Westen nach. Es handelt sich ja auch um ein globales Phänomen. Aber in Ostdeutschland
               sind die Thesen der AfD besonders gut anschlussfähig: Über zwei Drittel sind hier
               aktuell der Auffassung, Ausländer, geflüchtete Menschen kämen nur nach Deutschland,
               um den Sozialstaat auszunutzen. Ich nenne solcherart Weltsicht nicht nur rassistisch,
               sondern arrogant und inhuman, unchristlich sowieso.
            

            Anfang 2024 sehen Wahlumfragen die AfD in Sachsen bei etwa 35 Prozent, die CDU bei 30 Prozent, alle anderen müssen um ihren Einzug in den Landtag demnach bangen.
               In Thüringen wird der AfD ein ähnlich starkes Ergebnis prognostiziert, hier schneidet
               die CDU nach Umfragen deutlich schwächer, die Linke wegen Ministerpräsident Ramelow deutlich
               besser als in Sachsen ab. Und auch in Brandenburg liegt die AfD bei etwa einem Drittel
               der Stimmen. Hier wiederum steht die SPD von Ministerpräsident Woidke besser als in den anderen beiden Ländern da. Zum Zeitpunkt
               der Niederschrift dieses Essays im März 2024 waren alle Prognosen für die BSW reine Kaffeesatzleserei, weil es außer dem Programm «Wagenknecht» gar keine Wahlprogramme
               gab und sich womöglich manche Wähler*innen wundern werden, dass sie auf dem Wahlzettel
               gar nicht Sahra Wagenknecht außer im Parteinamen entdecken können. Wahlforscher geben
               an, dass sich über die Hälfte der Ostdeutschen vorstellen könnten, die AfD zu wählen.
               Nimmt man noch die Prognosen für BSW und auch die Linkspartei hinzu, so steht das Wählerpotential für autoritäre, antiwestliche
               und kremlnahe Parteien in Ostdeutschland aktuell bei deutlich über zwei Dritteln.
            

            Viele Analytiker glauben, für die politische Stimmung im Osten sei maßgeblich ausschlaggebend,
               dass Ostdeutsche weniger fragen, was sie wählen, sondern was sie nicht wählen wollen,
               und so bei AfD, BSW, Linkspartei landen, den antiwestlichen Speerspitzen in den Parlamenten. Daher rührt
               auch die Kremlnähe vieler Ostdeutscher. Nicht weil sie sich mit Russland so identifizieren
               würden – dazu fehlt fast allen das nötige Wissen oder auch nur das Interesse. Sie
               solidarisieren sich mit Putin, weil er der stärkste Ausdruck für antiwestliche Haltungen
               und für Antiamerikanismus ist. Das ist etwas, was in den letzten vier, fünf Jahren
               stark zu beobachten war in Ostdeutschland: die Vereinigung mit der stärksten antiwestlichen
               Kraft, dem Kreml. Die Gründe dafür liegen tiefer.
            

            Wir haben im Osten eine autoritäre Tradition, die über Kaiserreich, Weimarer Republik,
               Nationalsozialismus und DDR fortwirkte. Die ist nie gebrochen worden. Und wenn Dirk Oschmann in seinem Buch sagt,
               der Westen habe den Osten erfunden, dann muss man ihm entgegenhalten: Der Osten hat
               sich, wie bereits ausgeführt, auch seinen eigenen Westen konstruiert. So ein bisschen
               wie in der Waschmittel-Werbung: Da «drüben» ist alles blütenrein und strahlend weiß!
               Und dann kam die große Enttäuschung. Der globale Finanzcrash 2008 zeigte, dass es
               vielleicht doch nicht so einfach ist im Kapitalismus, wie man sich das vorgestellt
               hatte. Das hat die Menschen im Osten, die stärker auf staatliche Finanzhilfen (z.B.
               Hartz IV) angewiesen waren, mehr verunsichert als die im Westen. Und jetzt erleben
               wir den nächsten Umbruch: die digitale Revolution, die tiefe Verunsicherung schürt.
               All das hat zur Radikalisierung im Osten beigetragen. Wir leben in einer unübersichtlichen
               Zeit mit vielen Herausforderungen. Die meisten Ostdeutschen erleben gerade ihre zweite
               große Transformationswelle. Für viele Westdeutsche ist die Digitalisierung der Welt
               die erste große Erfahrung dieser Art. In solchen Zeiten sehnt man sich nach zwei Dingen:
               nach Sicherheit und nach der Vergangenheit – dabei ist es egal, wie gut oder schlecht
               diese war. Manche Leute, die 20 Jahre im Knast waren, sehnen sich danach auch zurück,
               weil es Sicherheit verspricht. Es werden nachträglich positive Geschichtsbilder konstruiert
               und die Vergangenheit schöngeredet. Autobiographische Bilder erscheinen passförmig.
               Auf komplexe Fragen suchen viele einfache Antworten.
            

            Das alles aber entbindet den Einzelnen nicht davon, sich kundig zu machen. Wer eine
               extremistische Partei wählt, macht sich zum Handlanger und Mittäter. Um es ganz klar
               zu sagen: Wer Nazis wählt, ist für mich selbst ein Nazi. Wer Kommunisten wählt, ist
               für mich auch ein Kommunist. Es kann auch nicht gelten, wenn jemand anschließend behauptet,
               er habe nicht gewusst, wen oder was er da wählt. Dummheit oder Unwissen schützt vor
               Strafe nicht, weiß sogar die Rechtsprechung.
            

            Mir macht große Sorgen, dass es einen wachsenden Drang nach einer starken Hand und
               nach autoritären Strukturen gibt. Ich hätte mir 1989 nicht vorstellen können, dass
               ich nochmal in einem totalitären System leben könnte. Inzwischen bin ich mir nicht
               mehr so sicher, ob das nicht doch erneut passiert. Aber glücklicherweise bin ich Historiker,
               kein Zukunftsforscher.
            

            Was wir ab den 1990er Jahren erlebt haben – der Freiheitsschock –, führt zurück zu
               einem Kernpunkt: Es gab keine Demokratie- und Freiheitsschulung im Osten. So etwas
               wie Re-Education in Westdeutschland durch die Amerikaner fehlte. Alle glaubten nach
               dem Mauerfall, Demokratie und Freiheit seien selbsterklärend und alle würden das freie
               Leben mit wehenden Fahnen akzeptieren. Dem war mitnichten so. Die bedrückende Botschaft
               lautet sogar: Auch im Westen kann man erkennen, dass vielen viele Dinge heute wichtiger
               als die Freiheit sind. Dabei ist ohne Freiheit alles andere nichts wert. Wir erleben
               seit einigen Jahren, wie sich «Das weiße Band» aus dem späten 19. Jahrhundert in weiten
               Teilen Ostdeutschlands regelrecht vitalisiert.
            

            Wenn es um die AfD geht, brauchen wir einen öffentlichen Freiheitsdiskurs – das Bekenntnis
               zur Freiheit als Leitmaxime. Wir leben in einem der sichersten, freiesten und sozialsten
               Länder der Erde, aber wenn man hört, was nicht nur AfDler, sondern auch viele Linke
               oder Leute der so genannten bürgerlichen Mitte erklären, könnte man annehmen, wir
               lebten in einer Diktatur, in der die Mehrheit am Verelenden ist. Natürlich ist vieles
               zu ändern, besser zu machen, aber nichts davon hätte Wert, wenn wir nicht Freiheit
               ins Zentrum rücken. Für mich ist Freiheit etwas, in dem Handlungsmöglichkeiten des
               Individuums nicht durch staatliche oder sonstige Eingriffe willkürlich beschränkt
               werden. Aber natürlich gibt es Regeln: Freiheit lässt sich nur ausleben, solange ich
               andere in ihrer Freiheit nicht bremse. Für mich ist das eine Frage des gesellschaftlichen
               Gesamtverhaltens und nicht des Staates.
            

            Der Staat garantiert mit seiner Verfassung Rahmenbedingungen, aber Freiheit muss gesellschaftlich
               ausgehandelt werden. Ein gutes Beispiel dafür ist das bereits zitierte Toleranzparadoxon
               von Karl R. Popper: Es gibt Grenzen der Demokratie und der Freiheit. Nämlich dann,
               wenn Freiheitsverächter und Demokratiefeinde Demokratie und Freiheit abschaffen wollen.
               Gegen die Feinde der Offenen Gesellschaft muss man militant vorgehen. In diesem Zwiespalt
               befinden wir uns im Umgang mit der AfD. Auf dieser Basis kann ich sagen: Es gibt nichts
               Wichtigeres als Freiheit. In der Ukraine sieht man: Freiheit ist wichtiger als Frieden.
               Es bringt nichts, auf irgendwelche Dinge einzugehen, um einen Scheinfrieden herbeizuverhandeln,
               wie das auch viele deutsche Pazifisten wollen. Denn das führt nur zur nächsten Unfreiheit
               und zum nächsten Krieg und nicht zu Frieden. Wir brauchen einen Freiheitsfrieden.
            

            Der Osten ist als Laboratorium der Globalisierung, als Ort der Transformation dem
               Westen nur ein paar Trippelschritte voraus. Genau deshalb ist die Debatte über den
               Osten so relevant: Hier sehen wir Entwicklungen, die europaweit drohen, wenn nicht
               gegengesteuert wird. Das können wir an vielen demoskopischen Untersuchungen sehen.
               Die AfD steht im Westen mittlerweile auch bei 15 Prozent, der Westen zieht nach.
            

            Wenn wir über die AfD reden, müssen wir uns klarmachen: Sie will die Grundordnung,
               die Freiheit abschaffen. Es geht nicht nur um marginale Punkte oder flüchtende Menschen,
               sondern darum, die Freiheit insgesamt zu verteidigen. Das ist in einer Demokratie
               eine große Herausforderung: Wir müssen die Antidemokraten bis zu einem gewissen Punkt
               integrieren. Die dagegen sagen einfach: Wir grenzen alle aus, die uns nicht passen.
               Da sind Demokrat*innen argumentativ, aber auch politisch in einer sehr schwierigen
               Situation.
            

            Konkret müssen Brandmauern errichtet werden, die man nicht wieder einreißen darf.
               Alle Demokrat*innen müssen zusammenstehen und sagen: Na gut, wenn die 30, 40 oder
               50 Prozent haben, müssen wir die andere Seite sein. Wir müssen sie ausschließen. Ich
               bin weniger für Verbote. Die haben zwar zur Folge, dass einige Menschen sich abwenden,
               aber andere radikalisieren sich auch. Das gesellschaftliche Problem wird dadurch nicht
               gelöst.
            

            Es muss darum gehen, diejenigen zu stärken und zu schützen, die Demokraten und Freiheitsfreunde
               sind. Das ist die große Mehrheit unserer Gesellschaft. Über die Demokrat*innen vor
               Ort wird viel zu wenig berichtet, sie stehen viel zu wenig im Fokus. Demokratiearbeit
               ist nämlich etwas Unspektakuläres, etwas Langweiliges, nichts Schlagzeilenträchtiges.
               Immer stehen die Lauten im Blickpunkt. Die demokratischen Ehrenämtler müssen viel
               stärker gewürdigt werden. Und die Faschisten strafen wir mit Verachtung, Ignoranz
               und Nicht-Beachtung sowie mit konsequenter Verfolgung, wenn sie Gesetze verletzen.
               Sie wollen permanent im Zentrum stehen – sie wollen Aufmerksamkeit. Die sollte man
               ihnen entziehen. Über jedes Stöckchen, was die Typen hinhalten, wird tausendfach gesprungen –
               ob es nun Medien oder Politik sind. Im Bundestag könnte man die etwa einfach ignorieren.
               Lass die reden, niemand reagiert. Das macht die doch fuchsteufelswild. Die Politik
               könnte zudem die Sichtweise umdrehen und fragen: Wie können wir Leute, die Freiheit
               und Demokratie wollen, gerade Menschen mit Ehrenämtern, besser schützen? Zu verbessern
               gibt es genug.
            

            Die Gesellschaft sollte sich keine Debatten von Faschisten aufzwängen lassen. Die
               Inhalte der AfD werden jetzt schon auch von vielen außerhalb der Partei mitgetragen.
               Ein Beispiel ist die Diskussion um Gender-Sprache. Es gibt gute Gründe, dass jeder
               dazu seine eigene Meinung hat. Die AfD hat dazu eine dezidierte und völlig überzogene
               Meinung. Und die konservativen und liberalen Parteien springen auf den Zug auf, als
               ginge es um Leben und Tod. Ich erwarte von einem konservativen Politiker, dass er
               sagt: «Mir ist das mit dem Gendern nicht wichtig.» Oder auch: «Ich lehne das zwar
               ab, aber jeder darf sagen, was er will, solange er nicht gegen das Grundgesetz verstößt.»
               Stattdessen tun Leute wie Markus Söder und andere so, als wäre das die zentrale Debatte
               in Deutschland. Die AfD setzt Themen und fast alle springen drauf. Das muss aufhören.
               Wenn man diesen Diskursen zu viel Raum gibt, wertet es die AfD auf. Lass die reden.
               Als Demokrat sage ich: Das gehört zur Freiheit dazu und gut ist.
            

            Der sächsische Ministerpräsident Michael Kretschmer versucht, AfD-Wähler zurückzugewinnen,
               indem er sich ihrer Themen annimmt. Die vergangene Wahl hat er so gewonnen. Langfristig
               könnte sich dieser Dialog mit den Rechten aber rächen. Seine Strategie ist, ihre Themen
               zu besetzen und sie mit seinen Ideen anzufüttern. Das wird nicht immer funktionieren,
               weil er als Demokrat, und das ist er, an seine Grenzen kommen wird. Er hat sich bei
               bestimmten Themen so weit vorgewagt, dass er nicht mehr zurückrudern kann. Kretschmer
               ist gegen Waffenlieferungen an die Ukraine, setzt stattdessen auf Gespräche mit Wladimir
               Putin. Kretschmer ist das leuchtende Negativ-Beispiel, wie im Osten mit dem Krieg
               der Russen und den Ukrainern umgegangen wird. Er hechelt einem ostdeutschen Mainstream
               hinterher, führt ihn vielleicht sogar an. Und das wird auch eines Tages für ihn erklärungsbedürftig
               sein, weil sich seine Partei jedes Mal aufs Neue für Waffenlieferungen ausspricht.
               Seine Landsleute werden ihm das nicht mehr abkaufen und er müsste Konsequenzen ziehen,
               wenn er wirklich dagegen ist. Im Krieg in der Ukraine geht es um Freiheit, was eben
               viele Ostdeutsche ziemlich wenig interessiert. Polen oder Balten hatten eine gewaltige
               Freiheitsbewegung. Sie haben sich ihre Freiheit selbst erkämpft. Etwas, das man selbst
               erkämpft, würdigt man auch. Auch deswegen – und natürlich wegen der größeren räumlichen
               Nähe zu Russland – verstehen die meisten Osteuropäer die Ukraine viel besser. Den
               meisten Ostdeutschen ist die Freiheit einfach geschenkt worden. Es ist eine menschliche
               Charaktereigenschaft, wie man mit Geschenken umgeht.
            

         
      
   
      
               18.

               Ostdeutschland und Russland
               

            

            Ich habe ukrainische Wurzeln. Mein Großvater Ilko Kowalczuk war Ukrainer. Er kam 1893
               in Falisz, Bezirk Stryi zur Welt. Seinen Eltern gehörte ein größerer Bauernhof. Er
               diente als Berufsunteroffizier im Heer. Nach dem Ersten Weltkrieg kämpfte er für eine
               Freie Ukraine (den Erinnerungsorden für seinen Einsatz für die Westukrainische Volksrepublik
               1918/19 bewahre ich seit meiner Kindheit als echten Schatz), wurde gefasst, zum Tode
               verurteilt und buchstäblich kurz vor der geplanten Hinrichtung mit anderen befreit.
               Er sprach ukrainisch, deutsch, russisch und auch etwas polnisch, später auch tschechisch.
               Er flüchtete nach seiner Befreiung 1921 nach Leitmeritz (Litoměřice, Böhmen). Hier
               gab es eine ukrainische Gemeinde, der Bischof residierte im nahen Prag. 1927 heiratete
               er die fast gleichaltrige Selma, meine Großmutter, die ihren ersten Mann in den ersten
               Tagen des Ersten Weltkrieges verloren hatte. 1931 erhielten sie die tschechische Staatsbürgerschaft.
               1933 starb Sohn Bohdan. Im gleichen Jahr reiste mein Großvater mit seiner Tochter,
               meiner Tante Sonja, illegal in die Ukraine und erlebte den Holodomor vor Ort. Entsetzt
               brach er die Reise ab. Er kam bei einem Eisenbahnunglück im April 1934 ums Leben.
               Mein Vater Ilko Bohdan Kowalczuk kam im September zur Welt – er starb 1992 bei einem
               Verkehrsunfall. Ihm war es immer wichtig, seine ukrainischen Wurzeln zu betonen. Obwohl
               weder er noch seine einige Jahre ältere Schwester politisch dem Vater folgten, betrieb
               er all die Jahre einen kleinen privaten Ukraine-Kult, der in der DDR schon ungewöhnlich war und mich stark prägte. Als ich begann, mich Anfang der 1980er
               Jahre politisch von meinem Vater zu entfernen, meinte meine Tante spöttisch und distanziert:
               Na, wenigstens dein antikommunistischer und nationalistischer Großvater wäre stolz
               auf dich.
            

            Mein Vor- und Nachname reizte so manche Mitschüler in Ost-Berlin in den 1970er Jahren,
               mich als «Russen» zu beschimpfen. Viel Schlimmeres ging auf dem Schulhof nicht. Ich
               machte es ihnen auch zu einfach. Ich hatte nicht nur diesen einmaligen Namen, ich
               sah auch so aus, wie sich Otto auf der Straße das Russenkind so vorstellte: superkurzer
               Igelhaarschnitt und im Winter eine Tschapka auf dem Kopf, aber nicht nur dies. Beschimpfte
               mich jemand als «Russe», konterte ich auch noch messerscharf: «Du hast ja keine Ahnung,
               wenn schon, bin ich ein Ukrainer, mein Großvater war nämlich einer.» Das war eine
               besondere Provokation. Auch in der DDR war für die meisten Menschen die Sowjetunion gleichbedeutend mit Russland und Russen.
               Da wirkte meine Entgegnung eher wie ein Spruch aus dem «Neuen Deutschland» denn wie
               die Antwort eines schlagfertig-coolen Typen. Die Abneigung gegenüber den Russen ist
               in Ostdeutschland nur noch von den Ressentiments gegenüber Polen übertroffen worden.
               Während Ersteres vom SED-Regime scharf verfolgt wurde, ist Letzteres von der Diktatur unterschwellig immer
               befördert worden.
            

            Gleichwohl gab es erhebliche Ost-West-Unterschiede in der Geschichtswahrnehmung –
               und nicht alle durch die Teilung hervorgerufenen Differenzen fielen zum Nachteil der
               Ostdeutschen aus, mindestens ein Vorteil fällt mir ein: Von 1995 bis 2004 wanderte
               eine Ausstellung durch Deutschland über die Verbrechen der Wehrmacht. Vor allem die
               erste bis 1999 sorgte für Furore, Debatten und Aufsehen. Lassen wir mal die Inhalte
               unberücksichtigt – sie wurde in über 30 Städten gezeigt, aber nur in vier ostdeutschen
               (Potsdam, Dresden, Halle, Erfurt). Die erregte Diskussion fegte auch weithin über
               Ostdeutschland hinweg. Warum? So schrecklich die Tatsachen, die dort präsentiert worden
               sind, auch waren – in Ostdeutschland waren sie hinlänglich bekannt, sorgten für keinerlei
               Überraschung wie im Westen, was die meisten Ostdeutschen überraschte. Natürlich war
               die Wehrmacht an deutschen Menschheitsverbrechen in Polen, auf dem Balkan und in der
               Sowjetunion aktiv beteiligt. Das wusste im Osten jedes Kind. Zwar wusste auch jeder,
               dass die SED viel über die Geschichte log, aber die Beweise für die Wehrmachtsverbrechen waren
               so erdrückend, dass in der DDR auch vor 1989 die größten Gegner der SED daran nicht zweifelten.
            

            Bis zum 24. Februar 2022 beherrschten in Deutschland die «Putin-Versteher» die Szenerie,
               wenn es um Russland ging. Sie zeichneten sich dadurch aus, Putin und seine Diktatur
               nicht zu verstehen. Außerdem charakterisierte sie, dass sie die Ukraine nicht als
               einen vollwertigen Staat anerkannten, sondern den flächenmäßig größten Staat Europas,
               dessen Territorium ausschließlich in Europa liegt, als Teil der russischen «Sicherheitsinteressen»
               begriffen. So wie Putin.
            

            Spätestens 2014 nach der Annexion der Krym hätte auffallen müssen, dass Russland imperiale
               Gelüste hegte. Zudem war das Gewaltpotential seit den Tschetschenien-Kriegen (1994–1996,
               1999–2009) und dem Überfall auf Georgien 2008 bekannt. Um es zu erkennen, brauchte
               es nicht erst das Jahr 2014. Ausgerechnet in Deutschland war die Front derjenigen,
               die Putins imperiale Träume übersahen, sie verharmlosten oder gar als gerechtfertigt
               hinnahmen, jedoch besonders groß, so groß wie in nur wenigen anderen Ländern der Europäischen
               Union. Vor allem in Deutschland dachten viele in den geopolitischen Grenzen von 1940,
               den Grenzen der Sowjetunion. Hinzu kam die Annahme, das russische Regime funktioniere
               nach ähnlichen Prinzipien wie die europäischen Staaten, und der Kremlherrscher habe
               ein ähnliches Staatsverständnis wie der Westen. Tatsächlich sieht er die Gesellschaft
               als Teil des Staates: Für ihn sind Staat und Gesellschaft eins.
            

            Die Blindheit den russischen Realitäten gegenüber war ein Relikt der achtziger Jahre,
               als mit Gorbatschow ein Kremlherrscher das Sagen hatte, der sein Imperium zu retten
               versuchte, dabei nach außen mit friedlichen Mitteln agierte und dafür den Friedensnobelpreis
               bekam, während er im Inneren mit militärischen Mitteln versuchte, das Gefängnis zusammenzuhalten.
               Das prägte weniger Russland, sondern vielmehr den Westen, der sich als Sieger in einem
               Kampf fühlte, den er weder gewollt noch geführt hatte. Die Mauer durchbrachen andere,
               der Westen hatte damit weniger zu tun, als er selbst glaubte und oft immer noch annimmt.
               McDonald’s kam, als alles gelaufen war.
            

            Der Westen deutete nicht nur den Zusammenbruch des Kommunismus falsch, als seinen
               Sieg. Bis zum 11. September 2001, aber eigentlich bis zum 24. Februar 2022 glaubte
               er sogar, unangreifbar zu sein. «Sieger der Geschichte» verlieren immer. Doch der
               Westen fühlte sich so stark und unfehlbar, dass er sich in eine unfassbare Abhängigkeit
               von Diktaturen begab. «Nord Stream» ist nur die Chiffre dafür, die übelste vielleicht,
               aber leider nur eine Chiffre.
            

            Die schlimmste Abhängigkeit hatte die Köpfe erfasst: Quer durch alle Parteien und
               politischen Milieus hindurch übten Putin-Nichtversteher, Russland-Nichtversteher und
               Appeasement-Politiker Einfluss aus. Viele glaubten an «Wandel durch Handel», weil
               sie bis heute irrigerweise annehmen, dies sei der entscheidende Sargnagel für den
               Kommunismus gewesen.
            

            Putin-Nichtversteher wie Michael Kretschmer, Sahra Wagenknecht, Gregor Gysi, Gabriele
               Krone-Schmalz, Alice Schwarzer, Ralf Stegner, Rolf Mützenich fassen sich an den Händen,
               singen «Give Peace a Chance», zünden Kerzen an und reagieren höchst empört auf jeden,
               der sagt, das sei aber jetzt im Krieg vielleicht nicht die richtige Botschaft, die
               Deutschland zur Verteidigung der Ukraine aussenden sollte.[135] Sie gehen sogar noch einen Schritt weiter: Sie laden zu Versöhnungsarien, offiziell
               als Solidaritätskonzert getarnt, in höchste Regierungsstätten ein und wundern sich,
               dass der ukrainische Botschafter Andrij Melnyk solchen Kitsch mit scharfen Worten
               ablehnt. Sie verstehen einfach nicht, dass im Krieg und nach dem Krieg nur die Opfer,
               und sonst niemand, die Hand zur Versöhnung ausstrecken kann, niemand sonst.
            

            Während im Westen selbst Punkrocker wie Campino erklären, sie würden heute nicht mehr
               den Dienst an der Waffe verweigern, fordern ostdeutsche Pazifisten durch die Reihe
               Verhandlungen, ohne auch nur einen Gedanken daran zu verschwenden, wie man eigentlich
               mit jemanden verhandeln kann, der nicht verhandeln will, jedes Abkommen bricht und
               brutal tausende Zivilisten ermorden lässt.
            

            Der ostdeutsche Reporter Christoph Dieckmann kann etwas, was nur wenigen gegeben ist:
               toll schreiben. Zugleich macht er etwas, was so in der deutschen Medienlandschaft
               sonst nur noch der ostdeutsche Reporter Alexander Osang betreibt: bei jedem Thema
               sich selbst in den Mittelpunkt zu stellen. Das ist nicht immer klug, aber bei Dieckmann
               fast immer erhellend. Mitte Februar 2024 publizierte er einen eher belanglosen Artikel
               unter der Überschrift «Bin ich noch Pazifist?».[136] Er huldigt der verstorbenen Grünen-Politikerin Antje Vollmer (auch sie eine Putin-Nichtversteherin),
               er identifiziert sich wohl nicht ganz mit Wagenknecht und er schreibt einen Satz,
               der in Ostdeutschland mehrheitsfähig ist und den tiefen Graben zwischen Ost und West
               demonstriert: «Die Ostdeutschen lösten sich nach ihrer Friedlichen Revolution auch
               von der sowjetischen Siegermacht. Die Bundesrepublik hat sich von den USA niemals emanzipiert.» Dieckmann behauptet dadurch implizit, die Bonner Republik sei
               genauso von Washington abhängig gewesen wie das SED-Regime von Moskau. Er übersieht dabei, dass die Freiheitsrevolution in der DDR auch gegen die Abhängigkeit von Moskau geführt wurde, während das transatlantische
               Bündnis in der Bundesrepublik allergrößte Zustimmung erfuhr. Dieckmann verwischt den
               Unterschied zwischen Diktatur und Demokratie, weil er fehlende Wahlen in der DDR (gegen die er damals auch protestierte) und freie Wahlen und deren Ergebnisse negiert.
               Mit dieser Aussage könnte Dieckmann in jeder ostdeutschen Kneipe reüssieren. Ihm wäre
               zu empfehlen, den Unterschied zwischen Warschauer Pakt und NATO bis 1990 zu studieren und sich kundig zu machen, was Bündnisvereinbarungen nach 1990
               mittels NATO bedeuten und was der Unterschied zwischen Abhängigkeit und vertraglichen Bündnissen
               bedeutet. Das wäre nicht nur ihm zu empfehlen, sondern etwa zwei Drittel aller Ostdeutschen,
               denn die sehen das in etwa genauso wie der bekannte ostdeutsche Reporter. Ohne die
               NATO stünden die russischen Truppen unter Umständen an Weichsel, Oder oder gar Rhein.
            

            Estland, 65-mal kleiner als Deutschland, hat relativ betrachtet sechsmal mehr militärische
               Hilfe an die Ukraine geleistet als unser Land. Warum? Weil hier, bei uns, lieber gesungen
               und dem ukrainischen Präsidenten vor dem Brandenburger Tor im März 2022 der Saft abgedreht
               wird. Der Botschafter war wütend, zu Recht. Erst trug Deutschland dazu bei, dass es
               überhaupt dazu kam, dass Russland es wagen konnte, die Ukraine mit einem Vernichtungskrieg
               zu überziehen. Dann zögerte Deutschland anfänglich, echte Sanktionen und militärische
               Hilfe zu leisten. Und nun kommen aus dem Arsenal der Friedensbewegung der  achtziger
               Jahre Schlagworte wie «Solidarität» und «Versöhnung». Und Kerzen. Zu wenige verstehen,
               dass die Verteidigungshilfe für die Freiheit der Ukraine eine Selbstverteidigung auch
               der Bundesrepublik bedeutet. Immerhin: Deutschland liefert immens, das ist keine Frage,
               aber es ist zu wenig, um die Ukraine zu retten. Europa versagt hier insgesamt.
            

            Immer wieder werden Stimmen laut, die Präsident Selenskyj auffordern, doch auf Diktator
               Putin zuzugehen und den «sinnlosen Krieg» einzustellen, um damit gleichzeitig die
               Botschaft zu verkünden, die Ukraine sei auch selbst schuld an den Opfern. So haben
               jahrzehntelang Männer über Vergewaltigungsopfer gesprochen. Und es werden die Stimmen
               noch viel lauter werden, die dem Westen und der NATO die Schuld geben, dass Moskau überhaupt so handeln musste. Was die NATO anbelangt – das hat historische Ursachen, die im deutschen Osten besonders nachwirken.
            

            In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre schien die Welt aus den Angeln gehoben.
               Die Abneigung gegen die Sowjetunion, die Russen, wandelte sich in der DDR rasend schnell zur Bewunderung. In dem Maße, wie sich die Honecker-Truppe von Gorbatschow
               und seiner Reformpolitik offen abwandte, wurden der Kreml und die Sowjetunion für
               viele in der DDR immer attraktiver. Die Menschen schauten auf einmal nicht mehr nur in den Westen,
               sondern nun auch ganz realpolitisch in den Osten – wenn irgendwer helfen könne, dann
               doch nur der Zar im Kreml.
            

            Gorbatschow war die letzte Antwort auf die Krise. Wie der Zauberlehrling rief er die
               Geister, die er nicht mehr loswurde. In Polen und Ungarn, im Baltikum, in der DDR und der ČSSR, überall regten sich immer mehr Menschen gegen die Unfreiheit. Gemeinsam gewannen
               sie eine Freiheitsrevolution, deren berühmtestes Symbol der Mauerdurchbruch in der
               Nacht vom 9. zum 10. November 1989 war.
            

            In der DDR blieb die verordnete Freundschaft zum Großen Bruder blutarm. Die meisten machten
               im Rahmen ihrer Schulen, Universitäten oder Arbeitsstellen mit, meist bei geringer
               innerer Anteilnahme, oft mit Hass und Ablehnung. Die Sowjets waren nicht nur Befreier,
               nicht nur Besatzer, sie waren auch verantwortlich für Massenvergewaltigungen und Massenverbrechen
               in der Nachkriegszeit. Das war nicht vergessen, wenn auch viele irgendwie vergessen
               hatten, warum die Rote Armee in Deutschland stand.
            

            Dass in der Sowjetunion auch Gorbatschow seinen Kampf gegen die inneren Freiheitsbewegungen
               mit alter Härte führte, interessierte in der freien Welt kaum jemanden. 1994 zogen
               die Alliierten als Besatzungsarmeen ab. In Ostdeutschland gab es Debatten darüber,
               ob es nicht angemessen sei, dass die Westalliierten gemeinsam mit der Sowjetarmee
               verabschiedet werden. Viele hatten vergessen, dass die einen Freiheit und Demokratie
               gebracht, die anderen neue Unfreiheit und Diktatur eingeschleppt hatten.
            

            Dieses unterschiedliche Geschichtsbewusstsein in Ost- und Westdeutschland offenbarte
               sich immer wieder am Verhältnis zu Russland. Das zeigte sich deutlich, als Wladimir
               Putin Präsident Russlands wurde. Zunächst schien seine Amtszeit zumindest außenpolitisch
               auf eine Annäherung an den Westen hinzudeuten. Das begann sich zu ändern, als er im
               April 2005 – ein Jahr nach Beginn seiner zweiten Amtszeit – das Auseinanderbrechen
               der Sowjetunion als größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts bezeichnete.
            

            Es folgten zahlreiche weitere Revisionen, die darauf hinausliefen, Russland die Weltrolle
               zurückgeben zu wollen, die Moskau mit dem Untergang der Sowjetunion verloren hatte.
               In diesem Kontext erfuhr Stalin eine historische Wiederbelebung.[137] Heute träumt Putin von einem eurasischen Reich von Lissabon bis Wladiwostok.[138]
            

            Die deutsche Öffentlichkeit nahm das und vieles andere aus Russland kaum zur Kenntnis.
               Charakteristisch war eher, dass ein zu großer Teil der Öffentlichkeit beim Euromaidan
               2013/14, der «Revolution der Würde» in der Ukraine, die Interpretationen Putins übernahm.
               Das verstärkte sich noch nach der Annexion der ukrainischen Krym durch Russland 2014.
            

            Belassen wir es bei diesen Schlaglichtern, die den Hintergrund bilden für die Frage,
               warum Putin und das autokratische Russland, wie es sich in den letzten Jahren mit
               Mord und Terror herausgebildet hat und heute wieder eine mörderische Diktatur ist,
               in Deutschland und speziell Ostdeutschland auf so starke Sympathien treffen.
            

            Schaut man auf die Debatten um die Ukraine und die Krym, aber auch um die baltischen
               Staaten, so fällt zunächst auf, dass eine Standardformel der Russland-Nichtversteher
               in Deutschland besagt, die Straßen und Plätze der Ukraine seien von protestierenden
               Neofaschisten (ich erinnere an den oben debattierten Begriff «Faschismus») bevölkert.
               Das wird dann erweitert – ausgerechnet in Deutschland – mit dem «Argument», die baltischen
               Staaten sollten sich zurückhalten gegenüber Russland und sich lieber der Geschichte
               ihrer Kollaboration mit den Faschisten widmen. Mit anderen Worten: Dem verlustreichen
               Kampf der Russen gegen die nationalsozialistischen Eroberer wird die Kollaboration
               der Balten und Ukrainer entgegengestellt.
            

            Das verfängt in Deutschland gleich aus mehreren Gründen: Erstens ist immer noch oder
               schon wieder den wenigsten in Deutschland bewusst, dass der deutsche Vernichtungsfeldzug
               mit Millionen Toten und einem verwüsteten Land keine Länder in der Sowjetunion so
               stark traf wie die Ukraine und Belarus.[139] Nun kommt, zweitens, hinzu, dass das allgemeine Wissen über die Geschichte Osteuropas
               in Deutschland extrem gering ausgebildet ist und sich überwiegend in Klischees äußert.
               Gern ist von einer unsinnigen «russischen Seele» die Rede, Gebildetere lieben die
               Literatur des 19. und 20. Jahrhunderts, manche sind auch als Touristen dorthin gereist.
            

            Aber die Sowjetunion ist fast keinem als das bekannt, was sie war: ein auf Eroberungen
               und durch Unterjochung zusammengehaltenes Imperium, das sich die Ukraine, Lettland,
               Litauen, Estland, aber auch Georgien und die mittelasiatischen Republiken einverleibte
               und sie annektierte. Daher konnten auch die Parolen, die am 28. Dezember 1989 am Treptower
               Ehrenmal für die gefallenen Sowjetsoldaten im Kampf um Berlin angesprüht wurden, unwidersprochen
               als faschistisch bezeichnet werden. Da stand: «Sprengt das letzte Völkergefängnis,
               sprengt die UdSSR!» Oder: «Nationalismus für ein Europa freier Völker!»[140]
            

            Auch wenn man die Parolen nicht teilt – faschistisch waren sie nicht. Aber sie wurden
               so gedeutet, und am 3. Januar 1990 versammelten sich offiziellen Angaben zufolge bis
               zu 250.000 Menschen am Ehrenmal in Berlin-Treptow und protestierten gegen Neofaschismus.
               Die Redner, allen voran SED-Chef Gregor Gysi, zogen alle Register, Zehntausende riefen immer wieder «Verfassungsschutz,
               Verfassungsschutz!», womit sie meinten, die Stasi nicht auflösen zu wollen, und zum
               Abschluss sang die Parteiversammlung die «Internationale».
            

            Die ganze Aktion verfehlte auch deswegen nicht ihre Wirkung, da kaum jemand in den
               folgenden Wochen und Monaten in der Öffentlichkeit zu erwähnen vergaß, dass er natürlich
               «antifaschistisch» eingestellt sei. Und auch hier benutzten die meisten Menschen,
               oft ohne es zu wissen, die kommunistische Definition von Faschismus – nämlich als
               eine natürliche Form des Kapitalismus.
            

            Nun sind seither viele Jahre vergangen. Die Spätfolgen kommunistischer Ideologieindoktrination
               sind aber längst nicht Vergangenheit. Die Art und Weise der deutschen Vereinigung
               haben Millionen Menschen im Osten als Befreiung erlebt. Aber es gibt auch Millionen,
               die sie, aus ganz unterschiedlichen Gründen, als Demütigung erfahren haben.
            

            Da der Westen den Osten kulturell und medial sowieso überwölbte, fiel dieses Phänomen
               zunächst nicht auf. Politisch und medial wurde es erst interessant, als Pegida und
               AfD signifikante Teile des Ostens zu erobern begannen. Beide taten sich von Anfang
               an mit einer Verherrlichung Russlands und Putins hervor, auch unterstützt von Putin
               selbst. Dies wiederum stieß auf die traditionelle Russland-Affinität in der deutschen
               Linken, symbolisiert durch die Russland-Anbiederei der Partei Die Linke.
            

            So vehement sich auch manche in Deutschland für Nord Stream, für Putin als «lupenreinen
               Demokraten», gegen die Ukraine, gegen Polen, gegen die baltischen Staaten, gegen Nawalny,
               gegen Pussy Riot, gegen Memorial engagieren und aussprechen mögen – abgesehen von
               Menschen mit wirtschaftlichen Interessen meinen sie fast nie, was sie sagen oder ausdrücken.
               Tatsächlich geht es ihnen mehrheitlich allein darum, gegen den Westen zu protestieren.
               Russland und Putin sind für sie lediglich willkommene Elemente ihrer Provokation.
            

            Antiwestliches Denken, Agitieren und Agieren bleiben natürlich nicht auf Ostdeutschland
               beschränkt. Es ist hier nur tiefer und breiter in der Gesellschaft verwurzelt. Vor
               1989 äußerte sich der schärfste Antiamerikanismus im Westen in einer dümmlichen Anbeterei
               von Stalin und Lenin, Mao, Pol Pot oder Enver Hoxha. Das Prinzip ist heute ganz ähnlich.
               Es geht im Kern darum, den Westen zu bekämpfen.
            

            Das mag nicht allen Russland-Nichtverstehern bewusst sein. Es gibt natürlich auch
               echte Putin-Liebhaber, eine kleine unbedeutende Minderheit. Die Mehrheit lehnt einfach
               nur das westliche System ab – manche mit historischen Gründen wie etwa Verweisen auf
               Kriege der USA. Und das sollte uns eigentlich mehr beunruhigen als die Verherrlichung des Zaren
               im Kreml, zu der sich gerade nur die wenigsten öffentlich bekennen. Eine Zeitenwende
               würde es bedeuten, die Schuld Deutschlands am Vernichtungskrieg Russlands gegen die
               Ukraine selbstkritisch aufzuarbeiten.
            

            Und dazu würde auch gehören, dass die Demokraten in Deutschland zur Kenntnis nehmen,
               dass AfD, Linkspartei und BSW, wie etwa exemplarisch jede einzelne Bundestagsdebatte seit dem 24. Februar 2022
               verdeutlichte, in der Beurteilung des russländischen Vernichtungskrieges gegen die
               freie Ukraine mit ihren Interpretationen sehr eng beieinander liegen und damit sehr
               nah am Kreml. Russland hat die Ukraine nicht wegen einer angeblichen Bedrohung angegriffen,
               was immer noch kein gerechtfertigter Grund für einen Krieg gewesen wäre, sondern weil
               der Kreml den Freiheitsbazillus fürchtet, der von der Ukraine ausging und drohte auf
               Russland überzugreifen. In diesem Krieg geht es um Freiheit und Unabhängigkeit, um
               das westliche Staats- und Gesellschaftsverständnis. Und etwa zwei Drittel der Ostdeutschen
               bekennen sich zu politischen Kräften, die dieses ablehnen, bekämpfen, überwinden und
               ersetzen möchten. Ich bin mir allerdings unsicher, ob die vielgetätigte Aussage «das
               ist nicht unser Krieg» nur im Osten auf starken Rückhalt trifft. Für mich ist dieser
               Krieg des russischen Regimes gegen die freie, unabhängige Ukraine auch ein Krieg,
               bei dem es um meine Freiheit geht. Für mich ist das auch mein Krieg. Die pazifistische
               Appeasement-Fraktion (die mit Mützenich, Wagenknecht, Gysi, Chrupalla oder dem Papst
               der Ukraine empfiehlt, die weiße Flagge zu hissen) glaubt, dass Frieden eintritt,
               wenn die Waffen schweigen. Tatsächlich führt ein ungerechter Frieden zu neuen Kriegen.
               Ganz zu schweigen davon, dass die Russen dort, wo sie hausen, einen fürchterlichen
               Krieg gegen die Gesellschaft führen. Das ist gerade in der Ukraine mit der Vorgeschichte
               seit 2014 offenkundig.
            

            Einige lehnen Waffenlieferungen ab aus Angst, dass der Krieg sich ausweitet und sie
               selbst unmittelbar betrifft. Dieses Aussprechen von Ängsten finde ich nachvollziehbar.
               Viele jedoch sagen «Ja, aber» und beschuldigen die USA. Das hat wenig mit dem konkreten Krieg zu tun. Für mich ist Frieden ohne Freiheit
               und Unabhängigkeit kein Frieden. Auf einer der Friedensdemonstrationen sagte eine
               Person, dass es letztlich besser sei, in einer Diktatur zu leben, anstatt für eine
               Demokratie zu sterben. Nur jemand, der nicht in einer Diktatur gelebt hat oder diese
               als Diktatur erlebt, kann einen solchen Satz formulieren. Freiheit ist wichtiger als
               Frieden, weil es ohne Freiheit keinen Frieden geben kann, jedenfalls nicht für alle.
               Und Frieden ist genauso wie Freiheit unteilbar.
            

         
      
   
      
               19.

               Für Antiutopismus und die Offene Gesellschaft: 
Garanten für Freiheit und Frieden
               

            

            In seiner beeindruckenden Autobiographie bekannte Ralf Dahrendorf: «1945 und 1989
               sind für mich die beiden Befreiungsdaten des sonst so mörderischen 20. Jahrhunderts.»[141] Beide Daten stehen für die Befreiung von zwei totalitären Welterlösungsdiktaturen.
               Beide hatten die Welt fest im Griff. Beide produzierten viele Millionen Opfer. Sie
               speisten sich aus ähnlichen Wurzeln, wurden Todfeinde und haben beide in den Köpfen
               von Millionen Menschen bis heute Krater, Ruinen und Verwirrung hinterlassen. Durch
               Putins Diktatur erscheinen beide weltpolitisch vitaler, als es nach 1991 möglich erschien.
               Es geht gar nicht anders, als die so unterschiedlichen Totalitarismen mit ganz unterschiedlichen
               Erscheinungs- und Ausdrucksformen und verschiedenen, zum Teil auch gegensätzlichen
               Ergebnissen auch vergleichend zu betrachten. Vor allem steht die immer wieder neue,
               junge Frage im Raum, ob es etwas gibt, was sich daraus ableiten ließe. Die Kriege
               aller drei Totalitarismen begannen zunächst mit Unfreiheit im Inneren und dem Kampf
               gegen innere Feinde, ehe dieser Krieg nach außen ausgeweitet wurde. In dieser Sicht
               erscheint mir Freiheit und ihre ständige Verteidigung der einzige Weg zu sein, der
               Frieden und eine stabile Weltordnung garantieren könnte.
            

            Dahrendorf meint, sein unstillbarer Drang nach Freiheit sei nicht zuletzt durch zehn
               Tage Einzelhaft im Dezember 1944 hervorgerufen worden: «Wahrscheinlich hat jene Zelle
               in Frankfurt an der Oder mich sogar immun gemacht gegen die Versuchungen jeder Art
               von Totalitarismus. Sie hat mich nicht nur immunisiert, sondern auch mit Antikörpern
               versehen, die ein Leben lang ausreichen sollten.»[142] Dahrendorf zählt nicht nur zu den intellektuellen Wegbereitern eines modernen Europas,
               sondern firmiert zugleich als einer jener Intellektuellen, die der Bundesrepublik
               zu einem modernen, demokratischen Selbstverständnis verholfen haben. Seine vielen
               Arbeiten, darunter das für das bundesrepublikanische Selbstverständnis wegweisende
               Buch «Gesellschaft und Demokratie in Deutschland» von 1965, waren nicht zuletzt dem
               Ziel verpflichtet, «der Demokratie feindliche Strukturen in der deutschen Gesellschaft»[143] zu zerstören. Dahrendorfs Verteidigung der offenen Gesellschaft gipfelt konsequent
               in der Suche nach antiutopischen Gesellschaftsbildern, nach «Pfaden aus Utopia».[144] Utopia, die egalitäre Gesellschaft, ist «ein schrecklicher Gedanke: denn in Utopia
               wohnt nicht die Freiheit, der stets unvollkommene Entwurf in das Unbestimmte, sondern
               die Perfektion entweder des Terrors oder der absoluten Langeweile».[145] Die Verteidigung der Freiheit sowie ihre geistesgeschichtliche, soziologische, historische,
               politische und menschenrechtliche Begründung bilden die zentralen Angelpunkte im wissenschaftlichen
               und politischen Leben von Ralf Dahrendorf. Anders als viele andere Geistes- und Sozialwissenschaftler
               sah er nie einen Widerspruch zwischen seinem Engagement als wissenschaftlich geschulter
               Politiker und seinem Tun als politisch interessierter Wissenschaftler. Grenzen haben
               ihn nicht davon abgehalten, über sie hinaus zu schauen und sich einzumischen. Er blieb
               sich treu, nicht irgendeiner Partei oder ideologischen Richtung. Vielleicht war es
               diese Unbedingtheit, die Ralf Dahrendorf wie nur wenige andere westdeutsche, ja westeuropäische
               Intellektuelle zum echten «89er» werden ließ. Ausgerüstet mit seinen theoretischen
               Entwürfen der Freiheit, mit seinem praktischen Engagement für die Freiheit, mit seinen
               Erfahrungen in der Unfreiheit und schließlich mit dem Glück, das auch dazu gehört,
               an seinem Oxforder St. Anthony’s College mit dem Historiker Timothy Garton Ash den
               unbestechlichsten und wichtigsten Chronisten der antikommunistischen Freiheitsbewegungen
               aus Westeuropa als Kollegen gehabt zu haben,[146] hatte Dahrendorf nicht nur «1989» intellektuell mit herbeigeschrieben, sondern «1989»
               als epochale Zäsur in der Geschichte der Moderne gewürdigt, gewichtet und historisiert.
               Im Gegensatz zu Francis Fukuyamas konservativ geprägter Endzeitideologie[147] sieht Dahrendorf in «1989» einen «Wiederbeginn der Geschichte»: «Erst als der Kalte
               Krieg mitsamt den kommunistischen Regimes dahinging, öffneten sich alle Türen für
               Neues. Auch die Globalisierung brauchte die Öffnung der alten Grenzen, um ihre Dynamik
               zu entfalten. In diesem Sinn markiert 1989 keineswegs das Ende der Geschichte, sondern
               im Gegenteil ihren Wiederbeginn.»[148]
            

            Die europäische Revolution von 1989 habe gesiegt, weil sie die alten Regimes hinwegfegte.
               Er blieb immer seinen anti-utopischen Vorstellungen verbunden und erklärte aus liberaler
               Perspektive, warum Revolutionen scheitern müssen:[149] «Die Revolution von 1989 musste wie andere Revolutionen vor ihr notwendigerweise
               diejenigen enttäuschen, die sie mit extravaganten Hoffnungen auf eine neue Welt des
               herrschaftsfreien Diskurses, der Gleichheit und der Fundamentaldemokratie verknüpften.»[150] Arkadien ist für manche Zeitzeug*innen ein Ziel gewesen. Nicht alle akzeptierten
               die Unerreichbarkeit, viele Ostdeutsche bis heute nicht, noch weniger haben realisiert,
               dass Arkadien in sich trägt, was überwunden wurde. Demgegenüber ist die Offene Gesellschaft
               eine Gesellschaft, die Versuch und Irrtum erlaubt, die von Widerspruch und Wandel
               lebt, in der nichts so ist, wie es scheint, und in der vieles scheint, was gar nicht
               ist.[151] Freiheit und Demokratie sind Garanten für Recht und Menschenrechte, aber nicht für
               soziale Marktwirtschaft oder gar Wohlstand und Reichtum. Das war Bundeskanzlern und
               Sozialpolitikerinnen, Staatsphilosoph*innen und Großhistorikern klar, nur gesagt hat
               es nach 1990 zunächst fast niemand. Es hätte auch nichts genützt. Und zwar nicht nur,
               weil es niemand hätte hören wollen. Noch viel mehr, weil es keine Alternativen zur
               Offenen Gesellschaft gab und gibt. Das wiederum war allerdings nicht allen Machern
               und Deutern in Ost wie West klar.
            

            Das sieht nicht jeder so. Weder die, die sich nach Arkadien sehnen, noch die, die
               die kommunistische Utopie, die immer eine schreckliche Diktatur sein wird, herbeisehnen;
               und erst recht nicht jene, die an faschistischen Fantasien bauen.
            

            Offene Gesellschaften leben von Veränderungen, von Wandel. Revolutionen richten sich
               gegen programmatischen Stillstand. «Insoweit war die Revolution von 1989 die erfolgreichste
               Revolution der Moderne.»[152] Dass bei den Betroffenen von Revolutionen relativ schnell Ernüchterung einsetzt,
               ist eine historische Folgerichtigkeit. Denn «die durch Revolutionen geweckten übersteigerten
               Hoffnungen und Erwartungen» lassen «sich unmöglich erfüllen».[153]
            

            Vor allem in Deutschland sind immer wieder herablassende Blicke auf «1989» zu konstatieren.
               In Debatten einflussreicher Intellektueller erfolgt eine Hierarchisierung von Werten
               und Grundbestimmungen, so dass Freiheit irgendwo, nur nicht oben rangiert. «Gierek
               und Jaruzelski sind für manche größere Helden als Walesa und Mazowiecki, geschweige
               denn Michnik und Geremek.» Die exemplarische «kumpelhafte Beziehung» zwischen Lafontaine
               und Honecker kam den meisten gelegen.[154] Wolfgang Schäuble schrieb in seinen postum veröffentlichten Memoiren sogar zu dem
               Besuch Erich Honeckers in Bonn im September 1987: «Der SED-Generalsekretär hätte sechs Monate lang in einem Triumphzug durch die Bundesrepublik
               fahren können, so viele wollten ihn treffen.»[155]
            

            «1989 ist im deutschen intellektuellen Bewusstsein», so Ralf Dahrendorf 1999, «kein
               so tiefer Einschnitt wie in dem des übrigen Europa, und schon gar nicht ein Moment
               des Aufatmens ob des Triumphes der offenen Gesellschaft.»[156] Es gehört zum historischen Erbe der alten Bundesrepublik, dass viele in Freiheit
               lebende Intellektuelle sich geradezu nach der Knechtschaft diktatorischer Gesellschaften
               zu sehnen schienen. Jedenfalls priesen sie die Verhältnisse in einem Licht, das kaum
               Schatten kannte. Der renommierte Journalist Hanns Werner Schwarze etwa verzeichnete
               1969 die reale gesellschaftliche Situation in der DDR fast bis zur Unkenntlichkeit in einem 500-seitigen Buch und erhielt dafür viel Lob
               und Anerkennung. Schwarze schaffte es zum Beispiel, das «Wahlsystem» in der DDR zu rühmen und zu schlussfolgern: «Solange weder das eine Wahlsystem ‹ganz gut›, noch
               das andere ‹ganz schlecht› ist, bleibt heute die noch häufig und meist ehrlichen Herzens
               erhobene Forderung nach freien Wahlen ein Requisit aus dem inzwischen recht alt gewordenen
               Propaganda-Fundus.»[157] Eine solche Aussage negierte ja nicht nur die Wünsche der in der Diktatur Lebenden,
               denn die Forderung nach freien Wahlen war zu jedem Zeitpunkt der Diktatur der kleinste
               gemeinsame Nenner in der Bevölkerung. Zugleich verharmloste Schwarze die reale Diktatur
               und verhöhnte – noch folgenreicher – demokratische Grundmuster.
            

            Folgenreich waren solche Einlassungen, die nicht zählbar sind, weil sie demokratisches
               und freiheitliches Bewusstsein bis in unsere Gegenwart nachhaltig beschädigten. «Freiheit»
               ist ein Wort, das in Deutschland vielen kaum von den Lippen kommt. Andere Werte und
               Ziele werden «Freiheit» oft entgegengehalten, so als würden «freiheitliche Alternativen»
               existieren oder Freiheit summarisch einer Gemengelage entspringen.
            

            Manche Historiker schaffen es, über die Idee der Freiheit in der deutschen Geschichte
               zu reden, ohne den Selbstbefreiungsversuch von 1953 und die geglückte Selbstbefreiung
               von 1989 auch nur zu erwähnen.[158] In dem vieldiskutierten Buch «Der lange Weg nach Westen» von Heinrich August Winkler
               sind die gescheiterte Revolution von 1953 und die siegreiche Revolution von 1989 vor
               allem als Ereignisse gewürdigt worden, die aus machtpolitischen Konstellationen heraus
               zu erklären seien und jeweils einem Legitimitätsschub der Bundesrepublik gleichkamen.[159] Dass «1953» der frühe Versuch war, den «langen Weg nach Westen» für Deutschland
               zu verkürzen, kam Winkler ebenso wenig in den Sinn, wie er den «Westen» für «1989»
               nicht als Ziel erfasste – obwohl er die «Mitteleuropa-Debatte» aus den 1980er Jahren
               bestens kannte. Auch dieses Werk, das gerade die Freiheit als zentralen und alternativlosen
               Wert betont und verteidigt, steht so für den widersprüchlichen Umgang mit «1989» und
               auch «1953».
            

            Auf einem ganz anderen, aber durchaus wirkungsmächtigen Niveau hantieren Intellektuelle,
               die bewusst «Freiheit» umdefinieren, als Summe hinstellen, «Alternativen» aufbieten
               und letztlich nur für ihre Ideologie passfähig machen. Die beiden Ikonen der «Neuen
               Linken» und der «Globalisierungsgegner» und von noch vielen anderen, Michael Hardt
               und Antonio Negri, brachten es fertig, in ihrer Fibel «Empire» der Sowjetunion unter
               Stalin und Chruschtschow «eine produktive Zivilgesellschaft mit einem hohen Entwicklungsniveau»
               zu bescheinigen, die dann von Breschnew eingefroren (nicht einmal abgeschafft!) worden
               sei. Allein die «massive Propaganda des Kalten Krieges» (gemeint ist der Westen) habe
               «uns» davon abgehalten, «die wirklichen Entwicklungen in der sowjetischen Gesellschaft
               und die sich dort entfaltende politische Dialektik wahrzunehmen». Was nun kommt, meinen
               die beiden wirklich ernst: «Die Ideologie des Kalten Krieges nannte die Gesellschaft
               totalitär, doch war sie in Wahrheit eine von starken und vielfältigen Momenten der
               Kreativität und Freiheit durchzogene Gesellschaft, ebenso stark wie die Rhythmen ökonomischer
               Entwicklung und kultureller Modernisierung.»[160] Das ist nur ein Beispiel, wie Diktatur und Demokratie, Freiheit und Unfreiheit vermengt
               und intellektuell verhunzt werden, wirkmächtig und äußerst nachhaltig, weil es einem
               akademischen wie politischen Mainstream entspringt.
            

            Die Interpretation historischer Entwicklungen und Prozesse durch Hardt und Negri einmal
               außer Acht lassend sei auf ihren Begriff von «Freiheit» hingewiesen. Sie definieren
               sie nicht explizit, suggerieren aber mit ihren Ausführungen über die Sowjetunion zunächst,
               es gebe Freiheit in der Diktatur. Da sie wiederum die Sowjetunion nicht als Diktatur
               begreifen, erfassen sie eine von Institutionen und Recht, von Regeln und Verteidigungsmaßnahmen
               abgekoppelte Freiheits-Möglichkeit, die sie wohlweislich gar nicht erst versuchen,
               näher zu bestimmen. Damit aber gelingen ihnen drei Streiche auf einmal: Sie verharmlosen
               die kommunistische Realität, sie denunzieren die Freiheit des Westens und sie gaukeln
               eine «machbare Utopie» vor. Dieses Dreierkonzert findet immer noch viele begeisterte
               Zuhörer und Zuhörerinnen und zwar längst nicht nur im schwarzen, im roten und im schwarzroten
               Block, sondern auch auf Kathedern, in Redaktionsstuben und vielen anderen Multiplikationszentren.
               Und ja, wenn wir heute die Debatte über den Krieg gegen die Ukraine in Deutschland
               betrachten, so kommt genau dieser Dreiklang zum Tragen – am stärksten in Ostdeutschland.
            

            Es kommt noch etwas ganz anderes zum «Freiheitsdiskurs» hinzu, etwas ganz und gar
               Eigentümliches: Die geschichtliche Erfahrung von «1989» spielt in gegenwärtigen Debatten
               zumeist keine Rolle. Da ist zum Beispiel von «Generationen» die Rede (Paul Nolte oder
               Heinz Bude),[161] aber sie klammern einfach die unterschiedlichen ostdeutschen Erfahrungen aus – und
               damit auch die Freiheitserfahrung der «89er», einer zwar kleinen, aber für das neue
               Deutschland extrem wichtigen Gruppe. «1989» ist im politischen und historischen Bewusstsein
               der (west)deutschen Intellektuellen nie angekommen. Es würde dem demokratischen Gemeinwesen
               in Deutschland und in Europa guttun, wenn Dahrendorfs Erkenntnis und Bekenntnis Allgemeingut
               wäre: «Mich jedenfalls lässt die Erfahrung der Protagonisten der Revolution von 1989
               nicht los.»[162] Die Grunderfahrung ist die Freiheit. Deshalb gibt es im Osten auch viel weniger
               «89er», als oft angenommen oder unterstellt wird.
            

            1516 veröffentliche Thomas Morus seine berühmte Schrift «Utopia». Darin berichtet
               er von einer Empfindung der Insulaner, auf die man erst einmal kommen muss. Denn seine
               Utopianer erfreuen sich, falls eine Krankheit dem nicht entgegensteht, tagtäglich
               ihrer Gesundheit. «Daß man nämlich sagt, man könne Gesundheit nicht empfinden, ist
               nach Meinung der Utopier ganz falsch …. Wer liegt in so festen Banden des Stumpfsinns
               oder der Lethargie, daß er nicht zugeben wollte, die Gesundheit bereite ihm Freude
               und Genuß. Was ist aber Genuß anderes als eine andere Bezeichnung für Vergnügen?»[163] In diesem Punkt sind wohl damals wie heute nur ganz wenige Utopianer. Was eigentlich
               ist Gesundheit? Beschreibt sie nur die Abwesenheit von Krankheit, die ziemlich genau
               zu bestimmen ist? Oder meint sie auch vollkommenes soziales, seelisches und körperliches
               Wohlbefinden? Also eine sehr individuelle Wahrnehmung, die kaum verallgemeinerbar
               sein dürfte? Beides scheint zutreffend zu sein, klärt aber das Problem nicht. Das
               erste ist lediglich eine Abgrenzung, ohne positive inhaltliche Bestimmung. Das zweite
               versucht ein Ideal zu umkreisen, das nur individuell beschreibbar ist.
            

            Es gibt nicht viele andere Begriffe, die so zentral, evident und signifikant für Gesellschaft
               und Individuum und zugleich so schwierig zu definieren sind. «Freiheit» aber gehört
               dazu, zweifellos, auch wenn die Spezialbibliotheken dazu überborden und die Debatten
               darüber nicht abreißen. John Stuart Mills berühmte «Freiheits-Formel» aus dem Jahr
               1859, die am Beginn dieses Buches schon einmal kurz zitiert worden ist, hat nichts
               an Strahlkraft eingebüßt. «Dies Prinzip lautet: daß der einzige Grund, aus dem die
               Menschheit, einzeln oder vereint, sich in die Handlungsfreiheit eins ihrer Mitglieder
               einzumengen befugt ist, der ist: sich selbst zu schützen. Daß der einzige Zweck, um
               dessentwillen man Zwang gegen den Willen eines Mitglieds einer zivilisierten Gemeinschaft
               rechtmäßig ausüben darf, der ist: die Schädigung anderer zu verhüten …. Man kann einen
               Menschen nicht rechtmäßig zwingen, etwas zu tun oder zu lassen, weil dies besser für
               ihn wäre, weil es ihn glücklicher machen, weil er nach Meinung anderer klug oder sogar
               richtig handeln würde.»[164] Die Geschichte hat das Problem nicht wirklich gelöst, weil kein Staat bisher dieses
               Prinzip vollumfänglich akzeptiert hat. Natürlich, die Neuzeit hat einige Staatsmodelle
               hervorgebracht, die dieses Prinzip besser beachten als andere. England gehört dazu
               wie die USA, Frankreich wie die Bundesrepublik, Schweden wie Neuseeland, Kanada wie die Schweiz,
               Norwegen wie Australien, Spanien wie die Niederlande und noch eine ganze Reihe weiterer
               Staaten. Prinzipiell freilich aber können auch diese Staaten Freiheit nur mittels
               Rechtsprechung, Verfassungsordnung und demokratischer Staatsprinzipien abstrakt garantieren.
               Jede Ordnung, jedes Gesetz, jede Regelung beeinträchtigt oder unterbindet die absolute
               Freiheit, die konkret handelnden Individuen in diesen Strukturen tun ihr Übriges dazu,
               um die an sich garantierte Freiheit noch weiter einzuschränken, manchmal bis hin zur
               Unkenntlichkeit. So wie Demokratie nicht Wohlstand oder soziale Gleichheit verspricht,
               so bringt eine freiheitliche Grundordnung noch lange keine vollumfängliche Freiheit.
            

            So wie Krankheit der Antipode zur Gesundheit ist, so stellt die Diktatur den schärfsten
               Gegensatz zur freiheitlichen Verfassungsordnung dar. In der Diktatur Lebende können
               dann genau Freiheit definieren und als absolut erstrebenswertes Ziel angeben, wenn
               sie die Diktatur als nicht lebenswert erachten und überwinden wollen. In der freiheitlichen
               Ordnung angekommen, verlieren viele den Sinn für Freiheit und sehnen sich nach Arkadien,
               das sie einst überwinden wollten. Dabei erfahren sie mannigfaltige Unterstützung.
               Denn so wie der Gesunde sich zumeist nicht seiner Gesundheit zu erfreuen weiß, so
               können viele in einer freiheitlichen Ordnung Sozialisierte sich nicht ihrer zunächst
               einmal prinzipiellen Freiheit erfreuen. Mehr noch, für viele ist sie eine Last, die
               sie nach Staatsinterventionen und -alimentationen rufen lässt. Nur in der Freiheit
               selbst lässt sich die Freiheit verraten – wie ich seit 34 Jahren beobachten kann,
               ein medial, kulturell, politisch und wissenschaftlich alltäglicher Vorgang in Deutschland.
            

            Wie aber kann man Freiheit in Freiheit erlernen? Wie kann man sie schätzen, würdigen
               und verteidigen lernen, wenn sie gerade unter Inanspruchnahme der Freiheit beständig
               denunziert wird? Ist das überhaupt möglich, ohne gleich wieder nach dem Staat zu rufen?
               Könnten Bürger*innen und die Bürgergesellschaft wiederum eine Freiheitserziehung gewährleisten,
               ohne in der Erziehung Freiheitsrechte einzuschränken? Dazu gibt es bislang weder hinreichende
               Überlegungen noch intensive Debatten.
            

            Daher frage ich mal andersherum: Was macht eigentlich immun gegen den Verrat an der
               Freiheit in der Freiheit? Denn immer und überall gab es Menschen, die die Freiheit
               verteidigten. Ralf Dahrendorf nennt diese in Anlehnung an Erasmus von Rotterdam Erasmier,
               die sich in der nicht existierenden Societas Erasmiana versammelt sehen.[165] Aufnahme findet, wer konsequent und lebenslang die Dahrendorfschen Tugenden der
               Freiheit erfüllte, die da wären «Mut des Einzelkampfes um Wahrheit», «Gerechtigkeit
               im Leben mit Widersprüchen», «Besonnenheit beim engagierten Beobachten» sowie «Weisheit
               der leidenschaftlichen Vernunft». Mustermitglieder dieser Akademie wären Raymond Aron,
               Isaiah Berlin oder Karl Raimund Popper, Norberto Bobbio, Jan Patočka, Theodor W. Adorno,
               Hannah Arendt, Adam Michnik, Bronislaw Geremek, Andrej Amalrik, Karl Wilhelm Fricke,
               Wolf Biermann, Jürgen Fuchs, Ludwig Mehlhorn, Petra Kelly, Bärbel Bohley, Nelson Mandela,
               Gerd Poppe oder Václav Havel, auch Dahrendorf selbst oder natürlich Timothy Garton
               Ash. Sehr viele sind das übrigens nicht, aber natürlich fehlen noch viele. Warum schaffen
               es nur so wenige, sich dem Zeitgeist zu verschließen, selbst wenn er den Totalitarismus
               welcher Spielart auch immer preist? Weil sie, trotz oder gerade wegen individueller
               Eigenheiten, die ihrer Umwelt zuweilen einiges abverlangten, die «Tugendlehre der
               Freiheit» leben. Sie rücken Freiheit als alternativlosen Weg ins Zentrum jeglichen
               Tun und Denkens.
            

            Neben dem «Erasmier» gibt es auch «Sokratiker». Dem Erasmier ist das Wort und das
               Leben für das Wort wichtiger als das Einstehen für Handlungen, die aus dem Wort folgen.
               Anders formuliert: Der Erasmier geht, wenn er irgendwie kann, davon, ins Exil, während
               der «Sokratiker», etwa auch Thomas Morus, lieber stirbt als geht. Das ist irritierend –
               ebenso wie die häufig benutzte Kategorie «Mut». Im Totalitarismus beantwortet sich
               die Mut-Frage fast allein und ist hunderttausendfach, ganz individuell, mit zum Teil
               furchtbaren Folgen, beantwortet worden. Aber was bedeutet Mut in der Offenen, in der
               freiheitlichen Gesellschaft? In den 34 Jahren, die ich in der Offenen Gesellschaft
               lebe, habe ich darauf bislang keine überzeugende Antwort finden können. Wer es bereits
               als mutig empfindet, eine Meinung zu veröffentlichen und zu vertreten, für die er
               voraussehbar «sanktioniert» wird, indem ihm etwa ein paar Türen verschlossen werden,
               weiß nicht, was Mut in der geschlossenen Gesellschaft bedeutet. Insofern verlangt
               die Offene Gesellschaft Aufrichtigkeit und Ehrlichkeit, aber wirklich Mut?
            

            Ungelöst bleibt die große Frage, wie der eigentliche Beschützer der Freiheit, der
               Staat, dessen zentrale Aufgabe in einer demokratischen Verfassungsordnung gerade in
               der Gewährleistung der Freiheit liegt, nicht gleichzeitig zur größten Gefahr für die
               Einschränkung der Freiheit wird. Denn jede Hierarchie, Ordnung, Institution und Verordnung,
               so nützlich und auch notwendig sie sein mögen, schränkt zwangsläufig Freiheit ein.
               Worin ein vernünftiges Maß liegt, ist umstritten. Aber auch das kann nur offen in
               einer Offenen Gesellschaft debattiert werden. Zwar steht heute die Welt angesichts
               der Digitalisierung und des schnell wachsenden KI-Einflusses vor extremen Herausforderungen,
               bald schon werden Fake News kaum noch als solche zu entblättern sein, aber selbst
               hier bietet allein die Offene Gesellschaft die Möglichkeit, sich dagegen auf demokratische
               Weise wehren zu können.
            

         
      
   
      
               20.

               Resümee
               

            

            Es geht ein Gespenst um in Europa und das Gespenst heißt Freiheit. Überall in Europa
               erstarken erneut Parteien und politische Strömungen, die autoritäre Staatsstrukturen
               anstreben: Deutschland und Frankreich, Polen und Spanien, Finnland und Schweden, Niederlande
               und Österreich, Italien und Griechenland, zu schweigen von Ungarn, Rumänien, Bulgarien
               oder Balkanstaaten wie Serbien. Fast die einzige Ausnahme gegenwärtig ist Dänemark.
               Und dort ist das bislang auch nur gelungen, weil sich die Sozialdemokratie in einigen
               Punkten rechtspopulistisch geriert.
            

            Und natürlich macht Ostdeutschland keine Ausnahme. Ganz im Gegenteil. Der kleine,
               an sich unbedeutende Landstrich mit wenigen Millionen Menschen im Herzen Europas,
               dessen Bewohner*innen gern so tun, als wären sie der Mittelpunkt der Welt und ihre
               Erfahrungen wären einzigartig, marschiert kräftig mit und zum Teil voran. Hier radikalisieren
               sich rechtsextreme Strömungen besonders. Hier stoßen historische und aktuelle Entwicklungen
               besonders scharf aufeinander. Das macht ihn interessant, weil Ostdeutschland in dieser
               Perspektive wie eine Art Labor der Globalisierung, einer möglichen Zukunft, ja, einer
               möglichen düsteren Zukunft fungiert.
            

            Ostdeutsche tragen einen schweren Rucksack der Geschichte mit sich herum, der prall
               gefüllt ist. Anders als die Westdeutschen kannten sie bis 1990 keine kollektiven demokratischen
               und freiheitlichen Erfahrungen. Freiheit und Demokratie sind weitaus beschwerlicher
               und anstrengender als irgendeine andere gesellschaftliche Form des Zusammenlebens.
               Demokratie ist zwar ein Staatssystem, aber zuerst eine Lebensform. Wenn man die nicht
               erlernt hat, wird es schwierig, den Staat, der die Lebensform garantiert, zu akzeptieren.
               Man muss sie auch erlernen wollen. Wenn wir heute Ostdeutschland betrachten, wird
               man die Geschichte von vor und nach 1989 als eine Einheit analysieren müssen, um das
               Gewordensein zu verstehen. Historische Entwicklungen scheren sich nicht um Zäsuren,
               die uns vor allem dazu dienen, Geschichte zu kartieren und zu strukturieren, um den
               Überblick zu behalten. Wissen, Mentalität, unser Denken, unsere Annahmen, unser Verhalten
               sind in einem großen Kontext entstanden.
            

            Auch in der Bundesrepublik bedurfte es eines Wandels der politischen Kultur, der entscheidend
               zur Stärkung des demokratischen Konsenses beitrug und erst ab den 1970er Jahren von
               einer großen Mehrheit der Gesellschaft getragen worden ist. Dieser Wandel ist nicht
               durch ein Ereignis herbeigeführt worden. Der Wirtschaftsaufschwung in den 1950er Jahren
               bildete nur einen Aspekt. Die Partizipationsmöglichkeiten einen anderen. Der Wohlstand
               den nächsten. Auch der damit verbundene Tourismusaufschwung, das Anschauen der Welt
               und die dadurch ermöglichten Vergleiche trugen zum Verfassungspatriotismus in der
               Bundesrepublik bei.
            

            Hinzu kam die gesellschaftspolitische Kritik, die mit dem Kürzel «68» verbunden wird.
               Hier zeigt sich die enorme integrative Kraft eines freiheitlichen Systems: Statt ihre
               Gegner und Kritiker auszuschließen, sind diese in einem widerspruchsvollen Prozess
               zu ihren entschiedensten Verteidigern geworden, gerade weil sie ihre Anschauungen
               und Lebensweisen einbringen und zum Teil zur Dominanz führen konnten. Denn das bundesdeutsche
               System hat in Folge der 68er etwas vollbracht, was für so manche auch heute unverständlich
               ist: Es hat ein Nebeneinander verschiedener Lebensentwürfe und politischer Vorstellungen
               ermöglicht, ohne dass die Gesellschaft darüber auseinandergebrochen wäre, auch wenn
               es mehrfach vor 1989 so aussah, als würde es geschehen. Der Demokratisierungsprozess
               der bundesdeutschen Gesellschaft dauerte, war kompliziert, erfuhr Rückschläge, erreichte
               nie die gesamte Gesellschaft. Im Ergebnis hatte sich aber eine starke Zivilgesellschaft
               herausgebildet, die bei aller Kritik die Grundlagen der freiheitlichen Gesellschaft
               zu verteidigen bereit war.
            

            Einen Demokratisierungsprozess hatte es bis 1990 im Osten Deutschlands nicht gegeben.
               Das Besondere an den ersten Monaten nach dem Mauerfall bestand darin, dass sich Vertrauen
               in Demokratie und Freiheit überhaupt erst hätte aufbauen müssen. Eine Diktatur basiert,
               anders als eine Demokratie, nicht auf Vertrauen; sie benötigt sie nicht einmal. Dem
               Aufbruch 1989/90 als eine Selbstermächtigung wohnte bereits für ganz viele die tiefe
               Selbsttäuschung, die zwingende Ent-Täuschung inne.
            

            Ich bin ein 89er. Nicht nur mein ganzes Leben ist in ein «davor» und «danach» eingeteilt,
               auch mein Denken ist von «89» maßgeblich geprägt. Die Diktaturerfahrung schlug um
               in eine Freiheitserfahrung, die für mich das größte politische Glück meines Lebens
               bedeutet – ich nehme an, daran wird sich bis an mein Lebensende nichts ändern. Ich
               werde diese Freiheitslust, die ich nun ausleben konnte, nie vergessen. Von nichts
               und niemanden werde ich sie mir kaputtreden oder kaputtmachen lassen.
            

            In der DDR fühlte ich mich seit meinem 15., 16. Lebensjahr an den Rand gedrückt, eigentlich
               ohne mein Zutun. Ich fühlte mich dort nicht gerade wohl, aber ich fühlte mich auch
               keinesfalls unwohl. Aber ich wollte dort nicht sein! Immer wieder versuchte ich vergeblich,
               diese Randlage zu verlassen. Übrig blieben viel Wut und Hass. «1989» war dann für
               mich wie eine Explosion, die endlich freisetzte, meine Energie freisetzte, mit der
               ich das tun konnte, was mir zuvor gewalt- und machtvoll versagt worden war.
            

            1989 erfolgte eine Freiheitsrevolution und ich war dabei. Endlich war sie da, die
               ersehnte Freiheit, die süße Frucht, die mir erlaubte, mich straffrei in meine eigenen
               Angelegenheiten einzumischen, endlich keinem Wahrheitspächter mehr wie ohnmächtig
               gegenüberzustehen, endlich öffentlich mitzumischen und meine Meinung im offenen Streit
               zu prüfen, zu behaupten, aufzugeben – und alles angstfrei.
            

            Als ich 1990 dann Bundesbürger wurde, überraschte mich, wie viele Menschen in der
               Bundesrepublik verächtlich über Freiheit redeten. Mich verwunderte, wie viele, die
               nichts weiter kannten als die freiheitliche Grundordnung der Bundesrepublik, Freiheit
               als etwas Abstraktes, Rhetorisches und Selbstverständliches ansahen. Viele verdrehten
               schon die Augen, wenn sie bloß das Wort hörten. Ich erlebte, wie selbstverständlich
               die Freiheit genutzt wurde, um diese zu denunzieren, und begriff: Freiheit kann man
               nur in der Freiheit verraten. Freiheitsverrat ist sehr verbreitet. In den letzten
               Jahren ist er zu einer Art Volkssport ausgeartet. In Ostdeutschland ist das nicht
               nur daran zu sehen gewesen, wie die SED als PDS, als antiwestliche Strömung wieder und wieder reüssierte, sondern dann auch am rasanten
               Aufstieg der AfD und schließlich auch, was mich in einem besonderen Maße erschreckte,
               am Umgang mit dem russischen Vernichtungsfeldzug gegen die Ukraine.
            

            Wir werden nicht als freie Bürger geboren. Mit viel Glück wird man frei. Und mit noch
               mehr Glück kann man in einem freiheitlichen System leben. Die staatliche Ordnung der
               Bundesrepublik Deutschland ist ein solches System und zählt weltweit zu den freiesten
               überhaupt.
            

            Ich bin in der Freiheit nicht geworden, was ich mir erträumt habe. Oh ja, ich leide
               auch deswegen, mehr als mir lieb ist. Aber anders als in der Diktatur wäre es unredlich,
               dafür jemand anderen verantwortlich zu machen als mich selbst. Aber ich sage laut
               und deutlich «Ich» und werde dafür durchaus auch sanktioniert. Sehenden Auges! Denn
               meine eigene Wahrheit ist mir so kostbar, dass ich sie für nichts zu opfern bereit
               bin. Aber ich kann meine Wahrheit ausleben, auch wenn ich damit mir selbst zuweilen
               im Wege stehe. Es ist doch völlig klar, dass ich mich weder vor noch nach 1989 als
               Mitschwimmer im Mainstream sah oder fühlte. Unter meinen ostdeutschen Landsleuten
               fühlte ich mich mehrheitlich immer fremd. Ich staunte über ihr Gejammer, über ihre
               Provinzialität sich selbst als Nabel der Welt und als einzigartig anzusehen, über
               ihren Hang zum Opferdasein, über ihren Glauben, immer seien andere schuld, über ihre
               Annahme, sie seien allein von anderen zu dem gemacht, herabgestuft worden, als die
               sie sich fühlen: über ihre Ostdeutschtümelei. Nein, ich gehöre nicht zu den wütenden
               Autoren, die andere verantwortlich machen. Ich mache mich selbst verantwortlich für
               mein Tun, mein Denken. Warum andere damit erfolgreich sind, sich und den Osten als
               fremdbestimmt hinzustellen, bleibt mir auch nach diesem Buch ein Rätsel. Wahrscheinlich
               ist es einfach nur bequem, sehr bequem sogar.
            

            Ich glaube nicht, dass ich bequem bin, weder für mich noch für andere. Mir ist aber
               auch ziemlich egal, wie andere das sehen, wie andere mich sehen. Weniger gleichgültig
               bin ich hingegen der Frage gegenüber, was die Zukunft bringen wird. Nach 1989 konnte
               ich mir nicht vorstellen, dass ich jemals nochmals politisch pessimistisch werden
               könnte.
            

            Tatsächlich erleben wir seit Jahren einen sich zuspitzenden Kampf zwischen Verteidigern
               der bundesdeutschen Grundordnung und scharfen Kritikern von links wie rechts, die
               eben diese Grundordnung überwinden wollen. Ostdeutschland spielt hierbei seit 20,
               25 Jahren eine Vorreiterrolle. Erst die SED-PDS-Linkspartei, dann die AfD – antiwestliche, antifreiheitliche Parteien hatten hier
               immer einen besonders großen Zulauf. Aktuell geben ein Drittel der Ostdeutschen an,
               bei den nächsten Wahlen die Rechtsextremisten von der AfD wählen zu wollen – sogar
               zwei Drittel der in Ostdeutschland Lebenden könnten sich das vorstellen. Knapp die
               Hälfte aller Ostdeutschen ist der Meinung, eine autoritäre Staatsverfassung wäre angemessen
               und besser geeignet, die aktuellen Herausforderungen zu bewältigen, als die freiheitliche
               Grundordnung, wie sie existiert. Die repräsentative Demokratie ist gefährdet wie nie
               seit 1949.
            

            Es geht um Freiheit. Um nichts weniger.

            Ein Missverständnis hingegen bis heute: Ein Großteil der Ostdeutschen glaubte «Helmut,
               nimm uns an die Hand und führe uns ins Schlaraffenland». Die DDR hatte die staatsautoritären Prägungen, wie sie tradiert vom Kaiserreich über den
               Nationalsozialismus in der DDR fortwirkten und dort eine Voraussetzung für die Stabilität der Mauer-DDR waren, eben nicht überwunden, sondern verstärkt. Und die ließen sich nicht abstellen,
               «nur» weil die Mauer von einer Minderheit durchbrochen worden war. Ganz im Gegenteil:
               Der Vereinigungsprozess bekräftigte diese sogar noch. Denn dieser war ein etatistischer
               Vorgang, der ganz darauf setzte, dass der Staat alles regeln würde – in einem Maße,
               wie es in der Bundesrepublik bis 1989 unvorstellbar gewesen wäre. Nicht nur, dass
               Millionen Menschen im Osten ohnehin von Staatszahlungen abhängig wurden. Der gesamte
               Wirtschaftsaufbau, der gesamte Arbeitsmarkt war entweder staatlich organisiert oder
               so stark von staatlichen Subventionen abhängig, dass selbst die, die Arbeit hatten,
               im hohen Maße von staatlichen Zuschüssen abhängig waren. Das war ein Unterschied zum
               Transformationsprozess in den anderen postkommunistischen Staaten. Es war ein großer
               Vorteil. Denn nirgends war der Transformationsschock so hart wie in Ostdeutschland.
               Aber zugleich ist auch nirgends der komplette und radikale Umbau von Staat, Wirtschaft
               und Gesellschaft so stark staatlich sozial abgefedert worden wie in Ostdeutschland.
               Nicht nur die Freiheit ist den meisten Ostdeutschen geschenkt worden. Auch ihre sozial-materielle
               Abfederung kam einem Geschenk gleich, auf das sie durch die Wiedervereinigung einen
               juristischen Anspruch hatten, für das sie aber selbst zunächst im ökonomischen Sinne
               nichts hatten tun müssen.
            

            Geschenke haben so ihre Tücken. Sie sind nicht immer willkommen. Und nicht wenige
               Menschen gehen mit Geschenken achtlos um. In Deutschland, zumal in Ostdeutschland
               können wir das schon lange beobachten. Freiheit genießt kein sonderlich hohes Ansehen.
            

            Das 20. Jahrhundert war vom Kampf zwischen Diktatur und Demokratie, zwischen Freiheit
               und Unfreiheit geprägt. «1989» stand einige Jahre als Chiffre für die zuversichtliche
               Annahme, dieser Kampf sei entschieden zugunsten von Demokratie und Freiheit. Immer
               mehr Staaten schlugen sich auf die freiheitlich-demokratische Seite der Welt. Dieser
               Trend ist längst gestoppt und umgekehrt. Auch wenn der polnische Widerstandsaktivist
               David Warszawski lakonisch meinte, wer das Jahr 1989 erlebt habe, besitze nicht das
               moralische Recht, Pessimist zu sein, hat sich Pessimismus längst auch unter jenen
               breitgemacht, die 1989 zu den Akteuren zählten, die eine für unerschütterlich gehaltene
               Diktatur im Osten abschüttelten. In diesen Zeiten, da Demokratie und Freiheit weltweit
               als fragil und bedroht gelten, ist immer wieder ein Rückblick auf jene, die in der
               Unfreiheit für Freiheit mit dem Wort, also der Tat eintraten, um so erbaulicher für
               unsere mögliche Zukunft.[166] Dissidenz ist kein Lebens- oder gar Lustprinzip, sondern die in der Not geborene
               Einsicht, nicht mehr mitzumachen, die Humanität auch dort zu verteidigen, wo Stacheldraht,
               Bajonette und Karabiner die Regierenden stützen und schützen. Dissidenten stellen
               etwas Besonderes dar, weil sie der menschlichen Norm als Abweichung von der Normalität
               ihrer Gegenwart zur Geltung verhelfen wollen. Sie weichen von der herrschenden Linie
               ab, weil sie die Herrschenden als Abweichler von der Humanität kennzeichnen und ihnen
               nicht durchgehen lassen wollen, woran sich die Mehrheit unter Druck angepasst hat.
               Freiheit ist ein Lebensprojekt, kein Ding, das sich, hat man es einmal, irgendwie
               festhalten ließe. Sie ist immer und überall bedroht und muss daher immer und überall
               verteidigt werden, individuell wie gesellschaftlich. Es ist auch ein ewiger Kampf
               gegen die Macht und damit gegen die Macht des Vergessens. Nur wer erinnert, hat eine
               Chance, nicht zu unterliegen. Die Mächtigen, zumal die gegen Freiheit Ankämpfenden,
               ziehen immer und sofort gegen das Gedächtnis, gegen die Erinnerung zu Felde – Putin
               macht das besonders anschaulich vor. Die Bürgerrechtlerin Freya Klier verteidigt schon
               seit Jahrzehnten das von ihr formulierte elfte Gebot: Du sollst Dich erinnern!
            

            Allerdings artet dieser Streit seit einigen Jahren zu einer romantischen Verklärung
               der Vergangenheit aus, die nur verwundern kann. Populisten weltweit reden den Menschen
               ein, «damals» sei alles besser, kuschliger, übersichtlicher gewesen. Sie verkünden,
               sie könnten die Vergangenheit zurückholen. Das ist kein Exklusivanspruch der AfD oder
               anderer europäischer Extremisten, so sprachen auch Trump in den USA oder Bolsonaro in Brasilien. In Ostdeutschland kommt als Besonderheit die Verklärung
               der DDR-Geschichte hinzu.
            

            Wie aus dem Nichts entbrannte im Frühjahr 2023 eine Debatte, die von zwei Büchern
               ausgelöst wurde, die inhaltlich nichts Neues zu sagen hatten. Zuerst kam Dirk Oschmanns
               Wutseller «Der Osten: Eine westdeutsche Erfindung». Der Leipziger Literaturprofessor,
               der eine beachtliche akademische Karriere hingelegt hatte, schrie sich seine Wut aus
               dem Leib – und Hunderttausende kauften das Buch. Er traf einen Nerv – ohne etwas Neues
               zu sagen oder auch nur die Idee eines Auswegs anzudeuten. Es ging ums Schreien – wie
               auf einem Marktplatz der Populisten. Die inhaltliche Debatte wurde um Jahre zurückgeworfen,
               politisch war sie schon gleich gar nicht. Und dann kam die 20 Jahre jüngere Katja
               Hoyer, gerade noch in der DDR geboren, die ihr Buch «Diesseits der Mauer. Eine neue Geschichte der DDR» vorlegte
               und sofort in die Bestsellerlisten einstieg. Auch an ihrer Geschichte war nichts neu –
               höchstens der für eine Historikerin etwas merkwürdige Umstand, dass sie eine DDR-Geschichte schrieb, ohne selbst nennenswerte Archivarbeit geleistet zu haben. Während
               Oschmann in seinem Essay die Ostdeutschen jedweder Verantwortung enthob und für alles,
               was ihnen seit 1990 geschah, den Westen und «die» Westdeutschen mit ihrer niederträchtigen
               Art verantwortlich machte (und sie so zu Objekten ohne eigenen Willen und eigene Handlungsfähigkeit
               degradierte), erklärte Hoyer kurzerhand die Diktatur in der DDR zu etwas von der Gesellschaft völlig Losgelöstem. Sie malte ein harmonisches DDR-Mauer-Gesellschaftsbild, in dem es kaum störende Faktoren oder Menschen gab, höchstens
               «die da oben», aber um die kümmerten sich «die da unten» herzlich wenig. Warum dann
               urplötzlich 1989 das kuschelige Land zusammenbrach, eine Revolution den Staat hinwegfegte,
               kann Hoyer nicht erklären. Ja, es stellt sich sogar die Frage: Wenn alles so gemütlich
               und angenehm war, warum brach die DDR überhaupt weg, warum kam es zu einer Revolution?
            

            Oschmann und Hoyer eint etwas, was bei näherer Betrachtung kein Zufall ist: Beide
               malen eine Gesellschaft, die von «denen da oben» und «uns hier unten» geprägt ist.
               Ein einfacher Dualismus, der gut ankommt und auf den Straßen längst höchst populär
               für die Beschreibung der Gegenwart geworden ist.
            

            Man könnte auch zusammenfassen: Oschmann und Hoyer schrieben auf, was im Osten mehrheitsfähig
               ist. Demnach kümmerte sich die Mehrheit in der DDR nicht sonderlich stark um den Staat, meckerte und schimpfte unentwegt, suchte ständig
               nach demokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten, war im Großen und Ganzen nicht unzufrieden,
               überwiegend glücklich, war von der Diktatur nicht sonderlich beeinträchtigt, die meisten
               kamen mit ihr gar nicht in Berührung. 1989/90 bedeutete dann für fast alle ein großes
               Versprechen endlich in einer richtigen Demokratie sozial satt leben zu können. Doch
               der Westen enttäuschte auf ganzer Linie und machte den Osten platt. Eigentlich wurde
               alles noch schlimmer.
            

            Es hört sich gruselig an. Im Osten sind solche Erzählungen mehrheitsfähig. Dafür gibt
               es viele Ursachen. Viele Ostler staunten, dass der Westen gar nicht so «blütenreinweiß»
               ist, wie Clementine in der Ariel-Werbung immer versprochen hatte. Sie täuschten sich
               über den Westen, daraus resultierte alsbald eine große Enttäuschung, die dann in Ablehnung
               umschlug. SED-PDS-Linkpartei und AfD als antiwestliche und Anti-Freiheitsparteien sind Ausdruck davon.
            

            Es lief wirklich vieles schief. Aber auf eines waren nur die allerwenigsten gefasst:
               Freiheit und Demokratie sind auch für jeden Einzelnen weitaus anstrengender als das
               angepasste, unauffällige Leben in der Diktatur. Der Freiheitsschock war eine ständige
               Zumutung für die von der Diktatur befreiten, die nun ständig Entscheidungen treffen,
               sich in die eigenen Angelegenheiten einmischen mussten. Es ist kein Zufall, dass heute
               im Osten vielerorts so gesprochen wird, als lebten die Menschen nun in einer Diktatur.
               Es ist auch kein Zufall, dass Putin im Osten auf große Zustimmung stößt. Dahinter
               steht ein weitverbreiteter Hass auf den Westen, die westlichen Werte und die Anmaßungen
               in der Freiheit, selbst für sein Leben verantwortlich zu sein.
            

            Heute ist es längst wieder schick, darüber zu räsonieren, dass es doch noch nie einen
               richtigen Kommunismus gab. Ich antworte dann gern, also wenn der nicht-richtige Kommunismus
               bereits 100 Millionen Tote hinbekam, dann möchte ich eigentlich nicht erfahren, wozu
               der richtige Kommunismus in der Lage ist. Andere meinen, in der DDR sei doch nicht alles schlecht gewesen. Natürlich, nie ist alles nur schlecht. Selbst
               im Gefängnis scheint mal die Sonne, nur was kann das Gefängnis dafür? Die DDR war das größte Freiluftgefängnis in Europa nach 1945 – die Mauer war nötig, weil
               die Menschen millionenfach wegrannten. Nichts, was in der DDR geschah, ist ohne die Mauer, ohne den Todesstreifen, ohne die Schüsse an der innerdeutschen
               Grenze zu erklären. Nichts. Nicht der Widerstand gegen das Regime. Erst recht nicht
               die erzwungene Anpassung, das Mitmachen, der strukturell bedingte Opportunismus. Alles
               gründete auf Gewalt – von der Kinderkrippe bis zur Bahre. Das wurde so geschickt verschleiert,
               dass bis heute viele das nicht realisieren. Und natürlich schien auch in der Diktatur
               die Sonne, die scheint eben. Die Mauer war Sinnbild eines täglichen Krieges gegen
               die eigene Gesellschaft, dem niemand entkommen konnte. Die ideologische Dauerbeschallung
               von morgens bis abends, vom Kindergartenalter bis zum Rentenalter blieb nicht wirkungslos,
               ganz und gar nicht. Nur wer sich aktiv damit auseinandersetzte, hatte die Chance,
               widerstandsfähig zu werden. Die Nachwirkungen dieser Ideologie sind immens bis heute.
               Das beste Beispiel wäre der Friedensbegriff – noch heute glauben die meisten Ostdeutschen,
               sie hätten im Frieden gelebt.
            

            Die kommunistischen Staaten führten unentwegt Krieg gegen die eigene Bevölkerung,
               behaupten konnten sie sich nicht ohne Mauern entlang ihrer Grenzen, aber auch nicht
               ohne solche im Inneren. Nur Freiheit garantiert Frieden – ohne Freiheit gibt es keinen
               Frieden, daher ist Freiheit auch wichtiger als Frieden!
            

            Das haben jene nicht vergessen, die damals darunter litten. Millionen andere litten
               nicht darunter. Um so einfacher fällt es ihnen, die kommunistische Diktatur zu verharmlosen.
               Solche Geschichten werden millionenfach am Abendbrottisch weitergegeben, so dass die
               Verharmlosung fortgepflanzt wird. Wann fangen die Kinder an, ihre Eltern und Großeltern
               zu fragen: Und was habt Ihr vor 1989 in der kommunistischen Diktatur gemacht? Wo habt
               Ihr gestanden und warum dort? Wir brauchen kein neues «68», aber einen Sieg der Ideen
               von «1989». In der Ukraine wird gerade darüber entschieden, wie «1989» wirklich ausgeht.
               Der Ausgang ist völlig offen. Demokratie und Freiheit werden auch bei uns dauerhaft
               nur Bestand haben, wenn der antitotalitäre Konsens stabil bleibt. Und dazu gehört
               eben nicht nur Antifaschismus, sondern genauso Antikommunismus. Das Weichzeichnen
               der SED-Diktatur ist ein Baustein, diesen Konsens zu unterhöhlen. Die DDR war unfriedlich nach innen und unfreundlich nach außen.
            

            Wenn wir heute in die Welt schauen, sehen wir in Nord wie Süd, Ost wie West vor allem
               Geschichtsvergessenheit. Nicht aus Trauer, Scham oder Achtlosigkeit, nein, Vergessenheit
               gilt vielerorts als Programm, oft noch vermischt mit Lügen und Halbwahrheiten. Nur
               so lässt sich das Zurückdrehen, das Zurückgehen, das Zurückweichen vor dem, was wir
               Freiheit nennen, erreichen. Und Tag für Tag müssen wir beobachten, wie erfolgreich
               die Geschichtsvergessenen sind. Was sollte sonst helfen als die Erinnerung an Diktatur
               und Unfreiheit, ganz konkret erlebt? Die Männer und Frauen, die Dissidenten, die Abweichler
               verteidigten unsere Freiheit in ihrer Unfreiheit.
            

            Mein Plädoyer für Erinnerung um der Freiheit willen aber kann nicht verhehlen, dass
               ich pessimistischer bin, als ich es mir eingestehen mag, als es mir lieb ist ohnehin.
               Ich habe die 89er-Gewissheit verloren, nie wieder Diktatur und Unfreiheit erleben
               zu müssen. Zu genau habe ich Tag für Tag die Welt in meinem Leben beobachtet – schon
               immer. Natürlich wusste ich, wie die Welt beschaffen ist, wie wenige stabile Demokratien
               mit großer Freiheit es wirklich gibt. Gerade deshalb war auch ich immer fest davon
               überzeugt, Freiheit und Demokratie müssen tagtäglich gelebt und verteidigt werden.
               Gerade weil sie so liberal, so weitherzig sind, erweisen sie sich als anfällig für
               Angriffe und lassen es zu, dass ihre Abwahl erfolgen könnte. Und weil ich in der Diktatur
               Tag für Tag genau erlebte, wie die große Mehrheit die Unfreiheit hinnahm – nicht,
               dass sie sie hinnahm, sondern WIE sie sie hinnahm –, war ich immer davon überzeugt, dass Freiheit und Demokratie nicht
               unerschütterlich seien. Aber dennoch konnte ich mir nie vorstellen, dass ich eines
               Tages glauben könnte, ich würde in meinem Leben in Deutschland nach diesem 20. Jahrhundert
               doch noch einmal in die Gefahr geraten, in einem autoritären System leben zu müssen.
               Seit einigen Jahren ist diese Gewissheit weg. Ich habe keine Angst. Aber ich befürchte,
               mein Leben in der Freiheit könnte von zwei Abschnitten in Unfreiheit gerahmt werden.
               Auch dieses Buch will dagegen ankämpfen. Will aufrütteln und warnen. Es ist kompromisslos,
               weil es zwischen Freiheit und Unfreiheit kein Drittes gibt. Ich habe mich oft in meinem
               Leben geirrt. Nun hoffe ich inständigst, ich irre mich erneut und meine Befürchtungen
               treten nicht ein. Es ist so dramatisch, weil der Kampf um Freiheit nicht nur in Deutschland
               geführt wird, sondern in vielen Ecken dieser Welt. Leider ist das noch immer viel
               zu wenigen bewusst. Nicht einmal der verbrecherische Vernichtungsfeldzug der russländischen
               Föderation gegen die Freiheit, gegen die Ukraine konnte alle in Deutschland lebenden
               Menschen in eine breite Freiheitsfront zusammenschweißen – ganz im Gegenteil, gerade
               dieser Krieg hat den Riss, der durch die Gesellschaft geht, offener gelegt als sonst
               irgendetwas.
            

         
      
   
      
               Nachbemerkung
               

            

            In diesen Essay fließen meine Forschungen, Beobachtungen, Analysen und Reflexionen
               aus mehreren Jahrzehnten ein. Ich habe zugespitzt und ganz bewusst essayistisch, also
               dem Wort nach, versucht, einige Probleme, die mir wichtig erscheinen, wenn es um Freiheit
               und Ostdeutschland geht, zusammenzufassen. Natürlich fließen eigene Vorarbeiten in
               dieses Buch ein, das geht gar nicht anders. Ich stütze mich auf viele hunderte Essays,
               Artikel und Interviews, die ich publizierte. So manchen Gedanken, so manche Argumentationskette
               entwickelte ich bereits anderswo, das Gesamtprodukt ist neu.
            

         
      
   
      
               Anmerkungen
               

            

            
               	
                  1Hans Fallada: Wer einmal aus dem Blechnapf frißt. Berlin, Weimar 1967, S. 540, 541,
                        543.

               

               	
                  2Oliver Decker u.a. (Hrsg.): Autoritäre Dynamiken in unsicheren Zeiten. Neue Herausforderungen –
                        alte Reaktionen? Gießen 2022; Steffen Mau, Thomas Lux, Linus Westheuser: Triggerpunkte.
                        Konsens und Konflikt in der Gesellschaft. Berlin 2023.

               

               	
                  3Carolin Amlinger, Oliver Nachtwey: Gekränkte Freiheit. Aspekte des libertären Autoritarismus.
                        Berlin 2022.

               

               	
                  4Eine erstaunliche Ausnahme bildet z.B.: Oliver Schmolke: Zur Freiheit. Ein linksliberales
                        Manifest. Berlin 2013.

               

               	
                  5Ich stehe diesem hymnisch gefeierten Buch methodisch wie inhaltlich sehr skeptisch
                        gegenüber. Meine größte Hoffnung: Die auch von mir hochgeschätzten Autoren mögen Recht
                        behalten, Recht haben. Optimistisch bin ich jedenfalls aktuell in dieser Hinsicht
                        nicht, ganz und gar nicht: Mau, Lux, Westheuser: Triggerpunkte. Aus der neueren Literatur
                        kann ich demgegenüber mehr abgewinnen: Veith Selk: Demokratiedämmerung. Eine Kritik
                        der Demokratietheorie. Berlin 2023.

               

               	
                  6«Der Kälbermarsch», aus: Bertolt Brecht, Werke. Große kommentierte Berliner und Frankfurter
                        Ausgabe, Band 14: Gedichte 4. © Bertolt-Brecht-Erben/Suhrkamp Verlag 1993.

               

               	
                  7Ich habe mit Dirk Oschmann mehrfach öffentlich debattiert und die Kritik dabei auch
                        so formuliert. Nachzuhören u.a. unter: https://www.ardaudiothek.de/episode/der-zweite-gedanke/das-reden-der-anderen-die-neue-ost-west-debatte/rbbkultur/12721301/(Sendung
                        vom 1. 6. 2023); oder: https://www.swr.de/swr2/leben-und-gesellschaft/deutschland-im-beziehungsstress-was-trennt-ost-und-west-heute-swr2-forum-2023-06-02-100.html
                        (Sendung vom 30. 5. 2023).

               

               	
                  8Dirk Oschmann: Der Osten: Eine westdeutsche Erfindung. Berlin 2023; Steffen Mau: Lütten
                        Klein. Leben in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft. Berlin 2019; Ilko-Sascha
                        Kowalczuk: Die Übernahme. Wie Ostdeutschland Teil der Bundesrepublik wurde. München
                        2019; siehe außerdem: ders., Frank Ebert, Holger Kulick (Hrsg.): (Ost)Deutschlands
                        Weg. 45 Studien & Essays zur Lage des Landes. Teil I – 1989 bis heute. Berlin, Bonn
                        2021; dies. (Hrsg.): (Ost)Deutschlands Weg. 35 weitere Studien, Prognosen & Interviews.
                        Teil II – Gegenwart und Zukunft. Berlin, Bonn 2021; Judith C. Enders, Raj Kollmorgen,
                        Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.): Deutschland ist eins: vieles. Bilanz und Perspektiven
                        von Vereinigung und Transformation. Frankfurt/M., New York 2021; Thomas Großbölting:
                        Wiedervereinigungsgesellschaft. Aufbruch und Entgrenzung in Deutschland seit 1989/90.
                        Bonn 2020.

               

               	
                  9Ilko-Sascha Kowalczuk: Sozialismus in Pastell. Katja Hoyers substanzlose DDR-Geschichte, in: Tagesspiegel vom 9. Mai 2023; ders.: Kleine, feine DDR. Katja Hoyers Buch «Diesseits der Mauer» ist jetzt schon ein Bestseller, in: Freitag
                        vom 11. Mai 2023, S. 21. Praktisch die gesamte Fachwelt hat das Buch geradezu zerrissen.
                        Meine Texte waren die ersten.

               

               	
                  10Ned Richardson-Little: The Human Rights Dictatorship. Socialism, Global Solidarity
                        and Revolution in East Germany. Cambridge 2020.

               

               	
                  11Mary Fulbrook: Ein ganz normales Leben. Alltag und Gesellschaft in der DDR. Darmstadt 2008 (engl. 2005).

               

               	
                  12Christina Morina: Legacies of Stalingrad. Remembering the Eastern Front in Germany
                        since 1945. Cambridge 2011; dies.: Die Erfindung des Marxismus. Wie eine Idee die
                        Welt eroberte. München 2017.

               

               	
                  13Was das theoretisch wie praktisch bedeutete, habe ich ausführlich dargestellt, auch
                        in eigenen Begriffskapiteln, in: Ilko-Sascha Kowalczuk: Walter Ulbricht – Der deutsche
                        Kommunist (1893–1945). München 2023; ders.: Walter Ulbricht – Der kommunistische Diktator
                        (1945–1973). München 2024.

               

               	
                  14Christina Morina: Tausend Aufbrüche. Die Deutschen und ihre Demokratie seit den 1980er
                        Jahren. Berlin 2023, S. 27–28, 309–310.

               

               	
                  15Kowalczuk: Die Übernahme, S. 138–147 (Arbeitsgesellschaft).

               

               	
                  16Geschichtswissenschaft im Dissens. Gespräch zwischen Wolfgang Küttler und Ilko-Sascha
                        Kowalczuk über methodische Differenzen bei der Erforschung von DDR und DDR-Historiographie, in: Berliner Debatte Initial. Zeitschrift für sozialwissenschaftlichen
                        Diskurs 1994/4, S. 99–104. Das betonte dann anschließend auch Jürgen Kocka in einem
                        Leserbrief zu diesem Gespräch (ebenda 1994/5, S. 85).

               

               	
                  17Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 26. 8. 1789, in: Walter Grab (Hrsg.):
                        Die Französische Revolution. Eine Dokumentation. München 1973, S. 37–39; Die «Bill
                        of Rights», in: Heinz Förster (Hrsg.): Was ist ein Amerikaner. Zeugnisse aus dem Zeitalter
                        der Amerikanischen Revolution. Leipzig, Weimar 1987, S. 100–101; Allgemeine Erklärung
                        der Menschenrechte, 10. 12. 1948, in: Menschenrechte. Dokumente und Deklarationen. 4.,
                        aktual. u. erw. Aufl., Bonn 2004, S. 54–59.

               

               	
                  18Unverzichtbar: Christian Meier: Die Entstehung des Begriffs Demokratie, in: ders.:
                        Entstehung des Begriffs «Demokratie». Vier Prolegomena zu einer historischen Theorie.
                        Frankfurt/M. 1970, S. 7–69; Art. Demokratie, in: Otto Brunner, Werner Conze, Reinhart
                        Koselleck (Hrsg.): Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen
                        Sprache in Deutschland. Band 1: A–D. Stuttgart 2004 (Studienausgabe), S. 821–899;
                        Art. Demokratie, in: Sowjetsystem und demokratische Gesellschaft. Eine vergleichende
                        Enzyklopädie. Band 1: Abbildtheorie bis Diktatur des Proletariats. Freiburg, Basel,
                        Wien 1969, Sp. 1111–1158; Art. Freiheit, in: Brunner, Conze, Koselleck (Hrsg.): Geschichtliche
                        Grundbegriffe, Band 2: E–G, S. 425–542; Art. Freiheit, in: Sowjetsystem und demokratische
                        Gesellschaft, Band 2: Diplomatie bis Identität, 1969, Sp. 660–681; Christoph Menke:
                        Theorie der Befreiung. Berlin 2022 (mit einem ganzen anderen, für Historiker zunächst
                        irritierenden, aber enorm anregenden Ansatz); einen spannenden frühneuzeitlichen Einblick
                        gewährte gewohnt überzeugend: Peter Blickle: Von der Leibeigenschaft zu den Menschenrechten.
                        Eine Geschichte der Freiheit in Deutschland. München 2003.

               

               	
                  19John Locke: Über die Regierung (1689). Stuttgart 1974, S. 153 (Nr. 202).

               

               	
                  20Montesquieu: Vom Geist der Gesetze (1748). Auswahl, Übersetzung und Einleitung von
                        Kurt Weigand. Stuttgart 1994, S. 216 (6. Kapitel: Über die Verfassung Englands), 187
                        (3. Kapitel: Über den Geist übertriebener Gleichheit).

               

               	
                  21Jean-Jacques Rousseau: Vom Gesellschaftsvertrag oder Grundsätze des Staatsrechts (1762).
                        Stuttgart 1977, S. 16 (Daß man immer auf eine erste Übereinkunft zurückgehen muß).

               

               	
                  22Im übertragenen Sinne dazu passend: Ralf Dahrendorf: Über den Ursprung der Ungleichheit
                        unter den Menschen, in: ders.: Pfade aus Utopia. Zur Theorie und Methode der Soziologie.
                        München 1974, S. 379.

               

               	
                  23Jean-Jacques Rousseau: Émile oder Über die Erziehung (1762). Leipzig, Weimar 1980.

               

               	
                  24Ders.: Vom Gesellschaftsvertrag, S. 135–136 (Von der Diktatur).

               

               	
                  25Alexis de Tocqueville: Über die Demokratie in Amerika (1835/40). Ausgewählt u. hrsg.
                        von Jacob P. Mayer. Stuttgart 1985, S. 176, 167, 178, 291.

               

               	
                  26John Stuart Mill: Über die Freiheit (1859). Stuttgart 1988, S. 10; siehe auch: ders.:
                        Betrachtungen über die repräsentative Demokratie (1861). Paderborn 1971, S. 113–114,
                        122, 133.

               

               	
                  27Ders.: Über die Freiheit, S. 16.

               

               	
                  28Karl Raimund Popper: Die offene Gesellschaft und ihre Feinde. Bd. I: Der Zauber Platons
                        (1945). 8. Aufl., Tübingen 2003, Anm. 4, S. 361–362; siehe auch: Ilko-Sascha Kowalczuk:
                        Karl Raimund Popper. Die offene Gesellschaft und ihre Feinde. Weltverbesserungsphantasien
                        unterm Seziermesser, in: Jonathan Beck (Hrsg.): Eine andere Welt. Bücher, die in die
                        Zukunft weisen. Für Detlef Felken, München 2023, S. 246–249.

               

               	
                  29Ernst-Wolfgang Böckenförde: Die Entstehung des Staates als Vorgang der Säkularisation
                        (1967), in: ders.: Staat, Gesellschaft, Freiheit. Studien zur Staatstheorie und zum
                        Verfassungsrecht. 2. Aufl., Frankfurt/M. 2016, S. 60.

               

               	
                  30Ders.: Freiheitssicherung gegenüber gesellschaftlicher Macht. Aufriß eines Problems
                        (1975), in: ebenda, S. 342.

               

               	
                  31Allgemeiner noch formuliert sind sie etwa bei: Philip Pettit: Gerechte Freiheit. Ein
                        moralischer Kompass für eine komplexe Welt. Berlin 2015, S. 111–112.

               

               	
                  32Einige Grundlagentexte dazu in: Philipp Schink (Hrsg.): Freiheit. Zeitgenössische
                        Texte zu einer philosophischen Kontroverse. Berlin 2017.

               

               	
                  33John Rawls: Der Vorrang der Grundfreiheiten (1981), in: ders.: Die Idee des politischen
                        Liberalismus. Aufsätze 1978–1989. Frankfurt/M. 1994, S. 159–254.

               

               	
                  34Ders.: Eine Theorie der Gerechtigkeit. Frankfurt/M. 1979, S. 233.

               

               	
                  35«Born In The USA». Die Freiheit zu verrecken. (Interview mit Peter Wicke von der Humboldt-Universität
                        zu Berlin von Waltraud Heinze), in: Junge Welt vom 30. 12. 1987, S. 5.

               

               	
                  36Jean-Jacques Rousseau: Vom Gesellschaftsvertrag. Oder Prinzipien des Staatsrechts
                        (1762), in: ders.: Kulturkritische und politische Schriften in zwei Bänden. Berlin
                        1989, Bd. 1, S. 382.

               

               	
                  37Ottfried Höffe: Kritik der Freiheit. Das Grundproblem der Moderne. München 2015, S. 374.

               

               	
                  38Ausführlich: Ilko-Sascha Kowalczuk: Endspiel. Die Revolution von 1989 in der DDR. 3. überarb., korrig. u. erweiterte Neuausgabe, München 2015.

               

               	
                  39Zitat in: ders.: Walter Ulbricht – Der kommunistische Diktator, S. 246.

               

               	
                  40Diesen Protest und viele andere geschichtspolitische Interventionen hat Rainer Eckert
                        in einem Buch als Chronist mit tausenden Quellenverweisen nachgezeichnet: Rainer Eckert:
                        Umkämpfte Vergangenheit. Die SED-Diktatur in der aktuellen Geschichtspolitik der Bundesrepublik Deutschland. Persönliche
                        Einblicke. 3. Aufl., Leipzig 2023 (der Protest gegen die geplante Rede S. 149–153).

               

               	
                  41Zit. in: Ulrike Füssel: Ein Reifenwechsel in voller Fahrt. Die Lage in den DDR-Betrieben ist schlimmer als befürchtet, in: Frankfurter Rundschau vom 8.8.1990.

               

               	
                  42Rainer Geißler: Die Sozialstruktur Deutschlands. Aktuelle Entwicklungen und theoretische
                        Erklärungsmodelle. Bonn 2010, S. 16.

               

               	
                  43Ausführlich: Kowalczuk: Die Übernahme.

               

               	
                  44Horst-Günter Kessler, Jürgen Miermeister: Vom «Großen Knast» ins «Paradies»? DDR-Bürger in der Bundesrepublik. Lebensgeschichten. Reinbek b. Hamburg 1983; Barbara
                        Grunert-Bronnen (Hrsg.): Ich bin Bürger der DDR und lebe in der Bundesrepublik. 12 Interviews. München 1970.

               

               	
                  45Anja Reich: Acht Tage New York: «Ich war lange nicht mehr so froh, wieder in Berlin
                        zu sein» (https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/die-verlorenen-kinder-von-new-york-li.2217348).

               

               	
                  46Zum Eigentümer siehe: Ilko-Sascha Kowalczuk, Marianne Birthler: Aktenlage. Die Überlieferung
                        von Unterlagen des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) zu Holger Friedrich (geb.
                        22. September 1966 in Berlin), in: Berliner Zeitung vom 13. Dezember 2019, S. 9–14;
                        sowie: https://www.havemann-gesellschaft.de/beitraege/expertise-der-ehemaligen-bundesbeauftragten-fuer-die-stasi
                        -unterlagen-marianne-birthler-und-des-historikers-dr-ilko-sascha-kowalczuk-zur-stasi-vergangenheit-des-berliner-verlegers-holger-friedrich/.

               

               	
                  47Anja Reich-Osangs Ehemann, Alexander Osang, arbeitete bereits vor 1990 für das SED-Blatt und hat sich dort mit entsprechenden Artikeln verewigt.

               

               	
                  48Uwe Johnson: Versuch, eine Mentalität zu erklären. Über eine Art DDR-Bürger in der Bundesrepublik Deutschland, in: ders.: Berliner Sachen. Aufsätze. Frankfurt/M.
                        1975, S. 52.

               

               	
                  49Ebenda, S. 55.

               

               	
                  50Ebenda, S. 58–59.

               

               	
                  51Ebenda, S. 59.

               

               	
                  52Ebenda, S. 60.

               

               	
                  53Ebenda.

               

               	
                  54Ebenda, S. 63.

               

               	
                  55Thomas Brasch: «Ich merke mich nur im Chaos» Interview 1976–2001. Frankfurt/M. 2009.

               

               	
                  56«Was ich habe, will ich nicht verlieren», aus: Thomas Brasch, Die nennen das Schrei.
                        Gesammelte Gedichte. © Suhrkamp Verlag Berlin 2013.

               

               	
                  57Siehe auch S. 87 im vorliegenden Band.

               

               	
                  58Andreas Zick, Beate Küpper, Nico Mokros (Hrsg.): Die distanzierte Mitte. Rechtsextreme
                        und demokratiegefährdende Einstellungen in Deutschland 2022/23. Bonn 2023.

               

               	
                  59Sehr anschaulich: Susan Arndt: Ich bin ostdeutsch und gegen die AfD. Eine Intervention.
                        München 2023.

               

               	
                  60Benedict Anderson: Die Erfindung der Nation. Zur Karriere eines folgenreichen Konzepts.
                        Frankfurt/M., New York 2005 (engl. 1983).

               

               	
                  61Art. Nationalbewußtsein, in: Kleines Politisches Wörterbuch. Neuausgabe 1988. Berlin
                        1989, S. 652–654.

               

               	
                  62Antifaschismus und Rechtsradikalismus in der DDR. Protokoll der öffentlichen Anhörung vom 5. 3. 1993, in: Materialien der Enquete-Kommission
                        «Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland» (12. Wahlperiode des Deutschen Bundestages), hrsg. vom Deutschen
                        Bundestag. Baden-Baden 1995, Band VII/1, S. 106 (Bernd Faulenbach).

               

               	
                  63Art. Rassismus, in: Kleines Politisches Wörterbuch. Neuausgabe 1988. Berlin 1989,
                        S. 802.

               

               	
                  64Dietz-Geschichtskalender 1990. Berlin 1989, S. 172–173.

               

               	
                  65Jörn Schütrumpf: Eichmann – Kein Nachruf, in: ebenda, S. 110 (der Autor ist Historiker).

               

               	
                  66Heinz Niemann: DDR-Forschung: «Ich habe diese Erfahrung mit Ignoranz schon vor 30 Jahren gemacht», in:
                        Berliner Zeitung vom 16.4.2024.

               

               	
                  67Siegfried Prokop: Betrogen von der «Wende». Mein Leben in Böhmen, der SBZ/DDR und im Beitrittsgebiet. Tagesnotizen 1983 bis 2003. Berlin 2020, S. 463–464. Meine
                        ausführliche Rezension: https://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschlandarchiv/324990/betrogen-von-der-wende-eine-buchkritik
                        (7. 1. 2021).

               

               	
                  68Horst Jäkel (Hrsg.): DDR – Meilenstein der Geschichte. Schkeuditz 2014, S. 295.

               

               	
                  69https://www.deutschlandfunkkultur.de/jahresrueckblick-mit-christoph-hein-der-osten-eine-westdeutsche-erfindung-dlf-kultur-215138cb-100.html
                        (5. 12. 2023).

               

               	
                  70https://www.berliner-zeitung.de/kultur-vergnuegen/literatur/dirk-oschmann-antwortet-auf-christoph-hein-der-vergleich-mit-1935-hat-mich-irritiert-li.2166347 (7. 12. 2023).

               

               	
                  71Gut dokumentiert, auch mit Passagen aus der IM-Akte, von: Hermann Vinke (Hrsg.): Akteneinsicht
                        Christa Wolf. Zerrspiegel und Dialog. Eine Dokumentation. Hamburg 1993; Thomas Anz
                        (Hrsg.): «Es geht nicht um Christa Wolf.» Der Literaturstreit im vereinten Deutschland.
                        München 1991.

               

               	
                  72Christa Wolf: Stadt der Engel oder The Overcoat of Dr. Freud. Berlin 2010.

               

               	
                  73Milovan Djilas: Die neue Klasse. Eine Analyse des kommunistischen Systems. München
                        1963, S. 139.

               

               	
                  74Czesław Miłosz: Verführtes Denken (1953). Frankfurt/M. 1980, S. 197.

               

               	
                  75Etwa 1981/82 hatte ich im obligatorischen Wehrkundeunterricht bei einem NVA-Offizier der Luftstreitkräfte (Hauptmann oder Oberstleutnant) Unterricht, der erzählte,
                           er sei vor wenigen Jahren einmal zu einem Kampfeinsatz nach Syrien befohlen worden.
                           Er musste vom Flugzeug wie von der neuen, nämlich khakifarbenen Uniform sämtliche
                           Hoheitsabzeichen entfernen, damit im Falle der Fälle nicht herauskomme, aus welchem
                           Land er komme. Erst später wurde mir bewusst, dass er zu den NVA-Offizieren gehörte, die im Jom-Kippur-Krieg 1973 gegen Israel zum Einsatz kommen
                           sollten, was letztlich aber vor Ort unterblieb. Siehe dazu: Werner Sonne: Streng geheime
                           Luftbrücke aus Brandenburg, in: Tagesspiegel vom 18.10.2023.

               

               	
                  76Abgedruckt in: Theodor W. Adorno: Eingriffe. Neun kritische Modelle. Frankfurt/M.
                        1963, S. 126.

               

               	
                  77Niklas Luhmann: Immer noch Bundesrepublik? Das Erbe und die Zukunft, in: Otthein Rammstedt,
                           Gert Schmidt (Hrsg.): BRD ade! Vierzig Jahre in Rück-Ansichten von Sozial- und Kulturwissenschaftlern. Frankfurt/M.
                           1992, S. 99.

               

               	
                  78Jürgen Habermas: Nachholende Revolution und linker Revisionsbedarf. Was heißt Sozialismus
                        heute?, in: ders.: Die nachholende Revolution. Kleine politische Schriften VII. Frankfurt/M.
                        1990, S. 197.

               

               	
                  79Anne Hahn, Frank Willmann (Hrsg.): Der weiße Strich – Vorgeschichte und Folgen einer
                        Kunstaktion an der Berliner Mauer. Berlin 2011.

               

               	
                  80Dirk Mecklenbeck, Raik Adam: Todesstreifen. Aktionen gegen die Mauer in West-Berlin
                           1989. Berlin 2019; dies.: Rebellion hinter der Mauer. Der Osten, der Westen und wir.
                           Berlin 2024. Es handelt sich um zwei bemerkenswerte, sehr eindringliche und aufklärerische
                           Graphic Novels, die anhand der Lebensgeschichten sehr plastisch den Alltag in der
                           SED-Diktatur und den Widerstand gegen den Mauerstaat erzählen. Dazu siehe auch: Uwe Schwabe:
                           Als es mir kalt den Rücken runterlief, März 2024. https://www.bpb.de/themen/deutschlandarchiv/546140/als-es-mir-kalt-den-ruecken-runterlief/.

               

               	
                  81https://www.berliner-zeitung.de/kultur-vergnuegen/sandra-hueller-ich-wurde-in-der-ddr-geboren-und-das-wird-immer-so-bleiben-li.2194400?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_term=2024–03–10&utm_campaign=10%2003%202024%20Daily%20NL%20Guten%20Morge n%20Berlin&fbclid=IwAR1Yb6izUfWztBfD160kD7DuALzXfniZ-vdDiQqW0ojdFEX_4S1W2hVY1jQ.

               

               	
                  82Jenny Erpenbeck: Heimweh nach dem Traurigsein (2013), in: dies.: Kein Roman. Texte
                        und Reden 1992 bis 2018. München 2018, S. 42–60 (ein ziemlich trauriger Text, der
                        aber einen guten Einblick gewährt in ein Milieu, in dem «1989» als Verrat und Rückschritt
                        gilt).

               

               	
                  83Dies.: Im Jenseits der Altstoffe (2001), in: ebenda, S. 114.

               

               	
                  84Dies.: Sich ganz weit verirren – sich vom Verirren verirren. Rede an die saarländischen
                        Abiturienten des Jahrgangs 2014, in: ebenda, S. 386; siehe auch: dies.: Im toten Winkel.
                        Keynote Oklahoma 2018, in: ebenda, S. 410–411.

               

               	
                  85Booker-Prize-Gewinnerin Jenny Erpenbeck:«Man kann zwar alles sagen, aber es bewirkt
                        oft nichts mehr» Interview von Robert Ide: Tagesspiegel vom 1.6.2024.

               

               	
                  86https://www.tagesschau.de/inland/regional/brandenburg/rbb-interview–berliner-autorin-jenny-erpenbeck-die-sprache-hat-einen-grossteil-dazu-beigetragen-dass-die-ddr-untergegangen-ist-100.html

               

               	
                  87Ausführlich dazu: Ilko-Sascha Kowalczuk: Walter Ulbricht – Der deutsche Kommunist
                        (1893–1945). München 2023; ders.: Walter Ulbricht – Der kommunistische Diktator (1945–1973).
                        München 2024; siehe aber auch: ders.: Warum es zur doppelten Staatsgründung kam, in:
                        Aus Politik und Zeitgeschichte 74(2024) 18–20, S. 4–10; zur Diktatur des Proletariats
                        unverzichtbar: Mike Schmeitzner (Hrsg.): Die Diktatur des Proletariats. Begriff –
                        Staat – Revision. Baden-Baden 2022; Wilfried Nippel: Diktatur des Proletariats – Versuch
                        einer Historisierung, in: Zyklos 5. Jahrbuch für Theorie und Geschichte der Soziologie
                        2019, S. 71–130.

               

               	
                  88Mit Jenny Erpenbeck durch Berlin-Mitte (1. 1. 2019) https://www.tagesspiegel.de/berlin/man-vermisst-nicht-nur-das-gute-5537506.html.
                        Siehe zudem: Jenny Erpenbeck: Wo die Welt zu Ende ist (2006), in: dies.: Kein Roman,
                        S. 17–23; Heimweh nach dem Traurigsein (2013), in: ebenda, S. 42–60.

               

               	
                  89Jenny Erpenbeck: Kairos. München 2021, S. 365.

               

               	
                  90Karl Raimund Popper: Die offene Gesellschaft und ihre Feinde. Bd. II: Falsche Propheten.
                        Hegel, Marx und die Folgen (1945). 8. Aufl., Tübingen 2003, S. 36.

               

               	
                  91Günter Benser: DDR – gedenkt ihrer mit Nachsicht. Berlin 2000, S. 266.

               

               	
                  92Der Begriff ist bereits in den 1980er Jahren für Vorgänge in Südamerika verwendet
                        worden (für diese Auskunft danke ich Raj Kollmorgen).

               

               	
                  93Sehr einprägsam u.a.: Peter Richter: 89/90. München 2015; Manja Präkels: Als ich mit
                        Hitler Schnapskirschen aß. Berlin 2017; Olivia Wenzel: 1000 Serpentinen Angst. Frankfurt/M.
                        2020; Daniel Schulz: Wir waren wie Brüder. Berlin 2022; Hendrik Bolz: Nullerjahre.
                        Jugend in blühenden Landschaften. Köln 2022; Anne Rabe: Die Möglichkeit von Glück.
                        Stuttgart 2023.

               

               	
                  94Z. B. als eine Bilanz, allerdings unverständlicherweise ausschließlich weißer Perspektiven:
                        Till Kössler, Janosch Steuwer (Hrsg.): Brandspuren. Das vereinte Deutschland und die
                        rechte Gewalt der frühen 1990er-Jahre. Bonn 2023. Als komplexe Bilanz angelegt, in
                        der auch die «Baseballschlägerjahre» aus ganz unterschiedlichen Perspektiven vorkommen:
                        Kowalczuk, Ebert, Kulick (Hrsg.): (Ost)Deutschlands Weg. 45 Studien & Essays zur Lage
                        des Landes. Teil I – 1989 bis heute; dies. (Hrsg.): (Ost)Deutschlands Weg. 35 weitere
                        Studien, Prognosen & Interviews. Teil II – Gegenwart und Zukunft.

               

               	
                  95Christian Rau: Hungern für Bischofferode. Protest und Politik in der ostdeutschen
                        Transformation. Frankfurt/M., New York 2023.

               

               	
                  96Michael Kittner: Arbeitskampf. Geschichte, Recht, Gegenwart. München 2005, S. 651–694.

               

               	
                  97Kleines Politisches Wörterbuch. Neuausgabe 1988. Berlin 1989, S. 286 (das war ein
                        parteiamtliches Nachschlagewerk, das in hoher Auflage verbreitet worden ist und die
                        SED-offizielle Sicht beinhaltete. Zugleich war es die Grundlage für alle Lehrbücher,
                        Propagandamaterialien, den Schulunterricht, Weiter- und Fortbildungskurse, die Universitäten
                        und Hochschulen, Zeitungsredaktionen etc. pp.).

               

               	
                  98Ebenda, S. 282.

               

               	
                  99Dazu ausführlich: Kowalczuk: Die Übernahme.

               

               	
                  100https://www.boeckler.de/de/magazin-mitbestimmung-2744-politische-parallelwelten-wo-die-nichtwaehler-wohnen-10901.htm.

               

               	
                  101Ilko-Sascha Kowalczuk: Deutschland eine neue Verfassung geben, in: Emily Haber, Karl-Ludwig
                        Kley, Hans Vorländer (Hrsg.): Gesellschaft der Zukunft. 38 Ideen für Neues. Für Thomas
                        de Maizière zum 70. Geburtstag. Freiburg, Basel, Wien 2024, S. 17–26.

               

               	
                  102https://www.bundestag.de/parlament/geschichte/gastredner/gorbatschow/gauck-247418.

               

               	
                  103Die innerparteilich vielleicht wichtigsten Vorgänge mit weitreichenden Auswirkungen
                        sind dokumentiert in: Lothar Hornbogen, Detlef Nakath, Gerd-Rüdiger Stephan (Hrsg.):
                        Außerordentlicher Parteitag der SED/PDS. Protokoll der Beratungen am 8./9. und 16./17. Dezember 1989 in Berlin. Berlin 1999;
                        Gerd-Rüdiger Stephan, Detlef Nakath (Hrsg.): Ausschluss. Das Politbüro vor dem Parteigericht.
                        Die Verfahren 1989/1990 in Protokollen und Dokumenten. Berlin 2020.

               

               	
                  104Ich stütze mich hier argumentativ auf: Thorsten Holzhauser: Die «Nachfolgepartei».
                        Die Integration der PDS in das politische System der Bundesrepublik Deutschland 1990–2005. Berlin 2019.

               

               	
                  105«Machen Sie doch Ihre Friedensdemos vor dem Kreml.» Warum denken Sie das? ZEIT-Podcast mit Angelika Claußen (IPPNW) und Ilko-Sascha Kowalczuk, Mod. Jana Simon, Philip Faigle, 12. Juni 2022 (https://www.zeit.de/politik/2022–06/waffenlieferungen-ukraine-warum-denken-sie-das-podcast).

               

               	
                  106https://www.bundestag.de/ausschuesse/a22_kultur/oeffentliche_sitzungen/914988-914988.
                        Das Zentrum geht auf eine Idee der Regierungskommission «30 Jahre Revolution – 30 Jahre
                        Deutsche Einheit» 2019/20 zurück, der ich angehörte.

               

               	
                  107Zusammengefasst findet sich das veränderte Verhältnis zur Sowjetunion in: Kowalczuk:
                        Endspiel; ders., Stefan Wolle: Roter Stern über Deutschland. Sowjetische Truppen in
                        der DDR. 2., durchgeseh. Aufl. Berlin 2010.

               

               	
                  108Sahra Wagenknecht: Die Selbstgerechten. Mein Gegenprogramm – für Gemeinsinn und Zusammenhalt.
                        Frankfurt/M., New York 2021.

               

               	
                  109Siehe nur: dies.: Zu jung, um wahr zu sein? Gespräch (von Hans-Dieter Schütt) mit
                        Sahra Wagenknecht. 2., verbess. Aufl. Berlin 1995; dies. (gem. mit Jürgen Elsässer,
                        damals noch ein Linksextremist, mittlerweile ein Rechtsextremist): Vorwärts und vergessen?
                        Ein Streit um Marx, Lenin, Ulbricht und die verzweifelte Aktualität des Kommunismus.
                        Hamburg 1996; dies. Kapital, Crash, Krise … Kein Ausweg in Sicht? Fragen an Sahra
                        Wagenknecht. Bonn 1998; dies.: Kapitalismus im Koma. Eine sozialistische Diagnose.
                        Berlin 2003; dies. (Hrsg.): Aló Presidente. Hugo Chavez und Venezuelas Zukunft. Berlin
                        2004; dies.: Freiheit statt Kapitalismus. Über vergessene Ideale, die Eurokrise und
                        unsere Zukunft. 2., erw. Aufl., Frankfurt/M., New York 2012; dies.: Kapitalismus,
                        was tun? Schriften zur Krise. Berlin 2013. Im Jahr 2016 erschien dann ein Buch, bei
                        dem sich die Rezensenten aus dem bürgerlichen Lager geradezu überschlugen in ihrem
                        Lob und ihrer Begeisterung – leider übersahen viele die Grundkonzeption von Wagenknecht.
                        Mit diesem Buch jedenfalls rückte sie in die bürgerlichen Wärmestuben auf und wurde
                        allseits bewundert von jenen, die Wagenknecht «abschaffen» will: dies.: Reichtum ohne
                        Gier. Wie wir uns vor dem Kapitalismus retten. Frankfurt/M., New York 2016.

               

               	
                  110Dies.: Hatte die DDR eine Chance? Übereifriger Entspannungspolitiker oder konsequenter Gegner des «Wandels
                        durch Annäherung»? Eine neue Biographie über Walter Ulbricht zeichnet ein schiefes
                        Bild des 1. Staatsratsvorsitzenden der DDR, in: konkret 3/1996, S. 33.

               

               	
                  111Dies.: Marxismus und Opportunismus – Kämpfe in der Sozialistischen Bewegung gestern
                        und heute, in: Weißenseer Blätter 4/1992, S. 12–26; dies.: Antisozialistische Strategien
                        im Zeitalter der Systemauseinandersetzung. Zwei Taktiken im Kampf gegen die sozialistische
                        Welt. Bonn 1995.

               

               	
                  112Peter Hacks an Lotte Ulbricht, 25.9.1990. SAPMO BA, NY 4182/vorl. K 379; zum 13. 10. 1989: Peter Hacks: Marxistische Hinsichten.
                        Politische Schriften 1955–2003. Berlin 2018, S. 381.

               

               	
                  113So in einem Interview mit «Junge Welt» am 21. 3. 2003, in: Hacks: Marxistische Hinsichten,
                        S. 370.

               

               	
                  114Wagenknecht: Antisozialistische Strategien im Zeitalter der Systemauseinandersetzung,
                        S. 9.

               

               	
                  115«Sicher auch mit der CDU». Sahra Wagenknecht spricht über künftige Koalitionen. Interview
                        von Livia Gerster und Konrad Schuller, in: FAS vom 25. 2. 2024, S. 4.

               

               	
                  116Adam Tooze: Crashed. Wie zehn Jahre Finanzkrise die Welt verändert haben. München 2018.

               

               	
                  117Aus der Fülle der Literatur verweise ich nur auf zwei, m. E. gute Einführungs- und
                        Überblickswerke: Patrick Bahners: Die Wiederkehr. Die AfD und der neue deutsche Nationalismus.
                        Stuttgart 2023; Katja Bauer, Maria Fiedler: Die Methode AfD. Der Kampf der Rechten:
                        Im Parlament, auf der Straße – und gegen sich selbst. Stuttgart 2021; außerdem ist
                        empfehlenswert: Marcus Bensmann, Jean Peters u.a.: Der AfD-Komplex. Recherchen von
                        Correctiv. Essen 2024.

               

               	
                  118Maximilian Krah: Politik von rechts. Ein Manifest. Schnellroda 2023.

               

               	
                  119Ebenda, S. 43.

               

               	
                  120Ebenda, S. 74.

               

               	
                  121Ebenda, S. 95.

               

               	
                  122Ferdinand Tönnies: Gemeinschaft und Gesellschaft. Grundbegriffe der reinen Soziologie
                        (1887). 8., verbess. Aufl., Leipzig 1935.

               

               	
                  123Krah: Politik von rechts, S. 88.

               

               	
                  124Ebenda, S. 93–94.

               

               	
                  125Alice Weidel: Widerworte. Gedanken über Deutschland. Kulmbach 2023.

               

               	
                  126Sendung vom 5. 5. 2024: https://www.ardmediathek.de/video/caren-miosga/hilft-reden-gegen-radikale-herr-kretschmer/das-erste/Y3JpZDovL2Rhc2Vyc3RlLmRlL2NhcmVuLW1pb3NnYS8yMDI0LTA1LTA1XzIxLTQ1LU1FU1o.

               

               	
                  127Weidel: Widerworte, S. 137.

               

               	
                  128Ebenda, S. 34.

               

               	
                  129Nie zweimal in denselben Fluss. Björn Höcke im Gespräch mit Sebastian Hennig. 6. Aufl.,
                        Lüdinghausen 2023.

               

               	
                  130Martin Sellner: Remigration. Ein Vorschlag. Schnellroda 2024, S. 12; siehe auch: ders.:
                        Regime Change von rechts. Eine strategische Skizze. 4., überarb. Aufl. Schnellroda
                        2024.

               

               	
                  131Sellner: Remigration, S. 55, 65–69.

               

               	
                  132Ebenda, S. 68.

               

               	
                  133Ders.: Regime Change von rechts.

               

               	
                  134Zit. in: Steven Levitsky, Daniel Ziblatt: Wie Demokratien sterben. Und was wir dagegen
                        tun können. München 2018, S. 174; siehe auch: dies.: Die Tyrannei der Minderheit.
                        München 2024.

               

               	
                  135Siehe nur ein paar wichtige Titel wie: Reinhard Bingener, Markus Wehner: Die Moskau-Connection.
                           Das Schröder-Netzwerk und Deutschlands Weg in die Abhängigkeit. München 2023; Michael
                           Thumann: Revanche. Wie Putin das bedrohlichste Regime der Welt geschaffen hat. München
                           2023; Kyrylo Tkachenko: Rechte Tür Links. Radikale Linke in Deutschland, die Revolution
                           und der Krieg in der Ukraine 2013–2018. Stuttgart 2023; Thomas Urban: Verstellter
                           Blick. Die deutsche Ostpolitik. Berlin 2022; ders.: Lexikon für Putin-Versteher. Legenden,
                           Lügen, LGBT. Berlin 2023.

               

               	
                  136Christoph Dieckmann: Bin ich noch Pazifist?, in: Zeit im Osten 8/2024 vom 15.2.2024.

               

               	
                  137Nikolai Epplée: Die unbequeme Vergangenheit. Vom Umgang mit Staatsverbrechen in Russland
                        und anderswo. Berlin 2023.

               

               	
                  138Nur eine kleine Auswahl: Catherine Belton: Putins Netz. Wie sich der KGB Russland zurückholte und dann den Westen ins Auge fasste. Hamburg 2022; Stéphane
                        Courtois, Galia Ackerman (Hrsg.): Schwarzbuch Putin. München 2023; Michel Eltchaninoff:
                        In Putins Kopf. Logik und Willkür eines Autokraten (2015). Stuttgart 2022; Swetlana
                        Gannuschkina: Auch wir sind Russland. Im Widerstand gegen Putins neue Weltordnung
                        (2015). München 2022; Timothy Snyder: Der Weg in die Unfreiheit. Russland, Europa,
                        Amerika. München 2018; Leonid Wolkow: Putinland. Der imperiale Wahn, die russische
                        Opposition und die Verblendung des Westens. München 2022. Michail Sygar: Endspiel.
                        Die Metamorphosen des Wladimir Putin. Köln 2015.

               

               	
                  139Timothy Snyder: Bloodlands. Europa zwischen Hitler und Stalin. 3. Aufl. München 2016.

               

               	
                  140Zum Hintergrund Kowalczuk: Endspiel, S. 505–525.

               

               	
                  141Ralf Dahrendorf: Über Grenzen. Lebenserinnerungen. Frankfurt/M. 2004, S. 122.

               

               	
                  142Ebenda, S. 72.

               

               	
                  143Paul Nolte: Die Ordnung der deutschen Gesellschaft. Selbstentwurf und Selbstbeschreibung
                        im 20. Jahrhundert. München 2000, S. 268.

               

               	
                  144Ralf Dahrendorf: Pfade aus Utopia. Zu einer Neuorientierung der soziologischen Analyse
                        (1958), in: ders.: Gesellschaft und Freiheit. Zur soziologischen Analyse der Gegenwart.
                        München 1961, S. 85–111.

               

               	
                  145Ders.: Über den Ursprung der Ungleichheit unter den Menschen (1961), in: ders.: Pfade
                        aus Utopia. Arbeiten zur Theorie und Methode der Soziologie. Gesammelte Abhandlungen I. München
                        1974, S. 379.

               

               	
                  146Siehe nur: Timothy Garton Ash: The Polish Revolution: Solidarity. London 1983/91;
                        ders.: Ein Jahrhundert wird abgewählt. Europa im Umbruch 1980–1990. Erweiterte Neuausgabe
                        (1990). München 2019; ders.: Zeit der Freiheit. Aus den Zentren des neuen Europa.
                        München 2001; ders.: Europa. Eine persönliche Geschichte. München 2023.

               

               	
                  147Francis Fukuyama: Das Ende der Geschichte. Wo stehen wir? München 1992.

               

               	
                  148Ralf Dahrendorf: Der Wiederbeginn der Geschichte. Vom Fall der Mauer zum Krieg im
                        Irak. Reden und Aufsätze. München 2004, S. 13.

               

               	
                  149Fulminant: ders.: Betrachtungen über die Revolution in Europa in einem Brief, der
                        an einen Herrn in Warschau gerichtet ist. Stuttgart 1990 (die Analogie im Titel zu
                        Edmund Burke ist bewusst hergestellt worden).

               

               	
                  150Ders.: Der Wiederbeginn der Geschichte, S. 29.

               

               	
                  151Siehe ausführlich: Kowalczuk: Karl Raimund Popper. Die offene Gesellschaft und ihre
                        Feinde.

               

               	
                  152Dahrendorf: Der Wiederbeginn der Geschichte, S. 166.

               

               	
                  153Ders., François Furet, Bronisław Geremek: Wohin steuert Europa? Ein Streitgespräch.
                        Frankfurt/M., New York, Paris 1993, S. 49.

               

               	
                  154Dahrendorf: Der Wiederbeginn der Geschichte, S. 215.

               

               	
                  155Wolfgang Schäuble: Erinnerungen. Mein Leben in der Politik. Stuttgart 2024, S. 222.

               

               	
                  156Dahrendorf: Der Wiederbeginn der Geschichte, S. 216.

               

               	
                  157Hanns Werner Schwarze: Die DDR ist keine Zone mehr. Köln, Berlin 1969, S. 253.

               

               	
                  158Jürgen Kocka: The Idea of Freedom in German History. Comment on the Seventeenth Annual
                        Lecture of the GHI, November 20, 2003, in: Bulletin of the German Historical Institute Washington, DC,
                        No. 34 (Spring 2004), S. 41–47.

               

               	
                  159Heinrich August Winkler: Der lange Weg nach Westen. Zweiter Bd.: Deutsche Geschichte
                        vom «Dritten Reich» bis zur Wiedervereinigung. München 2000.

               

               	
                  160Michael Hardt, Antonio Negri: Empire. Die neue Weltordnung. Frankfurt/M., New York
                        2002, S. 288.

               

               	
                  161Paul Nolte: Generation Reform. Jenseits der blockierten Republik. München 2004; Heinz
                        Bude: Abschied von den Boomern. Berlin 2024.

               

               	
                  162Dahrendorf: Der Wiederbeginn der Geschichte, S. 218.

               

               	
                  163Thomas Morus: Utopia. 7. Aufl. Leipzig 1985, S. 86.

               

               	
                  164Mill: Über die Freiheit, S. 16.

               

               	
                  165Ralf Dahrendorf: Versuchungen der Unfreiheit. Die Intellektuellen in Zeiten der Prüfung.
                        München 2006.

               

               	
                  166Grandios: Marko Martin: Dissidentisches Denken. Reisen zu den Zeugen eines Zeitalters.
                        Berlin 2019.

               

            

         
      
   
      
               Register
               

            

            1. FC Union  83

            Adam, Raik (geb. 1964)  110

            Adorno, Theodor W. (1903–1969)  94, 208

            Afghanistan  92, 171, 174

            Ägypten  9, 137

            Aiwanger, Hubert (geb. 1971)  181

            Albanien  174

            Alternative für Deutschland (AfD)  16, 23, 28, 51, 86, 97, 117, 130–133, 135–136,
               142, 160–161–162, 170–173, 175–176, 179–182, 184–189, 198, 213–214, 216–217
            

            Altschulden  105–107

            Amalrik, Andrej A. (1938–1980)  33, 208

            Ammer, Thomas (geb. 1937)  33

            Antiamerikanismus  16, 29, 64–65, 162–163, 166, 198

            Antifaschismus  70, 80, 90, 96, 138–140, 162, 197, 219

            Antikommunismus  138, 141, 162, 201, 219

            Antisemitismus  79, 82–84

            Arbeitsgesellschaft  69, 104–105

            Arbeitslosigkeit  48–49, 128, 156

            Arendt, Hannah (1906–1975)  33, 208

            Arndt, Susan (geb. 1967)  119–120, 122

            Aron, Raymond (1905–1983)  33, 208

            Ash, Timothy Garton (geb. 1955)  33, 201, 208

            Auerbach, Thomas (1947–2020)  33

            Auschwitz  84

            Ausreise siehe Flucht
            

            Australien  207

            Baden-Württemberg  122

            Bahr, Egon (1922–2015)

            Bangel, Christian (geb. 1979)  128

            Bartsch, Dietmar (geb. 1958)  156

            Baseballschlägerjahre  128, 136

            Bayern  26, 122

            Bayreuth  119, 122

            Becker, Jurek (1937–1997)  84

            Belarus  197

            Benser, Günter (geb. 1931)  124

            Berger, Ingo Ilko (1953–1976)  77

            Berger, Marcus (1959–1989)  77

            Berger, Sonja, geb. Kowalczuk (1930–2019)  77–78, 190

            Berger, Werner (1925–1982)  77

            Berlin, Isaiah (1909–1997)  33, 208

            Berlin  7, 21, 26, 38, 41, 44, 46, 56, 62, 66, 78, 83-85, 87, 89, 110, 113, 115–116,
               122, 124–125, 139, 153–155, 159, 166–167, 171, 191, 194, 197
            

            Bickhardt, Stephan (geb. 1959)  33

            Biedenkopf, Kurt (1930–2021)  134

            Bielefeld  23

            Biermann, Wolf (geb. 1936)  33, 72, 88, 162, 208

            Birthler, Marianne (geb. 1948)  33

            Bischofferode  21, 129

            Bisky, Lothar (1941–2013)  156

            Blanck, Jens (geb. 1963)  33

            Bobbio, Norberto (1909–2004)  208

            Böckenförde, Ernst-Wolfgang (1930–2019)  34

            Bohley, Bärbel (1945–2010)  33, 208

            Bolsonaro, Jair (geb. 1955)  216

            Bolz, Hendrik (geb. 1988)  229

            Bonn  89, 203

            Böttger, Martin (geb. 1947)  33

            Brandenburg (Land)  46, 131, 134, 184

            Brandt, Heinz (1909–1986)  33

            Brasch, Thomas (1945–2001)  73

            Brasilien  216

            Brecht, Bertolt (1898–1956)  20

            Bremen  122

            Breschnew, Leonid I. (1906–1982)  169–170, 204

            Brie, André (geb. 1950)  156

            BSW (Bündnis Sahra Wagenknecht)  23, 28, 117, 142, 156, 166–167, 170–172, 182, 185,
               198
            

            Bude, Heinz (geb. 1954)  205

            Bulgarien  44, 57, 60, 116, 164, 210

            Bund Freier Demokraten (BFD)  45

            Bündnis 90/Die Grünen (auch Bündnis 90)  7, 45–46, 130–132, 134–135, 155, 158, 172,
               179, 182–183
            

            Bürgerrat  142–143

            Burke, Edmund (1729–1797)  233

            Cambridge  22

            Campino (Andreas Frege, geb. 1962) 193

            Camus, Albert (1913–1960)  33

            CDU (Christlich-Demokratische Union Deutschlands)  38, 45–46, 90, 105–107, 129–132,
               134–135, 156–158, 160, 172, 179, 184, 189
            

            Chamberlain, Houston S. (1855–1927)  81

            Chemnitz  46

            China  39–40, 92, 130, 163, 176, 178

            Chrupalla, Tino (geb. 1975)  199

            Chruschtschow, Nikita S. (1894–1971)  204

            ČSSR (Tschechoslowakische Sozialistische Republik)  41, 43–44, 57, 60, 91, 164, 195

            DA (Demokratischer Aufbruch)  45

            Dahrendorf, Ralf (1929–2009)  33, 200–203, 205, 208

            Dalos, György (geb. 1943)  33

            Dänemark  66–67, 210

            Darabont, Frank (geb. 1959)  10

            Demokratie  13–14, 16–17, 19, 23–24, 31, 34, 50–51, 59, 65, 93–94, 96–97, 104, 115,
               133, 138–139, 141–145, 148, 162, 182, 186–188, 194, 196, 199, 202, 204–205, 207, 209–212,
               214–215, 217, 219
            

            Demokratie Jetzt (DJ)  46

            Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD)  38

            Deutsche Volksunion (DVU)  131–132

            Dieckmann, Christoph (geb. 1956)  193–194

            Dietrich, Christian (geb. 1965)  33

            Diktatur  13–14, 17–18, 24, 26, 31–32, 38–40, 50, 52, 58, 63–64, 69, 72, 76, 86, 93–96,
               103, 107, 111, 114–115, 117, 124, 135, 139, 143, 146–147, 153–154, 165, 171, 187,
               194, 196, 199, 203, 205, 207, 212–213, 215, 217–219
            

            Dimitroff, Georgi (1882–1949)  116

            Djilas, Milovan (1911–1995)  90

            Dresden  46, 62, 122, 124, 191

            DSU (Deutsche Soziale Union)  45

            Dynamo Dresden  83, 111

            Eckert, Rainer (geb. 1950)  226

            Eichmann, Adolf (1906–1962)  84

            Eisenfeld, Bernd (1941–2010)  33

            Elim  9

            Elsässer, Jürgen (geb. 1957)  231

            Engels, Friedrich (1820–1895)  120

            England  83, 112, 117, 207

            Eppelmann, Rainer (geb. 1943)  33

            Erasmus von Rotterdam (1466/69–1536)  208

            Erfurt  46, 191

            Erhard, Ludwig (1897–1977)  168

            Erpenbeck, Fritz (1897–1975)  113–114

            Erpenbeck, Jenny (geb. 1967)  112–116

            Erpenbeck, John (geb. 1942)  114

            Estland  44, 90, 189, 194–198

            Falisz  190

            Fallada, Hans (1893–1947)  9

            Faschismus/Postfaschismus/Nationalsozialismus  13, 16, 28, 55, 77, 79–80, 83, 91,
               93, 128, 133–135, 138–139, 143, 162, 175, 177, 179–180, 184–186, 196–197, 214
            

            Faulenbach, Bernd (1943–2024)  80

            FDP (Freie Demokratische Partei)  46, 129–132, 134, 160, 172

            Finnland  66, 68, 210

            Flucht und Ausreise  62–63, 68, 73

            Frankfurt/O.  46, 200

            Frankreich  31, 207, 210

            Freeman, Morgan (geb. 1937)  10

            Freie Wähler (FW)  131

            Freiheit  7–8, 10–11, 13, 16–17, 19, 22–24, 31–37, 41, 50–52, 63, 65–66, 72, 92–94,
               97–98, 102–103–104, 107–109, 113, 115, 122, 133, 135, 137–141, 143, 145, 147, 162–163,
               166, 186–189, 194–196, 199–210, 212–217, 219–220
            

            Freud, Sigmund (1856–1939)  86

            Fricke, Karl Wilhelm (geb. 1929)  33, 208

            Frieden  14, 16, 58–59, 72, 87–92, 103, 138–141, 161, 187, 199–200, 218–219

            Friedrich, Holger (geb. 1966)  65

            Friedrich, Silke (geb. 1972)  65

            Fuchs, Jürgen (1950–1999)  33, 69, 208

            Fukuyama, Francis (geb. 1952)  201

            Gauck, Joachim (geb. 1940)  33, 148, 182

            Gemeinschaft  32, 124, 127, 177

            Georgien  192, 197

            Gerechtigkeit  16, 27, 31, 35, 57, 97–98, 141, 163, 174

            Geremek, Bronisław (1932–2008) 33, 203, 208

            Gesellschaft  17, 19, 32, 36, 40–41, 43–44, 48, 50, 55–56, 67, 69–70, 73, 76, 78,
               92, 95, 109, 126, 133, 140, 143–144, 147, 149, 157, 162, 165, 168, 177–178, 180, 187,
               192, 199, 201, 204–206, 216–217
            

            Gierek, Edward (1913–2001)  203

            Gingrich, Newt (geb. 1943)  181

            Gleichheit  16, 31, 34–35, 50, 98, 115, 141

            Globalisierung  49, 80–81, 95, 125, 144, 173, 184–185, 187, 202, 204, 210

            Goethe, Johann Wolfgang von (1749–1832)  168

            Gorbatschow, Michail S. (1931–2022)  38–39, 42, 103, 165, 169, 192, 195

            Görlitz  119

            Grevesmühlen  46

            Griechenland  173, 210

            Grotewohl, Otto (1894–1964)  139

            Grünheide  43

            Guben  139

            Gütschow, Thorsten (geb. 1962)  111

            Gutzeit, Martin (geb. 1952)  33

            Gysi, Gregor (geb. 1948)  41, 44, 63, 135, 153–154, 156, 158–162, 167–168, 193, 197,
               199
            

            Habeck, Robert (geb. 1969)  178–179

            Habermas, Jürgen (geb. 1929)  101

            Hacks, Peter (1928–2003)  169–170

            Hager, Kurt (1912–1998)  88

            Halle/S. 110, 191

            Hamburg  122

            Haneke, Michael (geb. 1942)  77

            Hardt, Michael (geb. 1960)  204–205

            Hasch, Wolfram (geb. 1963)  110

            Hass  58–59, 64, 88, 97, 164–165, 174, 212, 218

            Havanna  157

            Havel, Václav (1936–2011)  33, 208

            Havemann, Katja (geb. 1947)  43

            Havemann, Robert (1910–1982)  33

            Hawaii  41

            Hegel, Georg Wilhelm Friedrich (1770–1831)  120, 140

            Hein, Christoph (geb. 1944)  33, 85

            Helsinki  62

            Hessen  122

            Hirsch, Ralf (geb. 1960)  33

            Hitler, Adolf (1889–1945)  80–81

            Höcke, Björn «Bernd» (geb. 1972)  170, 179–180

            Holzer, Jerzy (1930–2015)  33

            Homer  147

            Honecker, Erich (1912–1994)  38, 40, 87–88, 91, 146, 165, 170, 172, 195, 203

            Höppner, Reinhard (1948–2014)  135

            Hoxha, Enver (1908–1985)  198

            Hoyer, Katja (geb. 1985)  22, 24, 29, 65, 113, 146, 216–217, 224

            Hoyerswerda  128, 134

            Hüller, Sandra (geb. 1978)  112

            Ideologie (auch: Propaganda)  18–19, 38, 55, 58–59, 63–64, 79, 82, 87–91, 133, 138–139,
               154, 161, 164, 197, 218
            

            IFM (Initiative Frieden und Menschenrechte)  7, 46

            Irak  171, 174

            Irland  68

            Israel  166, 227

            Italien  114, 117, 210

            Jaruzelski, Wojciech (1923–2014)  91, 203

            Jena  183

            Johnson, Uwe (1934–1984)  70–72, 87, 103, 112, 122, 124, 146

            Jordan, Carlo (1951–2023)  33

            Jugoslawien  60, 80, 191

            Kalifornien  86

            Kanada  207

            Karl-Marx-Stadt siehe Chemnitz
            

            Kelly, Petra (1947–1992)  208

            Kilias, Doris, verh. Erpenbeck (1942–2008)  114

            Kipping, Katja (geb. 1978)  155, 162

            Kirchen  18, 39, 41, 69

            Klier, Freya (geb. 1950)  33, 216

            Kloß, Markus (geb. 1967)  77–78

            Kloß, Siegfried (geb. 1941)  78

            Knabe, Hubertus (geb. 1959)  29

            Kocka, Jürgen (geb. 1941)  30, 204

            Kohl, Helmut (1930–2017)  46, 49–50, 90, 156, 178

            Kołakowski, Leszek (1927–2009) 33

            Kollmorgen, Raj (geb. 1963)  119

            Kommunismus/Kommunisten  18, 44, 56, 58–59, 64, 71, 80, 82–83, 92–93, 101, 103, 113–114,
               133, 138–139, 147, 153, 164, 168–169, 175, 177, 186, 192–193, 197, 205, 218–219
            

            Korte, Jan (geb. 1977)  161–163

            Kosovo  174

            Kowalczuk, Dorothee Bettina, geb. Holdt (geb. 1942)  75–76, 87, 112

            Kowalczuk, Ilko (1892–1934)  78, 190–191

            Kowalczuk, Ilko Bohdan (1934–1992)  75, 77–78, 81–83, 87–88, 112, 190

            Kowalczuk, Ilko-Sascha (geb. 1967)  21, 25, 27, 29–30, 36, 47–48, 51, 57, 64–65, 75–78,
               81–83, 86–88, 90, 96, 104–106, 112, 115, 122, 127, 161, 164, 166, 186, 190–191, 199,
               212–213, 227
            

            Kowalczuk, Selma, geb. Strack (1892–1978) 190

            KPD (Kommunistische Partei Deutschlands) 113, 154–155

            Krah, Maximilian (geb. 1977)  170, 175–178

            Krenz, Egon (geb. 1937)  40–41, 65, 165

            Kretschmer, Michael (geb. 1975)  178, 189, 193

            Krone-Schmalz, Gabriele (geb. 1949)  193

            Krym  157, 160, 162, 170, 192, 196

            Kuba  45, 60, 81, 130, 163, 168

            Kubitschek, Götz (geb. 1970)  176

            Kukliñski, Ryszard (1930–2004) 89

            Küttler, Wolfgang (1936–2024)  30

            Kyjiw  162, 196

            Lafontaine, Oskar (geb. 1943)  159–160, 203

            Lederer, Klaus (geb. 1974)  155, 162

            Leipzig  14, 21, 23, 39–41, 43–44, 46, 116, 167, 183, 216

            Lenin, Wladimir Iljitsch (1870–1924)  28–29, 139, 164, 169, 198

            Leitmeritz siehe Litoměřice
            

            Lettland  44, 90, 189, 195–198

            Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (LDPD)  38

            Libyen  171

            Liebich, Stefan (geb. 1972)  155, 162

            Liebknecht, Karl (1871–1919)  154–155

            Lietz, Heiko (geb. 1943)  33

            Lindemann, Till (geb. 1963)  117

            Linkspartei (Die Linke)  22, 28, 45–46, 51, 96–97, 117, 130–135, 147, 153–163, 166,
               169, 172, 174, 184–185, 198, 213–214, 217
            

            Lissabon  196

            Litauen  44, 90, 189, 195–198

            Litoměřice 190

            Locke, John (1632–1704)  32

            London  64, 82

            Lorenz, Christian «Flake» (geb. 1966)  117

            Los Angeles  86

            Lötzsch, Gesine (geb. 1961)  159, 167

            Luhmann, Niklas (1927–1998)  101

            Lux, Thomas (geb. 1979)  14

            Luxemburg, Rosa (1871–1919)  154–155

            Magdeburg  46, 135, 155, 157–158

            Mallorca  66

            Mandela, Nelson (1918–2013) 208

            Mao Zedong (1893–1976) 198

            Mau, Steffen (geb. 1968)  14, 21, 119

            Mazowiecki, Tadeusz (1927–2013)  203

            Meckel, Markus (geb. 1952)  33

            Mecklenbeck, Dirk (geb. 1966)  110

            Mecklenburg-Vorpommern  131, 135, 158

            Medien  16, 29, 56, 65, 70, 72, 82, 115, 158–159, 167–168, 171, 182, 198

            Mehlhorn, Ludwig (1950–2011)  33, 208

            Melnyk, Andrij (geb. 1975)  193–194

            Memorial  198

            Merkel, Angela (geb. 1954)  90, 178–179, 182

            Merz, Friedrich (geb. 1955)  142

            Meyer, Heinz-Werner (1932–1994)  48

            Michnik, Adam (geb. 1946)  33, 203, 208

            Mielke, Erich (1907–2000)  40

            Migration  14, 62–63, 68, 73, 125, 147–148, 173–174, 181, 184, 187

            Mill, John Stuart (1806–1873)  32–33, 94, 206

            Milošević, Slobodan (1941–2006) 159

            Miłosz, Czesław (1911–2004) 33, 90

            Miosga, Caren (geb. 1969) 178

            Modrow, Hans (1928–2023)  7, 40, 156

            Mongolei  60

            Montesquieu (1689–1755)  32

            Morina, Christina (geb. 1976)  23–24, 29

            Morus, Thomas (1478–1535) 206, 208

            Moskau  13, 16, 29, 38, 40, 65, 82, 88–89, 91, 103, 114, 135, 153, 155, 157, 159,
               161, 164–165, 170–171, 185, 192, 194–196, 198–199
            

            Müller, Harald  85

            München  73, 89

            Mützenich, Rolf (geb. 1959)  193, 199

            Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)  132

            National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD)  38

            Nationalismus  79–80, 94, 111, 184

            Nationalsozialismus siehe Faschismus
            

            NATO 13, 88–90, 157, 160–161, 170–171, 194–195

            Nawalny, Alexei A. (1976–2024)  13, 171, 198

            Negri, Antonio (1933–2023)  204–205

            Neubrandenburg  46

            Neue Forum  43, 46, 90

            Neuseeland  34, 207

            New York City  35, 64–65

            Niederlande  207, 210

            Niemann, Heinz (geb. 1936)  84

            Nolte, Paul (geb. 1963)  205

            Nordkorea (KDVR)  45, 60

            Nordrhein-Westfalen  122, 149, 167

            Nord Stream  192, 198

            Norwegen  66, 68, 82, 144, 207

            NSDAP (Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei)  154

            Nürnberg  83

            NVA (Nationale Volksarmee)  89, 91, 228

            Oder  194

            Offene Gesellschaft  10–11, 33, 88, 179–180, 200, 202, 208–209

            Olsenbande  66–67, 159

            Orbán, Viktor (geb. 1963)  181

            Osang, Alexander (geb. 1962)  193, 227

            Oschmann, Dirk (geb. 1967)  21–22, 24–25, 27, 29, 65, 85, 102–103, 113, 118–119, 136,
               185, 216–217, 223
            

            Ostdeutsch  25–27, 48, 51–52, 64, 67, 90, 94, 101–102, 104, 107, 109, 111, 113, 117,
               122–127, 135–136, 146–147, 149, 182, 189, 198–199, 205, 210, 213
            

            Österreich  180–181, 210

            Oxford  201

            Papst Franziskus (geb. 1936)  199

            Parteiendemokratie  50, 97, 180

            Patočka, Jan (1907–1977) 208

            Pau, Petra (geb. 1963)  159

            PDS (Partei des Demokratischen Sozialismus) siehe Linkspartei
            

            Peking  40, 65, 157

            Pellmann, Sören (geb. 1977)  167

            Pieck, Wilhelm (1876–1960)  113, 139

            Pol Pot (1925–1998) 198

            Polen  41, 44, 57, 60, 89–91, 164, 189, 191, 195, 198, 210

            Pollack, Detlef (geb. 1955)  42

            Poppe, Gerd (geb. 1941)  7–8, 33, 208

            Poppe, Ulrike (geb. 1953)  33

            Popper, Karl Raimund (1902–1994)  10–11, 33–34, 120, 179–180, 187, 208

            Postfaschismus siehe Faschismus
            

            Potsdam  23, 46, 180, 183, 191

            Prag  39, 91, 190

            Präkels, Manja (geb. 1974)  229

            Prenzlau  46

            Propaganda siehe Ideologie
            

            Prokop, Siegfried (geb. 1940)  84–85

            Pussy Riot  198

            Putin, Wladimir W. (geb. 1952)  13, 28–29, 96, 138–139, 157, 171, 189, 191–194, 196,
               198, 200, 216, 218
            

            Rabe, Anne (geb. 1986)  229

            Ramelow, Bodo (geb. 1956)  155, 160, 172, 184

            Rammstein  117

            Rassismus  79–82, 94, 111, 133, 136, 179, 184

            Rathenow, Lutz (geb. 1952)  33

            Rau, Johannes (1931–2006)  149

            Rawls, John (1921–2002)  35

            Rechtsstaat  11, 37, 75, 104, 115

            Reich, Jens (geb. 1939)  33

            Reich-Osang, Anja (geb. 1967)  65, 227

            Reif, Anja (geb. 1971)  122

            Reisen  60–61

            Reiser, Rio (1950–1996)  66

            Revolution  18, 37, 39–40, 42–44, 88, 103, 107, 109, 142, 144, 147, 165–166, 193–196,
               202–203–205, 212, 215, 217
            

            Rhein  194

            Rheinland-Pfalz  122

            Richter, Peter (geb. 1973)  229

            Riefenstahl, Leni (1902–2003) 117

            Riesa  21

            Robbins, Tim (geb. 1958)  10

            Rostock  21, 46, 77, 81

            Rostock-Lichtenhagen  128, 134

            Rotterdam  89

            Rousseau, Jean-Jacques (1712–1778)  32, 36

            Rumänien  44, 60, 164, 210

            Runder Tisch  7, 45, 89, 142–143

            Russland  7, 13–14, 16, 23, 28–29, 31, 37, 103, 130, 160–165, 168, 170–171, 176, 178,
               182, 185, 191–194, 196, 198–199, 213, 220
            

            Saarland  170

            Sacharow, Andrej D. (1921–1989)  33

            Sachsen  132, 134, 172, 184, 189

            Sachsen-Anhalt  132, 134–135

            Sammer, Klaus (geb. 1942)  111

            Sammer, Matthias (geb. 1967)  111–112

            Schabowski, Günter (1929–2015)  40–41

            Schäuble, Wolfgang (1942–2023)  203

            Schefke, Siegbert (geb. 1959)  33

            Schleswig-Holstein  26, 122

            Schmidt, Helmut (1918–2015)  88

            Scholz, Olaf (geb. 1958)  142, 179

            Schult, Reinhard (1951–2021)  33

            Schulz, Daniel (geb. 1979)  229

            Schütrumpf, Jörn (geb. 1956)  84

            Schwabe, Uwe (geb. 1962)  33

            Schwarze, Hanns Werner (1924–1991)  203

            Schwarzer, Alice (geb. 1942)  193

            Schweden  66, 207, 210

            Schweiz  207

            SED (Sozialistische Einheitspartei Deutschlands)  18, 22, 24, 38–40, 42–47, 50–51,
               55, 58–61, 63–65, 69–70, 75–76, 78–80, 84–92, 96, 103, 109–110, 124, 129, 134–136,
               140, 147, 153–158, 162–163, 165–166, 168–169, 177, 191, 194, 213–214, 217, 219
            

            Selenskyj, Wolodymyr O. (geb. 1978)  194

            Sellering, Erwin (geb. 1949)  135

            Sellner, Martin (geb. 1989)  180–181

            Serbien  171, 210

            Shoah/Holocaust  83–85

            Sicherheit  35–36, 64, 76, 90, 93, 97–98, 105, 144, 146, 186

            Sinai  9

            Söder, Markus (geb. 1967)  142, 188

            Sofia  116

            Sowjetunion  37, 60, 80, 82–83, 88, 91–92, 113–114, 140, 164–165, 191, 194–197, 205

            Sozialstruktur  49

            Spanien  117, 207, 210

            SPD (Sozialdemokratische Partei Deutschlands)  45–47, 90, 129–132, 134–135, 155–156,
               158–159, 172, 179, 184
            

            Sperber, Manés (1905–1984)  33

            Springsteen, Bruce (geb. 1949)  66, 166

            Sri Lanka  178

            Staat  17, 19, 36, 45, 50–52, 59, 69–70, 75–76, 78, 80, 88, 92–94, 96–97, 109–110,
               117, 126, 133, 135, 140–143, 148–149, 156–157, 162, 173–180, 182, 184, 187, 192, 199,
               207, 209–211, 213–214, 217–218
            

            Stalin, Josef W. (1878/79–1953)  28, 113, 139, 147, 168–169, 196, 198, 204

            Stalingrad  24

            Stegner, Ralf (geb. 1959)  193

            Steimle, Uwe (geb. 1963)  146

            Stolpe, Manfred (1936–2019)  134

            Streik  129, 143–144

            Stryi  190

            Suhl  112

            Syrien  130, 157, 171, 174, 227

            Templin  46

            Templin, Wolfgang (geb. 1948)  33

            Thälmann, Ernst (1886–1944)  139

            Thatcher, Margaret (1925–2013)  46

            Thüringen  22, 132, 134, 160, 172, 184

            Tocqueville, Alexis de (1805–1859)  32, 94

            Transformationsschock  128–129, 135, 137, 214

            Trump, Donald (geb. 1946)  216

            Tschetschenien  192

            Ueckermünde  46

            Ufa  114

            Ukraine  13–14, 28–29, 37, 78, 90, 139, 157, 160–162, 170–172, 187, 189, 190–199,
               205, 213, 219–220
            

            Ulbricht, Lotte (1903–2002)  169

            Ulbricht, Walter (1893–1973)  28, 40, 91, 113, 139, 147, 168–170, 172

            Ungarn  39, 41, 47–48, 57, 60, 92, 164, 195, 210

            USA 29, 31–32, 35, 64, 66, 103, 112, 117, 157, 161, 164, 166, 170–171, 194, 198–199,
               207, 216
            

            Venezuela  130, 168

            Vietnam  60

            Vogel, Bernhard (geb. 1932)  134

            Vollmer, Antje (1943–2023)  193

            Wagenknecht, Sahra (geb. 1969)  16, 23, 28–29, 147, 161–162, 164, 166–172, 178, 181,
               184, 199, 231
            

            Wahlen  7, 45–47, 50, 57, 129–136, 141–143, 147, 154, 172, 183–185, 193–194, 203

            Waigel, Theodor (geb. 1939)  105–106

            Wałesa, Lech (geb. 1943)  203

            Wanderwitz, Marco (geb. 1975)  94

            «Wannsee-Konferenz»  85

            Warschau  39, 83, 89, 91

            Warszawski, David (Konstanty Julian Gebert, geb. 1953)  215

            WASG (Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative)  155, 159–160

            Washington  90, 194

            Weichsel  194

            Weidel, Alice (geb. 1979)  170, 178–181

            Weimar  110, 139

            Weißhuhn, Reinhard (geb. 1951)  33

            Wenzel, Oliviua (geb. 1985)  229

            Westheuser, Linus (geb. 1989)  14

            Wicke, Peter (geb. 1951)  35

            Wieland, Günter (1931–2004)  84

            Wien  62

            Winkler, Heinrich August (geb. 1938)  204

            Wismar  46

            Witt, Katarina (geb. 1965)  146

            Wladiwostok  196

            Woidke, Dietmar (geb. 1961) 184

            Wolf, Christa (1929–2011)  85–86

            Wolf, Friedrich (1888–1953)  84

            Zinner, Hedda (1904–1994)  113–114

            Zivilgesellschaft  50, 52, 69–70, 211

         
      
   
      
         
            Zum Buch

         

         Die AfD ist ein gesamtdeutsches Phänomen, aber in Ostdeutschland ist sie besonders
            erfolgreich. Wie ist das zu erklären? Wieso wird die liberale Demokratie gerade dort
            infrage gestellt, wo die erste erfolgreiche Revolution auf deutschem Boden stattfand?
            Ilko Sascha Kowalczuk erzählt die Geschichte Ostdeutschlands seit 1990 als Kampf um
            die Freiheit — ein Kampf, dessen Ausgang richtungsweisend ist für die Zukunft ganz
            Deutschlands.
         

         Über Ostdeutschland wird gerade intensiv diskutiert, und Ilko-Sascha Kowalczuk ist
            eine der markantesten Stimmen dieser Debatte. Der Kampf um die Freiheit ist sein Lebensthema.
            Selbst in der SED-Diktatur groß geworden, hat er Standardwerke zur Geschichte der
            DDR und des Kommunismus vorgelegt, aber auch zur Revolution von 1989 und den Folgen
            der «Übernahme» der DDR durch die Bundesrepublik. Kowalczuk will die Ostdeutschen
            aus ihrer Opferrolle herausholen. Der Westen mag sich seinen Osten «erfunden» haben.
            Doch auch der Osten erfand und erfindet sich seinen Westen. Die ostdeutschen Vorurteile
            gegenüber dem Westen haben weit zurück reichende Wurzeln. Sie wurden durch die Frustrationen
            des Vereinigungsprozesses verstärkt. Und sie hindern jetzt viele Ostdeutsche daran,
            sich die liberale Demokratie der Bundesrepublik zueigen zu machen. 1989/90 erlitt
            Ostdeutschland einen «Freiheitsschock», das ist die Grundthese dieses Buches. Wie
            die ostdeutsche Gesellschaft ihn bewältigt, entscheidet darüber, wohin sie sich entwickelt.
            Kowalczuk will aufrütteln: zu mehr aktiver Eigenverantwortung und zu einem Blick auf
            die Geschichte, bei dem die DDR nicht immer schöner wird, je länger sie her ist. Die
            Diktatur bleibt in diesem Buch eine Diktatur und die Einheit eine Freiheitserfolgsgeschichte.
            Eine Intervention, die nötig ist.
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         ILKO-SASCHA KOWALCZUK ist Historiker und Publizist sowie wissenschaftlicher Mitarbeiter
            der Hamburger Stiftung zur Förderung der Wissenschaften und Kultur. Er ist einer der
            renommiertesten deutschen Experten für die Geschichte der DDR und des Kommunismus.
            Bei C.H.Beck sind von ihm erschienen: «101 Fragen: DDR» (2009), «Endspiel. Die Revolution
            von 1989 in der DDR» (2. Aflg. 2009; Paperback 2015), «17. Juni 1953» (2013), «Stasi
            konkret» (2013), «Die Übernahme» (6. Aflg. 2019) sowie «Walter Ulbricht. Der deutsche
            Kommunist» (2. Aflg. 2023) und «Walter Ulbricht. Der kommunistische Diktator» (2024).
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